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Staatliche Lohnarbeiter im Kapitalismus 


Gerhard Armanski 


‘ Der aktuellen Diskussion über die Mittelklassenproblematik und auch diesem Bei- 
trag liegt kein losgelöster wissenschaftlicher Ideenstreit zugrunde. Ihr geht die poli- 
tische Erkenntnis voraus, daß der Sturz der Bourgeoisherrsschaft auch und gerade im 
entwickelten Kapitalismus nicht allein durch die Arbeiterklasse erfolgen kann. Die 
für das notwendige Bündnis in Frage kommende Klasse ist nicht mehr die der 
Kleinbourgeoisie bzw. der Bauern. Das Kleinbürgertum und die Bauernklasse 
schrumpfen zahlenmäßig in den modernen bürgerlichen Gesellschaften unablässig 
zusammen, als Klasse drücken sie sich kaum noch geschlossen aus (1). In den Vor- 
: dergrund der Bündnisfrage tritt heute die lohnarbeitende Mittelklasse, insbesondere 
die staatlichen Lohnarbeiter. In der Tatsache, daß es sich bei ihr ebenfalls um 
Lohnarbeiter handelt, spiegelt sich die Vernichtung des Kleinbesitzes und die mit 
der wachsenden kapitalistischen Vergesellschaftung der Produktion und Reproduk- 
tion fortschreitende Polarisierung der bürgerlichen Gesellschaft in Kapitalisten und 
Lohnarbeiter. So stellt sich die Bündnisfrage heute auf einer weiteren Stufe der 
gesellschaftlichen Entwicklung neu, nämlich nicht als Bündnis zwischen Arbeiter- 
klasse und kleinen Warenproduzenten, Händlern usw., sondern als besonderes 
Bündnis zwischen zwei Klassen, deren Gemeinsamkeit die Lohnform ihrer Arbeits- 
. verausgabung und die darin eingeschiossene Abpressung von Mehrarbeit ist. Gleich- 
wohl gibt es erhebliche Unterschiede in der Stellung innerhalb der gesellschaftlichen 
Organisation der Arbeit und der ökonomischen Grundlage ihrer Existenz zwischen 
beiden Klassen, die zu unterschiedlichen Interessen und Bewußtseinsformen führen, 
und zwar in stärkerem Maß als dies zwischen den Fraktionen der Arbeiterklasse 
selbst der Fall ist. 

Es geht nun darum, die Gemeinsamkeiten und die Unterschiede zwischen 
staatlichen Lohnarbeitern und Arbeiterklasse zu analysieren, um damit der Frage 
nach den Grundlagen und der Taktik eines Bündnisses zwischen beiden näherzu- 
kommen. Dabei wird sich zeigen, daß die wissenschaftliche Analyse und die politi- 
sche Taktik in den vorhandenen Positionen zu dieser Frage eng zusammenhängen, 
. was an einigen Beispielen aufgezeigt werden soll. 

Allerdings ist die Kritik an diesen Positionen und die kurze Darstellung der 
eigenen Auffassung noch gebunden an die Ebene der Entfaltung des „allgemeinen 
Klassenbegriffs“. Zwar enthält dieser, wie die gesamte Kritik der politischen Ökono- 
mie, die historische Realität der bürgerlichen Gesellschaft in ihrem Durchschnitt. 
Die Besonderheit einer bestimmten historischen Epoche, etwa der Geschichte der 
Bundesrepublik, schlüsselt er aber noch keineswegs zufriedenstellend auf. Insofern 


1 Vgl. Annette Leppert-Fögen, Die deklassierte Klasse — Studien zur Geschichte und Ideo- 


logie des Kleinbürgertums, Frankfurt a. M. 1974; Zahlen in den Sozialstatistikbänden des 
Projekts Klassenanalyse und des IMSF. 
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sind, damit Kritik und eigene Position vollständig entwickelt werden können, noch 
weitere Arbeitsschritte zu leisten. Einmal ist im Rahmen des „allgemeinen Klassen- 
begriffs‘ selbst noch das Verhältnis von Kapitalproduktion und Staat als Grundlage 
von Lage und Bewußtsein der staatlichen Lohnarbeiter über die bisherigen Ansätze 
hinaus zu klären. Weiterhin müssen sich natürlich die erarbeiteten Auffassungen 
in der wissenschaftlichen Analyse und politischen Einschätzung der gegenwärtigen 
Verhältnisse in der BRD (3) erst noch als richtig erweisen. Insofern stellt die nach- 
stehende Arbeit nur einen ersten Schritt dar. 


I. 

In den letzten Jahren ist verschiedentlich auch von marxistischer Seite her der 
Versuch unternommen worden, die staatlichen Lohnarbeiter und die dem Kapital 
unterworfenen Lohnarbeiter als Abteilungen einer gemeinsamen Klasse — der Lohn- 
arbeiterklasse — zu fassen (4). Für diese Position stellte sich anstelle der Bündnisfra- 
ge die Frage der Vereinheitlichung aller Lohnarbeiter — und zwar ausgehend von 
der Gemeinsamkeit der Lohnform ihrer Arbeit. 

Die Lohnform wird zum klassenbestimmenden Merkmal und alle Lohnarbei- 
ter in der Produktion, im Handel und beim Staat als einer Klasse zugehörig erklärt. 
Die Argumentation beruft sich auf Marx, der im letzten Kapitel des „Kapital“ 
davon spricht, daß 


„die Eigentümer von bloßer Arbeitskraft, die Eigentümer von Kapital und die Grundeigentümer, 
deren respektive Einkommensquellen Arbeitslohn, Profit und Grundrente sind, also Lohnarbei- 
ter, Kapitalisten und Grundeigentümer ... die drei großen Klassen der modernen, auf der 
kapitalistischen Produktionsweise beruhenden Gesellschaft (bilden)“ (5). 


Aus dem Zusammenhang der genannten Stelle geht aber eindeutig hervor, daß Marx 
hier nur die vom Kapital angewendeten Lohnarbeiter meinen kann. Mit dem ent- 
sprechenden Kapitel schließt nämlich die Untersuchung des kapitalistischen Repro- 
duktionsprozesses in seiner Gesamtheit ab, innerhalb dessen die aus abgeleitetem 
Einkommen (Revenue) gespeiste ökonomische Existenz des Staates und damit der 
staatlichen Lohnarbeiter noch gar nicht entwickelt ist. 

Die Theorie der Lohnarbeiterklasse sitzt genau der Verschleierung wesentli- 
cher Verhältnisse an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft auf, die Marx 


2 Vgl. als Versuch hierzu: Gerhard Armaski, Boris Penth und Jörg Pohlmann, Situation 
und Kämpfe staatlicher Lohnarbeiter in der BRD, erscheint voraussichtlich Januar 1975. 
3 Vgl. Gerhard Armanski, Zur Kritik der Theorie der neuen Mittelklasse, in: Probleme des 
Klassenkampfs, 4/1972; Autorenkollektiv, Zur Klassenanalyse der Studenten, Erlangen 
1972. Die hier vertretene Position wurde vom Verf. des vorliegenden Aufsatzes selbst 
geteilt. Sie hatte in der Abgrenzung von Analysen, die das Begriffspaar produktive und 
unproduktive Arbeit unbesehen als Instrumente der realen Klassenanalyse verwendeten 
(vgl. die Arbeiten Schmierers), einen bestimmten wissenschaftlichen und politischen Stel- 
lenwert, ist aber heute in entscheidenden Punkten als unrichtig anzusehen. 
MEW 25, S. 892 (MEW — Marx/Engels Werke) 
Vgl. MEW 23, S. 555 
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analysierte. Bereits im Lohn ist der die kapitalistische Produktion kennzeichnende 
Unterschied von notwendiger und Mehrarbeit ausgelöscht. Der Lohn ist die Form, 
die den Inhalt — die Ausbeutung der Ware Arbeitskraft — vermittelt und ver- 
steckt (6). Diese Form existiert auch im Waren- und Geldhandel, wo es allerdings 
ein gesellschaftlich anders bestimmtes Ausbeutungsverhältnis verhüllt (7). Mit der 
weiteren Verselbständigung von Teilen der gesellschaftlich produzierten Mehrwert- 
masse im zinstragenden Kapital (Trennung von „arbeitendem“, fungierendem und 
Leihkapital) setzt sich z. B. im Unternehmerlohn (8) die Lohnform auch für Ver- 
hältnisse fest, die ihrem Inhalt, der Ausbeutung in Produktion und Zirkulation — 
direkt widersprechen. Schließlich erscheint den das Kapitalverhältnis in Produktion 
und Zirkulation reproduzierenden Lohnarbeitern der Lohn nicht nur als Preis ihrer 
Arbeit, sondern als spezifische Revenue (Einkommen), die ihnen als Eigentümer 
ihrer Arbeitskraft neben den aus dem Boden und dem Kapital stammenden Reve- 
nuen zukommt (9). In der Revenueform ist die gesellschaftliche Bestimmung der 
Lohnarbeit als wert- und mehrwertproduzierende bzw. Zirkulationsarbeit verrich- 
tende Lohnarbeit ausgelöscht. Der Lohn erscheint bloß noch als Vergütung für ein 
entsprechendes Arbeitsquantum. 

Bisher war nur vom Lohn als Einkommen der in der Reproduktion des Kapi- 
tals beschäftigten Lohnarbeiter die Rede. Ihre Revenuen (Einkommen) sind Teile 
des produzierten Kapitals — Originalrevenuen. Anders bei den staatlichen Lohnar- 
beitern. Ihr Lohn setzt sich aus Teilen der Originalrevenuen der Bourgeois und der 
Arbeiter (Profit und Lohn) zusammen. Sie produzieren ihren Lohn nicht selbst (was 
allerdings auch die kommerziellen Lohnarbeiter nicht direkt tun), reproduzieren 
damit auch nicht das Kapitalverhältnis. Sie stehen nicht dem Kapitalisten gegen- 
über, der am Gebrauchswert ihrer Arbeit für die Wertproduktion interessiert ist. Sie 
stehen dem Staat gegenüber, der am Gebrauchswert ihrer Arbeit zur Erfüllung seiner 
Funktionen interessiert ist. 

Der Lohn stellt das Äquivalent für die Reproduktionskosten der Ware Arbeits- 
kraft dar. Im Ankauf des Lohnarbeiters ist das Recht und der Zweck eingeschlos- 
sen, die gekaufte Ware Arbeitskraft möglichst profitabel anzuwenden. Die Mehrar- 
beitsabpressung als Inhalt des Lohnarbeitsverhältnisses tritt in ihrer reinsten Form 
als Mehrwertproduktion durch den produktiven Lohnarbeiter in der Industrie auf, 
verallgemeinert sich jedoch mit der Durchsetzung der kapitalistischen Produktions- 
verhältnisse bis hin in Sphären, in denen nicht kapitalistisch produziert wird, also 
etwa beim Staat. Mit der Ferne zum Reproduktionsprozeß des Kapitals als sich 
selbst verwertender Wert verschwindet aber die der Lohnarbeit anhaftende Bestim- 
mung, das Kapital zu reproduzieren und zu vermehren. Der Lohn ist auch in der 


6 Vgl. MEW 25, S. 278 ff. 

7 Vgl. MEW 25, S. 393 ff. 

8 Vgl. MEW 25, S. 822 ff. 

9 Das Projekt Klassenanalyse verschüttet das Problem lediglich, wenn es behauptet, sobald 
die Arbeitskraft der staatlichen Lohnarbeit als tauschwertbestimmt und mehrarbeitslei- 
stend angesehen werde, sei die Differenz zum Ankauf und Gebrauch der Lohnarbeit in 
der Kapitalproduktion nicht mehr recht einzusehen. Vgl. Materialien zur Klassenstruktur 
der BRD, S. 493 f. Leider bleibt es auch bei der bloßen Behauptung. 


Sphäre des Staates das Äquivalent für die Reproduktionskosten der Ware Arbeits- 
kraft. Deren Vernutzung im Arbeitsprozeß geschieht mit dem Zweck der Herstel- 
lung für die bürgerliche Gesellschaft nützlicher Dienste und nicht der Vermehrung 
des vorgeschossenen Kapitals. Daß diese Arbeitsverausgabung über die notwendige 
Arbeit hinaus Mehrarbeit leistet, liegt in der benannten, von der Kapitalproduktion 
ausgehenden und bestimmten Tendenz der Verallgemeinerung der Lohnarbeit, ist 
aber nicht Sinn und Zweck der ganzen Veranstaltung (10). 

Die Zusammenfassung der verschiedenen Kategorien von Lohnarbeitern in 
einer Klasse bindet die Klassenbestimmung an die Oberfläche des gewöhnlichen 
Bewußtseins, in der die Quelle der verschiedenen Einkommen (der Arbeit, des 
Kapitals, des Grundbesitzes) nicht mehr sichtbar ist. Was sich selbst als eine die 
innere Differenzierung der Lohnarbeiter auslöschende Einheit verschiedener ökono- 
mischer Bestimmungen von Lohnarbeit darstellt, kann nicht Ausgangspunkt der 
Klassenanalyse sein. Die Theorie der Lohnarbeiterklasse ist daher als klassenana- 
lystischer Begriff kaum, als politischer Kampfbegriff (Vereinheitlichung der Lohnar- 
beiterklasse) überhaupt nicht brauchbar. Auf die mannigfachen Kämpfe der Lohnar- 
beiter weiß sie nur mit einer Vereinheitlichungsstrategie auf der Basis des Lohns zu 
antworten, verliert dabei aber die Frage nach der objektiven revolutionären Kraft, 
die vom Kapital erzeugt wird und die allein es vernichten kann, aus dem Auge. 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen Arbeiterklasse und staatlichen Lohn- 
arbeitern können dann nur noch zufällig auf der Ebene der Erscheinungen festge- 
macht, nicht aber systematisch erklärt und hergeleitet werden (11). 

Als Ausgangspunkt der Klassenanalyse ist vielmehr die spezifisch kapitalisti- 
sche Form der Produktion und Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums anzuse- 
hen, die verschiedene Formen der Lohnarbeit hervorbringt. In der kapitalistischen 
Produktionsweise stehen sich die Klasse der Arbeiter, die nur leben können, wenn 
sie das Kapital vermehren und die Klasse der Kapitalisten, die die aneignende 
Nicht-Arbeit, das Kapital, repräsentieren, gegenüber. Die vom Kapital ausgebeuteten 
Lohnarbeiter, die mit ihrer Arbeit in Produktion und Handel das Kapitalverhältnis 
reproduzieren, stellen objektiv die Arbeiterklasse dar. Sie, als Gegenpol des Kapi- 
tals, sind auch Träger der historischen Aufgabe der Aufhebung des Kapitalverhält- 
nisses; die aus abgeleiteter Revenue bezahlten und und nicht (wie die kommerziel- 
len Lohnarbeiter) in den Kapitalreproduktionsprozeß eingeschlossenen staatlichen 
Lohnarbeiter können dann keine Abteilung der Arbeiterklasse sein. 


ID. 
Nicos Poulantzas (12) unterscheidet eine ökonomische, eine strukturelle und eine 


10 Vielleicht ist eine materialistische Basis für das Aufleben einer derartigen Theorie darin 
zu sehen, daß mit ihrer Hilfe die sozialistischen Studenten bzw. Intellektuellen sich selbst 
zur revolutionären Klasse zählen zu können hofften. 

ıl Zum marxistischen Klassenbegriff, Berlin (West) 1973. Vgl. auch Political Power and 
Social Classes, London 1973 

12 Zum marxistischen Klassenbegriff, S. 12 


konjunkturelle Klassenbestimmung, die zusammen als kKlassenanalytisches Kriterium 
anzuwenden sind. Bezüglich der ökonomischen Klassenbestimmung geht er davon 
aus, daß die produktive Lohnarbeit die Arbeiterklasse definiere. Der Lohn sei nur 
juristische Form des Einkommens, die unterschiedliche ökonomische Verhältnisse 
verdecke. „Nicht der Lohn definiert die Arbeiterklasse“ (13), Poulantzas kritisiert 
die Theorie der KPF vom Gesamtarbeiter als „ökonomistische Deformation“ (14). 
Unter den Gesamtarbeiterbegriff fielen außer den produktiven Arbeitern auch alle 
übrigen Lohnarbeiter, die „Quasi-Arbeiter‘. Die Identifizierung von Lohnabhängig- 
keit und Arbeiterklasse führe zum „Mythos der Klasse der Lohnempfänger“. 

Freilich gebe es neben den Hauptklassen weitere Klassen, wie das traditionelle 
Kleinbürgertum und das ‚, ‚neue‘ Kleinbürgertum der nicht-produktiven Lohnemp- 
fänger“ (15). Die Theorie von einer einheitlichen Zwischenklasse aus beiden als 
dritte Kraft lehnt Poulantzas jedoch ab. Vielmehr handle es sich hier um mehrere 
Klassen. Ebenso lehnt er ihre Fassung als Zwischenschichten ab. Bei der Hinzuzie- 
hung politisch-ideologischer Kriterien sei gleichwohl davon auszugehen, daß das 
traditionelle Kleinbürgertum und das neue, aus nichtproduktiven Lohnempfängern, 
„Funktionären des Staates und seiner verschiedenen Apparate“ (16) bestehende 
Kleinbürgertum eine Klasse bildeten. 


„Das ‚Kleineigentum‘ einerseits und Lohnempfänger, die ihrer Ausbeutung nur in Form „des 
„Lohnes‘ und ‚der Konkurrenz‘ “ abseits von der Produktion ausgesetzt sind, andererseits weisen 
aus gleichwohl unterschiedlichen ökonomischen Gründen die gleichen politischen und ideologi- 
schen Merkmale auf: kleinbürgerlicher ‚Individualismus‘, Neigung zum ‚Status quo‘ und Furcht 
vor der Revolution, Mythos des ‚gesellschaftlichen Aufstieges‘ und Streben nach bürgerlichem 
Status, Glaube an den ‚neutralen Staat‘ über den Klassen, politische Unbeständigkeit und Ten- 
denzen, den ‚starken Staat‘, sowie Bonapartismus, Formen der Revolte vom Typ ‚Aufstand der 
Kleinbürger‘ zu unterstützen“ 


Diese relativ einheitliche Kleinbürgerklasse zerfalle freilich in ökonomisch bestimm- 
te Fraktionen und eher politisch-ideologisch bestimmte Schichten. Es lasse sich 
feststellen, „daß die kleinbürgerliche Fraktion der nicht-produktiven Lohnempfän- 
ger der Arbeiterklasse näher ist als die des traditionellen Kleinbürgertums“. Im 
übrigen schwankte die Nähe der jeweiligen Fraktion zur Arbeiterklasse nach der 
Konjunktur. Auf keinen Fall aber seien die nicht-produktiven Lohnempfänger eine 
neue Klasse oder Zwischenschicht neben und außer den Klassen. Bei noch stärkerer 
Heranziehung politisch-ideologischer Kriterien sei von „sozialen Kategorien“ auszu- 
gehen, z. B. der der administrativen Bürokratie, die trotz verschiedener Klassenbasis 
jeweils eine Interesseneinheit bilden und eine eigene Rolle als „soziale Kräfte“ 
spielen könnten (19). 


13 A.20.,S.14 
14 A.a.0.,S.17 
15 A.a.0., S. 24 
16 A.a.0.,S. 25 
17 entf. 
18 entf. 


19 Vgl. a. a. O., S. 28 ff. Als „soziale Kategorien (bezeichnet man) Gesamtheiten von 


Poulantzas versucht also, einer ökonomisch verengten Klassendefinition zu 
entgehen, indem er strukturelle und politisch-ideologische Kriterien in sie auf- 
nimmt. In diesem Versuch der Verbindung wesentlicher und oberflächlicher Klas- 
senkriterien landet Poulantzas schließlich auf der Ebene der Verallgemeinerung 
historischer Phänomene. Er beläßt es bei der bündigen Gleichsetzung von produkti- 
ver Arbeit und Arbeiterklasse. Damit fallen nicht nur die kommerziellen Lohnarbei- 
ter heraus. Es werden auch Form und Inhalt der Lohnarbeit beim Staat überhaupt 
nicht entwickelt (20), wird nicht angegeben, welche Bedeutung die Lohnform für 
die Staatsarbeiter hat. Aus dem Widerspruch, die staatlichen Lohnarbeiter nicht 
einer einheitlichen Zwischenklasse zuzuschlagen, sie aber auch nicht als neue gesell- 
schaftliche Klasse sehen zu wollen, flüchtet Poulantzas in die Konstruktion einer 
politisch-ideologisch bestimmten Kleinbürgerklasse. Die für sie angegebenen Kriterien 
mögen bis zu einem gewissen Grad zutreffende Verallgemeinerungen historisch 
entwickelter Bewußtseinsformen von traditioneller Kleinbourgeoisie und staatlichen 
Lohnarbeitern sein, eine aus der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft gewonnene 
Klassenanalyse ersetzen sie keinesfalls. Die Vermengung von Versatzstücken einer 
wissenschaftlichen Analyse mit allgemein gesetzten empirischen Beobachtungen 
macht klare politi-che Folgerungen unmöglich. So ist es denn auch kein Wunder, 
daß Poulantzas zur „Frage der Bündnisse der Arbeiterklasse mit den anderen Volks- 
klassen“ (21) nur zu sagen weiß, daß ein „Bündnis ohne Prinzipien“ (22) gefährlich 
ist. 


II. 

Heinz Jung (23) geht zunächst davon aus, daß sich die Kleinbourgeoisie, denen 
ursprünglich auch die Staatsbeschäftigten zugehörten, durch zunehmende Proletari- 
sierung aufgelöst und differenziert habe (24). U. a. deswegen bilde die Kleinbourge- 
oisie heute keine Klasse mehr, sondern ‚„Mittel- oder Zwischenschichten“, Teile von 
ihnen seien zur Arbeiterklasse zu rechnen, deren Kern die „Industriearbeiterschaft 
der Großindustrie ... und des Bergbaus“ sei, so u. a. die „Untergruppen der Staats- 
angestellten und -beamten“ (25). Andererseits aber gehörten wiederum Intelligenz 
und „lohnabhängige Zwischenschichten“ zu den „Schichten zwischen den Klas- 
sen‘ (26). Zwischen Arbeiterklasse und Kapitalistenklasse stehend, wüchsen sie mit 


Agenten, deren hauptsächliche Rolle darin besteht, die Apparate des Staates und der 
Ideologie funktionieren zu lassen“. S. 28 

20 Wenn man nicht die Fassung des Staates als „aus dem repressiven Apparat und den 
ideologischen Apparaten“ zusammengesetzt für ausreichend ansieht. A. a. O., 3. 40 

21 A.a.0,S.17 

22 A.a.0.,5.18 

23 Zu den klassentheoretischen Grundlagen einer sozialstatistischen Analyse der Klassen- 
und Sozialstruktur der BRD, in: IMSF (Hısg.), Klassen- und Sozialstruktur der BRD 
1950-170, Teil I: Klassenstruktur und Klassentheorie, Frankfurt a. M. 172, S. 1-192 

24 A.a0.,S.39u.42 

25 A.a.0.,S.45. Vgl.S. 128 ff. 

26 A.a. 0.5.45 


dem Wachstum der gesellschaftlichen Vermittlungsbereiche (geistige Produktion 
und Staat) an. Arbeitsrechtlich und sozialökonomisch seien sie äußerst heterogen. 
So bildeten etwa untere Post- oder Eisenbahnbeamte eine „Randschicht der Arbei- 
terklasse“, während untere Polizeibeamte durch ihre Loyalitätsbindung und Herr- 
schaftsfunktion eine „lohnabhängige Zwischengruppe‘“ darstellten (27). Anderer- 
seits geht Jung davon aus, daß „der zunehmende Umfang der Lohnarbeit nicht 
identisch (ist) mit der Zunahme der Arbeiterklasse‘, daß der Ansatzpunkt zur 
ökonomischen Bestimmung der Arber vielmehr in der produktiven Arbeit 
liege (28). 

Mit dem so entwickelten begrifflichen Instrumentarium geht Jung an die 
konkrete Analyse der BRD. Schlüsselbegriff für die Analyse der staatlichen Lohnar- 
beit sind die lohnabhängigen Mittelschichten, „deren Existenzgrundlage die Lohnar- 
beit ist, deren Stellung in der gesellschaftlichen Organisation der der Arbeit und im 
Gesamtsystem der Wirtschaft und Gesellschaft ihnen jedoch gegenüber der Arbeiter- 
klasse eine Sonderrolle zuweist. Hieraus resultiert eine dem ‚alten‘ Kleinbürgertum 
vergleichbare objektive Stellung und eine darauf beruhende zwiespältige Interessen- 
lage gegenüber den Grundklassen‘“ (29). Zu ihnen gehören auch „Gruppen, die 
Funktionen des Staates ausüben“. Zur Lohnform ihrer Tätigkeit steht der inhalt- 
liche Charakter (vor allem der repressive) ihrer Arbeit im Gegensatz. Die lohnab- 
hängigen Mittelschichten seien durch rasches Wachstum und starke soziale Differen- 
zierung gekennzeichnet. In ihren unteren Rängen bildeten sich „Detailarbeiter“ 
heraus, die sich in Arbeitssituation, Qualifikation und Einkommen an die Arbeiter- 
klasse annähern, wobei auch ihre zunehmende Rekrutierung aus dieser eine Rolle 
spiele, Bei diesen unteren Rängen „setzt sich gegenüber der Zwiespältigkeit ihrer 
Funktionen der voll entfaltete Warencharakter ihrer Arbeitskraft durch“ (30). 

Der staatsmonopolistische Kapitalismus versuche, den Sonderstatus der lohn- 
abhängigen Mittelschichten zu zementieren, müsse aber zugleich zunehmend ihre 
materiellen Privilegien abbauen. An sich Stützen des staatsmonopolistischen Kapita- 
lismus, seien sie verschärftem Ausbeutungsdruck und zunehmender Existenzun- 

‚sicherheit ausgesetzt. „Das führt bei beträchtlichen Gruppen zu einer, wenn auch 
widersprüchlichen und schwankenden Annäherung ihrer Interessen an die der Arbei- 
terklasse“ (31). Die lohnabhängigen Mittelschichten und die Intelligenz seien die 
neuen „ ‚Nachbarn von rechts‘ “ (32) der Arbeiterklasse. 

Die Staatsbeschäftigten werden nun nicht insgesamt unter der Kategorie der 
lohnabhängigen Mittelschichten gefaßt. Der Staat sei „für eine große Gruppe der 
Arbeiterklasse, der lohnabhängigen Mittelschichten und der Intelligenz der unmit- 
telbare Ausbeuter geworden‘ (33). Die Staatsbeschäftigten seien nach Arbeitsrecht 
und: Funktion sehr unterschiedlich. 


27  A.a.0.,S.47 

28  A.a.0.,S.84f. 

293 A.a.0.,S.149 

30 A.a.0,8S.141 

31-34A.a. O., 142, 131, 154, 154 £. 


„Die Staatsbeschäftigten haben einen arbeitsrechtlich unterschiedlichen Beschäftigungssta- 
tus... sie üben qualitativ verschiedene Funktionen aus (Wirtschaftstätigkeit, Verwaltung, Re- 
pression usw.) und befinden sich schließlich in einer unterschiedlichen und gegensätzlichen 
Klassenlage (Arbeiterklasse, Mittelschichten, Intelligenz, Bouıgeoisie, staatsmonopolistische Oli- 
garchie)“ (34). 


Die hierarchische Struktur bringe soziale Gegensätzlichkeiten nur vermittelt zum 
Ausdruck. Beamtenstatus, materielle Privilegien, Loyalitätsverpflichtung seien noch 
immer für die Staatsbeschäftigten kennzeichnend. Ihre unteren Gruppen gehörten 
aber aufgrund ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen zur Arbeiterklasse (35). 

Auch Jung gibt die Analyse der Formen gesellschaftlicher Arbeit im Kapitalis- 
mus auf zugunsten empirisch gewonnener Verallgemeinerungen (36). Statt die 
historische Erscheinung konkreter Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnarbei- 
ter mithüfe der Kritik der politischen Ökonomie zu durchdringen, zu erklären und 
zu ordnen, verfällt Jung in ein heilloses Durcheinander von stofflichen (konkreter 
Inhalt der Arbeit), historischen (Organisation, Kampfkraft, ökonomische Situation) 
und formmäßigen (Lohn, Rolle der Verausgabung der Arbeitskraft im Gesamtpro- 
zeß der Gesellschaft) Faktoren. Die Vermittlung von Wissenschaft und Erscheinung, 
Theorie und Geschichte in der Analyse der sozialen Klassen verflacht zur Sozial- 
strukturanalyse, die nurmehr begriffslos registriert statt zu erklären. 

Jung kann nicht mehr analytisch klar angeben, wie die lIohnabhängigen Mittel- 
schichten bzw. die Staatsbeschäftigten im Verhältnis zur Arbeiterklasse zu begreifen 
sind. Mal sind sie eigene Schicht, mal soziale Gruppe, mal Teil der Arbeiterklasse — 
je nach der historischen Erscheinung und dem von Jung verwendeten begrifflichen 
Instrumentarium. Wesentliche Bestimmungsfaktoren der staatlichen Lohnarbeit 
müssen so verborgen bleiben. Folgenschwer ist insbesondere, daß Jung an keiner 
Stelle Form und Funktion des bürgerlichen Staates ableitet (37). Damit kann die 
spezifische Quelle des Lohns der staatlichen Lohnarbeiter, nämlich abgeleitete Re- 
venue, nicht mehr erkannt werden. Die besondere Herkunft des Lohns der Staatsar- 
beiter ist aber eine zentrale Bestimmung, aus der ihr Verhältnis zum Reproduktions- 
prozeß und den Lohnarbeitern des Kapitals, ihre spezifische Bindung an den Staat 
und damit die genauere Fassung der Besonderheiten der Lohnform ihrer Arbeit zu 
entwickeln sind. Die Besonderheit des Lohns der staatlichen Lohnarbeiter und die 
Bindung des Staats und seiner Funktionen an die Kapitalakkumulation erschließen 
erst den Zugang zur Analyse der staatlichen Lohnarbeiter. Diese stattdessen zu 
Schichten, sozialen Gruppen oder zur Arbeiterklasse zu schlagen, bedeutet eine 
Kapitulation vor dem Problem. Die Bündnisfrage löst sich dann letztlich dahin auf, 
daß die staatlichen Lohnarbeiter in wesentlichen Teilen zur Arbeiterklasse gezählt 


35 Vgl. a.a. O,, S. 130 

36 Zur Kritik an Jung vgl. Projekt Klassenanalyse, Materialien, S. 370-430. Die Behauptung 
der Genossen, aus der Kritik könne die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
ausgeklammert werden, geht allerdings an deren Bedeutung für die Jungsche Analyse 
vorbei, die aus vielen Stellen verbal und kausal ersichtlich wird. Zur Kritik an Jung vgl. 
Kommunist 4/5, KB/ML Westberlin 1971, 8. 93 ff. 

37 Das erklärt vielleicht, warum die mit Gesundheit, Erziehung und Sozialwesen befaßten 
staatlichen Lohnarbeiter in der Jungschen Analyse überhaupt nicht auftauchen. 


werden, während andere Teile diffus im sozialstrukturellen Raum verbleiben, bzw. 
in das antimonopolistische Bündnis eingereiht werden (38). 

Das vorwiegend historische Erscheinungen verallgemeinernde Vorgehen von 
Jung muß an Fragen scheitern, die die reale Klassenkampfbewegung stellt, wie etwa 
des sehr unterschiedlichen und schwankenden Verhaltens der staatlichen Lohnarbei- 
ter und ihrer Teile zur Arbeiterklasse. Einheit der Arbeiterklasse kann dann nur 
noch naiv und zufällig auf Angleichungstendenzen in der Arbeits- und Lebenslage 
gegründet werden, nicht aber auf die Bestimmungen und Tendenzen der Kapitalpro- 
duktion. Es ist auch weder wissenschaftlich notwendig noch politisch haltbar, ‚„un- 
geklärte Reste‘ in ein noch ungeklärteres Bündnis zu werfen, es sei denn, man hielte 
den Kampf gegen die Monopole für eine haltbare Grundlage proletarischer Bündnis- 
politik. 


IV. 
Der Ansatz des Projekts Klassenanalyse (39) unterscheidet sich wesentlich von Pou- 
lantzas bzw. Jung. Ausgehend von der Produktion und Verteilung des gesellschaftli- 
chen Wertprodukts, gelangen sie dazu, die staatlichen Lohnarbeiter als Teil der aus 
Revenue (der Kapitalisten und der Lohnarbeiter) bezahlten ‚„dienstleistenden“ 
Lohnarbeiter zu begreifen, die sie deutlich von der Kleinbourgeoisie trennen. Es 
werden die Bedingungen des Wachstums der aus Revenue bezahlten Lohnarbeiter 
auseinandergelegt (40) und die charakteristischen Bewußtseinsmomente der dienst- 
leistenden Lohnarbeit entwickelt (41). Allerdings kann wohl nicht die Rede davon 
sein, daß der Verwertungszwang des Kapitals für die unproduktiven Lohnarbeiter 
überhaupt keine Rolle spiele (42), daß diese in einem „gemütlichen“ Arbeitsverhält- 
nis stünden. Dem widerspricht auch, daß wenig später vom indirekten Niederschlag 
des industriellen Zyklus auf die Situation der unproduktiven Lohnarbeiter und 
der Bedeutung der Lohnform auch für die unproduktive Arbeit gesprochen 
wird (44). 

Die staatlichen Lohnarbeiter werden in die Reihen der „dritten Personenru- 


38 Hieran wird deutlich, daß die DKP-Klassenanalyse neben ihrer wissenschaftlichen Unzu- 
länglichkeit immer wieder von politischen Setzungen überlagert wird, hier von einer 
historisch entwickelten Bündniskonzeption, welche die Volksfront im Gewand der anti- 
monopolistischen Demokratie wiedererstehen lassen will mit einem spezifischen Klassen- 
bündnis, in dem neue Zwischenschichten oder -klassen mitsamt der Kleinbourgeoisie und 
der nichtmonopolistischen Bourgeoisie die Bündnispartner des Proletariats bilden. Vgl. 
Christoph Möcklingshoff, Zur Bündniskonzeption von KPD und DKP, in: Probleme des 
Klassenkampfs, 4/1972 ee 

39 Materialien zur Klassenstruktur der BRD, Eıster Teil — Theoretische Grundlagen und 
Kritiken, Berlin (West) 1973, S. 269 ff. 

40 A.a. O., S. 271 ff. 

41 A.a. O.,S.280 ff. 

42 Wie auf S. 283 behauptet. 

43 entf, 

44—-45A. a. O., S. 284 f., 288; 274 


briken oder Zwischen- und Mittelklassen‘‘ eingereiht, stellten weiterhin einen we- 
sentlichen Teil der unproduktiven Lohnarbeiter dar. Die Untersuchung zeige, 


„daß ihre Situation als Lohnarbeiter sie in Arbeits- und Lebensbedingungen stellt, die denen der 
produktiven Arbeiter in wesentlichen Zügen gleichen. Andererseits jedoch tauschen diese Arbei- 
ter ihre Arbeitskraft nicht gegen Kapital, sondern reproduzieren sich aufgrund vom Profit etc. 
abgeleiteter Revenue, Sie fungieren also nicht im Produktions- und Reproduktionsprozeß des 
Kapitals; allein dieser — zweifellos gewichtige — Unterschied zu den produktiven Arbeitern 
macht es notwendig, sie mit ökonomisch ganz anders bestimmten Schichten unter dem Begriff 
der Mittelklassen zusammenzufassen‘ (45). 


Die starke Heterogenität dieser Mittelklassen lasse es nicht zu, sie als einheitliche 
dritte Klasse zu begreifen. Ihr Gemeinsames sei allein ihre „Existenz außerhalb des 
Kapitalverhältnisses“, was sowohl auf Kleinbürger wie aus abgeleiteter Revenue 
bezahlte Lohnarbeiter zutreffe. 

Über diese allgemein richtigen Bestimmungen hinaus bringt die Analyse keine 
wesentlichen bzw. teils falsche Aufschlüsse über die staatlichen Lohnarbeiter. Mit 
den Hinweisen, daß die Arbeitsbedingungen beim Staat „auf der politischen Ebene 
ein Abbild des kapitalistischen Fabriksystems“ (46) seien, daß über den Staat die 
ökonomische Bewegung nur vermittelt auf die staatlichen Lohnarbeiter wirke (47), 
ist noch nicht viel gewonnen. Wichtiger ist schon die Erkenntnis, daß die staatlichen 
Lohnarbeiter, gerade weil sie von Profit- bzw. Lohnteilen (der Lohnarbeiter des 
Kapitals) leben, sowohl zu den Kapitalinteressen wie zu den Interessen der Arbeiter- 
klasse im Gegensatz stehen. 


„Der letzte Gegensatz wird sich in dem Maße im Bewußtsein der Lohnarbeiterklasse auflösen, 
wie sich die Einsicht in die Gleichartigkeit der Lebenslage durchsetzt und in der Forderung 
ausdrückt, nicht die Steuerlast der produktiven Arbeiter zu erhöhen, sondern die des Kapitals, 
wodurch der vermittelte ökonomische Gegensatz auch der unproduktiven Arbeiter zum Kapital 
rein hervortreten muß“ (48). 


Unter dem Anspruch, eine begrifflich allgemeine Darstellung zu geben, schimmert 
allerdings die Gestalt der konkreten staatlichen Lohnarbeit in der BRD durch, bzw. 
nur eines Teils von ihr, nämlich der Beamten in der allgemeinen Verwaltung. Vom 
„Festgerittensein in eine bestimmte Arbeitsart“ (49) kann bei den staatlichen Lohn- 
arbeitern weder historisch noch begrifflich die Rede sein, was sich gerade aus der 
Allgemeinheit und Abstraktheit staatlicher Tätigkeit ergibt. Hier wird die Bindung 
an den konkret-nützlichen Charakter der Arbeit, Arbeitsweise und Arbeitsinhalt 
also, mit der sozialen Standortbestimmung in der Organisation der Arbeit in eins 
gesetzt. Auch die Differenzierung der staatlichen Lohnarbeiter nach Funktion und 
Status ist unzureichend. Das schlägt sich z. B. in der Behauptung nieder, die Staats- 
agenten seien freie Lohnarbeiter, wobei die wesentliche Einschränkung der freien 
Beweglichkeit der Lohnarbeit etwa bei Beamten herausfällt. Derartige Ungenauig- 


4 A.a0.,S.294 
47  A.a.0.,S.297 
4 A.a0.,S.296 
49  A,.a.0.,S.298 
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keiten und Fehler werden mit der ansonsten sehr seltenen Forderung des ‚‚Über- 
gangs in die empirische Untersuchung“ (50) nur zugedeckt. 

Norbert Kostede (51) kritisiert an der Lohnarbeiterklassentheorie, daß sie 
„die spezifische Relevanz des Begriffs der Mittelklassen verkennt und diesen Begriff 
als im Rahmen einer marxistischen Klassentheorie überflüssig erscheinen läßt“, ihn 
durch „den alles umfassenden ‚Oberflächenbegriff von Lohnarbeiterklasse‘ “ (52) 
ersetzen will. Demgegenüber hebt er die Bedeutung des Mittelklassenbegriffs hervor 
und zieht den Schluß, „‚daß die absolute und relative Ausdehnung der Mittelklassen 
das Klassengefüge der bürgerlichen Gesellschaft von Beginn an charakterisiert“ (53). 
Die Lohnarbeit als produktive dürfe nicht mit ihrer verallgemeinerten Form gleich- 
gesetzt werden. Die Marxsche These von der relativen Abnahme des Proletariats und 
der relativen Zunahme der Mittelklassen sei keineswegs irrig, sie folge als klassen- 
theoretische Konsequenz aus den Gesetzen der kapitalistischen Akkumulation. 

Auch Kostede betont die Uneinheitlichkeit dieser Mittelklassen und hebt her- 
vor, daß die Verwendung dieses Begriffs keineswegs die Perspektiven gemeinsamer 
Aktion der Lohnarbeiter verschütte. 


„Der Begriff der Mittelklassen muß also nicht zwangsläufig die spezifischen Verhältnisse pro- 
duktiver, kommerzieller und unproduktiver Arbeiter verschütten, ebenso wie er es uns beläßt, 
die in der gemeinsamen Form der Lohnarbeit begründeten einheitlich erfahrbaren Widersprüche 
im gemeinsamen Kampf der Lohnarbeiter um die Erhaltung der menschlichen Arbeitskraft, der 
Sicherung, Verteidigung oder Erweiterung der jeweiligen Revenuen etc. aufzuspüren“ (54). 


Aus diesen Erkenntnissen folgt für Kostede, daß bei der Analyse der revolutionären 
Klassen nicht vom Begriff der Lohnarbeit schlechthin, sondern von der mehrwert- 
produzierenden produktiven Lohnarbeit auszugehen sei. Daraus ergebe sich folgender 
klassenanalytischer Gang, der auch das Verhältnis von Klassenanalyse und revolu- 
tionärer Taktik einschließe: 


„Ausgehend von und auf der Basis der Marxschen Darstellung der Bewegungen und Strukturen 
der Klassen der bürgerlichen Gesellschaft im Nachvollzug der Bewegungen kapitalistischer Ak- 
kumulation will diese Konzeption in der Analyse realer Klassenkämpfe hinterfragen, welche 
Bereiche und Schichten der produktiven Klasse und der modernen Mittelklassen den zugespitz- 
ten und vielfältigen Torturen der kapitalistischen Verwertungszwänge unterliegend und in der 
Hetze und bornierten Arbeitsteiligkeit wirklicher Arbeitsprozesse geknechtet zum immer allein 
realen und historischen revolutionären Subjekt zusammengeschweißt werden. Eıst die konkrete 
Geschichte der Klassenkämpfe formt das revolutionäre Subjekt zu einer wirklichen Einheit von 
ökonomischen, politischen und ideologischen Beziehungen und Zusammenhängen. Erst unter 
Einbezug dieser Ebene wird die Frage nach Strategie und Taktik beantwortbar, werden diese 
Antworten sich erweisen als revolutionär oder reyisionistisch. Erst hier ordnet das Proletariat als 
wirkliches Subjekt seine eigenen Reihen und fragt andererseits nach Klassen und Schichten, die, 
obwohl nicht in antagonistischen Widersprüchen zum Kapital stehend, in mannigfachen mani- 


50 A.a. O., S. 301 

5i Akkumulation und Mittelklassen, in: Probleme des Klassenkampfs 13/1974 
52 2 a.0.,8.1 

53 a.0.,8.2 

54 a.0.,5.10 
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festen und sublimen Formen unter seiner erbarmungslosen Naturgesetzlichkeit und seinem 
blinden ‚Fortschritt‘ leiden und im Voranschreiten der Klassenkämpfe auf die Seite des Proleta- 
riats gezogen werden können“ (55). 


Wichtiger noch als diese Beiträge zur Klärung des Mitteiklassenbegriffs ist der me- 
thodische Ansatz Kostedes, die Herausbildung der Klassenstrukturen und ihre Cha- 
rakterisierung ‚als Reflex der inneren Widersprüche des Akkumulationsprozes- 
ses‘“ (56) zu begreifen und darzustellen, was er in den Hauptteilen seiner Arbeit 
versucht. Dieses Vorgehen, von der Akkumulation als ‚„innerem Motor der Klassen- 
gliederung“ auszugehen, rückt unserer Meinung nach zu Recht die Profitproduktion 
als begründendes und bewegendes Prinzip der Klassenstruktur in den Mittelpunkt 
der Klassenanalyse und stellt gegenüber bloß begrifflich-definitorischen marxisti- 
schen Arbeiten (57) und statischen Strukturanalysen (53) einen entscheidenden 
Fortschritt dar. Mit ihm ist auch eine weitere Annäherung an die geforderte und 
fällige Analyse der realen Klassenverhältnisse geleistet. 


V. 
Ich habe verschiedentlich hervorgehoben, daß ich allein im Ausgehen vom Produk- 
tions- und Reproduktionsprozesses des Werts die richtige klassenanalytische Vor- 
gehensweise sehe. Aus ihr folgte für die staatlichen Lohnarbeiter, daß sie das Kapital 
nicht reproduzieren, also nicht zur Arbeiterklasse gehören. Konstitutiv für ihre 
klassenmäßige Bestimmung ist, daß sie als Staatsagenten in Lohnform arbeiten (wo- 
mit in der Regel die Abpressung von Mehrarbeit verbunden ist) und aus abgeleiteter 
Revenue bezahlt werden. Die Stellung beim Staat, d.h. neben und außerhalb des 
Kapitalverhältnisses, und die spezifische Quelle des Lohns umreißen die objektive 
Stellung der staatlichen Lohnarbeiter neben und zwischen Arbeiterklasse und Kapi- 
talistenklasse. Sie sind deshalb (zusammen mit anderen unproduktiven, aus abgelei- 
teter Revenue bezalten Lohnarbeitern, z. B. in Gewerkschaften, Parteien, Kapital- 
verbänden) als lohnarbeitende Mittelklasse anzusprechen. Sie unterscheiden sich so 
auch klar von der kleinbürgerlichen Mittelklasse (Handwerker, Bauern, Kleinhänd- 
ler, ‚‚freie Berufe“ usw.), die ihre Arbeit als Produktionsmittelbesitzer verrichtet. 
Von dieser Klassenbestimmung der staatlichen Lohnarbeit ausgehend, ge- 
winnt dann auch der Begriff der Lohnarbeiterklasse wieder eine begrenzte Bedeu- 
tung. Wenn auch die Lohnform nicht klassenkonstituierend ist, wie wir gesehen 
haben, so stellt sie doch den Hebel der spezifischen Bündnismöglichkeit zwischen 
Arbeiterklasse und lohnarbeitender Mittelklasse dar — und zwar als die Bedingungen 
des Arbeitsprozesses und der Abpressung von Mehrarbeit vermitteinde (und verhül- 


55 A.a.0.,S.10f. Das hier ausgedrückte Verhältnis von Theorie und Geschichte wird in 
ähnlicher Form öfters benannt, wenn es auch beim methodischen Postulat bleibt. Vgl. 
aber den Versuch der Konkretisierung in: links Nr. 60 und 61 197 

56 A.a.0.,S.2. Vgl. auch S. 33, 40 

57 Als solche muß trotz ihrer Qualität in der begrifflichen Schärfe auch die Arbeit des 
Projekts Klassenanalyse begriffen werden. 

58 Das träfe auch auf Jung zu. 
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lende) Form der Verausgabung von Arbeit. Diese inhaltliche Bestimmung des Lohns 
schließt die Tendenz zur Entleerung der Arbeit und zur Gleichgültigkeit des Arbei- 
ters (59), zur Verstümmelung der Arbeiter im zergliederten Arbeitsprozeß, die Exi- 
stenz des Arbeiters als Existenz nur für die Kapitalverwertung, ein. Wenn diese 
Bestimmungen auch im Produktions- und Reproduktionsprozeß des Kapitals ausge- 
prägt werden, so treten sie doch auch mit ähnlichen Charakteristika in der nichtpro- 
duktiven Sphäre des Staates auf und stellen das Scharnier eines Bündnisses dar, in 
dem die Arbeiterklasse die lohnarbeitende Mittelklasse bzw. Teile von ihr im konse- 
quenten Kampf gegen die Ausbeutung stärkt und für den Sozialismus gewinnen 
kann (60). 

Um Grad und Form der Bündnisfähigkeit der staatlichen Lohnarbeiter als Teil 
der lohnarbeitenden Mittelklasse genau zu bestimmen, muß u.a. allgemein und 
konkret-historisch untersucht werden, welcher Inhalt (gesellschaftliche Stellung, 
Funktion, Arbeitsinhalt, Bewußtsein) unter der Lohnform der Arbeit staatlicher 
Lohnarbeiter steckt. Dabei werden Möglichkeiten und Schranken des Bündnisses 
deutlicher werden. Dies freilich erst im Zusammenhang mit den realen Tendenzen 
des Klassenkampfs. 

Der Staat zieht zur Erfüllung Seiner Aufgaben Teile des gesellschaftlichen 
Waren- und Arbeitsfonds an sich. Die Größe dieser Teile hängt vom Umfang der 
Aufgabeund den ökonomischen Bedingungen (Akkumulationszyklus, Konkurrenz, 
Produktivität der Arbeit usw.) ihrer Erfüllung ab, konkret setzt sie sich erst über die 
Kämpfe der Klassen durch. 

Die Analyse der Form und Funktionen des bürgerlichen Staates (61) liefert 
implizit Beiträge zur Bestimmung der staatlichen Lohnarbeit. Denn die Untersu- 
chung der Rolle der unterschiedlichen Staatsfunktionen im Reproduktionsprozeß 
des Kapitals muß für die staatliche Lohnarbeit, die diesen Funktionen jeweils zuge- 
ordnet ist, Konsequenzen haben. Der innere Widerspruch des Staates in der bürgerli- 
chen Gesellschaft, formal die Gleichheit aller Individuen anzuerkennen, tatsächlich 
aber Ungleichheit und Klassenherrschaft zu garantieren, muß auch die staatliche 
Lohnarbeit prägen. Ihre Tätigkeit trägt nicht nur einfach zur Reproduktion der 
Gesellschaft bei, sie trägt zur Reproduktion der kapitalistischen Klassengesellschaft 
bei. Sie vermittelt nicht nur Qualifikation und Gesundheit des Arbeitsvermögens, 
sie vermittelt auch direkt die Ideologie und die Repression der herrschenden Klasse. 


59 Zur Kategorie der Gleichgültigkeit vgl. Autorenkollektiv am Institut für Soziologie der 
FU Berlin, Klassenlage und Bewußtseinsformen technisch-wissenschaftlicher Lohnarbei- 
ter, Frankfurt a. M. 1973, S. 115 ff. und 134 ff. 

60 Ähnlich führt Kostede aus, „‚daß die notwendige Verallgemeinerung der Form dex Lohn- 
arbeit über den kapitalistischen Produktionsprozeß hinaus für die Analyse der Widersprü- 
che der realen Klassenkämpfe von eminenter Bedeutung ist und dieser Aspekt im Begriff 
der Lohnarbeit uns einen kategorialen Schlüssel für das Aufdecken und die Darstellung 
der realen Zwänge und Hertschaftsformen gibt, denen zunehmend auch diese Bevölke- 
rungsteile der bürgerlichen Gesellschaft im zyklischen Gang der Akkumulation und in der 
arbeitsteiligen Verödung und Entleerung der wirklichen kommerziellen und unprodukti- 
ven Arbeitsprozesse ausgeliefert sind“. A. a. O., 8. 8. 

61 Vgl. Blanke, Jürgens, Kastendiek: Zur neueren marxistischen Diskussion um Form und 
Funktion des bürgerlichen Staates, Probleme des Klassenkampfs, 14-15/1974 
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Das hängt u. a. von ihrer Stellung innerhalb der staatlichen Funktionen ab, also von 
ihrer konkreten Tätigkeit und ihrer Stellung in der Hierarchie. Die staatlichen Lohn- 
arbeiter realisieren mit dem Inhalt ihrer Tätigkeit die Funktionen des Staates. 

Staatliche Lohnarbeit ist unproduktive Arbeit. Sie tauscht sich gegen staat- 
liche Revenue, die im wesentlichen aus Steuern zusammengesetzt ist, aus, gegen 
Geld als Geld und nicht gegen Geld als Kapital. Der Käufer kann zwar ihren Ge- 
brauchswert konsumieren, aber die Konsumtion dieses Gebrauchswert liefert ihm 
keinen Mehrwert. Dies widerum liegt an der ökonomischen Formbestimmung der 
Staatstätigkeit als im wesentlichen nicht-kapitalistisch, d. h.: der Staat verwendet 
eine bestimmte Geldmasse zum Ankauf von Produktionsmitteln und Lohnarbei- 
tern, nicht um Kapital, die um den Mehrwert bereicherte Ausgangssumme, zu produ- 
zieren. Er verwendet diese Geldmasse, um Produktionsmittel und Lohnarbeiter zu 
kaufen, die die für die kapialistische Gesellschaft notwendigen Dienste möglichst 
ökonomisch produzieren. 

Die mit der Entwicklung des Kapitalverhältnisses sich verallgemeinernde 
Durchsetzung der Lohnarbeit hat auch Verhältnisse erfaßt, die ihrem strengen Be- 
griff als dem Kapital gegenübergesetzte Lohnarbeit widersprechen. Lohnarbeit 
existiert nicht nur in der Produktion und in der Zirkulation, sondern auch beim 
Staat. D.h. die beim Staat verrichtete Arbeit hat die Form der Lohnarbeit ange- 
nommen und ist den die Lohnhöhe regelnden Gesetzen unterworfen, wenn auch 
modifiziert. Der Lohn der staatlichen Lohnarbeiter ist wohl in bestimmten Perioden 
unterdurchschnittlich, das wird aber ausgeglichen durch die Sicherheit des Arbeits- 
platzes und langfristig bzw. indirekt zu Buche schlagende Lohnteile (u. a. günstige 
Altersversorgung, verbilligter Bezug öffentlicher Dienste). Andererseits ist diese 
staatliche Lohnarbeit eben nicht wie in der Produktion und Zirkulation kapitalpro- 
duzierend und auch nur vermittelt dem Auf und Ab des kapitalistischen Akkumula- 
tionszyklus ausgesetzt, was allerdings für die verschiedenen Bereiche staatlicher 
Lohnarbeit sehr unterschiedlich aussieht. Für die staatlichen Lohnarbeiter heißt 
das: es wird zwar Arbeitskraft gegen Lohn verkauft wie in der Industrie auch, aber 
beim Gebrauch dieser Arbeitskraft handelt es sich nicht um die direkte Eırrfahrung 
der Profitproduktion. Arbeitsbelastung und Arbeitsanspannung sind nicht so leicht 
auf einen „Output“ zu beziehen, da — mit Ausnahme der Staatsbetriebe, auf die 
ohnehin viele der hier angeführten Bestimmungen nicht oder nur teilweise zutreffen — 
keine zirkulationsfähigen Waren produziert werden (62). Die Effektivität der 
staatlichen Dienste mißt sich nicht am Markt. Die Anforderungen an Staatsdienste 
ergeben sich zum guten Teil außerhalb der Staatssphäre. Der Staat kann hier zwar 
modifizieren, im wesentlichen aber kann er nur reagieren, und eine seiner Reaktion 
ist die Ökonomisierung und Rationalisierung der staatlichen Lohnarbeit — um dem 
Anforderungsdruck nachzukommen bzw. die faux frais zu senken, nicht um Kapital 
zu produzieren. Der konkret-nützliche Gebrauchswertcharakter der Arbeit steht 
objektiv und subjektiv im Vordergrund. 

Weitbrhin ist dem staatlichen Lohnarbeiter die Quelle seiner Bezahlung, der 
industriell produzierte Neuwert (über Steuern), verschleiert. Ihm erscheint der Staat 


62 Von der Effizienz bürgerlicher Verwaltungswissenschaft einmal abgesehen. 
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als „Arbeitgeber“, der Staat als der Gesellschaft neben- oder übergeordnete Institu- 
tion, nicht die sozialen Klassen. Der staatliche Lohnarbeiter teilt daher auch die 
Illusion des Staates über sich selbst, Hüter und Diener des Gemeinwohls zu sein. 
Noch anders ausgedrückt: im Bewußtsein des staatlichen Lohnarbeiters erscheint 
der Staat nicht als Ausdruck der bürgerlichen Gesellschaft und eingebannt in ihre 
Grenzen, sondern als aktive und ordnungsstiftende Kraft gegenüber der Gesell- 
schaft. 

Für diejenigen, aus deren Revenue der Staat unterhalten wird (Kapital und 
Lohnarbeiter des Kapitals), stellen sich eben die Tätigkeiten staatlicher Lohnarbei- 
ter nicht nur als konkret-nützliche dar, sondern auch als Abzüge von ihrem Profit 
bzw. Lohn. Insofern erscheint ihnen alle Arbeit beim Staat als unterschiedslose. Aus 
dem Interesse an möglichst geringen Steuern resultiert der Druck vor allem der 
Kapitaleigner auf den Staat, milder oder schärfer je nach dem Gang der Akkumula- 
tion, die Kosten seiner Funktionen zu ökonomisieren. Auf die staatlichen Lohnar- 
beiter schlägt sich das in der Form nieder, daß sie vom Staat gezwungen werden, die 
über ihre Reproduktion hinausgehende Mehrarbeit zu erhöhen, um damit die Perso- 
nalkosten zu drücken, 

Ist auch die Arbeit der staatlichen Lohnarbeiter von der Gebrauchswertseite 
her bestimmt, so tritt doch der gesamtkapitalistische Verwertungsprozeß nicht ganz 
zurück. In der Quelle des Lohns der Arbeit beim Staat ist die Möglichkeit des 
steigenden vermittelten Drucks der gesellschaftlichen Grundklassen eingeschlossen. 
Das kann nicht nur zu Brüchen im Bewußtsein der staatlichen Lohnarbeiter führen, 
die sich mit dem Inhalt ihrer Tätigkeit identifizieren, durch zunehmende Verknap- 
pung der finanziellen Mittel aber die Ziele ihrer Arbeit nicht erreichen Können (2. B. 
soziale Rehabilitation) und selbst materiell schlechter gestellt werden. Das kann 
zum Widerspruch zwischen Inhalt und Form der Arbeit auch dergestalt führen, daß 
etwa dem Polizisten der „Schutz der öffentlichen Ordnung“ nicht mehr ausreichend 
vergütet erscheint, was ein Ansatz der Erschütterung seiner Staatsloyalität ist. Für 
die Masse der staatlichen Lohnarbeiter in den verschiedenen Bereichen staatlicher 
Tätigkeit wird sich eine Verengung des finanziellen Spielraumes des Staates in 
Lohndruck, geringerer Arbeitsplatzsicherheit, Steigerung der Arbeitshetze, Abbau 
ihrer noch verbliebenen Privilegien und zunehmender politischer Disziplinierung 
äußern. Es tritt also eine Annäherung ihrer Lebenslage an die der übrigen Lohnar- 
beiter ein. Die Verwendung des Begriffs „staatliche Lohnarbeit‘ — trotz aller ge- 
machten Einschränkungen — bedeutet insofern ein wissenschaftliches und politi- 
sches Programm, als hinter der erscheinenden Bewegung die Relevanz der Lohnform 
für die reale Situation der beim Staat Beschäftigten aufzuspüren ist und über sie die 
Verbindung der staatlichen Lohnarbeiter zu der Arbeiterklasse geklärt werden soll. 

Es darf auch nicht übersehen werden, daß der oben skizzierten Möglichkeit 
der Annäherung der staatlichen Lohnarbeiter an die übrigen Lohnarbeiter einige 
Tendenzen entgegenstehen. Da ist zunächst die schon erwähnte Bindung an die 
Inhalte der Arbeit, die zusammen mit deren objektiver Funktion teilweise den 
Interessen der Arbeiterklasse entgegenstehen muß, solange die bürgerliche Gesell- 
schaft existiert. Weiterhin wird der Staat versuchen, durch Bestechungen und öko- 
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nomisch-politischen Druck sein Personal bei der Stange zu halten. Bei einer Reihe 
von staatlichen Lohnarbeitern, vor allem im höheren Verwaltungsapparat, versteckt 
sich unter der Lohnform nur das leitende politische Personal der Bourgeoisie. Sie 
sind auch nicht mehr durch (vermittelte) Gesetze der Lohnarbeit, sondern höch- 
stens durch die der politischen Konjunktur bestimmt und erhalten beträchtliche 
politische Zusatzgratifikationen. Auf die allgemeinen realen und bewußtseinsmäßi- 
gen Unterschiede der staatlichen Lohnarbeiter im Verhältnis zu den übrigen Lohnar- 
beitern ist oben schon eingegangen worden. Hierher gehören auch die objektiven 
Interessengegensätze von Arbeiterklasse und staatlichen Lohnarbeitern aufgrund des 
Steuerwesens. Insgesamt handelt es sich hier um Unterschiede und Gegensätze, 
welche über den — durch die Konkurrenz unter den Arbeitern und die Verschieden- 
heit der kapitalistischen Produktionsprozesse erzeugten — Charakter einer Fraktio- 
nierung innerhalb einer Klasse weit hinausgehen. 

Die verschiedenen Staatsfunktionen haben eine unterschiedliche Bedeutung 
für den gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß, eine Differenzierung, die sich in 
der Bewegung der historischen Kapitalakkumulation und der aus ihr hervorgetrie- 
benen sozialen Konflikte noch verschärft. Die konkret-historische Analyse wird 
klären, welche Staatsfunktionen wann, in welchem Ausmaß und mit welchen finan- 
ziellen Modalitäten und Schranken wahrgenommen werden. In ihr wird auch zu 
zeigen sein, daß die verschiedenen Abteilungen der staatlichen Lohnarbeiter in un- 
terschiedlicher Weise von der ökonomischen und politischen Bewegung der bürgerli- 
chen Gesellschaft betroffen sind. Hier wäre sowohl die Bedeutung tradierter Ideolo- 
gie und Beschäftigungsformen in den nationalen Gesellschaften (z. B. Beamtentum) 
zu berücksichtigen, wie auch stärker nach Arbeitsbereichen und Stellung in der 
Hierarchie zu differenzieren ist. 
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Homosexuellenunterdrückung in der bürgerlichen Gesellschaft 


Thorsten Graf, Mimi Steglitz (1) 


Die Haltung der Kommunisten und Sozialisten in Deutschland zur Frage der Homo- 
sexuellenunterdrückung war bisher fast ausnahmslos von Vorurteilen und Unwissen- 
heit gekennzeichnet. Die Solidarität mit den Opfern der Homosexuellenunter- 
drückung, den Opfern des berüchtigten $ 175 StGB und der Ächtung durch das 
„gesunde Volksempfinden“ blieb — wenn überhaupt von Solidarität die Rede sein 
konnte — fast immer eine halbe Sache. Vorwissenschaftliche Entscheidungen 
darüber, was das Natürliche, Gesunde, Normale usw. sei, behindern heute wie früher 
eine nüchterne Beurteilung dieser Frage, die eine zahlenmäßig nicht unbeträchtliche 
Gruppe von Frauen und Männern betrifft. Wendet man die Prozentzahlen der 
Kinsey-Berichte auf die BRD an, dann beträgt z.B. schon allein die Zahl der 
ausschließlich homosexuell Ausgerichteten ca. zwei Millionen. Darüber hinaus ha- 
ben nach Kinsey 37 % der Männer und 13 % der Frauen in der weißen US-Bevölke- 
rung physische homosexuelle Erfahrungen (2). 

An die Stelle der nahezu totalen Tabuisierung trat nicht in gleichem Maße wie 
im Bürgertum bei den Sozialisten die Verdammung der Homosexualität als Laster, 
Entartung, Perversität usw. Stattdessen wurde schon recht früh die modernere Form 
des antihomosexuellen Vorurteils vertreten, wonach homosexuelles Verhalten als 
Krankheit gewertet wird und Homosexuelle demnach bemitleidenswerte Kranke 
sind, die man allenfalls trotz ihrer „unglücklichen Veranlagung‘ akzeptiert. Diese 
Inkonsequenz und Halbheit in der Überwindung des Vorurteils, die auch je nach 
den Umständen Rückfall in die Tabuisierung oder gar in antihomosexuellen Terror 
einschließt, ist eines der Themen dieses Aufsatzes. 

Zunächst soll anhand einiger Beispiele der in der Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung anzutreffende Standpunkt zur Homosexuellenunterdrückung 
charakterisiert werden. Darüber hinaus wird, wegen ihrer vorbildartigen Bedeutung 
für die deutsche Arbeiterbewegung die Entwicklung in der Sowjetunion herangezo- 
gen. Daran anschließende Überlegungen zur Funktion der Homosexuellenunter- 
drückung in der bürgerlichen Gesellschaft, sowie einige Bemerkungen zum Klassen- 
charakter der frühen Emanzipationsbewegung der Homosexuellen in Deutschland 
sollen die Perspektiven der seit einigen Jahren wieder auflebenden Homosexuellen- 
bewegung in der BRD und in Westberlin klären helfen. 

Es geht also um den Versuch einer angemessenen Beurteilung dieser Frage, die 
von der gegenwärtig unter Sozialisten immer noch weitgehend geübten Tabuisierung 
des Problems genauso weit entfernt ist wie von einer Überschätzung seiner Bedeu- 


1 Wir veröffentlichen diesen Aufsatz unter Pseudonymen, nicht, weil wir ein eventuelles 
Berufsverbot für Schwule fürchten, sondern weil wir uns der entscheidenderen Bedro- 
hung durch das Berufsverbot für „Radikale“ im öffentlichen Dienst aussetzen würden. 

2 A.Kinsey u. a.: Das sexuelle Verhalten der Frau. Berlin, Frankfurt a. M. 1954, S. 367 
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tung. Das Tabu, mit dem diese Frage durch die „normale“, sexuell mehr oder 
weniger angepaßte Mehrheit der Sozialisten bisher bedacht wurde, hatte in der 
Überbewertung durch die Homosexuellen selbst eine ähnlich fragwürdige Ergänzung 
gefunden. Diese schlechte Wechselwirkung zu stören, ist die Absicht der schwulen 
Verfasser des vorliegenden Aufsatzes. 

Die wichtige Frage nach dem Zusammenhang zwischen den vielfältigen For- 
men und Funktionen der allgemeinen Sexualunterdrückung in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft und dem speziellen Fall der Homosexuellenunterdrückung wird im Fol- 
genden nicht erörtert. Nur auf der Basis einer materialistischen Sozialpsychologie, 
die allenfalls bruchstückhaft in Sicht ist, könnte zu dieser Frage, die auf die Bedeu- 
tung der Geschlechterrollen für den bürgerlichen Herrschaftszusammenhang abzielt, 
mehr gesagt werden als einerseits Friedrich Engels bereits angedeutet hat oder ande- 
rerseits von bürgerlichen Ideologen mit anscheinend unerschöpflichem Einfallsreich- 
tum herumspekuliert wird. 

Deshalb konzentrieren sich die folgenden Ausführungen auf Bereiche, aus 
denen sich schon jetzt ohne Rückgriff auf die komplexe sozialpsychologische Frage: 
stellung praktisch-politische Schlußfolgerungen und Einschätzungen herleiten las- 
sen. Sicher kann das bisherige Verhältnis zwischen der Homosexuellenemanzipa- 
tionsbewegung und der Arbeiterbewegung nur vollständig erklärt und verändert 
werden bei Berücksichtigung sozialpsychologischer Probleme. Eine solche Vollstän- 
digkeit wird hier nicht beansprucht. Der Anspruch ist vielmehr, einen in der marxi- 
stischen Diskussion seit mehreren Jahrzehnten nahezu vollständig tabuisierten Be- 
reich überhaupt erst beim Namen zu nennen und dazu beizutragen, daß ein Anfang 
gemacht wird. 

Zur Terminologie im vorliegenden Text ist zu bemerken, daß der Ausdruck 
Homosexualität immer nur zur Bezeichnung gleichgeschlechtlichen Sexualverhal- 
tens verwendet wird. Homosexuellenunterdrückung wird dort manifest, wo das 
homosexuelle Verhalten eines Menschen bekannt wird. Ob er lebenslang und aus- 
schließlich homosexuell ist, oder ob er sich daneben auch heterosexuell verhalten 
kann, ist unter dem Gesichtspunkt der gesellschaftlichen Unterdrückung hauptsäch- 
lich von quantitativer Bedeutung: Je weniger Möglichkeiten einem zur Verfügung 
stehen, sich als „Normaler“ zu tarnen, desto unerbittlicher ist die Diskriminierung. 
Sie trifft in unterschiedlichem Ausmaß jeden, der sich homosexuell verhält, wobei 
es prinzipiell auch nebensächlich ist, ob es sich um einen Mann oder um eine Frau 
handelt. 

Selbst der neuerdings Verbreitung findende Versuch, seine homosexuellen 
Neigungen dadurch anzudeuten, daß man sich als „bisexuell‘ bezeichnet, schützt 
ebenso unzureichend vor Diskriminierung wie die Versicherung, man sei gar nicht 
homosexuell, sondern „homophil“. Wichtiger als Geschlechtszugehörigkeit, Häufig- 
keit und Ausschließlichkeit dürfte für Grad und Form der Unterdrückung sowieso 
die Klassenlage des sich homosexuell Verhaltenden sein. 
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1. _ Arbeiterbewegung und Homosexuellenunterdrückung 


Am 16. Oktober 1929 wurde im Strafrechtsausschuß des deutschen Reichstags 
beschlossen, daß „Unzucht zwischen Männern“ im neuen Strafrecht nicht mehr 
vorkommen sollte. Die dem $ 175 entsprechende Bestimmung wurde aufgrund des 
gemeinsamen Vorgehens der kommunistischen und sozialdemokratischen Abgeord- 
neten ersatzlos gestrichen. Nur der Sieg des Faschismus 1933 verhinderte, daß diese 
Entscheidung rechtsgültig wurde. 

Wenn man sich im Protokoll der der Abstimmung vorausgegangenen Debatte 
den Redebeitrag des KP-Abgeordneten Maslowski ansieht, dann läßt sich daran die 
Widersprüchlichkeit und politische Halbheit in der Haltung der Linken exemplarisch 
veranschaulichen: 


„Abgeordneter Maslowski [ ... wendete] sich gegen die moralischen Qualifikationen und Be- 
griffe, die der Abgeordnete Schetter wieder erwähnt habe. Gewiß sei Homosexualität eine 
Triebabartung. Wolle man sie aber bestrafen, dann müsse man auch alle anderen Abartungen, 
wie Onanie, bestrafen |... ].Sei das Argument des Reichsjustizministers richtig, daß durch 
ärztliche Behandlung eine Heilung der Homosexualität möglich sei, dann solle man nicht nach 
dem Strafrichter, sondern nach dem Arzt rufen“ (3). 


Auf der einen Seite sieht Maslowski sehr richtig, daß homosexuelles Verhalten nicht 
schädlicher oder nützlicher ist als beispielsweise Onanie, andererseits akzeptiert er 
aber im Argument des Reichsjustizministers den Begriff „Heilung“ in Bezug auf 
Homosexualität. Homosexualität ist demnach für ihn bestenfalls eine Krankheit, 
denn nur in Bezug auf eine Krankheit ist es sinnvoll, von Heilung zu sprechen. 

Die Auffassung, daß Homosexuelle deshalb nicht strafrechtlich verfolgt wer- 
den dürfen, weil Homosexualität eine Krankheit ist, hat durchaus eine Tradition in 
der Arbeiterbewegung. Dies läßt sich weiterhin beispielhaft zeigen an der einzigen 
größeren Reichstagsdebatte über den $ 175 am 31.3. 1905. Als der SPD-Abgeord- 
nete Thiele die kühne Äußerung wagte: „Ich für meine Person mag nicht einmal 
zugeben, daß das etwas Krankhaftes ist, sondern es ist eben nur eine Abweichung 
der Natur von den üblichen Mustern, die sie hervorbringt‘ (4), wurde von seinem 
Kollegen von Vollmar wenig später erklärt, „daß Kollege Thiele wie jeder andere 
Kollege ohne Rücksicht auf die Parteiangehörigkeit, der in dieser Angelegenheit 
spricht, in dieser Sache lediglich persönlich Stellung nimmt, und die Sozialdemokra- 
tie so wenig wie irgendeine andere Partei mit dieser Sache irgend etwas zu schaffen 
hat. (Sehr richtig! links. Hört! Hört! rechts)“ (5). Thiele und von Vollmar gehörten 
bekanntlich zum rechten Flügel der SPD. Von den Linken wurde zu dieser Frage 
durchweg völliges Stillschweigen bewahrt. Ein Sonderfall ist lediglich August Bebel. 


3 Reichstag. IV. Wahlperiode 1928, 21. Ausschuß (Reichsstrafgesetzbuch), 85. Sitzung am 
16. 10. 1929, S. 8 

4 Reichtstagsprotokolle, Bd. 204, S. 5829 

3 a.a. 0O.,S.5839 
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Als erster Redner überhaupt trat er schon im Jahre 1898 im Reichtstag für die 
Abschaffung des $ 175 ein. Er unterzeichnete als einer der ersten die Petition für 
die Abschaffung des $ 175, die von der ersten deutschen Homosexuellenorganisa- 
tion, dem Wissenschaftlich-humanitären Komitee, an den Reichtstag gerichtet wur- 
de (6). Aber auch bei Bebel findet sich wieder jene Halbheit gegenüber den eigenen 
Vorurteilen. Sind für ihn homosexuelle Handlungen keine Krankheit, so sind es 
doch „Widernatürlichkeiten“ und „erschreckende Tatsachen“. In seinem Buch „Die 
Frau und der Sozialismus‘ heißt es unter „5. Verbrechen gegen die Sittlichkeit und 
Geschlechtskrankheiten“: 


„Auch abgesehen von jenen, welchen die Liebe zum eigenen Geschlecht (die Homosexualität) 
angeboren ist, verfallen viele in die Widernatürlichkeiten des griechischen Zeitalters. Die Män- 
nerliebe ist viel weiter verbreitet, als sich die meisten von uns träumen lassen; darüber könnten 
die geheimen Akten mancher Polizeibüros erschreckende Tatsachen veröffentlichen. Aber auch 
unter den Frauen leben die Widernatürlichkeiten des alten Griechenland in stärkerem Maße 
wieder auf“ (7). 


Es ist insgesamt äußerst schwierig, Stellungnahmen aus der Arbeiterbewegung zur 
Homosexualität ausfindig zu machen. Das Tabu, mit dem die sexuelle Frage belegt 
war, traf und trifft in verstärktem Maß die Homosexualität. Wenn das Thema be- 
rührt wurde, dann sollten vermutlich die negativen und abwertenden Formulierun- 
gen unter anderem auch Selbstschutzfunktionen erfüllen: der Verdacht, man sei 
selbst „so“, wird am besten abgewehrt, wenn man sich rhetorischer Muster wie 
Mitleid-mit-bedauernswerten-Kranken oder Ehrliche-Entrüstung-über-Lasterhaftig- 
keit bedient. In besonders krasser Form war dies anläßlich des Krupp-Skandals 
1902 der Fall, der durch einen Artikel des Zentralorgans „Vorwärts“ ausgelöst 
wurde. Der Großindustrielle F. A. Krupp wurde in dem Artikel ‚Krupp auf Capri“ 
als ein aufgrund seiner Homosexualität besonders scheußliches Exemplar der herr- 
schenden Klasse angeprangert. Es heißt dort u. a.: 


„Das grauenhafte Bild kapitalistischer Beeinflussung wird dadurch nicht sonderlich milder, daß 
man weiß, es handelt sich um einen pervers veranlagten Mann. Denn das Mitleid, das das Opfer 
eines verhängnisvollen Natur-Irrtums verdient, muß versagen, wenn die Krankheit zu ihrer Be- 
friedigung Millionen in ihre Dienste stellt“ (8). 


Bei diesen Überlegungen muß jedoch immer berücksichtigt werden, daß die Arbei- 
terparteien, die SPD wie die KPD, sich von allen politischen Kräften am konsequen- 
testen — trotz aller Vorbehalte — für die Beseitigung von Sondergesetzen gegen 
homosexuelle Männer und für die Verhinderung solcher Gesetze gegen homosexuel- 
ler Frauen engagierten und daß ferner die konzentrierten Kräfte des antihomo- 
sexuellen Verfolgungswahns und der archaischen Ängste vor dem Aussterben des 
deutschen Volkes wegen sich seuchenartig ausbreitender Homosexualität vor allem 


6 Vgl. Jahrbuch für sexuelle Zwischenstufen, Jg. 1, 1899, S. 272 ff. Dort ist die vollständi- 
ge Reichstagsrede Bebels vom 13. 1. 1898 wiedergegeben. 

7 Zit. nach der 162. Aufl., Berlin (DDR) 1973, S. 238 

8 „Vorwärts“ vom 15.11. 1902. Zit. nach: Jahrbuch für sexuelle Zwischenstufen, Jg. 5, 
1903. Dort findet sich eine ausführliche Darstellung des Verlaufs des Krupp-Skandals. 
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in der herrschenden Klasse konzentriert waren. Die relative Vorurteilslosigkeit in 
der SPD hängt auch damit zusammen, daß diese Partei letztlich der fortgeschritten- 
ste politische Repräsentant der Bourgeoisie war und ist. 

Folgende Äußerung des kommunistischen Rechtsanwalts Felix Halle in sei- 
nem Buch „Geschlechtsleben und Strafrecht“, Berlin 1931, weisen trotz ihrer Ver- 
einfachung und Idealisierung auf eine reale Tendenz hin: 


„Das klassenbewußte Proletariat, nicht beeinflußt durch die Ideologie des Besitzes und befreit 
von der Ideologie der Kirchen, geht in der Frage des Geschlechtslebens und auch an das 
Problem der Homosexualität mit jener Vorurteilslosigkeit heran, die ihm die Erkenntnis der 
allgemeinen sozialen Zusammenhänge ermöglicht |... ] Es betrachtet diese Vorgänge gemäß 
den naturwissenschaftlichen Erkenntnissen der neueren Zeit als Sonderform geschlechtlicher 
Befriedigung und verlangt gegenüber diesen Formen des Geschlechtslebens die gleiche Freiheit 
und Begrenzung wie im Verkehr der verschiedenen Geschlechter untereinander, d. h. Schutz für 
die Geschlechtsunreifen gegen Angriffe, Schutz der Bestimmungen über den eigenen Körper und 
schließlich die Achtung vor den Rechten Außenstehender“ (S. 72 £.). 


Lenin hat sich wie Marx und Engels (9) nie zur Frage der Homosexuellenunter- 
drückung geäußert. 

Daß die Sowjetunion in ihrer Funktion als Vorbild für die deutschen Kommu- 
nisten wenigstens bis zum Beginn der terroristischen Homosexuellenverfolgungen 
im Jahre 1934 auch eine sehr ambivalente Haltung zur Homosexuellenfrage ein- 
nahm, soll an dem dafür repräsentativen Artikel „Homosexualität“ vonM. Serejskij 
in der Großen Sowjetenzyklopädie aus dem Jahre 1929 belegt werden. „Heilung“ 
und „Prophylaxe“ sind auch dort die nächstliegenden Assoziationen gewesen: 


3... Die Prognose für Homosexualität ist relativ schlecht. Eine Heilung (izledenie) gelingt nur 
in einem unbedeutenden Teil der Fälle und das hauptsächlich da, wo bisexuelle Tendenzen 
vorliegen. Die wichtigste Aufgabe ist die Prophylaxe: eine korrekte Sexualerziehung, Koeduka- 
tion in der Schule. In Fällen, wo ein bedeutender Anteil äußerer Faktoren vorliegt, hat die 
Psychotherapie einen gewissen Erfolg, insbesondere Psychoanalyse, Hypnose, Sport.“ 


Daß auch heute bei Sozialisten solche Fehleinschätzungen und Halbheiten in der 
Überwindung antihomosexueller Vorurteile anzutreffen sind, läßt sich leicht bele- 
gen. Allerdings ist heute fast noch mehr als früher unter Sozialisten die Tabuisierung 
des Themas die Regel, Stellungnahmen sind die Ausnahme. Nur zwei Beispiele seien 
hier angeführt. R. Reiche schrieb im seinem unter fortschrittlichen Studenten sehr 
verbreiteten Buch „Sexualität und Klassenkampf“ (Frankfurt a.M. 1968): 


„Kulturell stellt die Homosexualität eine Form des Steckenbleibens auf dem Weg von der 
biologisch ursprünglich richtungslosen Bisexualität zur gesellschaftlich geforderten genitalen 
Heterosexualität dar... Individuell müssen mit Homosexualität stets bestimmte Schädigungen 
der Triebstruktur zusammenfallen.‘ (S. 116) 


9 Im „Ursprung der Familie“ berichtet Engels lediglich von den Männern im antiken Grie- 
chenland, daß „sie versanken in die Widerwärtigkeit der Knabenliebe und ihre Götter 
entwürdigten wie sich selbst durch den Mythus von Ganymed“ (MEW 21, S. 67). Hier 
muß gewissermaßen als mildernder Umstand berücksichtigt werden, daß eine Sexualwis- 
senschaft erst nach Engels’ Tod sich zu entwickeln begann. 
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Später wird sich noch zeigen, daß Reiche hier als Adept W. Reichs und H. Marcuses 
argumentiert. 

In der Tageszeitung „Die Wahrheit“ der Sozialistischen Einheitspartei West- 
berlin erschien am 23. 1. 1974 ein Artikel „Neues Sexualstrafrecht — die alte Un- 
moral bleibt‘, in dem es zur neuesten Modifizierung des $ 175 StGB heißt: 


„Das neue Sexualstrafrecht enthält freilich auch einige Regelungen, die zu begrüßen sind und 
längst überfällig waren. So wurde die Strafbarkeit der Homosexualität zwischen Männeın über 
18 Jahren beseitigt, und nicht länger kriminalisiert, was in den Bereich der Medizin gehört.“ 


Wie schon 45 Jahre früher der oben zitierte Genosse Maslowski, der „‚Heilung“ statt 
Strafe wünschte, erhofft die SEW von der „Medizin“ die Beseitigung des so uner- 
freulichen Homosexuellenproblems, 

Da die Überzeugung, homosexuelles Verhalten sei ein Krankheitssymptom 
und Homosexuelle bedürften wegen dieses „Leidens“ besonderer Toleranz und 
Nachsicht, wissenschaftlich nicht fundiert ist (10) und auf ähnlichen vorwissen- 
schaftlichen, von tradierten Ideologien beeinflußten Entscheidungen beruht wie der 
$ 175, erscheint es zunächst als sinnvoll, einige Funktionen und Entwicklungsten- 
denzen dieser Anschauung in der bürgerlichen Gesellschaft zu untersuchen. Hat die 
gesellschaftliche und rechtliche Ächtung homosexuellen Verhaltens eine notwendi- 
ge Funktion für die bürgerliche Gesellschaft? Oder haben wir es hier mit einem 
Relikt vorkapitalistischer Traditionen zu tun, das nur so lange in der Kapitalisti- 
schen Gesellschaft mitgeschleppt wird, weil es kein ernsthaftes Hindernis für die 
Kapitalverwertung bildet? Enthält die Homosexuellenunterdrückung dem Kapital 
nützliche Momente? Wie im einzelnen hat man sich den Zusammenhang zwischen 
bürgerlicher Gesellschaft und Homosexuellenunterdrückung vorzustellen? 


2. Homosexuellenunterdrückung und bürgerliche Gesellschaft 


Trotz aller neueren Lockerungen der Sexualmoral im Kapitalismus steht homo- 
sexuelles Verhalten in einem mehr oder weniger ausgeprägten Widerspruch zu den 
herrschenden Normen. Dieser Widerspruch Kann so extreme Formen annehmen wie 
im Hitlerfaschismus, wo der industriemäßige Massenmord an Homosexuellen betrie- 
ben wurde (11). Die bisher abgeschwächteste Form der Homosexuellen- 
unterdrückung finden wir dagegen in einigen Großstädten Kapitalisti- 
scher Länder (New York, Amsterdam usw., auch Westberlin), in denen den Homo- 
sexuellen eine gettoartige Freizeitsubkultur aus Bars, Dampfbädern und anderen 


10 Vgl. Rudolf Klimmer: Die Homosexualität als biologisch-soziologische Zeitfrage. 
3. Aufl., Hamburg 1965, bes. S. 67 ff. und 271 £.; und Evelyn Hooker: The adjustment 
of the male overt homosexual. In: Journal of Projective Techniques, Jg. 21 (1957), 
S.18-31 

11 Vgl. hierzu u. a. Wolfgang Harthauser, Der Massenmord an Homosexuellen im Dritten 
Reich, in: Willhart Schlegel (Hrsg.), Das große Tabu, München 1967, und Rudolf Heß, 
Kommandant in Auschwitz, München 1963. In beiden Texten wird der KZ-Terror gegen 
Homosexuelle dokumentiert. 
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Treffpunkten, der mehr oder weniger ungehinderte Pornographiekonsum usw. ge- 
währt wird (12). Eine volle Gleichberechtigung der Homosexuellen im bürgerlich- 
demokratischen Sinne hat es bisher in keinem kapitalistischen Land gegeben; wenn 
keine staatlichen Sondergesetze gegen Homosexuelle existierten, so war die Unter- 
drückung und gesellschaftliche Benachteiligung durch andere Mechanismen gewähr- 
leistet. 

So sind z.B. in der letzten Zeit bekannt gewordene Versuche in Westberlin 
und in der BRD, Homosexuelle mit einem Berufsverbot zu belegen, etwa weil sie im 
Erziehungsbereich angeblich ein „‚zu großes Risiko“ darstellen, Unterdrückungsmaß- 
nahmen gegen am Arbeitsplatz offen als Homosexuelle Auftretende (13). Diese 
Berufsverbote werden ähnlich wie die Diskriminierung homosexueller Frauen 
durchgeführt, ohne daß entsprechende Strafgesetze bestehen (14). Es ist jedoch zu 
fragen, ob daraus wirklich der Schluß gezogen werden kann, daß Homosexuellenun- 
terdrückung ein Wesensmerkmal der bürgerlichen Gesellschaft im Unterschied zu 
früheren und späteren Gesellschaftsformationen ist. Eine solche Schlußfolgerung 
findet sich z. B. bei R. Reiche und M. Dannecker, wenn sie schreiben: 


„Das Verhalten der Homosexuellen ist objektiv eine Zersetzung der bürgerlichen Sexualmo- 
ral“ (15). 


Auch in der Grundsatzerklärung der Homosexuellen Aktion Westberlin (HAW) wird 
die Einschränkung des Sexualverhaltens in bezug auf Homosexualität als „bürger- 
lich“ angesehen: „Die praktizierte Homosexualität stellt bereits eine Durch- 
brechung der bürgerlichen Einschränkung des Sexualverhaltens(... ) dar“ (16). 
Zunächst fällt es demgegenüber nicht schwer, Beispiele aus anderen Gesell- 
schaftsformationen anzuführen, wo Homosexualität entweder in allen Formen, in 
einigen Formen oder bei bestimmten Gruppen die gleiche Bewertung erfährt wie 
Heterosexualität. So gibt es z.B. „primitive“ Gesellschaften, die strengste Homo- 
sexuellenunterdrückung kennen, wie die Trobrianden in Nordost-Neuguinea (17) 


12 Vgl. z. B. Martin Hoffmann, Die Welt der Homosexuellen, Frankfurt a. M. 1971; Magnus 
Hirschfeld, Berlins drittes Geschlecht, Berlin und Leipzig 1905; Zur neuesten Entwick- 
lung in USA: H.Tilton, Die Herren in den Bädern, in: Frankfurter Rundschau vom 
2. 2.1974 

13 Erst im Herbst 1974 erregte der Fall des homosexuellen Hauptschullehrers R. Koepp in 
Westberlin einiges Aufsehen, der von einem CDU-Stadtrat entlassen wurde. In erster 
Instanz wurde vom Arbeitsgericht die Entlassung vorläufig rückgängig gemacht, allerdings 
nicht mit der ausdrücklichen Begründung, daß Homosexualität im Schuldienst kein Ent- 
lassungsgrund sein darf. 

14 Das derzeit geltende antihomosexuelle Strafgesetz in der DDR ($ 151 des StGB der 
DDR) ist hier eine der wenigen Ausnahmen; es sieht Strafen für Frauen und Männer vor. 

15 M. Dannecker, R. Reiche, Aufstiegsbewußt, freizeitbewußt, normal, Ms. einer Rundfunk- 
sendung im SFB am 18. 11. 1971,S.1 

16 „Vorläufige Grundsatzerklärung“ der HAW vom 7. 11. 1971, S. 1. Wir nehmen an, daß 
sowohl Dannecker/Reiche wie auch die HAW den Begriff ‚bürgerlich‘ im Sinne des wis- 
senschaftlichen Sozialismus verwenden und nicht in seiner alltagsspiachlichen Bedeu- 
tung. 

17 Vgl. B. Malinowski, Geschlecht und Verdrängung in primitiven Gesellschaften, 2. Aufl., 
Reinbek 1970, S. 93 
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und andererseits solche, wo Homosexuelle sozial geachtet waren (18). „Nach einer 
Übersicht von Ford und Beach über 76 Stammeskulturen wird in 27 dieser Gemein- 
wesen homosexuelles Verhalten bestraft oder zumindest mißbilligt, während es in 
49 Gemeinwesen akzeptiert wird“ (19). Es gab Feudalgesellschaften, wo Homo- 
sexualität in gleicher Weise anerkannt war wie Heterosexualität. Das war in China 
und Japan der Fall (20). Es gab andere, wo sie bekämpft wurde, wie z. B. in Euro- 
pa: 


„Ein verschärfter Kampf gegen die Homosexualität wurde vor allem unter dem Einfluß des 
Christentums eröffnet. Konstantin sah Homosexualität in einem Gesetz von 326 n. Chr. als ein 
Verbrechen an, daß mit den ausgesuchtesten Strafen belegt werden müsse. Valentian setzte sich 
für den Feuertod als Strafe ein. Justitian drohte auch die Todesstrafe durch das Schwert an und 
hob besonders hervor, daß sich Homosexuelle in der Gewalt des Teufels befänden und daß sie 
verantwortlich seien für schreckliche Plagen |... ] Das erste deutsche Reichsstrafgesetzbuch: 
die Constitutio Criminalis Carolina von 1532, Kaiser Karls peinliche Gerichtsordnung [sah vor, 
daß] Sodomie, männliche und weibliche Homosexualität mit dem Feuertod bestraft werden. 
Erst allmählich tritt... ] an die Stelle des Feuertods die Enthauptung“ (21). 


Eine einfache Einordnung der Homosexuellenunterdrückung als bürgerliche Erschei- 
nung scheint uns schon aufgrund dieser Beispiele zu undifferenziert zu sein. Im 
Folgenden soll der Nachweis versucht werden, daß die zusätzliche Unterdrückung 
der Homosexuellen im Zuge einer Verschärfung und Nivellierung des allgemeinen 
Drucks im Kapitalismus notwendig im Rückgang begriffen ist; daß die bürgerliche 
Gesellschaft selbst objektive Bedingungen für die Integration der homosexuellen 
Minderheit in einem von besonderen Widersprüchen gekennzeichneten Prozeß her- 
vorbringt; es soll nachgewiesen werden, daß die Integration der Homosexuellen 
nicht im Widerspruch zu kapitalistischen Produktionsverhältnissen steht; weiterhin 
soll auf einige Tatsachen hingewiesen werden, die die Tendenz zur Enttabuisierung 
der Homosexualität und zur rationaleren Auseinandersetzung mit diesen Formen 
abweichenden Verhaltens belegen; schließlich soll belegt werden, daß die homo- 
sexuelle Emanzipationsbewegung — als relativ selbständige Bewegung selbst ein Pro- 
dukt der bürgerlichen Gesellschaft — mit ihren politischen Zielen nicht notwendi- 
gerweise den bürgerlichen Rahmen durchbricht. 

Daraus wären dann für Sozialisten und Homosexuelle einige Konsequenzen 
abzuleiten: 
— die aktive Solidarität der Sozialisten mit der homosexuellen Minderheit im 

Kampf gegen ihre Sonderunterdrückung würde auch einschließen, daß die 

homosexuellen Sozialisten in den verschiedenen Organisationen ermutigt wer- 


18 M. Mead, Mann und Weib, Stuttgart 1955, S. 145: ‚In vielen amerikanischen Indianer- 
stämmen war der Mann, der sich wie eine Frau kleidete und lebte, eine anerkannte 
soziale Institution.“ 

19 K. Freund, Homosexualität, Reinbek 1969, 5. 60; s. a. C. S. Ford, F. A. Beach, Formen 
der Sexualität, Reinbek 1969, S. 138 £. 

20 S. Jwaya, Nan sho k’ (Die Päderastie in Japan), in: Jahrbuch für sexuelle Zwischenstufen, 
Jg. 4, 1902, S. 265-272 

21 J. Baumann, Paragraph 175, Berlin und Neuwied 1968, S. 25 ff. Dort auch weitere 
Hinweise und genaue Quellenangaben. 
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den, sich nicht länger selbst zu verleugnen und sich in gleicher Weise zu ihren 

abweichenden Sexualinteressen zu bekennen, wie es für die „normalen“ Ge- 

nossen selbstverständlich ist. 

— bei den Homosexuellen die Einsicht, daß ihr Kampf für Akzeptierung und 
gegen die Sonderunterdrückung notwendig borniert bleiben muß, wenn sie 
nicht darüber hinaus ihrem im wesentlichen durch ihre mehrheitliche Lage als 
ausgebeutete Lohnarbeiter bedingtes Interesse am Sozialismus praktisch-poli- 
tischen Ausdruck verleihen. Der vorläufige Charakter dieser Ausführungen, 

vor allem wegen des Ausblendens der sozialpsychologischen Aspekte, sollte im fol- 

genden jedoch bedacht werden. 

Die bürgerliche Gesellschaft unterscheidet sich bekanntlich von früheren Klas- 
sengesellschaften dadurch, daß die Ausbeutung in der Form der Lohnarbeit stattfin- 
det und durch diese Form zugleich mystifiziert wird. Das Verhältnis zwischen Kapi- 
talisten und Lohnarbeitern ist kein direktes Herrschafts- und Knechtschaftsverhält- 
nis mehr wie z. B. das zwischen Sklavenhaltern und Sklaven, sondern die Ausbeu- 
tung findet statt unter dem Schein von Freiheit und Gleichheit der Geld- und 
Warenbesitzer. Die Arbeitskraft der Lohnarbeiter erscheint als Ware wie jede ande- 
re. 

Die Entstehung des Kapitalismus ist kein einmaliger Akt, sondern ein langwie- 
riger widersprüchlicher Prozeß, in dem sich die Bourgeoisie vom Feudalismus eman- 
zipiert, ihren eigenen Staat, ihre eigenen Gesetze und ihre eigene Moral durchsetzt. 
Je mehr sich die bürgerliche Gesellschaft entwickelt, je mehr also die gesellschaft- 
liche Arbeit sich verallgemeinert, die kapitalistische Warenproduktion sich auswei- 
tet, desto mehr wird die „Fortvegetation altertümlicher, überlebter Produktionswei- 
sen mit ihrem Gefolge von zeitwiderigen gesellschaftlichen und politischen Verhält- 
nissen“ (22) eingeschränkt und schließlich ganz beseitigt. 

Die Darstellung der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft durch Marx im 
„Kapital“ unterstellt jene voll ausgebildete, ihrem Begriff entsprechende bürgerliche 
Gesellschaft. Marx: 


„In der Theorie wird vorausgesetzt, daß die Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise sich 
rein entwickeln. In der Wirklichkeit besteht immer nur Annäherung; aber diese Annäherung ist 
umso größer, je mehr ihre Verunreinigung und Verquickung mit Resten früherer ökonomischer 
Zustände beseitigt ist‘ (23). 


Die voll entwickelte Kapitalistische Produktionsweise ist nun gekennzeichnet durch 
die volle Verwirklichung von formaler Gleichheit und Freiheit der Lohnarbeiter als 
Voraussetzung für ihre Unfreiheit und Ausbeutung im Arbeitsprozeß. Diese Freiheit 
und Gleichheit äußert sich u. a. in der für den Kapitalismus günstigsten Staatsform, 
der parlamentarischen Demokratie, im allgemeinen Wahlrecht, in der Freizügigkeit 
und auch im Abbau von Benachteiligungen und Privilegien, die aus vorkapitalisti- 
scher Zeit überkommen waren. Je mehr sich der Kapitalismus durchsetzt, desto 
stärker werden alle altertümlichen Ideologien und Traditionen zurückgedrängt. Un- 


22 MEW 23, S.15 
23 MEW 25, S. 184 
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ter kapitalistischen Bedingungen ist dies jedoch auch immer daran gekoppelt, daß 
„die Masse des Elends, des Drucks, der Knechtschaft, der Entartung, der Ausbeu- 
tung“, d.h. die psychische und in Krisenzeiten auch die physische Verelendung der 
Arbeiterklasse wächst; die Vereinzelung und Isolation, die Konkurrenz aller mit 
allen nimmt immer menschenfeindlichere Formen an, wenn nicht jene andere Ten- 
denz sich in gleichem Maße entwickelt, die Marx an der selben Stelle im ‚‚Kapital“ 
benennt: die wachsende „Empörung der stets anschwellenden und durch den Me- 
chanismus des kapitalistischen Produktionsprozesses selbst geschulten, vereinten 
und organisierten Arbeiterklasse‘ (24). 

. Je weniger dieser Prozeß allerdings fortgeschritten ist, desto leichter wird es 
der Bourgeoisie, gewisse altertümliche und noch immer lebendige Anschauungen in 
Zeiten der Krise zu aktivieren, die sich zur Ablenkung vom Klassenkampf einsetzen 
lassen. So konnte z. B. der Antisemitismus in Deutschland deshalb eine so wichtige 
ideologische Stützfunktion in den 30er Jahren übernehmen, weil der deutsche Kapi- 
talismus sich relativ spät entwickelt hatte und eine so christlich-feudalistische Ideo- 
logie wie der Antisemitismus noch im Denken und Fühlen der Menschen — beson- 
ders im noch starken Kleinbürgertum — lebendig war. Von grundlegender Bedeu- 
tung ist natürlich nicht die Reaktivierung absterbender Ideologien, wenn eine Krise 
der Kapitalherrschaft und die Machteroberung durch das Proletariat abgewehrt wer- 
den soll. Entscheidend ist vielmehr die Abschaffung der bürgerlich-demokratischen 
Herrschaftsform zugunsten offen terroristischer Formen, die Zerschlagung der Orga- 
nisationen der Arbeiterklasse und die Liquidierung ihrer Führer. Deshalb hatte auch 
im Hitlerfaschismus die Reaktivierung der im allmählichen Rückgang begriffenen 
antinomosexuellen Ressentiments und die Einleitung einer Homosexuellenverfol- 
gung im großen Maßstab allenfalls eine unterstützende Funktion. Speziell bei den 
Nazis war die Haltung gegenüber den Homosexuellen bis 1935, dem Jahr der Ver- 
schärfung des $ 175, nicht völlig eindeutig, Zwar war eine der ersten Taten der 
Faschisten im Jahre 1933 die Zerstörung des Hirschfeldschen Instituts für Sexual- 
forschung in Berlin als Symbol für den Emanzipationskampf der Homosexuellen; 
und schon 1928 hieß es in der Antwort der NSDAP auf die Frage einer Homosexu- 
ellen-Zeitschrift: 


„Alles, was unser Volk entmannt, zum Spielball seiner Feinde macht, lehnen wir ab... Wir 
verwerfen daher jede Unzucht, vor allem die mannmännliche Liebe, weil sie uns der letzten 
Möglichkeiten beraubt, jemals unser Volk von den Sklavenketten zu befreien, unter denen es 
jetzt frohnt“ (25). 


Daß jedoch eine um Anpassung bemühte und stramme Männlichkeit zur Schau 
stellende Homosexualität, wie sie z. B. von dem SA-Führer Röhm verkörpert wurde, 
mindestens am Anfang durchaus akzeptierbar war, läßt sich an einem 1934 in Berlin 


24 MEW 23, S. 790 f. 

25 Zit. bei R. Klare, Homosexualität und Strafrecht, Hamburg 1937, S. 149 im Dokumen- 
tenanhang. Auf die gleiche Anfrage antwortete die KPD: „|... ] Es erübrigt sich wohl, 
noch extra zu betonen, daß wir auch in Zukunft für die Beseitigung dieser Paragraphen 
(175 und 218) den schärfsten Kampf führen werden.“ (a. a. O., S. 148) 
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erschienenen Buch des Faschisten Kurt Hildebrand „Norm Entartung Verfall“ ver- 
deutlichen. Hildebrand war ein Mitglied der Gruppe um den mit dem Faschismus 
sympathisierenden homosexuellen Schriftsteller Stefan George. Er feiert die „eroti- 
sche“ Knabenliebe, die schon in Sparta und Athen zur „Steigerung der Männlich- 
keit‘ dazugehört habe , und fährt dann fort: 


„Wie man diese Formen mit jener Homosexualität, von der man heute so viel Wesens macht, 
verwechseln kann, ist unbegreiflich. Diese stammt umgekehrt aus weibischen Männerkreisen, sie 
wirkt dem Männlichen (Kriegerischen und Geistigen) entgegen, sie hat sexuelle, keine erotischen 
Tendenzen. Dies moderne Unwesen ist der Entartung verdächtig und des Verfalls gewiß.“ 
(S. 207) 


Des Verfalls, der Ausrottung in den KZs waren schließlich nahezu alle Homosexuel- 
len gewiß, ob „weibisch“ oder nicht. 


3. Exkurs: Der vereinzelte Einzelne, die Kleinfamilie und die Homosexualität 


Auf den ersten Blick scheint homosexuelles Verhalten nicht nur im Gegensatz zur 
Heterosexualität zu stehen. Von der Homosexualität scheint sogar geradezu eine 
Gefahr für heterosexuelle Verhaltensweisen und damit für die Erzeugung von Nach- 
wuchs und für die Aufzucht in den traditionellen Formen auszugehen. Homosexuel- 
lenunterdrückung scheint nach dieser oberflächlichen Sichtweise unabdingbar für 
die Gewährleistung einer heterosexuell-monogamen Lebensform, die die Vererbung 
des Privateigentums bzw. die beständige Neuerzeugung ausbeutbarer Arbeitskräfte 
sichert. Tatsächlich wurde nicht selten in dieser Richtung von Befürwortern der 
Homosexuellenunterdrückung argumentiert. 

Solchen Vorstellungen liegt die Annahme zugrunde, daß von der Homosexua- 
lität eine Verführungs- oder Ansteckungsgefahr ausgeht, die den davon Betroffenen 
jedes heterosexuelle Verhalten verleidet und sie zu ausschließlich homosexuellem 
Verhalten zwingt. Allein schon die Kinseyschen Forschungsergebnisse, nach denen 
die große Mehrzahl der Befragten mit homosexuellen Erfahrungen sich auch weiter- 
hin heterosexuell betätigt, können die Abwegigkeit jener Annahme verdeutlichen. 
Im folgenden sollen darüberhinausgehend einige Überlegungen angestellt werden, ob 
nicht andere, vom Kapitalismus selbst hervorgebrachte Sachverhalte die Verwirk- 
lichung traditioneller Formen heterosexueller Geschlechtsliebe zunehmend erschwe- 
ren. 

Die vorhin angeführte Marxsche Aussage über die Entwicklungstendenz des 
Kapitalismus, eine wachsende „Masse des Elends, des Drucks, der Knechtschaft, der 
Entartung der Ausbeutung“ zu erzeugen, soll jetzt in einem hierfür wichtigen Punkt 
präzisiert werden, wobei wir zur Verdeutlichung unseres Gedankengangs zunächst 
von der anderen Seite dieser Entwicklung abstrahieren, daß „der Fortschritt der 
Industrie... an die Stelle der Isolierung der Arbeiter durch die Konkurrenz ihre 
revolutionäre Vereinigung durch die Assoziation (setzt)... die Expropriation weni- 
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ger Usurpatoren durch die Volksmassen“ (26): 

Der ‚vereinzelte Einzelne“ oder die ‚‚atomistische Privatperson ist ein charak- 
teristisches Produkt der kapitalistischen Gesellschaft. In dem Maße wie der Kapita- 
lismus sich entwickelt, beruhen die Verhältnisse der Menschen untereinander immer 
weniger auf der „Unreife des individuellen Menschen, der sich von der Nabelschnur 
des natürlichen Gattungszusammenhangs mit anderen noch nicht losgerissen 
hat“ (27). Auch unmittelbare Herrschafts- und Knechtschaftsverhältnisse werden 
mehr und mehr von den kapitalistischen Ausbeutungsbeziehungen verdrängt: 


„Im Fortgang der kapitalistischen Gesellschaft entwickelt sich eine Arbeiterklasse, die aus Eızie- 
hung, Tradition, Gewohnheit die Anforderungen jener Produktionsweise als selbstverständliche 
Naturgesetze anerkennt ... Außerökonomische unmittelbare Gewalt wird zwar immer noch 
angewandt, aber nur ausnahmsweise“ (28). 


Für die im Kapitalismus typische Prägung von Beziehungen, die die Menschen mit- 
einander aufnehmen, ist die Zirkulation wesentlich: 


‚Die Individuen treten sich nur als Eigentümer von Tauschwerten gegenüber, als solche, die sich 
ein gegenständliches Dasein füreinander durch ihr Produkt, die Ware, gegeben haben. Ohne diese 
objektive Vermittlung haben sie keine Beziehung zueinander, vom Standpunkt des in der Zirku- 
lation vor sich gehenden sozialen Stoffwechsels aus betrachtet. Sie existieren nur sachlich 
füreinander“ (29). 


Dieser Standpunkt des in der Zirkulation vor sich gehenden sozialen Stoffwechsels 
ist allerdings kein zum Zweck der Analyse willkürlich gewählter, es ist der wirkliche 
Standpunkt der Waren- und Geldbesitzer im Kapitalismus. Weiterhin ist die Sphäre 
der Zirkulation kein dem kapitalistischen Produktionsprozeß äußerlicher Bereich, 
sondern verleiht ihm die für den Kapitalismus wesentliche Form und ist zudem der 
Ursprungsort für die zur Funktion des kapitalistischen Produktionsprozesses not- 
wendigen verkehrten Bewußtseinsformen. So ist z.B. die aus der Zirkulation ent- 
springende Verwandlung von Wert und Preis der Arbeitskraft in die Form des 
Arbeitslohns von entscheidener Wichtigkeit: 


‚Auf dieser Erscheinungsform (der Lohnform), die das wirkliche Verhältnis unsichtbar macht 
und gerade sein Gegenteil zeigt, beruhen alle Rechtsvorstellungen des Arbeiters wie des Kapitali- 
sten, alle Mystifikationen der kapitalistischen Produktionsweise“ (30). 


Marx und Engels zeigten, daß in letzter Instanz, durch alle historischen Zufälligkei- 
ten hindurch die Produktion und Reproduktion des wirklichen Lebens alle Verhält- 
nisse einer Gesellschaft prägt. Je mehr nach und nach alle Produktionsbereiche reell 
unter das Kapitat subsumiert werden, desto größer ist die Durchschlagskraft des 
kapitalistischen Reproduktionsprozesses auf alle Lebensbereiche. 


26 MEW 23, 8. 791 

27 MEW 23, S. 93 

28 a. a. O., S.-765 

29 Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, Berlin (DDR) 1953, S. 908 
30 MEW 23, S. 562 


Engels beschreibt im „Ursprung der Familie...“ dagegen die Fortschrittsmo- 
mente, die der Kapitalismus in die heterosexuellen Beziehungen der Proletarier 
hineinbringt: 


„Wirkliche Regel im Verhältnis zur Frau wird die Geschlechtsliebe und kann es nur werden 
unter den unterdrückten Klassen, also heutzutage im Proletariat — ob dies Verhältnis nun ein 
offiziell Konzessioniertes ist oder nicht. Hier sind aber auch alle Grundlagen der klassischen 
Monogamie beseitigt. Hier fehlt alles Eigentum, zu dessen Bewahrung und Vererbung ja gerade 
die Monogamie und die Männerherrschaft geschaffen wurde, und hier fehlt damit auch der 
Antrieb, die Männerherrschaft geltend zu machen... Und vollends seitdem die große Industrie 
die Frau aus dem Hause auf den Arbeitsmarkt und in die Fabrik versetzt hat und sie oft genug 
zur Ernährerin der Familie macht, ist dem letzten Rest der Männerherrschaft in der Proletarier- 
wohnung aller Boden entzogen — es sei denn etwa noch ein Stück der seit Einführung der 
Monogamie eingerissenen Brutalität gegen Frauen“ (31). 


Diese Fortschrittsmomente können sich jedoch nur, wenn überhaupt, gegen eine 
Tendenz durchsetzen, die letztlich auf das Extrem „der erzwungenen Familienlosig- 
keit der Proletarier“ (32) abzielt. 

Zwar wird in dem Maße wie die große Industrie die Frau aus dem Haus auf 
den Arbeitsmarkt und in die Fabrik versetzt hat, tatsächlich -- als eine dem Kapita- 
lismus immanenten Entwicklung — ‚dem letzten Rest der Männerherrschaft in der 
Proletarierwohnung aller Boden entzogen“, aber andererseits wirkt die ökonomi- 
sche Charaktermaske des freien und gleichberechtigten Warenbesitzers, die den 
Lohnarbeitern und -arbeiterinnen mehr und mehr zur zweiten Natur wird, neben 
der Erfahrung der materiellen Unsicherheit und des Zwangs zur Unterordnung unter 
die Despotie des Kapitals im Arbeitsprozeß tendenziell zerstörerisch auf die Bezie- 
hungen der Geschlechtsliebe und damit auf die Familie. Galt schon für alle Klassen- 
gesellschaften, daß „die Familienordnung ganz von der Eigentumsordnung be- 
herrscht wird“ (33), so gilt dies allzumal für den Kapitalismus. Im Zuge der Beseiti- 
gung der auf ökonomischer Abhängigkeit der Frau vom Mann gegründeten Männer- 
herrschaft entfaltet sich im Kapitalismus eben nicht ungebrochen die individuelle 
Geschlechtsliebe. Sie ist im Kapitalismus immer mehr oder weniger von den Waren- 
und Klassenbeziehungen gezeichnet, und wird durch die sich zunehmend auch auf 
die vermeintlich privatesten Beziehungen destruktiv auswirkenden, in der Zirkula- 
tion eingeübten Verhaltensweisen beeinträchtigt. Dauerhaftigkeit und Intensität der 
Beziehungen, die duıch die Herrschaftsstellung des Mannes bislang abgestützt wer- 
den, werden deshalb zunehmend bis hin zu Formen der fast völligen Beziehungsun- 
fähigkeit eingeschränkt. 

Der bürgerliche Staat versucht der zunehmenden Dysfunktionalität der Klein- 
familie für die Aufzucht des Arbeiternachwuchses u. a. dadurch Rechnung zu tra- 
gen, daß er immer mehr ursprünglich der Familie zukommende Familienfunktionen 
übernimmt. 

Die reaktionäre Ideologie, wonach die Familie die Keimzelle des Volkes sei 


31 MEW 21,8.73 £. 


32 MEW 4, 5.478 
33 MEW 21, 8. 28 
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usw., trifft immer weniger mit fortschreitender kapitalistischer Entwicklung die 
Wirklichkeit. 

„Die gegenwärtige typische Kleinfamilie stellt somit den kurzlebigen Rest eines 
einstmals politisch und ökonomisch unabhängigen sozialen Gebildes dar“, schreibt 
Petra Millhofer in ihrer Untersuchung über die Familie im gegenwärtigen Kapitalis- 
mus der BRD (34). Milhoffer versucht nichtsdestoweniger in einer „politisch-öko- 
nomischen Funktionsbestimmung der Familie im entfalteten Kapitalismus“ (35) zu 
beweisen, daß „die Atomisierung der Gesellschaft in politisch und ökonomisch 
eigenständige ‚Privatpersonen‘ an der familialen Reproduktionsform spezifische 
Grenzen finden muß‘ (36). Zwar erwähnt sie in ihrer Beweisführung einmal ‚‚die 
klassenspezifische Funktion der Familie“ (37), diese reduziert sich für Petra Milhof- 
fer jedoch auf „allenfalls quantitative Verschiedenheiten der Revenue“ (38). Weder 
akzeptiert sie die Konsequenzen, die Marx und Engels aus der Klassengeprägtheit 
der Familie im Kapitalismus zogen, noch setzt sie sich kritisch mit ihnen auseinan- 
der. Für Marx und Engels bestand ein fundamentaler Unterschied zwischen der 
Familie des Bourgeois und den Formen der individuellen Reproduktion in der 
Arbeiterklasse. In Bezug auf die Bourgeoisie sahen Marx und Engels die Familie als 
ein für die Vererbung des Privateigentums notwendiges Verhältnis an: 


„Die Ehe, das Eigentum, die Familie bleiben theoretisch unangetastet, weil sie praktisch die 
Grundlagen sind, auf denen die Bourgeoisie ihre Herrschaft errichtet, weil sie in ihrer Bourgeois- 
form die Bedingungen sind, die den Bourgeois zum Bourgeois machen“ (39). 


Sahen sie also, daß für die Bourgeoisie deren Familie notwendige Funktionen erfüllt, 
so galt für das Proletariat, daß „die Familie wirklich aufgelöst ist‘ (40). 

Es geht nicht an, im Begriff der bürgerlichen Familie derart von historischen 
und gesellschaftlichen Zusammenhängen zu abstrahieren, daß nur noch „ein durch 
Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau bestimmter naturwüchsiger Zusammen- 
schluß zur Erhaltung menschlichen Lebens“ (41) übrig bleibt. Denn bei einer sol- 
chen Abstraktion gerät die Behauptung, daß „der familiale Privathaushalt nach wie 
vor institutioneller Grundpfeiler des bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaftssy- 
stems“ (42) bleibt, zur Trivialität: um Arbeitskräfte ausbeuten zu können, müssen 
sie tatsächlich erst einmal gezeugt, geboren und sozialisiert werden. Der historische 
Formwandel ist damit aber hinwegabstrahiert. 

Auch die Feststellung, daß die bürgerliche Kleinfamilie „bisher noch die billig- 
ste Form [ist], um den natürlichen Voraussetzungen der Produktion menschlichen 


34 Petra Milhoffer: Familie und Klasse, Frankfurt a. M. 1973, S. 65 
35 a. a.0.,S.61-78 


37 a.a.0. 

38 a.a.0.,S.70 

39 MEW 3, S. 164 

40 a. a. O., (Hervorh. von Marx und Engels) 
41 Milhoffer, a. a. O., S. 70 


42 a.a. 0.,S.76 


Lebens Rechnung zu tragen“ (43), ändert nichts an dem Dilemma des gegenwärti- 
gen Kapitalismus, nämlich, „daß die strukturell und funktional zunehmend redu- 
zierte Familie tendenziell dysfunktional zu werden droht“ (44). Diesen Sachverhalt 
benennt Milhoffer zwar treffend, vermittelt ihn aber nicht mit ihrer These von der 
Familie als dem „wesentlichen“ Rahmen der individuellen Reproduktion der Arbei- 
terklasse. 

Die Analyse der Tendenz zur Dysfunktionalität der Familie, die etwa gleichzei- 
tig mit der Tendenz zur Integration homosexuellen Verhaltens in die bürgerliche 
Moral abläuft, sollte nicht durch dogmatische Setzungen von der „wesentlichen“ 
Funktion der Familie auch in der Arbeiterklasse erschwert werden, ähnlich wie 
auch die These von der dem Kapitalismus „wesentlichen“ Homosexuellenfeindlich- 
keit oft allzu voreilig akzeptiert wird. Konsequenterweise müßten dann nämlich 
auch so merkwürdige Slogans wie „Zerschlagt die Kleinfamilie!“ und „Schwulsein 
ist eine Waffe im Klassenkampf!“ ebenfalls akzeptiert werden. Nicht die Kleinfa- 
milie, sondern die „atomistische Privatperson“, die auch in ihrem Sexualverhalten 
von den Gesetzen der Warenbesitzerkonkurrenz beherrscht wird, ist die kleinste 
Einheit einer Gesellschaft, die mehr und mehr die Reste früherer ökonomischer 
Zustände beseitigt und immer vollständiger ihrem Begriff entspricht (45). Erst in 
dem Maße, wie sich Klassenbewußtsein und Solidarität in der Arbeiterklasse ent- 
wickeln, entsteht die Grundlage für neue sozialistische Beziehungen zwischen den 
für die soziale Emanzipation Kämpfenden: 


„Der Klassenkampf ist für die Arbeiterklasse zugleich eine Schule der Liebe. Ambivalente 
Gefühlseinstellungen, die soziale Kontakte unterbinden, erfahren eine rationale Aufhebung, 
wenn die Aggression dem Unterdrücker gelten kann und die Liebe einen Adressaten im Kampf- 
genossen zu finden vermag... Die emanzipierte Freisetzung der Homosexualität bildet zugleich 
die Voraussetzung für die Freisetzung von heterosexueller Liebe. Angstfreie libidinöse Bindun- 
gen ans andere Geschlecht sind nur möglich, wenn eigene Persönlichkeitsanteile akzeptiert 
werden können, die dem andern Geschlecht zugerechnet werden und dadurch die Kluft zwi- 
schen Mann und Frau überwunden werden kann, ohne daß die Differenz negiert zu werden 
braucht, an die die Lust gebunden ist‘ (46). 


43 a.a.0.,8.72 

44 a.2.0,5.10 

45 Zu den inzwischen von der bürgerlichen Psychiatrie registrierten neueren Auswirkungen 
dieser Entwicklung auf das Individuum vgl. z.B. R.C. Calogeras und F. X. Schupper, 
‚Verschiebung‘ der Abwehrformen und einige Konsequenzen für die analytische Arbeit, 
in: Gruppendynamik und der ‚subjektive Faktor‘, hrsg. von K. Horn, Frankfurt a. M. 
1972, S. 312-348. Die beiden New Yorker Psychiater können jedoch die von ihnen 
konstatierte zunehmende Häufigkeit von zwischenmenschliche Beziehungen verhindern- 
den Charakterstörungen nur kulturpessemistisch als Ergebnisse „unserer hemmungslos 
expandierenden industriell-technologischen Gesellschaft“ begreifen (vgl. S. 313). Be- 
zeichnend für ihren freudianisch bornierten Standpunkt ist es, wenn sie den „Einstel- 
lungswandel gegenüber der Homosexualität“ nur als „Regression“ verstehen können, die 
sich als typisch für eine Gesellschaft erweise, „die täglich mehr atomosiert wird‘ (vgl. 
S. 319 ff.). 

46 Gerhard Vinnai: Sozialpsychologie der Arbeiterklasse, Reinbek 1973, S. 153 £. 
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Dieser Exkurs sollte Momente aufzeigen, die dafür sprechen, daß eine Bedrohung 
und Zerrüttung heterosexueller Liebesbeziehungen im ernstzunehmenden Maß nur 
vom kapitalistischen Wirtschaftsprozeß als der in letzter Instanz alle sozialen Bezie- 
hungen prägenden Basis ausgeht und daß die Vorstellung von der die Heterosexuali- 
tät bedrohenden Homosexualität eine von antihomosexualen Mythen genährte Fik- 
tion ist. Möglicherweise kanni diese Fiktion von der bürgerlichen Propaganda künftig 
wieder als Aufhänger für Süändenbock-Projektionen benutzt werden, etwa nach dem 
Muster, daß Akzeptierung homosexuellen Verhaltens die vor aller Augen sich ab- 
spielende massenhafte Zerrüttung heterosexueller Dauerbeziehungen in Ehe und 
Familie verursacht habe (47). 


4. Integration der Homosexualität 


Das Christentum erfüllt im Kapitalismus besondere Funktionen und kann nicht 
vollständig als Relikt des feudalen Überbaus erklärt werden. Als Grundlage für den 
Fortbestand der Religion im Kapitalismus benennt Engels im ‚„Antidühring“, ‚daß 
in der heutigen bürgerlichen Gesellschaft die Menschen von den von ihnen selbst 
produzierten Produktionsmitteln wie von einer fremden Macht beherrscht werden. 
Die tatsächliche Grundlage der religiösen Reflexaktion dauert also fort und mit ihr 
der religiöse Reflex selbst‘ (48). Für die bürgerliche Gesellschaft ist das Chuisten- 
tum zudem die „entsprechendste Religionsform“ (49). 

Ähnlich wie das Verbot der Abtreibung oder der Ehescheidung ist sicher auch 
die in der Bibel verschiedentlich erhobene Forderung nach Homosexuellenunter- 
drückung keine zentrale Doktrin des Christentums. Dennoch ist in diesen Fragen die 
kirchliche Propaganda ein wichtiges Fortschrittshindernis. Es spricht jedoch einiges 
dafür, daß sich in der weder die Kapitalherrschaft noch die kirchliche Autorität 
zentral berührenden Frage der Homosexualität wissenschaftliche Erkenntnisse gegen 
religiöse Dogmen durchsetzen lassen. 

Außerdem werden spezifische Konsumbedürfnisse der Homosexuellen und die 
mehr und mehr enttabuisierten homosexuellen Bedürfnisse der „Normalen“ zuneh- 
mend als profitträchtige Kapitalanlagesphären erkannt. Dies schreitet in dem Maße 
fort, wie sich die Homosexuellen genau so „frei“ entfalten können wie die anderen 
Konsumentenmassen. Ansätze zur Entwicklung eines Marktes für homosexuelle 
47 "Derartige Tendenzen deuteten sich etwa an in der Berichterstattung der Bild-Zeitung 

zum Ihns-Prozeß im September 1974. In einer großen Kampagne, wurde versucht, den 

Eindruck zu erwecken, als sei die homosexuelle Beziehung der beiden angeklagten Frau- 

en die zwangsläufige Ursache für die zerrüttete Ehe der einen Angeklagten und schließ- 

lich sogar für die Ermordung des Ehemanns. Hauptgrund dürfte jedoch für diese Bericht- 
erstattung der Bild-Zeitung und anderer bürgerlicher Zeitungen im pornographischen 

Effekt liegen, den für männliche heterosexuelle Leser eine Schilderung weiblicher Homo- 

sexualität, noch dazu mit einer Mordstory verquickt, erbringen kann und der hier vor 

allem ausgenutzt wurde. 

48 MEW 20, S. 295 

49 MEW 23, S. 93, vgl. auch MEW 26.3, S. 442, wo Marx das Christentum als die „spezielle 
Religion des Kapitals“ bezeichnet. 
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Käufer lassen sich heute in der homosexuellen Subkultur ebenso nachweisen wie die 
Ausbeutung einer zunehmend enttabuisierten Homosexualität durch die Unterhal- 
tungsindustrie (Film, Showbusiness) und die Textilmodebranche. 

Eines der auffälligsten Resultate für die Tendenz zur Nivellierung der zusätzli- 
chen Homosexuellenunterdrückung ist wohl in der Lockerung der antihomosexuel- 
len Sondergesetze in einer Reihe von kapitalistischen Ländern zu sehen (Großbri- 
tannien, BRD, Dänemark, Schweden, Niederlande, Australien; in den USA wurde 
seit 1961 in acht Staaten die Straffreiheit für Homosexualität unter Erwachsenen. 
eingeführt). Bine völlige rechtliche Gleichstellung ist jedoch durch keine dieser neu- 
eren Reformen verwirklicht worden (50). Der Prozeß, auf den hier hingewiesen 
werden soll, nämlich die Aufhebung der zusätzlichen Homosexuellenunterdrückung, 
ist also noch lange nicht abgeschlossen, wie nicht zuletzt der Stand der Strafrechts- 
entwicklung beweist. Die diesen Prozeß in Zukunft charakterisierenden Formen, die 
Geschwindigkeit (51) und die in ihm eingeschlossenen möglichen Rückschläge 
können im vorliegenden Zusammenhang nicht prognostiziert werden. r 

Als Marx in Bezug auf die bürgerliche Gesellschaft konstatierte, daß aus unter- 
gegangenen Gesellschaftsformen stammende und „‚teils noch unüberwundene Reste 
sich in ihr fortschleppen“ (52), da war ihm klar, daß über Geschwindigkeit und 
konkreten Verlauf des Abbaus dieser Reste keine allgemeine Aussage möglich ist. 
Daß diese „Reste“ früher oder später verschwinden müssen, war für Marx und 
Engels jedoch eindeutig. Im Kommunistischen Manifest heißt es über die bürgerliche 
Gesellschaft: 


50 Mit der Tatsache, daß in Frankreich, Spanien und Belgien eine gewisse Zunahme der 
Homosexuellenunterdrückung durch den Staat zu verzeichnen ist, versucht G. Hocqueng- 
hem in seinem Buch „Das homosexuelle Verlangen“ (München 1974) eine allgemeine 
Zunahme der „antihomosexuellen Paranoia‘ im Kapitalismus zu beweisen ($. 26 ff.). 
Dagegen spricht jedoch schon, daß in viel mehr Ländern das Strafrecht sich genau entge- 
gengesetzt entwickelt. Hocquenghem braucht seine Behauptung obendrein für einen frag- 
würdigen Zweck: Homosexuelle werden von ihm zu Märtyrern und Avantgardisten kom- 
mender gesellschaftlicher Umwälzungen hochgejubelt. Er wendet sich gegen „das tradi- 
tionell-revolutionäre Denken und Handeln“ (S. 134) und glaubt, daß „der homosexuelle 
Kampf“ besonders der Pariser Homosexuellengruppe FHAR ein „neues revolutionäres 
Modell“ ($S. 133) zu entwickeln imstande sei. Das Ziel ist, in Anlehnung an Fourier, die 
Abschaffung der „Zivilisation“ ($. 135 £.). 

51 Daß z. B. die Gleichberechtigung der Frau ähnlich wie die der Homosexuellen, trotz aller 
Fortschritte, noch immer weit von einer Verwirklichung entfernt ist, weist auf die Lang- 
wierigkeit solcher Prozesse hin. Frauenunterdrückung gab es ähnlich wie Homosexuellen- 
unterdrückung auch schon in vorkapitalistischen Gesellschaftsformationen. Je weiter der 
Ursprung eines Überbaubestandteils in der Menschheitsgeschichte zurückliegt, desto lang- 
wieriger scheint der Prozeß seines Abbaus zu sein. Hat er unter gewissen Umständen, wie 
gegenwärtig die Diskriminierung der Frauen und Homosexuellen, sogar noch einen Nutz- 
effekt für die Stabilisierung der bestehenden Produktionsweise (bei den Frauen: Lohn- 
drücken; bei den Homosexuelien: Ablenkungs- und „Sündenbock“-Funktionen; in bei- 
den Fällen auch noch Stützung der christlichen Ideologie), so erhöht dies seine Abbaure- 
sistenz. 

52 Kar! Marx, Grundrisse S. 26; vgl. auch MEW 3, S. 312, wo sich Marx und Engels über die 
Fortvegetation veralteter Rechtsnormen äußern: „Es ist möglich, daß Rechte und Geset- 
ze sich ‚forterben‘, aber sie sind dann auch nicht mehr herrschend, sondern nominell, 
wovon die altrömische und englische Rechtsgeschichte eklatante Beispiele liefern.“ 
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„Alle festen eingerosteten Verhältnisse mit ihrem Gefolge von altehrwürdigen Vorstellungen 
und Anschauungen werden aufgelöst, alle neugebildeten veralten, ehe sie verknöchern können. 
Alles Ständische und Stehende verdampft, alles Heilige wird entweiht, und die Menschen sind 
endlich gezwungen, ihre Lebensstellung, ihre gegenseitigen Beziehungen mit nüchternen Augen 
anzusehen“ (53). 


Wichtig ist für uns zunächst der Nachweis einer Tendenz zur Homosexuellenintegra- 
tion sowie die Überlegung, daß diese Tendenz der Logik des Kapitals entspricht, 
allen formal das gleiche Recht zukommen zu lassen und alle Unterschiede auf den 
einen zu reduzieren, den Gegensatz zwischen Arbeiter- und Kapitalistenklasse. „Die 
ganze Gesellschaft spaltet sich mehr und mehr in zwei große feindliche Lager, in 
zwei große, einander direkt gegenüberstehende Klassen: Bourgeoisie und Proleta- 
riat“ (54). 

Einerseits ist mit der fortschreitenden Entwicklung der bürgerlichen Gesell- 
schaft, mit der Beseitigung vorkapitalistischer Relikte die Tendenz zur Integration 
der Homosexuellen in die bürgerliche Gesellschaft festzustellen, denn eine Gefähr- 
dung des im Kapitalismus herrschenden Interesses an Unterdrückung und Ausbeu- 
tung der Arbeiterklasse ist mit der gesellschaftlichen Akzeptierung homosexuellen 
Verhaltens nicht verbunden; sowohl als ausbeutbare Arbeitskraft als auch als gute 
Konsumenten sind Homosexuelle genau so brauchbar wie andere, und diese Brauch- 
barkeit wird durch besondere Homosexuellenrepression nicht gefördert, sondern 
behindert. 

Andererseits wirkt die von christlich-jüdischer Religion geprägte Sexualmoral 
zusammen mit besonders in Krisenzeiten anzutreffenden sozialpsychologischen Me- 
chanismen (Konkurrenzdruck erzeugt Haß auf abweichendes Verhalten, Sünden- 
bockprojektionen usw.) hemmend auf diese Tendenz. Wollte man nachweisen, daß 
diese hemmenden Momente im Kapitalismus letztlich unüberwindlich sind und daß 
die Unterdrückung der Homosexuellen nicht dem jeweiligen allgemeinen Maß der 
Unterdrückung angeglichen werden kann, dann müßte der genaue Punkt angegeben 
werden, über den die Integration der Homosexuellen nicht hinausgehen kann, ohne 
den Kapitalismus zu bedrohen. Eine offene Frage, die zur vollständigen Funktions- 
bestimmung der Homosexuellenunterdrückung im Kapitalismus zu beantworten ist, 
lautet demnach: Gibt es psychologische und speziell sozialpsychologische Gesetz- 
mäßigkeiten, die für das Verhalten der Menschen im Kapitalismus dahingehend 
wirken, daß sie notwendigerweise die Unterdrückung der Homosexuellen bedingen? 

Von der Beantwortung dieser Frage nach einem womöglich systembedrohen- 
den Charakter der Homosexualität hängt unmittelbar die Einschätzung der Reich- 
weite des homosexuellen Emanzipationskampfes ab: Hat dieser Kampf an und für 
sich schon revolutionäre Momente in sich, indem er z. B. eine für den Kapitalismus 
Konstitutive Geschlechterrollenverteilung untergräbt, die die Herrschaft des Mannes 
über die Frau beinhaltet? Oder hat dieser Kampf, gleichgültig, für wie „revolutio- 
när“ die darin engagierten Homosexuellen sich selber halten, allenfalls die Funk- 
tion, die längst fällig Subsumtion dieses Bereichs der Sexualität unter die kapitalisti- 


53 MEW 4, S. 465 
54 MEW 4,S.463 
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schen Bedingungen zu beschleunigen? Wäre letzteres der Fall, dann würde das 
antikapitalistische Moment dieses vermeintlich auf ‚sexuelle Revolution“ abzielen- 
den Kampfes in seiner Überleitungsfunktion bestehen, d.h. daß durch die Beseiti- 
gung der Schranken, die die Homosexuellen zur Absonderung in eine gettoartige 
Subkultur und in die Vereinzelung zwangen, die Möglichkeit geschaffen wird, daß 
die Homosexuellen sich in relevanten Ausmaß ihrer wesentlichen Unterdrückung 
— nämlich der als ausgebeutete Lohnarbeiter — bewußt werden können und daraus 
politische Konsequenzen ziehen. 

Wenn wir hier der zweiten Alternative zuneigen, dann sind wir uns, wie ge- 
sagt, des hypothetischen Charakters dieser Einschätzung bewußt. Es ist nicht völlig 
ausgeschlossen, daß sozialpsychologische Gesetzmäßigkeiten existieren könnten, die 
eine andere Einschätzung erfordern. Nach den vorliegenden Erkenntnissen erscheint 
es uns jedoch plausibler, die noch nicht verwirklichte Angleichung der Homosexuel- 
lenunterdrückung an die allgemeine nicht der antihomosexuellen Tendenz des Kapi- 
talismus zuzuschreiben, sondern vielmehr der noch nicht vollständigen Beseitigung 
vorkapitalistischer Relikte durch das Kapital selbst. 

Wer dem derzeitigen Kapitalismus nur noch „Stagnation und Fäulnis“ und 
„Reaktion auf der ganzenLinie“ zubilligt, für den wird der zunehmende Abbau der 
Homosexuellendiskriminierung ein völliges Mysterium bleiben, wenn er nicht Ho- 
mosexualität sowieso schon immer als Verfallserscheinung des dekadenten Spätka- 
pitalismus verstanden hat. Von einem Standpunkt aus, bei dem zur Frage der Ho- 
mosexualität noch Angst und Mythologie, Dekadenz- und Entartungstheorien die 
sexualwissenschaftliche Aufklärung überschatten, ist die Konstruktion eines Zusam- 
menhangs zwischen „unsauberem‘ Sexualleben und der Fäulnis der herrschenden 
Klasse eine naheliegende Vorstellung. Die Haltung der SPD zur Krupp-Affäre 1902 
wurde bereits erwähnt, die Große Sowjetenzyklopädie aus dem Jahre 1954 bringt 
jene Vorstellung in klassischer Formulierung zum Ausdruck: 


„Homosexualität ist seit dem hohen Altertum bekannt. Schon die Sklavenhaltergesellschaft 
schuf infolge’der Übersättigung und Perversität der herrschenden Klassen günstige Bedingungen 
für Laster und Widernatürlichkeit. In der kapitalistischen Gesellschaft ist Homosexualität eine 
verbreitete Erscheinung. Es genügt, auf die Existenz homosexueller Prostitution in den kapitali- 
stischen Ländern hinzuweisen .... In der sowjetischen Gesellschaft mit ihrer gesunden Moral gilt 
die Homosexualität als sexuelle Perversion, als schädlich und kriminell.... “ (55). 


5. _Sexualwissenschaft und Vorurteil 


Engels beschreibt die allgemeine Verlaufsform von Prozessen der Überwindung al- 
tertümlicher Ideologien bekanntlich folgendermaßen: 


„Was nun die noch höher in der Luft schwebenden ideologischen Gebiete angeht, Religion, 
Philosophie etc., so haben diese einen vorgeschichtlichen Bestand von was wir heute Blödsinn 


55 Große Sowjetenzyklopädie (Bol’äja Sovetskaja Eciklopedjja), Moskva 1954, Bd. 12, 
S. 35 (Übers. d. Verf.) 
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nennen würden. Diesen verschiedenen falschen Vorstellungen von der Natur, von der Beschaf- 
fenheit des Menschen selbst, von Geistern, Zauberkräften etc. liegt meist nur negativ Ökonomi- 
sches zugrunde; die niedrige ökonomische Entwicklung der vorgeschichtlichen Periode hat zur 
Ergänzung, aber auch stellenweise zur Bedingung und selbst Ursache, die falschen Vorstellungen 
von der Natur. Und wenn auch das ökonomische Bedürfnis die Haupttriebfeder der fortschrei- 
tenden Naturerkenntnis war und immer mehr geworden ist, so wäre es doch pedantisch, wollte 
man für all diesen urzuständlichen Blödsinn ökonomische Ursachen suchen. Die Geschichte 
der Wissenschaft ist die Geschichte der allmählichen Beseitigung dieses Blödsinns, resp. seiner 
Ersetzung durch immer weniger absurden Blödsinn‘ (56). 


Die Ende des 19. Jahrhunderts sich aus der Medizin und speziell aus der Psychiatrie 
entwickelnde sexualwissenschaftliche Erforschung der Homosexualität kann als 
treffendes Beispiel dieser Engelsschen Darlegung angesehen werden. Die von H. Ellis 
in England und von R. von Krafft-Ebing in Österreich begonnene systematische 
Erforschung der Homosexualität führte zunächst zu dem Ergebnis, daß es sich 
hierbei um eine Krankheit handele und deshalb nicht strafrechtlich verfolgt werden 
dürfe (57). M. Hirschfeld ging mit seiner Theorie, wonach Homosexualität einer 
„angeborenen“ sexuellen Zwischenstufe zwischen Mann und Frau zuzuordnen sei, 
immerhin als erster von der Auffassung ab, daß Homosexualität eine Krankheit 
sei (58). 

Daß auch heute in der bürgerlichen Sexualwissenschaft zur Frage, ob Homo- 
sexualität eine Krankheit sei, sich noch nicht voll eine angemessene Auffassung 
durchgesetzt hat, wird deutlich an einem äußerst markanten Wendepunkt in dieser 
Diskussion: Auf der Jahrestagung der American Psychiatric Association wurde am 
9.5.1973 beschlossen, Homosexualität aus der Liste der Krankheiten zu strei- 
chen (59). Daß ‚„‚die Geschichte der allmählichen Beseitigung dieses Blödsinns“, der 
Beseitigung der Krankheitsdefinition der Homosexualität, eine noch lange nicht 
abgeschlossene, auch die Möglichkeit von Rückschlägen einschließende Entwicklung 
darstelit, wird deutlich an der Ankündigung des führenden Vertreters der Krank- 
heitsanschauung, Socarides (60), sich nicht mit der Entscheidung der Psychiaterge- 
sellschaft abzufinden und sich für die Revision des Beschlusses einzusetzen. 

Unter den Anhängern der Krankheitsanschauung nehmen die Frankfurter 
Freudianer R. Reiche und M. Dannecker eine interessante Zwischenposition ein. 
Auch für sie ist die Homosexualität eine „schwere Störung“ (61). Dem entspricht 
ihrer Ansicht nach jedoch auf der anderen Seite eine pathologische Formung der 
„normalen Heterosexualität“: 


56 MEW 37,S.492, Engels’ Brief an C. Schmidt vom 27. 10. 1890 

57 Vgl. hierzu z.B. R. v. Krafft-Ebing, Der Conträrsexuale vor dem Strafrichter, 2. Aufl., 
Wien 1895 ' 

58 Magnus Hirschfeld, Die Homosexualität des Mannes und des Weibes, Berlin 1914 

59 Bericht vom Meeting der American Psychiatric Association, in: American Journal of 
Psychiatry 130:11, Nov. 1973 

60 C. W. Socarides ist in der BRD durch sein Buch ‚Der offen Homosexuelle“ (Frank- 
furt a. M. 1971) bekannt. Vgl dazu die treffende Kritik von J. Hempel in: Das Argu- 
ment, Jg: 14, 172, Heft 5/6, S. 838 ff. 

61 M. Dannecker, R. Reiche, Die kollektive Neurose der Homosexuellen, in: Leviathan, 
Zeitschrift für Sozialwissenschaft, Heft 1, 197, S. 63 
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„Man kann die Pathologie der Homosexuellen nicht aus ihrer Heterosexualitätsangst begründen, 
ohne sich zugleich über die Homosexualitäts-Angst der Heterosexuellen Rechenschaft zu geben. 
Für die kollektiv herrschende Integrationsform der Triebe und der Objektbeziehungen, die in 
unserer Kultur als ‚normale Heterosexualität‘ gilt, ist die Verdrängung der homosexuellen Stre- 
bungen konstitutiv und, als Konsequenz daraus, die unbewußte Angst vor der Homosexualität. 
Die kulturell vorherrschende Form der Heterosexualität ist notwendig pathologisch“ (62). 


Der in diesem Gedanken enthaltene Hinweis auf die spätestens seit S. Freuds ‚„‚Drei 

Abhandlungen zur Sexualtheorie“ bekannte bisexuelle Beschaffenheit aller Men- 

schen wird zweifellos für eine auch die Psychologie umfassende Untersuchung über 

die Gründe der Homosexuellenunterdrückung von großer Bedeutung sein (63). Die 
mehr oder weniger bewußte Angst vor den nur mangelhaft unterdrückten homo- 
sexuellen Wünschen ist sicher beteiligt am Zustandekommen von homosexualitäts- 
feindlichen Einstellungen bei „normalen Heterosexuellen“. Wenn Dannecker und 

Reiche ihrem Befund jedoch ohne weiteres Gültigkeit für die gesamte „gegenwärtige 

gesellschaftliche Epoche“ zusprechen (64), dann zeigt sich schon hier, trotz ihrer 

verschiedentlichen Berufung auf Karl Marx, ihre Kurzsichtigkeit gegenüber realen 
gesellschaftlichen Veränderungen. 

Bine immer noch ausstehende materialistische Analyse der Formen und Funk- 
tionen von Sexualunterdrückung in der bürgerlichen Gesellschaft darf nicht bei der 
abstrakten Versicherung stehen bleiben, daß der Kapitalismus die Sexualität der 
Menschen unterdrückt, daß diese Unterdrückung von der Arbeitswelt ausgehend 
über familiale Instanzen vermittelt schon in der frühkindlichen Sozialisation der 
Individuen beginnt, daß dadurch zwanghaft fixierte ‚normale‘ Heterosexualität in 
Zwangshomosexualität ihre Ergänzung findet usw. Auch die pauschale Behauptung, 
daß „zum Konstitutionsprozeß kulturell normaler Heterosexualität |... ] unab- 
dingbar kollektiv-neurotische Elemente |... gehören, die] unabdingbar für den ge- 
sellschaftlichen Funktionszusammenhang, mindestens für den der gegenwärtigen ka- 
pitalistischen Gesellschaften sind“ (65), tragen schon wegen ihrer Abstraktheit 
nichts zur Lösung dieser Aufgabe bei. 

Eine Analyse muß vielmehr, ausgehend von der allgemeinen Begrifflichkeit 
des wissenschaftlichen Sozialismus, aus den Entwicklungsstufen der bürgerlichen 
Gesellschaft in ihrer jeweils historisch-konkreten Ausprägung die vorhandenen For- 
men der Sexualunterdrückung erklären. Von diesen, durch den Entwicklungsprozeß 
der Produktivkräfte und des Klassenkampfs geprägten Form- und Funktionsverän- 
derung zu abstrahieren und die Phänomene der erscheinenden Oberfläche nur als 
beständige Wiederkehr der ewig gleichen Sexualunterdrückung zu begreifen, führt 
62 a.a. 0.8.63 f. 

63 Vgl. auch W. F. Haug, Warenästhetik Sexualität und Herrschaft, (Frankfurt a. M. 1972), 
S. 172: „Die Unterdrückung besonderer Formen der Sexualität zielt m. E. immer auf den 
ganzen Umfang und Anspruch des Triebes. Die bürgerlichen Produktionsverhältnisse be- 
wirken und verlangen eine durch völlige Brechung ihrer Spontaneität und feste Kanalisie- 
rung ihrer Unbestimmtheit erkaufte Domestizierung des Sexuellen. So ist nicht in erster 
Linie die zwanghafte Homosexualität, sondern die ‚Zwangsheterosexualität‘ (Ferenczi) 
zu analysieren.“ 


64 M. Dannecker, R. Reiche, a. a. O., S. 65 
65 a.a.0.,$.66 
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zu dogmatischen und praxisfernen Schlußfolgerungen. Und auch das entgegenge- 
setzte Extrem, die empiristische Vorgehensweise macht blind für die Schranken, die 
der Kapitalismus der sexuellen Emanzipation setzt. 

Dannecker und Reiche sehen in den Ergebnissen einer Befragung von 789 
homosexuellen Männern (hohe Rate von Selbstmordversuchen, verbreiteter Wunsch 
nach „Behandlung“ der eigenen Homosexualität, Verachten homosexuellen effimi- 
nierten Verhaltens durch die Homosexuellen selbst usw.) nicht etwa das Resultat 
der lang andauernden terroristischen Diskriminierung durch Staat und öffentliche 
Meinung. Stattdessen sehen Dannecker und Reiche in der „Schulmedizin“ und der 
„klinischen Praxis und theoretischen Literatur der Psychoanalyse“ (66) die ange- 
messenen Kategorien für die Interpretation ihrer Befunde vorgegeben. Vom Stand- 
punkt des Arztes aus sind die Ergebnisse der Befragung lediglich Symptome der 
„kollektiven Neurose der Homosexuellen“ als „Schutz gegen offen neurotische Er- 
krankungen“ (67). So wird z.B. auch „militanter Antikommunismus“ in der Di- 
mension normal - pathologisch begriffen (68). In der Einschätzung der homosexuel- 
len Männer als „kollektiv-neurotisch‘“ sehen Dannecker und Reiche ihren Beitrag, 
um die „psychologische Seite der Ideologiekritik“ herauszuarbeiten (70). Sie schei- 
nen zu glauben, daß eine „‚materialistische Psychologie“ hauptsächlich die Resultate 
der Klassenanalyse und die Erscheinungsformen des Klassenkampf in einer psycho- 
analytischen Fachsprache neu zu beschreiben habe. Sie verraten aber nicht, welchen 
Sinn es haben soll, Stufen des Klassenbewußtseins und der Einsicht in die Bedingun- 
gen der Emanzipation in Begriffe wie „pathologisch‘“ und „normal“, krank und 
gesund zu fassen. Es sei denn, Sozialisten könnten ihre Funktion im Klassenkampf 
besser erfüllen, wenn sie gleichsam ausgerüstet mit dem autoritären Image von 
Ärzten der Arbeiterklasse den Weg zur sozialistischen Gesundheit weisen... (71). 

So scheint denn der Verdacht nicht unbegründet, daß hier die Freudsche 
Theorie als Marxismusersatz fungieren soll. Dieser Verdacht drängt sich etwa auch 
auf, wenn Dannecker und Reiche von Freuds Religionskritik als dem „Kernstück für 
jede materialistische Religionskritik‘ (72) sprechen, ohne auch nur den Versuch 
einer Vermittlung mit den Aussagen des wissenschaftlichen Sozialismus zu dieser 


66 a.2.0.,8.62 

67 a.2.0.,8.66 

68 a.a.O,vgl.S.65 
69 a.2.0. 

70 2.2.0. 


ıı So grotesk diese Überlegungen auch sein mögen, haben sie doch neuerdings eine gewis- 
se Anhängerschaft gewonnen. M. Schneider beispielsweise vertritt in seinem Bestseller 
„Neurose und Klassenkampf“ (Reinbek 1973) den gleichen Standpunkt: „Beschränkte 
sich die klassische Psychoanalyse darauf, den Kranken in der Gesellschaft zu behandeln, 
so ist es Aufgabe einer materialistisch orientierten, emanzipativen Psychoanalyse, die 
Gesellschaft selber als Krankheit zu behandeln.“ (S. 10) Homosexuellenunterdrückung 
existiert für Schneider übrigens nur in der Sowjetunion (vgl. S. 46). Im Kapitalismus hält 
er die „gesellschaftliche Blockierung und Tabuisierung der gleichgeschlechtlichen Erotik“ 
nur im Hinblick auf die „ödipale Rivalität“ in der Kleinfamilie und im Hinblick auf 
Faschisten, deren „Kameraderie usw.‘ aus der „Verdrängung der Homosexualität“ resul- 
tiert, für erwähnenswert (vgl. S. 76 und 117). 

72 Dannecker, Reiche, a. a. O., S. 65 
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Frage zu versuchen. Die Bemerkung, Marx habe lediglich die „ökonomische Seite“ 
der Ideologiekritik herausgearbeitet (73), zeugt-von einem prinzipiellen Unverstän- 
dnis gegenüber dem wissenschaftlichen Sozialismus und nährt den Verdacht, daß 
unter dem Anspruch, den Marxismus durch die Psychoanalyse zu ergänzen, dieser 
durch jene ersetzt werden soll. Nichtsdestoweniger bleibt aber die Erforschung der 
Tatsachen über die gegenwärtige Lage homosexueller Männer in der BRD, ungeach- 
tet des fragwürdigen theoretischen Rahmens, ein großes Verdienst von Dannecker 
und Reiche. Für die Gewinnung einer wirksamen Taktik des Emanzipationskampfes 
der Homosexuellen sind aus ihrer Untersuchung grundlegende empirische Daten zu 
entnehmen. 

In dem vorliegenden Zusammenhang ist es noch erwähnenswert, daß auch 
Dannecker und Reiche Momente Konstatieren, die auf eine Integration der Homo- 
sexuellen in die bürgerliche Gesellschaft hindeuten. So stellten sie fest, daß in der 
Medizin „unter dem Druck fortschreitender naturwissenschaftlicher und psycholo- 
gischer Erkenntnisse“ (74) die Homosexualität zwar immer noch als Krankheit auf- 
gefaßt wird, jedoch schon ein Begriffswandel eingetreten ist: Homosexualität ist 
nach herrschender Auffassung nicht mehr eine „Psychopathie“, sondern „Devia- 
tion“. Weiterhin sind Dannecker und Reiche zwar von dem Vorhandensein einer 
„gegenwärtigen Toleranzströmung gegenüber Homosexuellen‘“ überzeugt (75), 
sehen aber darin kein Phänomen, der der Erklärung bedürftig wäre. 

Einen illustrierenden historischen Abriß, der den Wandel in der Einstellung 
zur Homosexualität und auch die besonderen Entwicklungen in den sozialistischen 
Ländern, besonders der Sowjetunion und der Volksrepublik China (76) miteinbe- 
zieht, kann hier von uns noch nicht vorgelegt werden. Für die Zurückweisung der 
Ansicht von der ewig gleichbleibenden Haltung gegenüber der Homosexualität in 
der bürgerlichen Gesellschaft wäre dies jedoch unbedingt erforderlich. Ein solcher 
Abriß müßte Zusammenhänge zwischen der allgemeinen Einstellung zur Sexualität, 
wie sie sich etwa im Form- und Funktionswandel der Familie und der Prostitution 
zeigt, und den verschiedenen Abstufungen in der Einstellung zur Homosexualität 
beinhalten (77). Die Abschaffung der Todesstrafe gegen Homosexuelle müßte hier 
ebenso nachgezeichnet werden wie die Vereinnahmung des Themas durch die 
Psychiatrie und die entstehende Sexualwissenschaft am Ende des 19. Jahrhunderts; 
die seuchenartige Verbreitung der Syphilis als einer Grundlage der weitgehenden 
und sich steigernden Sexualitätsfeindlichkeit seit Beginn des 16. Jahrhunderts eben- 
so wie die nach dem Zweiten Weltkrieg sich verstärkende Enttabuisierungstendenz, 
die etwa gleichzeitig mit der Veröffentlichung der Kinsey-Berichte einsetzte usw. 
Erst anhand solcher historischer Studien könnten die hier vorgetragenen Überlegun- 


73 2.2.0. 

74 a.a. 0.8.62 

75 a.a. 0.8.68 

76 Nach unseren — im einzelnen jedoch nicht genügend abgesicherten — Informationen 
herrscht in beiden Ländern die schärfste Homosexuellenunterdrückung. 

77 Die umfangreichen Studien von Iwan Bloch werden hierbei von besonderer Wichtigkeit 
sein: „Das Geschlechtsleben in England“ (Berlin 1903), „Der Marquis de Sade und seine 
Zeit“ (Berlin 1904), ‚Der Ursprung der Syphilis“ (Jena 1901) u.a. 
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gen auf ihre Gültigkeit hin konkret überprüft werden. Es käme darauf an, das 
umfangreiche vorliegende Tatsachenmaterial zu sichten und für eine materialistische 
Analyse auszuwerten, zu entscheiden, bis zu welchem Grad Homosexuellenunter- 
drückung in bestimmten Phasen der Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft wirk- 
lich erforderlich war. 


6. Der kleinbürgerlich-demokratische Charakter der homosexuellen Emanzipa- 
tionsbewegung in Deutschland 


Organisatorischen Ausdruck fand das Emanzipationsbedürfnis der Homosexuellen 
erstmals im Jahre 1897 in Deutschland (78). In Charlottenburg wurde von dem 
Arzt Magnus Hirschfeld, dem Verleger Max Spohr und dem Ministerialbeamten 
Erich Oberg das Wissenschaftlich-humanitäre Komitee (WHK)) gegründet. Es umfaß- 
te bald einige tausend Mitglieder und hatte Untergruppen in mehreren deutschen 
Städten, in Österreich, England und in den Niederlanden. 

Die gesellschaftliche Situation jener Zeit war nicht nur gekennzeichnet durch 
die nach Aufhebung der Sozialistengesetze erstarkende und mehr und mehr in 
Revisionismus verfallende SPD; zugleich entstand auch eine vielfältige, mehr oder 
weniger locker mit der Arbeiterbewegung verbundene Lebensreformbewegung. 
Hirschfelds rückblickende Schilderung der Situation am Ende des 19. Jahrhunderts 
bietet hierfür eine nützliche Illustration: 


„Es ist kein Zufall, daß die Gründung der deutschen Wandervogelbewegung und der ersten 
Landerziehungsheime in die gleiche kurze Zeitspanne fällt, in der völlig unabhängig voneinander 
eine ganze Anzahl sexualreformistischer Bewegungen entstand; wir nennen nur die Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, die es wagte, ein Übel beim richtigen Namen zu 
nennen, das zu erwähnen fast für schlimmer galt, als es zu haben (selbst auf den Kranken- 
kassenscheinen der Arbeiter durften vorher Syphilis und Tripper nicht vermerkt werden, da sie 
als ‚selbstverschuldet‘ von jeder Hilfeleistung der Versicherung ausgeschlossen waren) — die 
Mutterschutzbewegung, die sich der unehelichen Mutter und des unehelichen Kindes annahm, 
die nicht minder als die Geschlechtskranken als Parias der Gesellschaft angesehen wurden — das 
Wissenschaftlich-humanitäre Komitee, das den Rechtfertigungs- und Verteidigungskampf gegen 
die gesetzliche und gesellschaftliche Verfolgung gleichgeschlechtlich geborener Menschen auf- 
nahm. Aueh die ‚Internationale abolitionistische Föderation‘, welche unter Führung der edlen 
Josephine Butler sich zunächst in Englang gegen die Kasernierung und Reglementierung der 
Prostitution wandte |... ], griff in jener Zeit auf Deutschland über. Und vor allem traten die 
damals ‚radikal‘ genannten Vorkämpferinnen der Frauenemanzipation auf den Plan. 1894 fand 


78 Lange Zeit blieb Deutschland das einzige Land, in dem sich die Homosexuellen organi- 
siert zur Wehr setzten. Zum Überblick vor allem über die anderen Länder vgl. die Bro- 
schüre von J. Lauritsen und D. Thorstad, „The Homosexual Rights Movement‘ (New 
York 1973). Zur Geschichte des WHK vgl. vor allem „‚Jahrbuch für sexuelle Zwischenstu- 
fen“, Leipzig und Berlin 1.1899-23.1923. Ferner: Ralf Seidel, Sexologie als positive 
Wissenschaft und sozialer Anspruch, Med. Diss. München 1969; und Jim Steakley: The 
gay movement in Germany. In: The Body Politic, Toronto 1973/74, Nr. 9, 10, 11 
und 13 
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in Berlin zum nicht geringen Erstaunen und Entsetzen aller bürgerlichen Parteien die erste 
größere Kundgebung für das Frauenstimmrecht statt, der 1896 der erste große ‚Internationale 
Frauenkongreß für Frauenwerke und Frauenbestrebungen‘ folgte... Bezeichnend für den Zug 
der Zeit war es auch, daß alle Bestrebungen für naturgemäße Lebens- und Heilweise in den 
letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts sehr im Volke an Verbreitung gewannen; so wurde 
1896 in Berlin die erste Loge gegen den Alkohol gegründet, der viele weitere folgten [ ... ] Ich 
selbst nahm besonders nach meiner Niederlassung in Berlin (am 1.5. 1896) an allen diesen 
Bestrebungen regen Anteil“ (79). 


Die Klassenlage der drei Gründer des WHK steht in engem Zusammenhang mit dem 
kleinbürgerlich-demokratischen Charakter der Politik dieser Organisation. Die wich- 
tigste Aktivität bestand zunächst darin, eine von Hirschfeld verfaßte Petition an den 
Reichtstag zur ersatzlosen Streichung des $ 175 in den „höheren Kreisen der Gesell- 
schaft“ zu verbreiten und für Unterstützung zu werben. Prominente Wissenschaftler, 
Künstler, Politiker, Literaten, höhere Beamte, Kirchenfunktionäre waren die Adres- 
saten dieser Bemühungen, die auch in der SPD-Spitze nicht'ohne Resonanz blieben: 
Bebel und Kautsky unterzeichneten schon 1898 die Petition (80). Auch die publi- 
zistischen Aktivitäten des Komitees richteten sich zunächst ausschließlich an die 
„höheren Stände“; das vom Komitee herausgegebene Jahrbuch für sexuelle Zwi- 
schenstufen enthielt z. B. fast ausschließlich sexualwissenschaftliche Abhandlungen. 

Die Arbeiterklasse kam zunächst einmal als Forschungsobjekt für das seinem 
Selbstverständnis nach völlig unpolitische und „auf dem Boden der bestehenden 
Gesellschaftsordnung“ (81) stehende WHK vor: 1904 wurde unter 6 000 Mitglie- 
dern des Verbandes deutscher Metallarbeiter eine Umfrage veranstaltet, um zu er- 
mitteln, bei wie vielen Metallarbeitern „der Geschlechtstrieb immer nur auf weib- 
liche, immer nur auf männliche oder sowohl auf weibliche wie auf männliche Perso- 
nen gerichtet“ ist (82). 

Nach und nach wurde jedoch auch eine breitere Propaganda- und Aufklä- 
rungsarbeit entfaltet, die auf die Gesamtbevölkerung gerichtet war und Vortrags- 
und Diskussionsveranstaltungen in allen größeren deutschen Städten sowie Verbrei- 
tung von Aufklärungsschriften umfaßte. Hilfe für Homosexuelle bei Erpressungsfäl- 


79 M. Hirschfeld, Geschlechtskunde, Bd. 1, Stuttgart 1926, S. 377. Es ist bezeichnend für 
Hirschfelds politischen Standpunkt, daß er den bürgerlichen Charakter des erwähnten 
Internationalen Frauenkongresses von 1896 verschweigt. Zu der Tatsache, daß Klara 
Zetkin und zwei andere Genossinnen eingeladen waren, schrieb die sozialdemokratische 
„Gleichheit“: „Es bedarf wohl kaum der Mittheilung, daß die drei Genossinnen höflich 
aber bestimmt abgelehnt haben, an dem Kongreß theilzunehmen. Sie sind der Ansicht, 
daß auf einem Kongreß, der ein ausgesprochen bürgerliches Gepräge trägt und auf dem 
die ‚Arbeiterinnenfrage‘ doch nur so nebenher behandelt werden kann, Sozialdemokra- 
tinnen ebenso wenig etwas zu suchen haben, als unsere Genossen auf den Kongressen der 
Freidenker, bürgerlicher Demokraten und Sozialreformler.‘‘ (Die Gleichheit, Jg. 6, 1896, 
S. 144) 

80 Vgl. Jahrbuch für sexuelle Zwischenstufen, Jg. 1, 1899, S. 252 

8 Monatsbericht des WHK, Jg. 3, 1904, Nr. 11, S. 1, Satzung des WHK. 

82 Das Ergebnis der statistischen Untersuchungen über den Prozentsatz der Homosexuellen, 
in: Jahrbuch für sexuelle Zwischenstufen, Jg. 6, 1904, S. 111 ff. Von den 1912 ausge- 
werteten Antworten waren 9,25 % heterosexuell, 3,19 % bisexuell und 1,15 % homosexu- 
ell. 
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len und Unterstützung vor Gericht bei Strafprozessen wegen $ 175 bildeten darüber 
hinaus einen wichtigen Teil der WHK-Aktivitäten. Die wichtigste Aufklärungs- 
schrift, die den Titel träge „Was soll das Volk vom dritten Geschlecht wissen? “ 
wurde von 1901 an bis zum Ersten Weltkrieg in ca. 50 000 Exemplaren verbreitet. 
In der sozialdemokratischen „Neuen Zeit“ wurde diese Schrift jedoch treffend als 
für die Volksaufklärung ungeeignet kritisiert. Statt Vorurteile zu bekämpfen „bringt 
die Broschüre ganze Seiten voll mehr oder weniger bekannter Namen aus der Gegen- 
wart mit mehr oder weniger tönenden Titeln und leere Phrasen wie zum Beispiel: 
‚Wir betonen ausdrücklich, daß wir nicht gegen die Forderung des christlichen Sit- 
tengesetzes kämpfen, deren Ideale zu erreichen sich jeder bemühen sollte... ‘, 
womit der Herausgeber, das Wissenschaftlich-humanitäre Komitee, eine verbindliche 
Verbeutung gegen die im Reichtstag maßgebende Zentrumspartei und das übrige 
Muckertum macht“ (83). Der hier in der ‚Neuen Zeit‘ erhobene Vorwurf trifft 
gewissermaßen die andere Seite des durchgängig von bestimmten Brüchen gekenn- 
zeichnete Verhältnisses zwischen Arbeiterbewegung und Homosexuellenbewegung. 
Während einerseits in der organisierten Arbeiterklasse die bereits oben charakterisier- 
ten Fehleinschätzungen und halbabgebauten Vorurteile relativ stabil bis zur Gegen- 
wart hielten, wird dies andererseits ergänzt durch die mehr oder weniger reaktionä- 
ren Vorbehalte der organisierten Homosexuellen gegenüber der Arbeiterbewegung. 
Hirschfeld brachte z. B. seine politische Fortschrittlichkeit darin zum Ausdruck, 
daß er sich bald nach Gründung des WHK auf dem rechten Flügel der SPD engagier- 
te und bis zu seiner Emigration Anfang der 30er Jahre dieser Partei die Treue hielt. 
Kurt Hiller, ein weiterer Repräsentant der Homosexuellenbewegung und militant- 
antimarxistischer Literat, zeichnete 1921 in seinem Buch „$ 175 — die Schmach 
des Jahrhunderts“ ein drastisches Bild vom politischen Zustand der Homosexuellen: 


„Ein Führer im Befreiungskampf, ein Praktiker, der es wissen muß, versicherte mir kürzlich, 
75% der am Kampf Interessierten in Deutschland rechneten sich den Rechtsparteien, der 
monarchistischen Restauration und der Revanche, zu. Nur etwa ein Viertel der Beteiligten sei 
schwarzrotgold oder rot“ (84). 


In dem gleichen Buch tritt Hiller dafür ein, daß die Befreiungsbewegung der Homo- 
sexuellen „parteipolitisch neutral“ zu sein habe: 


„Der Royalist muß ihr als Helfer ebenso willkommen sein wie der sozialistische Republikaner, 
der strenggläubige Kätholik wie der anarchistische Freigeist, der Kommunist wie der bürgerliche 
Demokrat“ (85). 


Hatte sich neben dem auf demokratische Reformen orientierten WHK schon früh 
eine kleinbürgerlich-anarchistische Strömung entwickelt (86), deren Einfluß jedoch 


83 Die Neue Zeit, Jg. 20, 1901-02, Bd. 2, Nr. 29, S. 89 

84 Kurt Hiller, &$ 175 — die Schmach des Jahrhunderts, Hannover 1922, S. 78 

85 2a.2.0.,8.79 

86 Der Literat Adolf Brand brachte 1896 die erste Homosexuellenzeitschrift heraus (‚Der 
Eigene‘), die zunächst eine stirnerianische Position vertrat, später einen „freiheitlichen 
Sozialismus“, der „nicht dogmatisch sondern erdgeboren“ ist, ‚nicht das Privateigentum 
verbietet‘ und den Klassenkampf „verwirft“ (vgl. Unser Bekenntnis zur Republik, in: 
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verschwindend gering blieb, so kam die extreme Rechte erst in den 20er Jahren 
organisatorisch zum Zuge. Es kam zur Gründung „nationaler Invertiertenverei- 
ne“ (87), die aber im Vergleich zum WHK ähnlich einflußlos blieben wie der Anar- 
chismus. 

Es gibt einen Anhaltspunkt dafür, daß im WHK, gemäß seiner ‚„‚parteipoliti- 
schen Neutralität“, auch homosexuelle Nazis organisiert waren: Es heißt in den 
„Mitteilungen“ des WHK, Nr. 8 vom Juli/August 1927 anläßlich einer antihomo- 
sexuellen und Hirschfelds jüdische Herkunft anprangernden Rede eines NSDAP-Ab- 
geordneten im Reichstag: 


„Wir fühlen uns weiter verpflichtet, unsere zahlreichen Mitglieder in der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei und in der Deutschvölkischen Freiheitspartei dringend aufzufordern, 
ihren Abgeordneten energisch zur Ordnung zu rufen“ (88) 


Es liegt nun nahe, diese Tatsachen im Sinne einer geheimen Verwandschaft zwi- 
schen Homosexualität und Faschismus zu deuten. Wenn etwa auf das schlecht 
verdrängte homosexuelle Potential der Faschisten als ein Grund für ihren gesteiger- 
ten Homosexuellenhaß hingewiesen wird, so ist dieser Gedanke wohl nicht von der 
Hand zu weisen, obgleich dies auch als Merkmal jeder Zwangsheterosexualität und 
nicht nur der der Faschisten interpretiert werden kann. Darüber hinausgehende 
Zusammenhänge zwischen Faschismus und Homosexualität zu Konstruieren, ist je- 
doch ähnlich abgeschmackt, wie wenn man z. B. Frauen eine besondere Affinität 
zum Rechtsradikalismus unterstellen wollte, weil Frauen nachweisbar unter der 
Wählerschaft der NSDAP und der CDU überrepräsentiert waren. Solchen Konstruk- 
tionen liegt letztlich die Unfähigkeit zugrunde, die Stufen der Bewußtseinsbildung 
von zusätzlich unterdrückten Gruppen als historische Übergangsformen zu begrei- 
fen; empirische Sachverhalte werden als ewige Gesetzmäßigkeiten dargestellt (89). 


Der Eigene, Jg. 1926, Nr. 4). Brands Organisation, die „Gemeinschaft der Eigenen“ 
kämpfte gegen das WHK und den zunehmenden Einfluß der Frau in der Gesellschaft und 
sympathisierte später offen mit dem Faschismus. 

87 Vgl. Jahrbuch für sexuelle Zwischenstufen, Jg. 20, 1920, S. 135 

88 Zit. nach Richard Linsert, Kabale und Liebe, über Politik und Geschlechtsleben, Berlin 
1931, S. 156 j 

89 Berühmtes Beispiel für einen solchen Standpunkt ist die vielzitierte Äußerung des sowje- 
tischen Schriftstellers M. Gorki, der in seinem Aufsatz „Proletarischer Humanismus‘ am 
23.5.1934 in Pravda und Izvestija schrieb: „|... ] hunderte Tatsachen sprechen von 
dem zerstörenden, zersetzenden Einfluß des Faschismus auf die Jugend Europas. Es 
widerstrebt einem, TAtsachen anzuführen; [ zäh ] Ich weise jedoch darauf hin, daß Ho- 
mosexualität [ ea ] im ‚Kultur‘-Land der großen Philosophen, Gelehrten und Komponi- 
sten frei und ungestraft ist. Es ist sogar das sarkastische Sprichwort entstanden: ‚Rottet 


os 


die Homosexuellen aus — und der Faschismus verschwindet‘. 
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7. Zum gegenwärtigen Verhältnis zwischen Sozialisten und Homosexuellen 


Bis 1969 wurde in Westberlin und in der BRD noch der $ 175 in der aus der 
Nazizeit stammenden Form angewandt. Die schließliche Lockerung der Strafbestim- 
mung durch die SPD-CDU-Regierung 1969 war nicht von einer homosexuellen 
Emanzipationsbewegung erkämpft worden. Eine solche war schon aufgrund des bis 
dahin herrschenden antihomosexuellen Terrors, dessen Schärfe den der Weimarer 
Republik weit übertraf, in ihrer Entwicklung stark gehemmt. Die verschiedenen 
publizistischen und organisatorischen Initiativen erreichten bei weitem nicht das 
Niveau der Zeit vor dem Hitlerfaschismus. 

Neben einer Spätwirkung der Anstrengungen des WHK in der Zeit bis 1933 
sind anscheinend zwei weitere Momente für die 1969er Reform des $ 175 maßge- 
.bend gewesen: die schon erwähnte Lockerung der Strafbestimmung in anderen 
Ländern - vor allem 1968 in der DDR — waren hier ebenso von Einfluß wie die 
beständige Intervention einzelner Individuen, z.B. die Aktivitäten des Sexualwis- 
senschaftlers H. Giese und des Juristen J. Baumann u. a. (90). 

Die seit 1969 bestehende Straffreiheit für homosexuellen Verkehr unter Er- 
wachsenen (91) war die Voraussetzung für die allmählich sich entfaltende neuere 
Homosexuellenbewegung. 

Obwohl in der Studentenrevolte der 60er Jahre in besonderem Maße die 
Frage nach .der Funktion der Sexualunterdrückung im Kapitalismus gestellt wurde, 
geriet das Problem der Homosexuellenunterdrückung allenfalls verzerrt ins Blickfeld 
der Beteiligten. Das hatte nicht zuletzt seinen Grund in der mehr oder weniger 
subtil homosexualitätsfeindlichen Einstellung der wichtigsten Ideologielieferanten 
jener Phase: W. Reich und H. Marcuse. Es war sicher ein Verdienst von W. Reich, in 
seinem Buch „Die sexuelle Revolution“ schon früh den in der Sowjetunion der 30er 
Jahre beginnenden Terror gegen Homosexuelle, der mit einer allgemein zunehmen- 
den Sexualfeindlichkeit einherging, angeprangert zu haben. Dies zwang Reich je- 
doch überhaupt nicht, seine eigene, aus seiner eigentümlichen Freud-Rezeption re- 
sultierenden antihomosexuelllen Vorurteile zu revidieren. 

Diese Vorurteile sind Klassisch in dem Abschnitt „Zur Frage der Homosexua- 
lität“ in seiner Broschüre „Der sexuelle Kampf der Jugend“ zusammengefaßt. Ho- 
mosexualität ist für Reich eine „Krankheit“, vor der vor allem natürlich ‚‚die Ju- 
gendlichen“ geschützt werden müssen: 


90 Vgl. z.B. Eingabe an die gesetzgebenden Organe des Bundes in Bonn betreffend $ 175, 
175 a StGB. Institut für Sexualforschung, Frankfurt a. M. 1950 

91 Seitdem 1.1.1974 ist das antihomosexuelle Sondergesetz noch etwas weiter einge- 
schränkt: Während z. B. ein Mann, der eine Frau „zum Beischlaf verführt“ ($ 182 StGB), 
die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, nur „auf Antrag der Eltern oder des 
Vormundes,,.. mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft‘ wird, wird ein Mann, der 
„sexuelle Handlungen an einem Mann unter 18 Jahren vornimmt... mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren ... bestraft“ ($ 175 StGB). Der Kampf für die vollständige Beseiti- 
gung des $ 175 bleibt eines der zentralen Ziele der Homosexuellenbewegung. 


„Vor allem müssen die Jugendlichen vor der endgültigen Wendung zur Homosexualität bewahrt 
werden, nicht aus moralischen, sondern aus rein sexualökonomischen Gründen; denn es läßt 
sich feststellen, daß die durchschnittliche sexuelle Befriedigung beim gesunden, andersge- 
schlechtlich gerichteten noch immer viel intensiver ist als die Befriedigung bei [physisch] gesun- 
den Homosexuellen.‘“ 


In seiner „Massenpsychologie des Faschismus‘ kommt dementsprechend Homo- 
sexualität allein vor zum Zweck der Denunziation derer, die unter dem Einfluß 
faschistischer oder religiöser Ideologien stehen. Sie seien von einer „passiven und 
masochistischen Homosexualität‘ gekennzeichnet (vgl. besonders S.218f. und 
262 f.). 

H. Marcuse läßt sich nicht so offen wie W. Reich auf das Thema ein. Tabuisie- 
rung ist seine vorherrschende Haltung zur Homosexualität. Er handelt sie ab unter 
dem Thema „Perversionen‘““ in seinem Erfolgswerk „Triebstruktur und Gesell- 
schaft“, S.54 f.: Nach seiner Auffassung „verteidigen die Perversionen die Sexuali- 
tät als Zweck an sich; sie stellen sich damit außerhalb des Herrschaftsgebietes des 
Leistungsprinzips und bedrohen es in seinen Grundfesten.‘“ Für Marcuse ist diese 
Bedrohung jedoch so fundamental, daß er das Aussterben der Menschheit als Mög- 
lichkeit vorausahnt: 


„Außerdem würden Konzessionen gegenüber der Ausübung von Perversionen nicht nur die 
ordnungsgemäße Fortpflanzung der Arbeitskräfte, sondern vielleicht sogar der Menschheit 
selbst in Gefahr bringen.“ 


Wenn man bedenkt, daß solche Ansichten in weiten Kreisen der Linken bereitwillig 
akzeptiert wurden und zum Teil noch werden, dann kann das vorhandene und von 
mehr oder weniger gut rationalisierten Ängsten genährte antihomosexuelle Vorur- 
teil nicht weiter erstaunen. 

Die einzige uns bekannte Ausnahme bildeten die Antworten einiger Sprecher 
der sogenannten APO wie Ulrike Meinhof, Christoph Ehmann, Nils Kadritzke und 
einiger Hochschullehrer wie T. W. Adorno, Wolfgang Abendroth und H. Gollwitzer 
auf eine entsprechende Umfrage, die in dem Buch „Weder Krankheit noch Ver- 
brechen. Plädoyer für eine Minderheit“ (Hamburg 1969) veröffentlicht wurden und 
die relativ vorurteilsfrei ausfielen. Es ist jedoch nichtsdestoweniger zunächst er- 
staunlich, daß gewissermaßen als Spätprodukt dieser Studentenrevolte seit 1971 in 
verschiedenen westdeutschen Universitätsstädten und in Westberlin homosexuelle 
Aktionsgruppen entstanden, die die Homosexuellenemanzipation als Moment einer 
sozialistischen Umwälzung begreifen. 

Das Entstehen der neueren Homosexuellen-Organisationen muß im Zusam- 
menhang mit entsprechenden Ereignissen vor allem in USA und Großbritannien 
gesehen werden. Die von dort ausgehenden, seit Beginn der 60er Jahre — vor allem 
vermittelt über bestimmte Zweige der Unterhaltungsindustrie — sich vollziehenden 
Veränderungen, die oft mit kulturpessimistischem Akzent als „Nivellierung der Ge- 
schlechterspannung“ beschrieben wurden, bildeten wichtige Randbedingungen für 
die Entstehung der „Gay Liberation Front“ in USA und Großbritannien. 

Ein weiterer wichtiger Faktor in diesem Rahmen war eine in den USA ent- 
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standene Richtung innerhalb der bürgerlichen Kunstavantgarde der 60er Jahre, die 
vom etablierten Kunstbetrieb bisher tabuisierte Bereiche, u. a. die homosexuelle 
Subkultur für die Kunstproduktion entdeckte bzw. ein Teil von ihr war. In den 
Filmen des „New American Cinema‘, vor allem in den Filmen Andy Warhols und 
Shirley Clarkes (‚Portrait of Jason‘“) stellten sich zum ersten Mal homosexuelle 
Männer und Frauen selbstbewußt einer bbreiten Öffentlichkeit dar; der ästhetische 
Reiz von Transvestiten wurde bewußt eingesetzt. Hiermit war im Bezug auf ein 
Massenmedium das Tabu der Selbstdarstellung Homosexueller durchbrochen. War- 
hols Filme wurden zwar anfänglich nur von einem kleinen Kıeis Interessierter ge- 
sehen, sie waren aber gerade für das neu entstehende Selbstverständnis vieler Homo- 
sexueller richtungsweisend. In Westdeutschland waren diese Filme sogar erfolgrei- 
cher als in USA, was sehr bald zu ihrer profitmäßigen Vereinnahmung durch die 
größte westdeutsche Filmverleih-Firma führte. Nachdem hiermit zum ersten Mal in 
größerem Ausmaß Homosexuelle sich selbst in einem Massenmedium darstellten, 
und damit zum Abbau des Homosexualitätstabus beitrugen, waren Auseinanderset- 
zungen mit der Polizei nach Räumung eines Homosexuellen-Lokals in New York im 
Juni 1969 (,Stonewall Riots““) der unmittelbare Anlaß zur Gründung von Homo- 
sexuellenorganisationen in den USA in bisher noch nicht dagewesenem Ausmaß. 
Die amerikanische „Gay Liberation“-Bewegung — inzwischen auch in vielen kleinen 
Städten aktiv — hat überwiegend Selbsthilfefunktionen, leistet aber auch Aufklä- 
rung in der Öffentlichkeit im Rahmen der Bürgerrechtsbewegungen. Eines ihrer 
Hauptziele, die Beseitigung der antihomosexuellen Strafgesetze, wurde aber bisher 
nur in den wenigsten Bundesstaaten verwirklicht. 

Die amerikanische und englische „Gay Liberation Front“ war den meisten 
Gründungsmitgliedern westdeutscher Homosexuellengruppen zumindest dem Na- 
men nach bekannt und wurde vor allem mittels ihrer Publikationen zur Kenntnis 
genommen. Sie hat so noch immer, trotz gewisser krisenhafter Veränderungen (92), 
einen Einfluß auf die deutschen Gruppen. 

Eine wichtige Funktion für die Gründung der meisten deutschen Gruppen 
hatte der von dem homosexuellen Filmregisseur Rosa von Praunheim und dem 
ebenfalls homosexuellen Soziologen Martin Dannecker stammende Agitationsfilm 
„Nicht der Homosexuelle ist pervers, sondern die Situation, in der er lebt“ (93). 
Obwohl in diesem Film selbst die politischen Konsequenzen nur äußerst vage ange- 
deutet werden, entwickelten viele der Gruppen doch richtige Ansätze zur Einschät- 
zung ihrer Lage. So heißt es z. B. in der im November 1971 verabschiedeten Grund- 
satzerklärung der Homosexuellen Aktion Westberlin: 


92 Vgl. hierzu für Großbritannien: David Fernbach, Aufstieg und Fall der GLF (The rise 
and fall of GLF, deutsch), in: HAW-Info, Nr. 14 1974, S. 28 ff. 

93 Magnus Hirschfeld versuchte schon 1919, allerdings mit viel geringerem Erfolg, den Film 
für den homosexuellen Emanzipationskampf einzusetzen. Sein Film „Anders als die 
Andern“, der zum Kampf gegen den $ 175 aufrief, wurde bald von der Polizei verboten. 
Rosa von Praunheim und Dannecker knüpften jedoch nicht bewußt an diesen Vorläufer 
an, sondern empfingen wohl eher von den Filmen des erwähnten New American Cinema 
ihre Anregungen. 
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„Der Rahmen, d.h. die Möglichkeiten der Emanzipation der Homosexuellen ist vorgezeichnet 
durch die Kapitalistisch organisierte Gesellschaft. Selbstbestimmung für alle ökonomisch wie 
sexuell Unterdrückten ist nur in geringen Ansätzen zu verwirklichen, da unter der Herrschaft 
des Kapitalinteresses die Organisation gesellschaftlichen Lebens unter dem Primat der Profitma- 
ximierung erfolgt. Die Produzenten des gesellschaftlichen Reichtums, der im Kapitalismus pri- 
vat angeeignet wird, werden sowohl von der Organisation der Produktion als auch von der 
Verfügung über den gesellschaftlichen Reichtum ferngehalten |... ] Der Kampf der Homose- 
xuellen um Selbstbewußtsein und Identität setzt voraus, daß sie ihre Existenz als Homosexuelle 
mit ihrer ökonomisch-politischen Existenz vermitteln.“ 


Solche Einsichten, die durchaus auch praktische Konsequenzen zeitigten (Unterstüt- 
zung des antiimperialistischen Kampfs, Teilnahme an Demonstrationen zum 1. Mai, 
Chile-Solidarität) geraten jedoch ständig in Gefahr, wieder vergessen zu werden. Der 
Rückfall in ein unpolitisches Selbstverständnis, das Aufgreifen bürgerlicher Mode- 
ideologien sind ständig gegenwärtige Alternativen zu einer konsequent sozialisti- 
schen Orientierung. Dies gilt vor allem für die Zeit der anfänglichen Konsolidierung, 
die durchaus noch nicht abgeschlossen ist. Ein Beispiel für solche mögliche Fehlent- 
wicklung bietet augenblicklich die Frauengruppe der HAW: mit der Doktrin „Femi- 
nismus ist unsere Theorie, lesbisch sein ist unsere Praxis“ versuchte die Frauengrup- 
pe nicht nur ihre Absonderung von den homosexuellen Männern, sondern auch ihre 
so gut wie vollständige Enthaltsamkeit auf politischem Gebiet zu rechtfertigen; 
politische Praxis beschränkt sich für sie seit einiger Zeit fast nur noch auf einen 
vermeintlichen Kampf gegen Männerherrschaft. 

Einer der wichtigsten Faktoren für die ideologisch-politische Entwicklung der 
homosexuellen Aktionsgruppen ist die Einstellung der sozialistischen Organisatio- 
nen zur Homosexuellenunterdrückung. Auf die eigentümlichen Fehleinschätzungen, 
die in der Vergangenheit vorherrschten, sind wir hier eingegangen. Daß sich gegen- 
wärtig daran kaum etwas geändert hat, muß leider konstatiert werden. Beispielswei- 
se war die Verlautbarung der maoistisch orientierten Studentengruppe KBW gegen- 
über der Homosexuellen Aktion Bremen,wonach organisierter Kampf Homosexuel- 
ler gegen ihre Unterdrückung ein ‚Unsinn‘ sei und eine „bürgerliche Einrichtung‘“, 
von der sich gute Kommunisten fernzuhalten hätten (94), für die Bremer Gruppe 
ähnlich demoralisiczend wie die bereits zitierte Stellungnahme der SEW in ihrer 
„Wahrheit“ für die Homosexuelle Aktion Westberlin. 

Daß solche Erfahrungen im Extremfall bereits bis zur Wiederbelebung abge- 
schmacktester Eliteideologien geführt haben, zeigt das oben schon erwähnte Bei- 
spiel Hocquenghems, eines äußerst populären Ideologen der Homosexuellenbewe- 
gung in Frankreich: Im gleichen Atemzug mit der Glorifizierung der Homosexuali- 


94 Vgl. die „Dokumentation zur Auseinandersetzung über die besondere Unterdrückung der 
homosexuellen Arbeiter und Werktätigen‘, hrsg. von der Homosexuellen Aktion Bremen 
im März 1974. Sie enthält den vollständigen Text der von W. Maier im Auftrag des KBW 
abgegebenen Stellungnahme zur Homosexuellenunterdrückung. Für W. Maier ist eine Ho- 
mosexuellengruppe ‚eine direkt Konterrevolutionäre Organisation, weil sie gegen die 
Scheidung der Gesellschaft nach Klassen, die Zusammenführung verschiedener Klassen- 
bestandteile nach dem Charakter der sexuellen Bedürfnisse setzt“. Nach dieser abstrusen 
Logik Maiers wäre z. B. auch ein kommunistischer Jugendverband, ein kommunistischer 
Frauenbund, Schriftstellerverband usw. „konterrevolutionär“, 
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tät, der er eine „ungeheure Überlegenheit‘ nachsagt, konstatiert er verbittert, die 
von der „extremen Linken“ bis hin zur FKP zum Ausdruck gebrachten antihomo- 
sexuellen Vorurteile, die noch immer so weit gehen, in der Homosexualität eine 
besonders raffinierte Waffe des Klassenfeindes zu vermuten (95). 

Es sind zur Zeit keine Anzeichen dafür in Sicht, daß sozialistische Organisatio- 
nen ihre Fehleinschätzungen bzw. das Tabu zu dieser Frage zu revidieren bereit 
sind. Dies wird langfristig unweigerlich Auswirkungen auf die homosexuelle Eman- 
zipationsbewegung haben. Der Rückfall in Anschauungen, die bis zu kleinbürger- 
lich-anarchistischen Ideologievarianten und zur weitgehenden Entpolitisierung rei- 
chen, würden beschleunigt fortschreiten. Die Stagnation des Verhältnisses zwischen 
Homosexuellenbewegung und Arbeiterbewegung wäre das Resultat. 

Die einzige sinnvolle Perspektive, die allmähliche Integration der Homosexuel- 
lenbewegung in die Arbeiterbewegung als Konsequenz eines wirklich vorurteilsfrei- 
en Verhältnisses zur homosexuellen Minderheit wäre wieder einmal verloren. 


8. Praktische Konsequenzen 


Wenn es zutrifft, wie hier zu zeigen versucht wurde, daß die Sonderunterdrückung 
der Homosexualität kein Wesensmerkmal der kapitalistischen Gesellschaft ist; daß 
dieses aus vorkapitalistischen Epochen überkommene Phänomen in den Anfängen 
des Kapitalismus durchgängig und mit weiterer Entwicklung mehr und mehr nur 
noch sporadisch und reduziert anzutreffen ist; daß also die Diskriminierung homo- 
sexuellen Verhaltens — bedingt durch dem Kapitalismus immanente Faktoren — in 
einern Angleichungsprozeß dieser besonderen an die allgemeine Unterdrückung der 

Ausgebeuteten, die nach anderen Kriterien als dem der sexuellen Orientierung dif- 

ferenziert ist, aufgelöst wird, dann lassen sich daraus einige allgemeine Bestimmun- 

gen über Reichweite und Verlaufsform des Emanzipationskampfs der homosexuel- 
len Männer und Frauen ableiten, deren Nichtbeachtung zu durchaus vermeidbaren 

Umwegen und Rückschlägen führen muß: 

1.  Emanzipationsforderungen der Homosexuellen können den Rahmen der 
bürgerlichen Gesellschaft nicht infrage stellen. Auch die scheinbar radikalste 
Forderung nach einer Auflösung der tradierten und starr entgegengesetzten 
Geschlechterrollen, die die Tabuisierung gleichgeschlechtlicher Sexualität be- 
inhalten, sind in der bürgerlichen Gesellschaft prinzipiell verwirklichbar und 
allenfalls insofern utopistisch, als derartige Veränderungen des Sexualverhal- 
tens im Massenmaßstab nicht über Propaganda oder beispielhafte Aktionen 
bewirkt werden. Es sind dies bestenfalls Momente in einem vom Kapitalismus 
selbst produzierten Prozeß der Auflösung altertümlicher Verhaltensnormen, 
die an ein mehr oder minder dysfunktional werdendes System patriarchalisch 
geprägter Geschlechtsrollen gebunden sind und in ein System der Sexualun- 
terdrückung transformiert werden, das dem derzeitigen Kapitalismus besser 


95 Hocquenghem, a. a. O., S. 128 ff. 
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entspricht. Die Analyse dieser sich abzeichnenden neuen Formen der Sexual- 
unterdrückung ist noch kaum in Angriff genommen worden. 

2. Der Emanzipationskampf der Homosexuellen muß in den Bereichen, die sich 
auf die Sexualität beschränken (Strafrecht; Diskriminierung am Arbeitsplatz, 
in der Öffentlichkeit usw.) in einem breiten Bündnis geführt werden, das auch 
die Homosexuellen mit einbezieht, die die Notwendigkeit einer sozialistischen 
Umwälzung noch nicht erkennen. Konzepte, die von einer die Gesellschafts- 
ordnung sprengenden Kraft des Emanzipationskampfs der Homosexuellen als 
Homosexuelle ausgehen, verkennen die Grenzen und Möglichkeiten des Kapi- 
talismus und sind in doppelter Weise „sektiererisch“. Zum einen führen sie 
spätestens dann zur Isolation von der breiten Masse der Homosexuellen, wenn 
diese nicht die Homosexualität, sondern die Ausbeutung ihrer Arbeitskraft als 
den entscheidenden Punkt ihrer Unterdrückung erkennen; zum anderen ver- 
hindern derartige Konzepte ein Aufgehen der Homosexuellenbewegung in die 
Arbeiterbewegung, es sei denn um den abwegigen Preis, daß die Arbeiterbewe- 
gung die vermeintlich grundlegende Bedeutung der derzeitigen Formen der 
Sexualunterdrückung für den Klassenkampf anerkennen würde. 

3. Auch wenn man sich nicht der Illusion hingibt, daß der Kampf gegen Homo- 
sexuellenunterdrückung zentrale Momente einer allgemeinen sexuellen 
Befreiung im Sozialismus-Kommunismus antizipiert, ist dieser Kampf immer 
noch dann borniert, wenn in der Taktik die wesentliche, d.h. die für den 
Kapitalismus existentiell notwendige Unterdrückung vernachlässigt wird: die 
Unterdrückung und Ausbeutung der Homosexuellen als Lohnarbeiter. Ist eine 
bürgerliche Homosexuellenbewegung durch diese Borniertheit gekennzeich- 
net, so ist der entscheidende Punkt für sozialistische Homosexuelle die Ein- 
sicht in den Primat des Klassenkampfes: die Einsicht, daß die Aufhebung der 
Homosexuellenunterdrückung kein Ersatz ist für die soziale Emanzipation der 
Arbeiterklasse, daß also die Befreiung der Homosexuellen wie der Heterose- 
xuellen nur im Sozialismus verwirklicht werden kann. 

4. Da die Illusionen der Homosexuellen und die Borniertheit ihres Kampfes 
doppelt determiniert sind — durch den Fortschritt im Abbau der zusätzlichen 
Homosexuellenunterdrückung durch objektive Veränderungen im Kapitalis- 
mus und durch den Fortschritt im Abbau der antihomosexuellen Vorurteile 
bei Sozialisten —, besteht eine zentrale Aufgabe homosexueller Sozialisten 
darin, ihre Selbstverleugnung zu überwinden und die antihomosexuellen Vor- 
urteile, die Ängstlichkeiten und Tabus der heterosexuellen Genossen offensiv 
zu kritisieren. Dies wird ihnen jedoch nur in dem Maße gelingen, wie sie 
Rückhalt in einer breiten Homosexuellenbewegung finden. 

5. Solange unter Sozialisten nicht der radikale Bruch mit den eigenen antihomo- 
sexuellen Vorurteilen vollzogen wird, wobei es nebensächlich ist, ob 
homosexuelles Verhalten als Krankheit, Verbrechen oder „Dekadenz“ aufge- 
faßt wird; solange Sozialisten — oft sogar bewußt — dazu beitragen, die homo- 
sexuellen Männer und Frauen ins Getto abzudrängen und sich nicht wenige 
Homosexuelle in den Reihen der Sozialisten zur Selbstverleugnung und zum 
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menschenunwürdigen Doppelleben gezwungen sehen, weil ihr „Privatprob- 
lem“ bestenfalls Mitleid erregt; solange ist die Chance der konkreten Erkennt- 
nis einer sozialistischen Perspektive für Homosexuelle viel geringer als für 
Heterosexuelle und die Gefahr des Rückzugs in Resignation oder in scheinra- 
dikale Trost- und Eliteideologien, die die homosexuelle Emanzipationsbewe- 
gung auf die Dauer paralysieren oder bestenfalls zu Bürgerrechtsvereinen ver- 
kommen lassen, nicht abgewendet. Die aktive Solidarität der Sozialisten mit 
den gegen ihre Unterdrückung kämpfenden homosexuellen Männern und 
Frauen muß zur Selbstverständlichkeit werden. 
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2. Teil: Versuch einer Darstellung der empirischen Verlaufsform der Kapitalakku- 
mulation 


1. _ Einleitung: Gliederung und Grenzen der Darstellung 


In PROKLA 13 hatten wir im ersten Teil dieses Aufsatzes vor allem die methodi- 
schen Probleme erörtert, die sich bei der Analyse der Entwicklungstendenzen eines 
kapitalistischen. Landes stellen. Wir haben darin versucht, das Verhältnis zwischen 
Marxschen Kategorien und den Begriffen der uns zur Verfügung stehenden bürgerli- 
chen Statistik zu bestimmen, die Aussagefähigkeit von Indikatoren der erscheinen- 
den Oberfläche für zugrundeliegende Gesetzmäßigkeiten zu erörtern, die Problema- 
tik der Analyse eines kapitalistischen Nationalstaats im Zusammenhang der Welt- 
marktentwicklung herauszustellen. Im folgenden 2. Teil des Aufsatzes wenden wir 
uns der historischen Analyse selbst zu. Historische Analyse kann allerdings nicht 
heißen, daß nun in allen Einzelheiten der tatsächliche Verlauf des Prozesses der 
Kapitalakkumulation, das heißt auch der Reproduktion des Kapitalverhältnisses, 
also des Widerspruchs von Lohnarbeit und Kapital in allen seinen Dimensionen, 
dargestellt würde. Wir haben uns selbst eine Beschränkung auferlegt, insofern einzel- 
ne Aspekte der Kapitalentwicklung ausführlicher als andere behandelt werden; man- 
che werden sogar ganz aus unserer Darstellung herausfallen, nicht deshalb, weil sie 
uns unwesentlich erscheinen, sondern, weil wir die Probleme nur schrittweise aufzu- 
arbeiten vermögen. Es wird weiteren Arbeiten überlassen, darauf Konzentriert einzu- 
gehen. j 

Dies ist natürlich mißlich, gerade wenn es darum geht, politische Konsequen- 
zen aus einer analytischen Einschätzung zu ziehen. Dennoch meinen wir, daß unsere 
Analyse in der Lage ist, den Rahmen zu umreißen, in dem sich die Kapitalentwick- 
lung in den nächsten Jahren bewegen wird, in dem sich also auch die taktischen 
Überlegungen der Organisationen der Lohnarbeiterklasse vollziehen. Es wird uns 
dabei vor allem darum gehen, den in der westdeutschen Linken zumeist sehr unspe- 
zifisch benutzten Begriff von den „Verwertungsschwierigkeiten des Kapitals“, die 
diesem Sprachgebrauch gemäß meistens „wachsen“ und „sich verschärfen“, zu ver- 
deutlichen. Zu diesem Zweck wird der Hauptgegenstand dieses Artikels eine einge- 
hende Untersuchung der Entwicklung der Profitrate des westdeutschen Kapitals, 
der auf sie Einfluß nehmenden Faktoren und ihrer Bedeutung für die Kapitalakku- 
mulation sein. Es werden also im wesentlichen die das Kapitalverhältnis bestimmen- 
den objektiven Entwicklungstendenzen untersucht, wohingegen die Bedingungen 
der Entfaltung der Arbeiterklasse nur am Rande in diesem Artikel gestreift wer- 
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den (1). 

Die Gliederung dieses Artikels folgt zum Teil der Chronologie der Entwick- 
lung, zum Teil richtet sie sich nach systematischen Gesichtspunkten. Bei der Unter- 
suchung der Entwicklungstendenzen der Profitrate gehen wir chronologisch vor, 
indem wir die sich auf der Grundlage des allgemeinen Trends (vgl. Schaubild 3) 
abzeichnenden Phasen in ihrer historischen Aufeinanderfolge untersuchen. Nach der 
Darstellung der allgemeinen Entwicklungsbedingungen werden wir die Rolle der 
Integration des westdeutschen Kapitals in den Weltmarkt herausarbeiten. Daran 
anschließend werden einige Bemerkungen zur Rolle des Staates im Entwicklungs- 
prozeß des westdeutschen Kapitalismus gemacht; in diesen letzten Teilen wird nur 
eine Grobeinschätzung von uns vorgelegt, die in weiteren Arbeiten verfeinert wer- 
den wird. In einem der nächsten PROKLA-Hefte wird zu diesem Zweck ein Erklä- 
rungsversuch der gegenwärtigen Inflation veröffentlicht. 

Wir beschränken also die Reichweite unserer Untersuchung bewußt auf die 
Analyse der wichtigsten Bestimmungsfaktoren der Profitrate und der Konsequenzen 
ihrer Veränderungen für die Bewegung der Kapitalakkumulation. Wenn wir im fol- 
genden versuchen, die kapitalistischen Entwicklungstendenzen mit empirischem Ma- 
terial nachzuzeichnen, so wollen wir damit natürlich nicht die Marxsche Theorie 
empirisch beweisen. Denn die Formen der Wertbewegung sind nicht im Sinne positi- 
vistischen Wissenschaftsverständnisses operationalisierbar, empirisch testbar und an- 
hand des vorliegenden statistischen Materials belegbar (1a). Die Wertkategorien, um 


1 Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf die verschiedenen in der PROKLA veröf- 
fentlichten Arbeiten des Redaktionskollektivs Gewerkschaften. Vgl. auch die jüngste 
Veröffentlichung des Projekts Klassenanlyse, Materialien zur Klassenstruktur der BRD. 
Zweiter Teil: Grundriss der Klassenverhältnisse (1950 bis 1970), Westberlin 1974. Diese 
Arbeit erschien kurz vor Redaktionsschluß dieses Aufsatzes, so daß es nicht möglich ist, 
darauf ausführlich einzugehen. Während das Projekt Klassenanalyse (PKA) versucht, die 
Klassenverhältnisse und deren innere Gliederung entsprechend den von Marx abgeleiteten 
verselbständigten Formen anhand des Materials der bürgerlichen Statistik darzulegen und 
dabei den strukturellen Aspekt herauskehrt, gehen wir bei unserer Untersuchung von der 
Akkumulationstheorie aus. Die Bemerkungen des PKA zur historischen Entwicklung der 
Kapitalakkumulation (S. 49-65) in Deutschland/Westdeutschland sind übrigens ebenso 
unzureichend wie unsere Hinweise auf die Konsequenzen sich entfaltender Widersprüche 
der Kapitalakkumulation für die Klassengliederung der Gesellschaft. 

la Vgl. zum Verhältnis von Theorie und Empirie neuerdings Friedrich Eberle und Eike 
Hennig, Anmerkungen zum Verhältnis von Theorie und Empirie, in: Gesellschaft, Beiträ- 
ge zur Marxschen Theorie 2, Frankfurt 1974, S. 7-110. Indem sie die Darstellung des 
‚Kapital im Allgemeinen‘ der „Strukturgeschichte“ und die politischen Schriften von 
Marx der „Ereignisgeschichte“ zuschlagen, und zwischen beiden „Geschichten“ auf der 
Grundlage der Marxschen Theorie keine Verbindungsmöglichkeit sehen, müssen sie alle 
Versuche der Vermittlung von Wertbewegung und ihren notwendigen sowie historischen 
Eıscheinungsformen von vornherein als hoffnungslos erklären. Damit aber definieren sie 
die Marxsche Theorie de facto als irrelevant für das Begreifen historischer Ereignisse oder 
gar die Begründung politischer Taktiken. Ihr Vertrauen auf bürgerlichen Empirismus 
ergänzt sich auf diese Weise mit der Rekonstruktion eines elfenbeinernen ‚„‚Marxismus““. 
Am Schluß des langen Aufsatzes geben sie zu, „‚zu sehr auf Verdacht zu zweifeln‘. Trotz 
des in vielen Punkten ungerechtfertigten Verdachts, haben sie mit ihrem Appell, ‚die 
zentralen methodischen Fragen in die Versuche zur Rekonstruktion der Marxschen 
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die es uns hier geht, und mit denen allein die Widersprüchlichkeit des historischen 
Akkumulationsprozesses in Westdeutschland auf den Begriff gebracht werden kann, 
können nur illustriert werden. Die eigentliche Schwierigkeit dabei besteht darin, die 
Illustration anhand systematisch und sinnvoll ausgewählter Kategorien und Materia- 
lien durchzuführen, und das empirische Material der bürgerlichen Statistik sinnvoll 
anhand der Marxschen Theorie zu interpretieren. 

So kommt es, daß wir uns in dieser Darstellung sozusagen auf „doppeltem 
Boden“ bewegen: Indem wir das empirische Material der bürgerlichen Statistik 
benutzen, befinden wir uns ganz in der Begrifflichkeit der bürgerlichen Ökonomie; 
bei der Ableitung von Tendenzaussagen hingegen legen wir die Marxsche Theorie 
zugrunde. Dieses Vorgehen läßt sich nicht vermeiden; im ersten Teil dieses Aufsat- 
zes (PROKLA 13) haben wir dafür eine Begründung gegeben (1b). Unsere wichtigste 
These, die wir in PROKLA 13 eingehend begründet haben, ist die Annahme von der 
über längere Zeiträume gleichen Bewegungsrichtung der auf der empirisch meßbaren 
Oberfläche erscheinenden Wertkategorien. Uns geht es daher nicht darum, z. B. die 
aktuelle Größe der Profitrate auszurechnen. Wenn wir allerdings eine dazu korres- 
pondierende Größe in der bürgerlichen Statistik die Entwicklung der Kapitalrentabi- 
lität berechnen, dann kann man für jedes Jahr eine exakte Prozentzahl angeben. 
Diese Prozentzahl hat mit der aktuellen Höhe der Profitrate nur annäherungsweise 
etwas zu tun. Dennoch gehen wir davon aus, daß die Bewegungsrichtung der Kapi- 
talrentabilität im großen und ganzen auch die Bewegungsrichtung der Profitrate 
bezeichnet. Unter diesem Aspekt scheint uns die Berechnung der Kapitalrentabilität 
wichtig zu sein: sie ergibt Aufschluß nicht über die aktuelle Größe, aber doch über 
die Bewegungsrichtung der Profitrate. 

Ähnliches läßt sich sagen für die Komponenten sowohl der Profitrate als auch 
der Kapitalrentabilität. Bei Berücksichtigung der vorgetragenen Eingrenzun- 
gen — nur die Bewegungsrichtung von Wertkategorien angeben zu wollen — lassen 
sich für die auf die Profitrate einwirkenden Komponenten „korrespondierende“ 
Kategorien in der bürgerlichen Statistik finden. Wenn wir im folgenden die korres- 
pondierenden Begriffe auflisten, dann nur mit der Warnung, daß es sich dabei 
keineswegs um Transformationen von Marxschen Begriffen in bürgerliche handelt. 
Die Marxsche Theorie ist nicht ein gegenüber der bürgerlichen Theorie anderes 
wissenschaftliches Sprachsystem, das in die bürgerliche Wissenschaftssprache ein- 
fach übersetzt werden könnte. Die Marxsche Theorie ist ja gerade Kritik dieser 


Theorie endlich (!) einzuschließen‘, recht. Uns scheint nur dies „endlich“ ein wenig 
übertrieben zu sein. Denn die Diskussion über das Verhältnis von Wesen und Eıschei- 
nung, über die Ableitung der Oberfläche, über die Brauchbarkeit statistischer Indikatoren 
usw., wie sie (in oftmals polemischer Form) innerhalb der westdeutschen Linken seit 
längerer Zeit geführt wird, ist gerade die geforderte Diskussion der zentralen methodi- 
schen Fragen. Nur nehmen die Verfasser trotz einer überwältigenden Literaturschau 
davon in keinster Weise Kenntnis. 

1b Ähnliche Schwierigkeiten haben auch das Projekt Klassenanalyse, a. a. O. und Helmut 
Zschocke, Kapitalstruktur und Kapitalverwertung in der BRD-Industrie, Berlin (DDR) 
1974, dessen Ansatz ähnlich dem unseren auch akkumulationstheoretisch orient ist. 
Darauf werden wir im Laufe des Textes noch an einigen Stellen eingehen. 
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Wissenschaft, insbesonders der bürgerlichen Ökonornie (1c). Die historische Analyse 
der Bewegung der kapitalistischen Ökonomie kann nun aber nicht darauf verzich- 
ten, zur Bestimmung dieser Bewegung als eines empirisch faßbaren Prozesses auf der 
Grundlage des statistischen Materials die Widerspruchsmomente und die Bewegungs- 
richtung der Kapitalakkumulation herauszuarbeiten. 

Wenn wir dies alles berücksichtigen und außerdem die Einschränkungen in 
PROKLA 13 nicht vergessen, dann können die Bewegungen — nicht die absoluten 
Größen — folgender statistischer Kategorien als Indikatoren für Kategorien der 
Dr benutzt werden: Die Kapitalintensität (Bruttoanlagevermögen pro 


Arbeitsplatz &) indiziert in etwa die technische Zusammensetzung des Kapitals; die 


ae (Nettoproduktionswert ins Verhältnis gesetzt zum Bruttoanla- 
gevermögen—Y/K) indiziert das Verhältnis von lebendiger zu toter Arbeit (vtm/c); 
die Arbeitsproduktivität (Nettoproduktionswert pro Arbeiter — Y/L) indiziert die 
Produktivkraft der Arbeit; die Lohnquote (Anteil der Löhne und Gehälter am 
Nettoproduktionswert — 3 = w)indiziert den. Anteil der Arbeiterklasse am von ihr 
erzeugten Wertprodukt (v/v+m) — wobei von der Unterscheidung zwischen produk- 
tiven und unproduktiven Arbeitern zunächst abstrahiert ist; das Verhältnis von 
Profiten und Löhnen (nämlich 1—-w/w) indiziert die Mehrwertrate. Und schließlich: 
die Kapitalrentabilität (7 = Y/LAı lw)) 


Br 
1+ Em 

Wir betonen noch einmal, daß hiermit keine Transformationen vorgenommen wer- 
den sollen, sondern lediglich die allein meßbaren Bewegungen der bürgerlichen Ka- 
tegorien Aufschluß darüber geben können, wie sich die Wertbewegung selbst vollzo- 
gen hat. Dies impliziert aber eine weitere Schwierigkeit, nämlich die sprachliche 
Bewältigung dieser beiden Ebenen bzw. Kategoriensysteme. Wir haben uns bemüht, 
immer dann die Marxschen Kategorien zu gebrauchen, wenn wir eine Interpretation 
der Wertbewegung zu geben versuchen; wir benutzen immer dann die Begriffe der 
Statistik, wenn wir statistische Indikatoren für Entwicklungsprozesse vorstellen und 
interpretieren. Diese scharfe Trennung läßt sich jedoch nicht in allen Passagen der 
Darstellung durchhalten. 

Mit dem empirischen Nachweis, daß die Kapitalrentabilität in Westdeutsch- 


land seit Mitte der 50er Jahre tendenziell gefallen ist, ist keineswegs die Marxsche 
Theorie vom tendenziellen Fall der Profitrate empirisch bewiesen. Darum geht es 


indiziert die Profitrate (p’ = 


lc Sie ist nicht nur Kritik etwa im Sinne der Ideologiekritik, sondern materialistische Kritik. 
Dies bedeutet, daß sie die historischen Grundlagen, auf denen bürgerliche Wissenschaft, 
speziell die bürgerliche Ökonomie, entsteht, in die Kritik mit einbezieht. Die Aufdeckung 
der Notwendigkeiten der Kategorien, in denen sich die bürgerliche Wissenschaft bewegt, 
geschieht durch die Analyse der inneren Natur der bürgerlichen Gesellschaft, ihrer Bewe- 
gungsgesetze und Bedingungen ihrer Aufhebung. Nicht der kritische Aspekt als solcher, 
sondern die Tatsache, daß die Marxsche Theorie über die bürgerliche Gesellschaft hinaus- 
weist, also Revolutionstheorie ist, macht sie untransformierbar in andere Wissenschafts- 
sprachen. 
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uns auch gar nicht. Nur ist es auf diese Weise der empirischen Untersuchung von 

Entwicklungsprozessen in einem kapitalistischen Land in einem konkreten Zeitab- 

schnitt möglich, die Entwicklungstendenzen und ihre Widersprüche in den Marx- 

schen Kategorien auf den Begriff zu bringen (?). 

Damit dürfte klar sein, daß die Kontroverse über das Gesetz vom tendenziel- 
len Fall der Profitrate, sofern sich die Kontrahenten auf empirisches Material bezie- 
hen, am Gegenstand vorbeigeht. Da aber gerade die empirisch vorgehenden Kritiker 
des Gesetzes vom tendenziellen Fall der Profitrate eine sehr starke politische Bedeu- 
tung gewonnen haben, wollen wir einleitend doch kurz darauf eingehen, ohne aller- 
dings jene Argumente zu berücksichtigen, die die theoretische Konsistenz des Geset- 
zes angreifen (2a). 

Bei den empirisch orientierten Kritikern können wir drei Argumentationsli- 
nien unterscheiden. 

1. Die erste Position (3) geht von dem „empirischen Faktum“ einer langfristigen 
Konstanz der Einkommensverteilung, des Kapitalkoeffizienten (bzw. der Kapi- 
talproduktivität) und einer entsprechenden Konstanz der Profitrate aus. Dement- 
sprechend ist hier auch eine langfristige Konstanz der organischen Zusammenset- 
zung des Kapitals unterstellt. 

Dieser Position zufolge, die sich häufig auf empirische Trends in Westdeutsch- 
land für den Zeitraum vor 1960 beruft, neigt jede Abweichung von den postulier- 
ten Konstanten Proportionen (während langfristiger Akkumulationsphasen oder 
während des industriellen Zyklus) dazu, durch entsprechende Gegenreaktionen 
die alten Proportionen wiederherzustellen. 

Auf eine angebliche empirische Konstanz dieser makroökonomischen Größen 
beruft sich etwa Schmitt-Rink in seiner Kritik am Gesetz der fallenden Profitra- 
te, wenn er schreibt: „Marx Annahme, daß der Kapitalkoeffizient im Zuge des 
Mechanisierungsprozesses steigt, daß die Kapitalproduktivität sinkt — will sagen: 
daß die Kapitalintensität stärker steigt als die Arbeitsproduktivität —, wird durch 
die verfügbaren Ergebnisse empirischer Erhebungen widerlegt: Der Kapitalkoeffi- 


2 Dieser Anspruch bedarf zweier wichtiger Einschränkungen: Erstens werden mit einer 
Darstellung der historischen Verhältnisse in einem kapitalistischen Land theoretische 
Kontroversen nicht entschieden. Zweitens ist selbst unsere empirische Darstellung noch 
begrenzt. Wenn wir beispielsweise die Profitrate berechnen, dann benutzen wir vor allem 
Zahlen aus der Industrie. Die Branchenprofitraten in anderen Bereichen der Ökonomie 
werden hier nicht berechnet. Mit diesem Vorgehen aber wird von den Ausgleichsbedin- 
gungen zur Durchschnittsprofitrate, von möglichen Wertübertragungen zwischen den 
Sektoren, abstrahiert. Darüber hinaus haben wir hier noch keine Überlegungen angestellt 
über die Besonderheiten der Situation des westdeutschen Kapitals gegenüber anderen 
kapitalistischen Ländern. Um einen befriedigenden Überblick über die Tendenzen der 
Kapitalakkumulation zu erhalten, wäre dies aber notwendig. Schon aus diesen Einschrän- 
kungen ergibt sich die Notwendigkeit, vor Überinterpretationen des von uns vorgelegten 
und analysierten Materials zu warnen. 

2a Stellvertretend seien hier erwähnt: Paul M, Sweezy, Theorie der kapitalistischen Ent- 
wicklung, Köln-Deuz 1959 und Natalie Moszkowska, Das Marxsche System — Ein Bei- 
trag zu dessen Ausbau, Berlin 1929 

3 Diese Position vertritt vor allem die Cambridge-Schule. Vgl. die Arbeiten von Joan Ro- 
binson und Nicholas Kaldor. 
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zient, die Kapitalproduktivität, beweist bemerkenswerte Konstanz“ (4). 

Diese „Konstanz“ gilt freilich nur — wie wir noch zeigen werden bis zur ersten 
Hälfte der 60er Jahre. Die „empirischen Erhebungen“ zeigen für die 60er und 
70er Jahre keineswegs mehr eine Konstanz dieser Größen. Schefold seinerseits 
will die empirische Konstanz von Einkommensverteilung und Profitrate mit dem 
Argument einsichtig machen, daß „die Klassen sich irgendwie darauf ‚geeinigt‘ 
haben“ (5). Die Tendenz zur Konstanz der Proportionen ergibt sich bei Sche- 
fold — der mit seinen Argumenten an die Cambridge-Schule anknüpft — dadurch, 
daß die Unternehmer immer eine „befriedigende Profitrate“ durchsetzen. Steigt 
etwa im Boom die organische Zusammensetzung und die Lohnquote (durch 
Verknappung von Arbeitskräften) und sinkt daher die Profitrate, so lassen die 
Investitionen nach, weil die Profitrate nicht mehr als „befriedigend angesehen 
wird‘. Die Stagnation bereitet umgekehrt wieder eine hohe Profitrate vor, so daß 
solange gewartet wird, bis die Bedingungen für eine befriedigende Profitrate 
wieder heranreifen. Sinkt andererseits die Profitrate infolge eines schneller als die 
Produktivität steigenden Reallohns, ‚so fällt die Profitrate entweder gleich, eine 
Krise auslösend, oder es wird plausibel, daß die organische Zusammensetzung 
steigen muß, was nur ein anderer Ausdruck für einen stattfindenden Substitu- 
tionsprozeß, der .... schließlich doch im Fall der Profitrate und der Krise 
münden muß‘ (6). Weder der Verweis auf die angeblich empirische Konstanz der 
Komponenten der Profitrate noch die theoretischen Erklärungen der Gegenreak- 
tionen, die nach Abweichungen die Konstanz der Proportionen wieder herstellen 
sollen, scheinen uns ein ausreichendes Fundament zu haben. Daß die empiri- 
schen Fakten gegen diese Konstanz sprechen, werden wir noch zeigen. Darüber- 


G. Schmitt-Rink, Kapitalintensität und Kapitalrentabilität im Marxschen Modell. Über 
Konsistenz und Relevanz des Gesetzes vom tendenziellen Fall der Profitrate, in: Schmol- 
lers Jahrbuch 1967, S. 139 

B. Schefold, Wert und Preis in der marxistischen und neokeynesianischen Akkumula- 
tionstheorie, in: Mehrwert, Heft 2, 1973, S. 164 

B. Schefold, a. a. O., S. 165 f. Hinter dieser zunächst einleuchtenden Überlegung steht 
ein sehr formalistisches Modell vom kapitalistischen Akkumulationsprozeß. Danach wer- 
den in der Krise immer wieder die alten (Wert)verhältnisse wiederhergestellt — auch 
wenn zugegeben wird, daß sich die stofflichen, produktionstechnologischen Verhältnisse 
durchaus zu ändern vermögen. Demgegenüber halten wir es mit Eugen Varga, der 
schreibt: „Die Wiederholung der Zyklen bedeutet aber nicht die Aneinanderreihung von 
qualitativ gleichartigen Vorgängen. Der neue Zyklus ist zugleich eine Stufe in der Ge- 
schichte des Kapitalismus, die ihn um ein Stück seinem Ende entgegentreibt. Jede Krise 
vernichtet eine große Zahl von kleinen Kapitalisten, bedeutet einen weiteren Fortschritt 
der Zentralisation: jeder Aufschwung bedeutet eine große Neuanlage von fixem Kapi- 
tal...“ Eugen Varga, Die Krise des Kapitalismus und ihre politischen Folgen, Frankfurt 
und Wien 1969, S. 208. Schefold vernachlässigt die Unterscheidung von kapitalistischem 
Entwicklungsgesetz, seiner tendenziellen Durchsetzung und der zyklischen Verlaufsform 
der Tendenzen. Dies letztere wird von ihm hypostasiert. Der Kapitalismus gewinnt da- 
durch Ewigkeitscharakter, da er ein sich selbst notwendigerweise stabilisierendes System 
ist. Politische Konsequenzen, die auch Schefold genau wie die anderen Vertreter der 
Cambridge-Position ziehen, bleiben notwendig moralisch. Ausführlich kritisiert diesen 
Aspekt Robert Rowthorn, Marxism and the Capital Theory Controversy, in: Bulletin of 
the Conference of Socialist Economists, 2,2 Autumn 1972, S. 22 ff. 
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hinaus kann die theoretische und empirische Fragestellung in bezug auf den 
kapitalistischen Akkumulationsprozeß nicht diejenige nach der Konvergenz zur 
gleichgewichtigen Reproduktion sein (eine typische Frage der bürgerlichen 
Gleichgewichtstheorie), sondern es geht um die Klärung jener Tendenzen, die 
gerade Ungleichgewichte und Widersprüche im kapitalistischen Reproduktions- 
prozeß produzieren. 


. Eine zweite Position, für die Gillman repräsentativ ist (7), bezweifelt die Marx- 


schen Darlegungen zur wachsenden organischen Zusammensetzung des Kapitals 
in empirischer Hinsicht auch für alle Phasen der kapitalistischen Entwicklung 
zutreffend seien. Gillmans Untersuchung, die im Grunde auf den Hypothesen 
einiger amerikanischer Ökonomen (wie etwa Kuznets) beruht, denen zufolge der 
amerikanische Wachstums- und Akkumulationsprozeß seit den 20er Jahren vor- 
wiegend durch einen kapitalsparenden technischen Fortschritt bestimmt gewesen 
sei, ist die gründlichste empirische Untersuchung dieses Problems. Gillman 
kommt darin zu dem Schluß: „Während Marx’ Gesetz von der fallenden Tendenz 
der Profitrate für den Kapitalismus in seinem Stadium der raschen Entwicklung 
und Mechanisierung galt, hört seine Gültigkeit schrittweise auf, oder es behaup- 
tet sich nur schwach, wenn die Industrie sich voll entwickelt und mechanisiert. 
Dies muß so sein, würde das Argument lauten, weil die Transformation des 
Kapitalismus vom Handwerk auf seine industrialisierte Stufe — von der Hand in 
die Maschinenfabrikation — gleichzeitig seine Transformation von der kleinen, 
unter Wettbewerbsbedingungen stehenden Position zur weitgehend monopolisti- 
schen Großproduktion bedeutet. Herrschen einmal diese Bedingungen, nehmen 
die entgegenwirkenden Tendenzen von den Marx sprach, eine neue, qualitative 
Intensität an. Neue Formen von Innovationen im technologischen und Len- 
kungsbereich der Wirtschaft sind entwickelt worden, wodurch sich die Rate des 
Mehrwerts erhöht hat, ohne daß eine quantitative Erhöhung des Konstanten 
Kapitals wie in der Vergangenheit dazu geneigt hätte, die organische Zusammen- 
setzung des Kapitals zu erhöhen“. Gillmans Hauptargument gegen eine Erhöhung 
der organischen Zusammensetzung seit den 20er Jahren ist also die „Möglichkeit 
der Produktion eines zusätzlichen Mehrwerts ohne eine entsprechende Ergän- 
zung des investierten Kapitals“ (8). 

In der bürgerlichen Definition des technischen Fortschritts hieße dies: Erhöhung 
des Outputs oder der Arbeitsproduktivität ohne Steigerung des Kapitaleinsatzes 
pro Arbeitskraft (neoklassische Definition) oder Erhöhung des Outputs ohne 
Steigerung des Kapitaleinsatzes pro Outputeinheit (postkeynesianische Defini- 
tion). Wir kommen unten bei Analyse der Kapitalentwicklung in der BRD auf 
dieses Problem nochmals zurück. In der Tat sind denn auch eine Reihe von 
Untersuchungen amerikanischer Ökonomen vorgelegt worden, die eine Tendenz 
zum kapitalsparenden technischen Fortschritt seit den 20er Jahren in den USA 
festgestellt haben wollen. 


J. M. Gillman, Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate, Frankfurt und 


Wien 1969 
J.M. Gillman, a. a. O., S. 73 
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In den Marxschen Begriffen bedeutet die These Gillmans: Steigerung der Produk- 
tivität der Arbeit (und dementsprechend der Mehrwertrate) ohne Zunahme der 
c 
vtm’ 
organischen Zusammensetzung c, wenngleich auch die technische Zusammenset- 
zung steigen kann. Daß diese von Gillman u. a. behauptete Tendenz zu kapital- 
sparenden Innovationen, zu einem gleichbleibenden oder gar sinkenden Kapital- 
Koeffizienten (bzw. einer gleichbleibenden oder steigenden Kapitalproduktivi- 
tät), nun ihrerseits nicht verallgemeinerbar ist — obwohl diese Tendenz sich pha- 
senweise tatsächlich durchsetzen mag —, zeigt auch die empirische Entwicklung 
Deutschlands (Man vgl. etwa die ansteigende Kapitalproduktivität in Deutsch- 
land nach der Weltwirtschaftskrise in unserem Schaubild 1 und nach dem zwei- 
ten Weltkrieg im Schaubild 2.). Diese von bürgerlichen und marxistischen Öko- 
nomen festgestellte Art des technischen Fortschritts war tatsächlich in der Bun- 
desrepublik in den 50er Jahren vorherrschend, verschwindet allerdings in den 

60er Jahren. 


toten Arbeit im Verhältnis zur lebendigen Arbeit bzw. ohne Zunahme der 


. Eine dritte Gruppe von Kritikern, die ebenfalls unausgesprochen die Konstanz 


der organischen Zusammensetzung im Zeitablauf voraussetzen, setzt ihre Kritik 
an einer anderen Komponente der Profitrate an, der Mehrwertrate oder der 
Lohnquote. Diesen Kritikern zufolge ist der relevante Einfluß auf die Profitrate 
in der Nachkriegsentwicklung (insbesondere in den 60er Jahren) nicht von dem 
trendmäßigen Anstieg der toten Arbeit im Verhältnis zur lebendigen Arbeit, also 
nicht von einem Anstieg der organischen Zusammensetzung des Kapitals ausge- 
gangen, sondern vielmehr von der Veränderung der Verteilungsverhältnisse zwi- 


schen Lohnarbeit und Kapital zugunsten der Lohnarbeiter. (Diese Position wird 


vehement von Glyn/Sutcliffe in ihrem Buch ‚Die Profitklemme“ vertreten — in 
PROKLA 14/15 sind wir bereits darauf eingegangen) (9). Anhand unserer For- 
mel für die Profitrate und die Kapitalrentabilität (vgl. PROKLA 13 und weiter 
unten) ist diese Argumentation leicht nachvollziehbar. Sinkt etwa die Mehrwert- 
rate in unserer Formel für die Profitrate, so muß die Profitrate sinken, oder in 
den statistischen Begriffen ausgedrückt, steigt etwa der Lohnanteil am Nettopro- 
duktionsvolumen bzw. die gesamtwirtschaftliche Lohnquote, so muß die Kapi- 
talrentabilität sinken. Die Lohnstreiks der Arbeiter und die gestiegene Lohnver- 
handlungsmacht der Gewerkschaften in der Nachkriegszeit werden in dieser In- 
terpretation zur unmittelbaren und entscheidenden Ursache der sinkenden Kapi- 
talverwertung. Vorausgesetzt ist hier freilich, daß eine reale Umverteilung des 
Einkommens zu ungunsten des Profitanteils durch Lohnstreiks und Geldlohnfor- 
derungen erreicht werden kann. 

Das empirische Erscheinungsbild eines zunehmenden Lohnanteils am Nettopro- 
duktionsvolumen in der zweiten Hälfte der 60er Jahre in Westdeutschland 
scheint diesen Kritiken zunächst recht zu geben. Der Anstieg des Lohnanteils am 
Nettoproduktionsvolumen scheint tatsächlich Ende der 60er Jahre mehr Ge- 


A.Glyn und B.Sutcliffe, British Capitalism, Workers and the Profits Squeeze, Har- 
mondsworth 1972, in deutsch: Die Profitklemme, Berlin 1974 (rotbuch) 


wicht für die abnehmende Tendenz der Kapitalrentabilität zu bekommen. Abge- 
sehen von der inflationären Verfälschung von w und abgesehen von der u.E. 
problematischen Gleichsetzung von Lohnquote (w) mit der Mehrwertrate, weist 
andererseits — und dies ist der eigentliche langfristige Trend, den wir noch auf- 
zeigen werden — die Kapitalproduktivität einen kontinuierlichen Fall seit der 
zweiten Hälfte der 50er Jahre auf. Die Kapitalproduktivität stellt zwar zunächst 
ein Verhältnis physischer Größen dar, kann aber nach unseren Überlegungen in 
Teill als Verhältnis von Werten interpretiert werden, nämlich als Verhältnis von 
lebendiger zu der in den Produktionsmitteln vergegenständlichten Arbeit. (Um- 
gekehrt repräsentiert der Kapitalkoeffizient das Verhältnis von toter zu lebendi- 
ger Arbeit). Dieser Trendabfall der Kapitalproduktivität deutet daher auf einen 
Anstieg der toten Arbeit im Verhältnis zur lebendigen Arbeit hin und — bei 
Berücksichtigung der Wertveränderung der Arbeitskraft — auf einen Anstieg in 
der organischen Zusammensetzung (hervorgerufen durch die enorme ‚‚Kapitalin- 
tensivierung“ in der BRD). Die eigentliche längerfristige Ursache für den Trend- 
abfall der Kapitalverwertung ist daher nicht so sehr der Anstieg des Lohnanteils 
am Nettoprodukt, sondern die Tatsache, daß.die Produktivitätssteigerung zumin- 
dest in der BRD mit einem viel stärkeren Anstieg der Kapitalintensität und daher 
mit einem tatsächlichen Anstieg der organischen Kapitalzusammensetzung er- 
kauft wurde. Auch diese dritte Position scheint uns daher weder in theoretischer 
noch empirischer Hinsicht haltbar zu sein. 


2. Die historischen Voraussetzungen des westdeutschen „Wirtschaftswunders“: 
Faschismus, zweiter Weltkrieg und Nachkriegszeit 


Eine Analyse der Akkumulationsbewegung des westdeutschen Kapitals kann nicht 
ohne Berücksichtigung der historischen Voraussetzungen des schnellen Wirtschafts- 
aufschwungs, der sehr bald zum „deutschen Wirtschaftswunder“ ideologisiert wur- 
de, geleistet werden. Die günstigen Bedingungen der Profitentwicklung nach dem 
zweiten Weltkrieg, die die Grundlage für die rasche Kapitalakkumulation waren, 
sind durch Weltwirtschaftskrise, Faschismus, Krieg und unmittelbare Nachkriegszeit 
bewirkt worden. Um die Dynamik des westdeutschen Kapitalismus zu verstehen, 
muß man also seine Vorgeschichte untersuchen. Dies soll in.diesem Abschnitt ge- 
schehen. 


2.1 Die Weltwirtschaftskrise 


Ausgangspunkt unserer Darstellung ist die Weltwirtschaftskrise (10), nicht nur, weil 


10 Die Weltwirtschaftskrise gehört noch immer zu den ungeklärten Phänomenen der kapita- 
listischen Entwicklung in der bürgerlichen Wirtschaftsgeschichte. Es lohnt nicht, auf die 
diversen Theorien und historischen Darstellungen über die Weltwirtschaftskrise einzuge- 
hen. Die verschiedenen bürgerlichen Theorien sind — immanent kritisiert — sehr ausführ- 
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deren Bedeutung vor allem in der Tiefe der Depression und der Dauer der ihr 
nachfolgenden Stagnationsphase der Kapitalakkumulation zu sehen ist, sondern vor 
allem, weil die Krise immer einen neuen Startpunkt darstellt und die Voraussetzun- 
gen für die gesamte weitere Entwicklung — bis zur nächsten Krise — erzeugt. Hier 
wurde in historisch einzigartiger Weise deutlich, daß das Kapital zur Schranke seiner 
eigenen Entwicklung geworden ist, auch wenn dem bürgerlichen Bewußtsein diese 
Schranke eher als der rationalen Erklärung entzogene Katastrophe (11), denn als 
notwendiges Resultat der Zuspitzung der Widersprüche kapitalistischer Entwicklung 
erschien. 

Jede zyklische Krise ist Ausdruck der gesunkenen Verwertungsmöglichkeiten 
des Kapitals, die die Neuanlage von Kapital reduzieren. Die Ausdehnung des fungie- 
renden Kapitals reicht dann nicht mehr aus, um die Arbeiter voll zu beschäftigen 
und die bestehenden Kapazitäten des als Produktionsmittel fixierten Kapitals auszu- 
lasten. So kommt es zu Arbeitslosigkeit und Unterauslastung der Produktionskapa- 
zitäten als den beiden wichtigsten Erscheinungsformen der kapitalistischen Krise. In 
den Konsequenzen der Krise ist aber bereits die Möglichkeit der Überwindung 
angelegt: Preisverfall des Warenkapitals — wie in bis dahin unbekannten Dimensio- 
nen während der Weltwirtschaftskrise geschehen (12) —, Entwertung des angelegten 
produktiven Kapitals durch Konkurse, Abschreibungen (die die vollzogene Entwer- 
tung buchungstechnisch sanktionierten), selbst die physische Vernichtung von Wa- 
renlagern und Produktionsmitteln, und eine Verringerung der Auslagen für die Ware 
Arbeitskraft durch die lohndrückende Wirkung der millionenstarken industriellen 
Reservearmee mußten dazu führen, daß die Profitabilität des Kapitals wieder herge- 
stellt werden konnte. Denn die Ausbeutungsrate konnte durch die disziplinierende 
Wirkung der Krise gesteigert und der vorzuschießende Kapitalwert durch Entwer- 
tungsprozesse verringert werden. Da sich so der Verwertungsgrad des Kapitals ei- 
gentlich hätte verbessern müssen, hätte auch erwartet werden können, daß der Krise 
ein neuer Aufschwung der Kapitalakkumulation folgen würde: Dies war jedoch in 
der Weltwirtschaftskrise keineswegs der Fall. Vielmehr ging sie in eine Phase der 
Stagnation über, die in den USA bis zum Ausbruch des zweiten Weltkriegs andauer- 


lich bei Gerhard Kroll, von der auch Gottfried Haberler (Prosperität und Depression, 
Tübingen und Zürich 1955) stellt die Theorien immanent dar, um sich selbst eine eklekti- 
sche Mixtur zur eigenen Erklärung der Weltwirtschaftskrise zusammenzumischen. Die 
immer noch — nach unserer Auffassung und Kenntnis beste historische Darstellung der 
Bedingungen, Abläufe und ökonomischen sowie politischen Konsequenzen der Krise 
stammt von Eugen Varga, Die Krise des Kapitalismus und ihre politischen Folgen, Frank- 
furt und Wien 1969. Darin verdienen die 1930 bis 1934 geschriebenen Aufsätze und das 
teilweise wiedergegebene Buch „Die große Krise und ihre politischen Folgen — Wirt- 
schaft und Politik 1928-1934, S. 88-370 besondere Beachtung. Vgl. auch G. Kroll, 
Von der Weltwirtschaftskrise zur Staatskonjunktur, Berlin 1958; M. Flamant, Jeanne 
Singer-Kerel, Modern Economic Crises, London 1970; Ernst Wagemann, Struktur und 
Rhythmus der Weltwirtschaft, Berlin 1931; Ch. P. Kindleberger, Die Weltwirtschaftskrise 
(Geschichte der Weltwirtschaft im 20. Jahrhundert, Band 4), München 1973 

11 Vgl. dazu G. Lukacs, Geschichte und Klassenbewußtsein, Berlin 1923, S. 110-115 

12 Vgl. dazu die statistischen Angaben in: Statistisches Handbuch von Deutschland, 
München 1949, S. 463 ff.; auch E. Varga, a. a. O. 
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te (13). Demnach ist es nicht nur notwendig, die Weltwirtschaftskrise zu erklären, 
sondern es sind auch die Gründe für die Jangdauernde Stagnationsperiode und deren 
national spezifische Überwindung zu untersuchen. 

Ohne jetzt zu beanspruchen, eine alle Bedingungen berücksichtigende Erklä- 
rung der „großen Depression‘ zu geben, möchten wir doch auf drei uns wesentlich 
erscheinende Zusammenhänge hinweisen: 

Erstens hat der wachsende Anteil des Fixkapitals an dem insgesamt vorge- 
schossenen konstanten Kapital den Charakter der Entwertungsprozesse verändert. 
Die Fixierung wachsender Kapitalmassen in stofflicher Form, Kapitalmassen, die 
während mehrerer Umschlagsperioden in der Produktionssphäre festgelegt sind, 
muß zwangsläufig die Formen, in denen die Entwertung von Kapital in der Krise als 
Voraussetzung für die Neuanlage sich vollzieht, verändern. Das hier angesprochene 
Problem wird in der Betriebswirtschaftslehre allgemein mit der „wachsenden Fix- 
kostenbelastung“ bezeichnet, die die Anpassungselastizität der Wirtschaft an wech- 
selnde Absatzlagen verringere. Während der Krise hat schon E. Schmalenbach da- 
rauf hingewiesen. Er stellt fest, daß die ökonomischen Verhältnisse sich „im Über- 
gang oder auf der Schwelle von der freien zur gebundenen Wirtschaft“ befinden. Er 
führt diesen „Systemwechsel“ auf die Verschiebung der ProduktionsKosten inner- 
halb des Betriebes zurück. ‚Und zwar handelt es sich darum, (...) daß der Anteil 
der proportionalen Kosten am Produktionsprozeß kleiner und der Anteil der fixen 
Kosten immer größer geworden ist, und zwar so sehr, daß schließlich der Anteil der 
fixen Kosten für die Produktionsgestaltung bestimmend wurde“ (15). Das Wachs- 
tum der Betriebsgrößen die Steigerung der Kapitalintensität und die infolge des 
hohen Fixkapitalanteils notwendige Kontinuität des Produktionsablaufs in den 
großen Betrieben sind daher auch das eigentliche Problem der großen Kapitale, die 
immer größere Profitmassen akkumulieren müssen, allein um eine einmal erreichte 
Rentabilität halten zu können. Schmalenberg: „In unzähligen Generalversammlun- 
gen hört man die Verwaltung vortragen, der Betrieb arbeite heut noch nicht voll 
befriedigend; aber wenn noch einige Maschinen angeschafft und sonstige Erweite- 
rungen vorgenommen würden, dann werde der Betrieb rentabel“ (16). 

Voraussetzung dafür, daß dieser Prozeß funktioniert, sind aber steigende Ab- 
satzmöglichkeiten. Solange die kapitalistische Wirtschaft sich in einer Boomperiode 
mit rapide sich ausdehnendem Absatzmarkt befindet, können auch die Produktions- 
potenzen ausgeweitet werden; ja die Einzelkapitale müssen sogar wegen der kosten- 
günstigen Massenproduktion, die durch die Konkurrenz allen Einzelkapitali- 
sten — sofern der Produktionsprozeß und der Markt dies zulassen (hier spielt die 
Gebrauchswertseite des Produktes hinein) — aufgeherrscht wird, wachsende Kapital- 
massen im Produktionsprozeß fixieren. Dies ist in der Rationalisierungswelle auch 
in Deutschland zwischen 1926 und 1928 geschehen. Fixierte Kapitalmassen aber 
verursachen unabhängig von ihrer Auslastung Kosten: Reparaturkosten, Reinigungs- 


13 Vgl. G. Kroll, a. a. O., 20. Kapitel 

14 Wie bei A. Sohn-Rethel, Ökonomie und Klassenstruktur des deutschen Faschismus, 
Frankfurt 1973, S. 41 nachzulesen. 

15 E. Schmalenbach, zit. bei A. Sohn-Rethel, a. a. O.,S.41 

16 Ebd., 8.43 
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und Instandhaltungskosten; auch die Kredite, die in der Regel zur Anschaffung der 
Fixkapitale darstellenden Produktionsmittel aufgenommen worden sind, müssen un- 
abhängig von der Absatzlage verzinst und zurückgezahlt werden. Der Kostpreis des 
einzelnen Produkts variiert aufgrund des Fixkostenanteils nicht mit der Variation 
der Ausbringungsmenge; er sinkt mit steigendem Fixkostenanteil bei einem Rück- 
gang der absetzbaren Produktion nur noch geringfügig oder kann sogar steigen (17). 
Ein Preisverfall in der Krise, der ja die Funktion haben könnte, die Wertdimensio- 
nen wieder zu bereinigen, trifft die Kapitale umso stärker, je höher bei ihnen der die 
„Fixkosten“ verursachende Fixkapitalanteil ist. Aber mehr noch: Die Unelastizität 
bei den Preisreaktionen hat ihre Entsprechung in der Unelastizität der an veränderte 
Absatzbedingungen notwendigen Anpassung. Bei hohem Fixkapitalanteil ist eine 
schrittweise Anpassung des Produktionsausstoßes nicht mehr möglich. Wenn für das 
jeweilige Einzelkapital absehbar ist, daß der Produktionsausstoß nicht mehr erhöht 
werden kann, dann wird es — um die Fixkostenbelastung zu vermeiden — ab einem 
bestimmten Auslastungsgrad eher die gesamte Anlage stillegen als sie mit Kapazi- 
tätsunterauslastung produzieren lassen. Dadurch aber wird die Krise über die Maßen 
vertieft: die Produktionseinschränkungen sind stärker als sie es von der Absatzlage 
her eigentlich sein müßten. Das bleibt wiederum nicht ohne Konsequenzen für die 
Nachfrageverhältnisse (zunächst in der Abteilung I). Auch der Aufschwung aus der 
Krise wird dadurch erschwert. Denn neue Anlagen werden erst errichtet bzw. alte 
stillgelegte Anlagen wieder in Betrieb genommen, wenn die Realisierungschancen 
groß genug sind, um die produzierten Waren bei Betrieb der Gesamtanlage abzuset- 
zen — vorausgesetzt, daß Entwertung und Lohndrückung in der Krise so weit 
durchgesetzt worden sind, daß profitable Produktion überhaupt möglich ist. Hier 
zeigt es sich, daß in der Krise immer die Bedingungen der Produktion, d.h. der 
Produktion von Profit, und die Kapitalzirkulation zur Realisierung der produzierten 
Werte und Profite berücksichtigt werden müssen. Die erste Bedingung erfordert 
„Bereinigung‘‘ der Kapitalstrukturen durch Entwertung (Konkurse, Preisverfall 
usw.) sowie Disziplinierung der Lohnarbeiter (Lohndrückung, Steigerung von Ar- 
beitszeit und Arbeitsintensität). Die zweite Bedingung macht ein den Produktions- 
bedingungen der Waren entsprechendes Realisierungsfeld notwendig, das umso 
größer sein muß, je größer die Mindestabsatzmenge zum rentablen Betrieb einer 
Anlage ist. Damit sind wir aber bereits bei dem zweiten Zusammenhang, der uns für 
die Erklärung der Tiefe und der Dauer der Krise wesentlich erscheint. 


17 Um dies an einem Beispiel zu verdeutlichen: Wenn eine Produktion von 100 Stück Ko- 
sten in Höhe von 10 000 Geldeinheiten (GE) verursacht, dann beträgt der Kostpreis pro 
Stück 100 GE. Von diesen 10 000 GE Kosten mögen 5 000 GE aber unabhängig von der 
Produktionsmenge anfallen. Bei einem Rückgang auf 60 Stück fallen unserer Annahme 
zufolge 3 000 (nämlich 60v.H. von 5 000) variable Kosten, 5 000 fixe Kosten an. 
Gesamtkosten der Produktion von 60 Stück sind also 8 000 GE. Der Kostpreis pro Stück 
bei der verringerten Produktion würde also nicht mehr 100 betragen, sondern 133, 3 GE. 
Dies ist in der Betriebswirtschaftslehre ein bekanntes Phänomen. Vgl. beispielsweise 
E. Heinen, Betriebswirtschaftliche Kostenlehre, Bd. 1, Grundlagen, Wiesbaden 1959, 
S. 280 ff. 
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Zweitens: Für die Schwere und Dauer der Krise gleicherweise bedeutsam ist in 
dieser Zeit auch der beinah vollständige Zerfall des Weltmarkts. Nicht nur, daß mit 
dem Ausbruch der Kreditkrise, die als „schwarzer Freitag‘‘ der New Yorker Börse 
im September 1929 oberflächlich datierbar in die Geschichte einging, das in 
Deutschland angelegte ausländische, vor allem das US-amerikanische Kapital, ein 
krisenverschärfendes Element darstellte und 1931 nach dem Zusammenbruch der 
Danatbank beinahe schlagartig verflüssigt und zurückgezogen wurde; mit dem Zu- 
sammenbruch des Währungssystems (Aufhebung der Konvertibilität des Pfundster- 
ling und Übergang zur Devisenbewirtschaftung in Deutschland) wurden auch die 
Realisierungschancen für Waren in anderen Ländern fast verunmöglicht. Denn infol- 
ge der allgemeinen Krise sanken die Absatzchancen rapide, was wiederum Anlaß 
protektionistischer Maßnahmen war. Der national begrenzte Markt aber erwies sich 
in der Krise als zu klein, um alle Kapazitäten, die auf ein größeres Realisierungsfeld 
ausgelegt waren, beschäftigen zu können. 

Drittens kommt noch etwas anderes hinzu. Trotz ihrer in der Geschichte des 
Kapitalismus noch nie vorher dagewesenen Wucht konnte auch die Weltwirtschafts- 
krise zumindest in Deutschland nicht ohne Zeitverzögerung (dies sieht in den USA 
anders aus) (18) die Löhne der beschäftigten Arbeiter reduzieren. Der Druck der 
schnell anwachsenden industriellen Reservearmee fing nur langsam an zu wirken, 
zumal die Arbeiterklasse noch nicht so demoralisiert war, daß gegen den Druck des 
Kapitals nicht harter Widerstand geleistet wurde (19). So kam es, daß die tariflichen 
Stundenlöhne der beschäftigten Arbeiter in Deutschland noch bis 1930 ansteigen 
und erst im dritten Krisenjahr absinken, während die Lebenshaltungskosten schon 
im Jahre 1930 aufgrund des starken Preisverfalls radikal fallen (20). Nach Kroll ist 
daher auch die Gewinnerzielung bereits seit 1928 rückläufig und die Kapitalrentabi- 
lität sinkt. (Vgl. auch Schaubild 1) Aus dieser vielleicht überraschenden Gegenüber- 
stellung darf jedoch keineswegs geschlossen werden, daß sich die Lage der Arbeiter 
noch verbessert, während diejenige der Kapitalisten sich verschlechtert hätte. Die 
Arbeitslosigkeit, mit fast 1,4Mio schon 1928 sehr hoch, steigt seit Beginn der 
akuten Krise mit wachsender Geschwindigkeit bis zum offiziellen Höchstwert von 
mehr als 6 Mio im Jahre 1933 an (21). So verringern sich auch schon seit 1929 die 
Arbeitseinkommen insgesamt. Betrugen sie noch 1928 in Deutschland 
42,6 Mrd RM, so machen sie 1932 mit 25,7 Mrd RM noch knapp 60 vH des Ur- 
sprungswerts aus (22). 


18 Vgl. dazu G. Kroll, a. a. O., S. 74 

19 Daß die Löhne relativ zu den Akkumulationsbedürfnissen des Kapitals zu hoch und die 
Profite relativ zu niedrig waren, keineswegs aber die Löhne absolut stiegen — wie die 
Kurve von „w“ im Schaubild 1 vermuten lassen könnte, zeigt jede Gegenüberstellung der 
Lohn- und Profitentwicklung. Vgl. Statistisches Handbuch, a. a. O., S. 463 (Preisindex), 
S.472 (Tariflöhne), S.484 (Arbeitslosigkeit); auch E. Hennig, Thesen zur deutschen 
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1933 bis 1938, Frankfurt 1973, S. 53, passim 

20 Vgl. Statistisches Handbuch, a. a. O., S. 463/472 

21 Vgl. Statistisches Handbuch, a. a. O., S. 484 f. 

22 Vgl. die Angaben bei G. Kroll, a. a. O., S. 108. Das ganze Elend, das die Arbeiterklasse in 
diesen Jahren zu erleiden hatte — Elend, das allerdings dem „‚stummen Zwang der ökono- 
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Die hier nur angerissenen und auf Deutschland beschränkten Tendenzen 
können wir anhand des Schaubildes I verfolgen. Darin wird deutlich, daß seit 1929 
der Kapitalstock der gewerblichen Wirtschaft nicht mehr zunimmt und in den Jahren 
1930 bis 1933 sogar abnimmt (vgl. gr). Dies ist ein Zeichen dafür, daß selbst 
Ersatzinvestitionen nicht mehr in ausreichendem Umfang vorgenommen wurden. 
Aber offensichtlich verringerte sich das in Produktionsmitteln angelegte Kapital 
nicht in hinreichendem Maße, um den Verwertungsgrad des noch fungierenden 
Kapitals zu erhöhen. Die Steigerung der Lohnquote (w), die sich aus dem Schau- 
bild 1 entnehmen läßt, ist — wie schon ausgeführt wurde — richt auf eine Zunahme 
der Arbeitseinkommen zurückzuführen, sondern auf ein absolutes Absinken des 
Nettoprodukts (Y) und der infolge der Kapitalverluste entstehenden negativen Pro- 
fite. Dennoch dürften die Reallöhne der beschäftigten Arbeiter nicht schnell genug 
abgesunken sein, um dem Kapital einen Profitanreiz zu verschaffen. So sinkt denn 
auch die Kapitalrentabilität ins Bodenlose. Der Kapitalismus wurde zum „Kapitalis- 
mus mit umgekehrtem Profitvorzeichen“ (23). 

Um aber keine falschen oder einseitigen Schlüsse aus dieser Darstellung zu 
ziehen, muß allerdings betont werden, daß erstens der Niedergang der Kapitalrenta- 
bilität in den USA noch weit größer als in Deutschland war (und dennoch keine 
faschistische Form bürgerlicher Herrschaft hervorbrachte) und daß zweitens das 
Absinken der Kapitalrentabilität durchaus ungleichmäßig — bezogen auf einzelne 
Branchen und vor allem auf die Größe des Kapitals (Monopolisierung!) — gewesen 
ist. Die Krise verringerte so zwar die ökonomische Macht des Kapitals, aber dies war 
keineswegs gleichbedeutend mit einem Machtgewinn der Arbeiterklasse und ihrer 
Organisationen. Doch zeichnete sich mit der Dauer der Krise immer mehr ab, daß 
das Kapital, wenn es ökonomisch nicht aus seinen eigenen Kräften in der Lage war, 
aus der Depression herauszukommen, eine politische Bereinigung der Krise brauch- 
te (23a). Diese versprach die Nazipartei als Roßkur anzubieten. Wenn auch die 
ökonomischen Voraussetzungen des Faschismus hiermit bezeichnet sind, ist damit 
keineswegs der politische Durchsetzungsprozeß der „Machtergreifung“ ausreichend 
bestimmt. Schließlich gibt eben schon die Tatsache zu denken, daß die Krise in den 
USA weit schlimmer als in Deutschland war, und dort eine faschistische Bewegung 


mischen Verhältnisse‘ geschuldet war, nicht dem faschistischen Terror zur Erhaltung der 
Kapitalherrschaft mit brutalen Mitteln — kommt in diesen Daten nicht zum Ausdruck. 
Die Scheinobjektivität der Zahlen verdunkelt diesen Zusammenhang, der auch in einer 
ökonomischen Analyse nicht aufdeckbar ist. Wir sind uns der Begrenztheit einer solchen 
Analyse bewußt, meinen aber dennoch, daß die Herausarbeitung globaler — und daher 
vom individuell und kollektiv erfahrbaren Elend abstrahierenden — Tendenzen notwen- 
dig ist zum Verständnis des geschichtlichen Zusammenhangs von Weltwirtschaftskrise, 
ihren politischen Lösungsformen und der westdeutschen Kapitalakkumulation nach dem 
zweiten Weltkrieg. 

23 So A. Schn-Rethel, a. a. O., S. 120. Unser Schaubild 1 zeigt, daß dieser Satz durchaus 
wörtlich zu nehmen ist! 

23a Auf die Funktion der Krise als ökonomisches „‚Bereinigungsmittel‘“ setzte noch 1929 
beispielsweise Thyssen: „Ich brauche diese Krise jetzt. Sie bietet die einzige Möglichkeit, 
die Lohnfrage und die Reparationen auf einen Schlag zu regeln.“ zit. bei Ch. P. Kindle- 
berger, a.a. O., S. 183 " 
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nicht hat die „Macht ergreifen‘ können. Wir verweisen nur darauf, daß an dieser 
Stelle die politischen, sozialen, ideologischen Prozesse einbezogen werden müßten, 
um das Phänomen des deutschen Fäschismus wirklich zu begreifen (24). Entspre- 
chend unserer begrenzten Zielsetzung mit dieser Analyse, verzichten wir auf eine 
ausführliche Darstellung und gehen dazu über, die faschistischen ‚1 000 Jahre“ auf 
ihre Bedeutung für den späteren Entwicklungsprozeß des westdeutschen Kapitals zu 
untersuchen. 


22 Der Faschismus in Deutschland 


Eine Überwindung der Depression nach der Krise kann gelingen, wenn durch Lohn- 
senkung, Verlängerung der Arbeitszeiten und Intensivierung der Arbeit die Mehr- 
wertrate erhöht, die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit nicht durch eine 
damit einhergehende Steigerung der Kapitalintensität, die ja negative Konsequenzen 
für die Entwicklung der Kapitalrentabilität hätte, zunichte gemacht wird und nicht 
zuletzt die Zinsen gegenüber dem industriellen Profit gesenkt werden. Die Verbes- 
serung der Realisierungsbedingungen für das produzierte Warenkapital auf dem in- 
neren und äußeren Markt mußte aber noch hinzukommen, wobei die Nachfrageent- 
wicklung wesentlich durch die Nachfrage der Kapitale untereinander, d. h. aber von 
deren Profitaussichten, bestimmt wird. Diese Voraussetzungen für einen erneuten 
Aufschwung der kapitalistischen Produktion Konnten aber im Verlauf der Weltwirt- 
schaftskrise — wie wir im Nachhinein konstatieren können — nicht mehr in der ‚,‚tra- 
ditionellen Weise“ kapitalistischer Krisenüberwindung geschaffen werden. An die- 
sem Punkt der Erkenntnis setzten die bürgerlichen Theorien in den 30er Jahren an, 
wenn sie die Schlußfolgerung zogen, daß ohne staatliche Eingriffe das Niveau der 
Investitionen zu niedrig sein würde, um noch die Vollbeschäftigung der Arbeitsbe- 
völkerung zu gewährleisten. Der Stagnationstheoretiker Alvin Hansen benannte als 
Faktoren, die verantwortlich für das ungenügende Investitionsniveau seien, erstens 
das unzureichende Bevölkerungswachstum im Vergleich zum 19. Jahrhundert. Da- 
mit sei eine rasche Ausdehnung der effektiven Nachfrage begrenzt. Als zweiten 
Faktor nannte er den technischen Fortschritt, der seinen Impetus verloren habe. 
Drittens schließlich sei es nicht mehr möglich, die kapitalistische Produktionsweise 
territorial auszudehnen, so daß auch der von der „new frontier‘ ausgehende Wachs- 
tumsimpuls abgenommen habe. Diese Faktoren sollten die Aussage von Keynes 
bekräftigen, daß im Vergleich zum 19. Jahrhundert die „Grenzleistungsfähigkeit des 
Kapitals‘, sprich: die Profitabilität abgenommen habe, und nur noch mittels Staats- 


24 Wir können in diesem Zusammenhang nicht ausführlich auf das besondere Verhältnis von 
Politik und Ökonomie, wie es die einmal in Gang gesetzte faschistische Lösung der Krise 
bewirkte, noch auf das Verhältnis von Bouıgeoisie und faschistischer Partei eingehen. 
Vgl. dazu A. Sohn-Rethel, a. a. O., auch B. Blanke, Thesen zur Faschismus-Diskussion, in 
Sozialistische Politik, Nr. 3 (1969); N. Kadritzke, Faschismus als gesellschaftliche Reali- 
tät und als unrealistischer Kampfbegriff, in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 8/9 
(1973), S. 129 ff.; wichtig auch die Diskussion im Argument, Nr. 32 (1965);41 (1966); 
47 (1968) zwischen Mason und Czichon u. a. 
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eingriffen den stagnativen Tendenzen wirksam entgegengetreten werden 
könnte (24a). 

So war zumindest implizit der bürgerlichen Theorie als wissenschaftlicher 
Reflex der in und nach der Krise gemachten praktischen Erfahrungen bewußt, daß 
politische Interventionen durch den Staat in die Kapitalreproduktion notwendig 
seien, um die „Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals“ auf ein „befriedigendes“ Ni- 
veau zu heben. Mit anderen Worten: Die Profitrate des Kapitals Konnte nicht mehr 
durch die in der Krise sich abspielenden Bereinigungsprozesse allein hergestellt wer- 
den. Vielmehr waren zur Anhebung der Profitrate nun staatliche Aktionen notwen- 
dig. 

Es ist hier nicht beabsichtigt, die Stagnationsthese ausführlich darzustellen 
und zu kritisieren. Uns geht es nur darum zu zeigen, daß in der Weltwirtschaftskrise 
offensichtlich Bedingungen sich herausgebildet hatten, die einen Neuaufschwung 
ohne politische Eingriffe des Staates unmöglich machten. Die in weiten Kreisen der 
Wirtschaftstheorie bis zur Krise postulierte, wenn auch niemals verwirklichte Politik 
des „Laisser faire‘ hatte sich als unangemessen angesichts der Unfähigkeit des Kapi- 
talismus erwiesen, aus eigener Kraft die Depression zu überwinden. 

So begann in allen kapitalistischen Ländern der Staatsinterventionismus eine 
größere Rolle zu spielen; in Deutschland vollzog sich dieser Prozeß insofern 
am — im kapitalistischen Sinne — konsequentesten, als hier alle diejenigen Institu- 
tionen der bürgerlich-demokratischen Gesellschaft zerschlagen wurden, die einer 
schnellen Anhebung der Profitabilität des Kapitals und einer Beschleunigung des 
Akkumulationstempos im Wege standen: Um die Ausbeutungsrate der Lohnarbei- 
terklasse anzuheben, wurden die politischen und gewerkschaftlichen Organisationen 
der Arbeiterklasse brutal zerschlagen und statt dessen durch staatliche Organisie- 
rung der Arbeiter in der Deutschen Arbeitsfront diese so diszipliniert, daß die 
Arbeitszeit verlängert, die Arbeit intensiviert, die Mobilität der Arbeitskraft einge- 
schränkt und die Löhne begrenzt werden konnten. 

Einer solchen Schwächung der ökonomischen und politischen Macht der Or- 
ganisationen der Arbeiterbewegung diente auch die Beseitigung des parlamentari- 
schen Systems, wodurch zudem die Widersprüche innerhalb der Kapitalistenklasse, 
die die Wirksamkeit staatsinterventionistischer Maßnahmen hätten schmälern 
können, in ihrer politischen Artikulationsmöglichkeit behindert wurden und die 
bürgerliche Klasse zumindest auf der politischen Oberfläche vereinheintlicht wur- 
de — ohne allerdings damit die Konkurrenz der Kapitale aufzuheben (25). Um das 


24a Vgl. die kurzen aber präzisen Darstellungen bei Eric Roll, A History of Economic 
Thought, London 1973 sowie C. Napoleoni, Grundzüge der modernen ökonomischen 
Theorien, Frankfurt 1968 

25 Dies hebt E. Varga, a. a. O., S. 110 hervor: „... schon machen sich die inneren Wider- 
sprüche zwischen den einzelnen Kategorien der Kapitalisten geltend. Hoover hat große 
Investitionen der Eisenbahnen, zugleich aber auch Ausbau des Kanalsystems und weit 
ausgedehnten Bau von Automobilstraßen vorgeschlagen. Das Eisenbahnkapital pro- 
testiert: Du forderst von uns, wir sollen eine Milliarde Dollar in unseren Eisenbahnen neu 
anlegen, aber gleichzeitig. organisierst Du die Konkurrenz der Schiffahrt und der Auto- 
mobile gegen uns! Wie können wir unter solchen Umständen neues Kapital in den Eisen- 
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deutsche Kapital von der Weltmarktkonkurrenz abzuschließen, wurde eine Politik 
der Autarkie im Innern und der Expansion nach außen, die nur die Kehrseite der 
Autarkiepolitik ist (26), betrieben. Die dazu notwendige staatliche Machtenfaltung 
bedeutete die forcierte Aufrüstung, die Militarisierung der ganzen Gesellschaft. Da- 
mit war gleichzeitig auch das bei jedem Neuaufschwung sich stellende Problem der 
Realisierung der unter profitableren Bedingungen produzierten Warenmasse verrin- 
gert. Denn die ab 1934 betriebene Aufrüstung bedeutete für das Kapital ein ständig 
sich ausweitendes Absatzgebiet. 

Unsere Thesen zur Entwicklung des Kapitals unter dem Faschismus lauten: 
1. Durch die erzwungenen niedrigen Löhne, langen Arbeitszeiten und die Senkung 
des Lebensstandards der Lohnabhängigen wurde die Mehrwertrate absolut erhöht. 
Damit wurden die Voraussetzungen der Profitproduktion entscheidend verbessert, 
- während zugleich durch die Ausschließung der Konkurrenz des Auslands vom In- 
landsmarkt und die Entwicklung der staatlichen Nachfrage in Form der Arbeitsbe- 
schafftungs- und Rüstungsprogramme die Realisierung der produzierten und poten- 
tiell produzierbaren Wert- und Mehrwertmassen gesichert war. Auf dieser Basis 
konnte insgesamt durch die Ausdehnung der Arbeitszeit und die Intensivierung der 
Arbeit der beschäftigten Arbeiter und durch die Eingliederung bisher unbeschäftig- 
ter Arbeiter in den kapitalistischen Produktionsprozeß die Wertproduktion gestei- 
gert werden. 2. Durch die absolute Senkung des Werts der Ware Arbeitskraft (und 
die Abschließung von der Weltmarktkonkurrenz) war das Kapital zunächst nicht 
gezwungen, die Produktivkraft der Arbeit wesentlich zu steigern. Zugleich wurden 
. durch die staatliche Nachfrage die Reproduktionsbedingungen des gesellschaftlichen 
Gesamtkapitals entscheidend verändert: die vorhandenen Produktionsressourcen 
der Abteilung I mußten zu einem großen Teil für die Produktion von Rüstungsgü- 
tern freigehalten werden, während der Stagnation der Reallöhne eine Stagnation der 
Konsumgüterindustrie entsprach. Deren Produktivkraft wurde praktisch nicht er- 
höht, denn dies hätte ja zusätzliche Nachfrage nach Produktionsmitteln seitens der 
Abteilung II gegenüber der Abteilung I (wo diese hergestellt werden) bedeutet. Das 
absolute Niedrighalten des Arbeitslohns und damit der Konsumtionskraft der Mas- 
sen, die beschleunigte Profitproduktion und die Realisierung von produzierten Wer- 
ten durch die staatliche Nachfrage nach Rüstungsgütern ergänzten und entsprachen 
sich. Diese beiden Thesen sollen nun ausgeführt werden. 

Die Lage der Arbeiterklasse ist zunächst bestimmt durch das Ausmaß der 
Arbeitslosigkeit. Diese übt im zyklischen Verlauf der Kapitalakkumulation immer 
die Funktion aus, den Preis der Ware Arbeitskraft zu senken. Die Massenarbeitslo- 
sigkeit in der Weltwirtschaftskrise hat eben diesen Effekt gehabt: Wenn wir z. B. 
den tariflichen Stundenlohn für Facharbeiter im Jahre 1928 gleich 100 setzen, dann 
sinkt dieser Lohn bis zum Jahre 1933 auf 81,9. Dies ist nichts besonderes gegenüber 
ähnlichen Entwicklungen in anderen kapitalistischen Ländern während der Welt- 


bahnen anlegen, wir werden doch nur Verlust haben!...‘‘ Varga führt an der angegebe- 
nen Stelle noch mehrere solcher Widersprüche zwischen Kapitalfraktionen an. 

26 F. Pollock, Die gegenwärtige Lage des Kapitalismus und die Aussichten einer planwirt- 
schaftlichen Neuordnung, in: Zeitschrift für Sozialforschung, Jahrg. 1, 1932 
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wirtschaftskrise. Die Besonderheit der deutschen Entwicklung unter dem Faschis- 
mus zeigt sich erst dann, wenn wir untersuchen, ob nach der Überwindung der 
Weltwirtschaftskrise (27) im beginnenden Aufschwung die Löhne wieder gestiegen 
sind: Selbst in den Jahren, in denen die Arbeitslosigkeit durch die entwickelte 
staatliche Nachfrage nach Rüstungsgütern und durch andere Arbeitsbeschaffungs- 
programme praktisch überwunden war, fanden keine relevanten Lohnerhöhungen 
statt; die Löhne wurden vielmehr gesetzlich begrenzt (Lohnstop 1933), die Mobili- 
tät der Arbeiter wurde eingeschänkt (28). So blieben die Löhne aller Arbeiterkate- 
gorien unter dem Stand, den sie vor der Weltwirtschaftskrise erreicht hatten. Bei 
einem Vergleich der realen Bruttostundenverdienste ergibt sich, daß nur in den 
Jahren 1939 und 1941 der Stand von vor 1933 erreicht wurde. In allen anderen 
Jahren blieben die Löhne unter dem vor der faschistischen Machtergreifung erreichten 
Niveau. Daß dies offensichtlich nicht ohne Folgen auf den Wert der Arbeits- 
kraft, also dem Wert des durchschnittlichen Konsumtionsfonds, blieb, zeigt folgen- 
de Auflistung des Pro-Kopf-Verbrauchs einiger lebenswichtiger Güter: Im Zeitraum 
von 1930 bis 1938 — also von einem Tiefpunkt der Krise bis zur Blüte der faschisti- 
schen Konjunktur — steigt der Pro-Kopf-Verbrauch von Fleisch um nicht ganz 
12v.H.; der Verbrauch von Geflügel geht um fast 12 v.H. zurück; der Eierver- 
brauch fällt um 14v.H. und der Verbrauch von Trinkmilch stagniert; der Ver- 
brauch verschiedener Speisefette geht insgesamt zurück, nur bei Butter steigt er um 
ca. 9 v.H.; der Kartoffelverbrauch steigt in diesen acht Jahren um ganze 5 v.H., 
während der Verbrauch von Obst und Gemüse stark reduziert wird (29). Mit diesen 
„Steigerungsraten“ wurde noch nicht einmal das Niveau von 1928 erreicht, das 
wiederum nur geringfügig über dem von 1913 lag. Eine solche Stagnation des Kon- 
sumtionsniveaus mußte staatlicherweise erzwungen werden (30). 

Gleichzeitig nimmt die Arbeitslosigkeit nach der faschistischen Machtergrei- 
fung kontinuierlich ab. Nach dem Höhepunkt im Januar/Februar 1933 mit über 
6 Mio Arbeitslosen gehen die Zahlen zurück. Im April 1937 wird die Millionengren- 
ze erstmals seit Oktober 1927 unterschritten. Auch die Beschäftigung nimmt regel- 
mäßig zu, wenn auch infolge der Aufrüstung (Aufbau der Wehrmacht) ein Teil der 
Arbeitslosen nicht in den Produktionsprozeß eingegliedert wird, sondern in der 
Wehrmacht oder anderen militärischen und paramilitärischen Organisationen ver- 
schwindet. (Ein anderer Teil — klassenbewußte, politisch aktive Proletarier — wird 


27 Vgl. dazu das Material bei G. Kroll, a. a. O. 

28 Vgl. dazu auch, wie im folgenden auch zum Problem der Wertsenkung der Arbeitskraft 
unter dem Faschismus E. Mandel, Der Spätkapitalismus, Frankfurt 1972, S. 152 

29 Statistisches Handbuch von Deutschland, a. a. O., S. 488; eigene Berechnungen 

30 Sohn-Rethel spricht in diesem Zusammenhang von „absoluter Mehrwertproduktion“. 
Dies erscheint uns problematisch zu sein, da er erstens mechanisch absolute und relative 
Mehrwertproduktion gegenüberstellt und zweitens nicht berücksichtigt, daß Produktiv- 
kraftsteigerungen der (bei gleichbleibender Arbeitszeit) sich in einem vergrößerten Ge- 
brauchswertquantum darstellen, ohne daß sich — ceteris paribus — die Wertmasse er- 
höhen müßte; die Konsumtionskraft der Massen kann — bei entsprechendem Preisver- 
fall — also erhöht werden, ohne daß der Lohn erhöht werden muß. Die veränderten 
Methoden der Profitproduktion können daher nur im Zusammenhang mit den spezifi- 
schen Bedingungen der Akkumulation analysiert werden. 
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in die Gefängnisse und Konzentrationslager geworfen.) 

Diese Entwicklung steht im Gegensatz zu der in den Vereinigten Staaten, wo 
trotz weitaus langsamerer Beseitigung der Arbeitslosigkeit die Löhne sehr viel 
schneller anstiegen: Setzt man 1929 gleich 100, dann erreichten die Reallöhne in 
Deutschland 1937 98, während sie in den USA auf 132 anstiegen. Gleichzeitig wur- 
de in Deutschland die wöchentliche Arbeitszeit ausgedehnt: Sie betrug 1938 für 
Männer über 50 Stunden, für Frauen beinahe 48, und dies, obwohl bereits nach dem 
ersten Weltkrieg die 48-Stundenwoche erkämpft worden war. Diese Ausdehnung 
der Arbeitszeit und der beschäftigten produktiven Arbeiter hatten den oben bereits 
beschriebenen Effekt, daß die wert- und mehrwertschöpfenden Potenzen insgesamt 
ausgeweitet wurden. 

Infolge der Wertsenkung der Arbeitskraft wurde offensichtlich auch das Ver- 
hältnis von Mehrwertmasse zum variablen Kapital (,‚Exploitationsgrad‘“) zugunsten 
des Kapitals verändert. Wir können hier die Veränderung der Ausbeutungsrate nur 
an der Veränderung der Lohnquoten und des Verhältnisses der Kapital- zu den 
Arbeitseinkommen illustrieren. Demnach sank die (gesamtwirtschaftliche) Lohn- 
quote — als Anteil der Löhne am Volkseinkommen gemessen — von 64 v.H. im 
Jahre 1932 unter dem Faschismus auf 57 v. H. im Jahre 1938 (das Niveau von 1932 
wurde übrigens erst 1963 — in Westdeutschland — wieder erreicht!). Dagegen stie- 
gen — nach Berechnungen A. Schweitzers (31) — die Gewinne der großen Unterneh- 
men von 1932 bis 1936 um 433 v. H. Zu ähnlichen Ergebnissen Kommt man, wenn 
man die von W. G. Hoffmann ermittelten Zahlen über das Arbeits- und Kapitalein- 
kommen im verarbeitenden Gewerbe in Beziehung zueinander setzt; der besseren 
Übersicht halber sind die Zahlen für die Weimarer Republik und die BRD mit in die 
folgende Tabelle aufgenommen worden (32): 


31 Arthur Schweitzer, Labour in Organized Capitalism, Schweizerische Zeitschrift für 
Volkswirtschaft und Statistik, 1959, S. 497 
32 Vgl. auch Mandel, a. a. O. 
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Tabelle 1: 
Entwicklung von Kapitalstock, Arbeits- und Kapitaleinkommen 1925-1959 


Verh. 4:3 


5 
< 
er 


5 
312 | 2,6 | 8,4 
30.1 23 77 
36.6 5.9 16,1 
40.8 5.3 13.0 
Weimar | 42,9 5.5 12.8 
1930 | 127,4 | 39.2 | 30 77 
1931 | us 312 05 1.6 
1932 | 99.3 13% 9.0 x 
1933 95,5 23,7 2,0 = 
99,6 28.0 31 75 
102,8 305 71 33.2 
Faschismus 105,6 333 76 23.6 
114,9 36,6 13,5 373 
123,3 39,5 171 43.4 
147,4 38,9 15,5 40,0 
182.8 46.7 20,5 43.9 
207.6 51,7 23.6 45,5 
213.7 56.9 249 44.0 
BRD 225.4 62.3 30,3 48.7 
252.2 70,7 33.0 46.6 
278,5 79.1 34.4 43.2 
306.9 85.8 37,5 
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Quelle: 

W. G. Hoffmann, Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts, Berlin-Heidelberg-New York 1965, 5.507 ff. und 256; eigene 
Berechnungen) 


In diesen Zahlenreihen zeigt sich die historische Funktion des Faschismus ganz 
deutlich. Er hat die Ausbeutungsrate (indiziert durch das Verhältnis von Kapitalein- 
kommen zu Arbeitseinkommen) der Arbeiterklasse sehr schnell und in gewaltigem 
Umfang auf ein Niveau gebracht, daß mehr als 300 v. H. über dem Niveau der Weima- 
rer Republik liegt. Dadurch wurde denn auch die Profitrate so gesteigert, daß die 
Akkumulation des Kapitals einen neuen Aufschwung nahm. Die Kapazitätsausnut- 
zung stieg insbesondere mit der Rüstungskonjunktur schnell an und die Errichtung 
neuer Kapazitäten wurde profitabel bei staatlich fixierten Löhnen, niedrig gehalte- 
nem Konsumtionsniveau und schnell ansteigendem Staatsverbrauch. Die organisier- 
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te Arbeiterbewegung war zerschlagen und jeder Versuch, gegen die faschistische 
Herrschaft aufzumucken, endete im KZ. So kann Pritzkoleit schreiben: „In einem 
Wort: Der Industrie ging es gut. Der Unternehmer war wieder Herr im eigenen Haus. 
Zwischen den Betriebsleiter und die Gefolgschaft konnten weder Gewerkschaft 
noch Betriebsrat treten... Die Belegschaft war ihrem Betrieb zur Treue verpflich- 
tet, das heißt: sie war an ihren Betrieb gebunden und mußte mit dem grundsätzlich 
stabilen Lohn vorliebnehmen, der ihr geboten wurde... .“ (33). 

Das Niedrighalten des Arbeitslohns, die Stagnation des Konsumtionsniveaus 
der Lohnabhängigen und die Abschließung der Weltmarktkonkurrenz vom deut- 
schen Markt schufen dem deutschen Kapital die Möglichkeiten, zu einer hohen 
Mehrwertrate zu produzieren, ohne daß allgemein die Arbeitsproduktivität (Y/L) (be- 
stimmte Bereiche der Schwerindustrie und der Investitionsgüterindustrie ausgenom- 
men) wesentlich gesteigert wurde. Über die staatliche Rüstungsnachfrage wurden 
vielmehr die Ressourcen der Abt. I in die Rüstungsproduktion umgeleitet und damit 
die brachliegenden Kapazitäten voll ausgelastet, während der Kapitalstock des deut- 
schen Kapitals insgesamt sich nicht wesentlich vergrößterte. Aus Tabelle 1 geht 
hervor, daß das Niveau des Kapitalstock unter dem Faschismus zu keiner Zeit 
(1933-1938) die Höhe des Kapitalstocks im Jahre 1928 erreicht, aus dem Schau- 
bild 1 werden zudem die geringen Zuwachsraten des Kapitalstocks sichtbar (hier: 
der gewerblichen Wirtschaft), was auch durch Bettelheim (34) bestätigt wird, der 
davon ausgeht, daß während des Faschismus nur noch ca. 30 % der Investitionen 
auf „produktive Privatinvestitionen“ entfielen. Über die steigenden Auslastungen 
des vorhandenen Kapitalstocks und die Eingliederung brachliegender Arbeitskräfte 
in den Produktionsprozeß, die Verlängerung der Arbeitszeiten etc. wurde die Kapi- 
talproduktivität (Y/K) unverhältnismäßig schnell gesteigert. Zum anderen mußte mit 
der Abschließung vom Weltmarkt jedoch nicht nur das akut gewordene Rohstoff- 
problem gelöst werden, sondern auch die bisher vom Weltmarkt ausgehende Nach- 
frage durch eine „staatliche Nachfrage“ im Inland ersetzt und diese „finanziert“ 
werden. Eine solche Nachfrage konnte offenbar bei der zunächst gegebenen Verwer- 
tungssituation nicht von den Kapitalen kommen. Denn anders als die USA und 
Großbritannien konnte Deutschland nicht auf traditionelle-Rohstoff- und Absatz- 
märkte zurückgreifen, zumal die in diesen Ländern 1932/33 wieder „Tritt fassende“ 
Akkumulation wesentlich von nach außen abgeschirmten Binnenkonjunkturen ge- 
tragen wurde. Der faschistische Staat mußte daher die Realisierung des Wertpro- 
dukts über die Rüstungsnachfrage garantieren, die über die staatliche Zwangsfiktion 
(„„Mefo-Wechsel‘) finanziert wurde, der keinerlei realer Gegenwert entsprach: Es 


33 K. Pritzkoleit, Gott erhält die Mächtigen, Düsseldorf 1963, S. 30 

34 Ch. Bettelheim, Die deutsche Wirtschaft unter dem Nationalsozialismus, München 1974, 
S. 249: „Alles in allem überstiegen die von uns zu den Privatinvestitionen gerechneten 
Sparten erst 1938 das Niveau von 1928...‘ Und: „Während dieser Zeitspanne fand 
auch keine Entwicklung der Produktivkräfte im eigentlichen Sinne statt, sieht man von 
begrenzten Sektoren in der Schwerindustrie ab,‘ (S. 250) Das Nominalkapital der Ak- 
tiengesellschaften sank — nach Bettelheim — sogar von 22,26 MrdRM (1932) auf 
18,74 Mrd RM (1938). 
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waren letztlich Wechsel auf die zu erobernden Rohstoff- und Absatzgebiete (35). 

Entsprach in dieser Weise die terroristisch erhöhte Ausbeutungsrate und das 
absolute Niedrighalten der Löhne den Bedürfnissen der Rüstungsproduktion und 
wurde andererseits die Modifikation des inneren Zusammenhangs zwischen den 
Abteilungen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses durch die Ausschließung 
der Weltmarktkonkurrenz ermöglicht (hier lagen auch die Interessenidentitäten von 
Kapital und — diese Bedingungen garantierenden — faschistischem Staat), so wurde 
mit der einmal ins Werk gesetzten Lösung der Krise in dieser Art auch die militäri- 
sche Expansion nicht nur von der faschistischen Bewegung bewußt angestrebt, son- 
dern auch ökonomisch notwendig: als Voraussetzung der „Bezahlung des Defizits“ 
mit zu erobernden Material-, Kapazitäts- und Arbeitsreserven. Die Rüstungsproduk- 
tion schuf dafür also nicht nur die materielle Voraussetzung, sondern erzwang in 
diesem Zusammenhang geradezu die militärische Expansion! Die Opposition der 
Bourgeoisie gegen Hitler mußte so — wie Sohn-Rethel anschaulich beschreibt — wir- 
Kungslos bleiben, da sie selbst keine (ökonomische) Alternative mehr zu bieten 
hatte (36). 

Autarkiepolitik, terroristische Erhöhung der Mehrwertrate und imperialisti- 
sche Expansion ergänzten und bedingten sich in dieser Weise. Wir können unsere 
Thesen zur Entwicklung des Kapitals unter dem Faschismus mit Hilfe des Schau- 
bild 1 verdeutlichen: 


35 Zur Darstellung des Finanzierungsmechanismus der Aufrüstung vgl. Ch. Bettelheim, 
a. a. O. und Sohn-Rethel, a. a. O. 
36 Wir verweisen an dieser Stelle auf die in Anmerkung 24 zitierte Literatur! 
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Schaubild I 
Entwicklung der Kapitalproduktivität Y/K, der Lohnguote w, des Wachstums des 
Kapitalstocks gg und der Kapitalrentabilität n in den Jahren 1925 bis 1939 (gewerb- 
liche Wirtschaft) 


n=2(1-w 


Quelle: 

Eigene Berechnungen auf Basis der Daten bei W. G. Hoffmann, Das Wachstum der 
deutschen Wirtschaft seit Mitte des Neunzehnten Jahrhunderts, Berlin/Heidel- 
berg/New York 1965 


Während die Lohnquote w weit unter das Niveau von 1926-1930 gedrückt wird 
(und übrigens auch weit unter das Durchschnittsniveau der Jahre 1850 bis 1913) steigt 
das Nettoprodukt im Verhältnis zum vorhandenen Kapitalstock (Kapitalproduktivi- 
tät Y/K) unverhältnismäßig schnell an. Dies ist in diesem Zeitraum auf die schnelle 
Steigerung der wert- und mehrwertschaffenden Potenzen infolge Ger Eingliederung 
von Arbeitern in den Produktionsprozeß, Verlängerung der Arbeitszeiten Eingliede- 
rung von Arbeitern in den Produktionsprozeß, Verlängerung der Arbeitszeiten und 
Intensivierung der Arbeit zurückzuführen (Erhöhung des Nettoprodukts Y bei stag- 
nierendem Kapitalstock K). Die Entwicklung der Kapitalrentabilitätr als zusam- 
mengefaßter Ausdruck der Verwertungssituation des Kapitals illustriert augenfällig 
die Funktion des Faschismus in Deutschland: Innerhalb von sechs Jahren wurde die 
Kapitalrentabilität n von -9v. H. auf ca. +14 v. H. geschraubt. Daraus schließen 
wir, daß die Profitrate sich in ähnlicher Weise unter dem Faschismus entwickelte. 


2.3 Zweiter Weltkrieg und Nachkriegszeit 


Die im Faschismus terroristisch geschaffenen Verhältnisse wurden durch die Wir- 
kungen des Krieges noch bestärkt: Das Lebensniveau der Arbeiterklasse wurde wei- 
ter herabgedrückt, der faschistische Terror gegen jede oppositionelle Regung in der 
Arbeiterklasse und im Bürgertum steigerte sich bis zu einem in der Menschheitsge- 
schichte noch niemals dagewesenen barbarischen Ausmaß. Der „Überschuß an Irra- 
tionalität“, der prinzipiell in der faschistischen Bewegung angelegt ist, fand seinen 
Auslauf. 

Für unsere Problemstellung bedeutsam ist die Beantwortung der Frage, wel- 
che Konsequenzen der Krieg für die Kapitalentwicklung brachte. Im Gegensatz zu 
der weit verbreiteten Auffassung, im Krieg hätten nur Destruktionsprozesse stattge- 
funden, kann gezeigt werden, daß der zweite Weltkrieg für das deutsche Kapital den 
Anlaß für massenhafte Einführung neuer Technologie in den Produktionsprozeß 
bildete. Dies ergab sich nicht nur aus den Erfordernissen der Kriegsführung, sondern 
auch deshalb, weil die dem Produktionsprozeß entzogenen Arbeitskräfte ersetzt 
werden mußten. Zwar konnte teilweise die Lücke durch Kriegsgefangene und ande- 
re ausländische Arbeitssklaven gefüllt werden. Deren Arbeitskraft war so billig für 
das deutsche Kapital, daß durch deren Existenz technologische Veränderungen zur 
Einsparung von Arbeitskraft, also zur Erhöhung der Produktivkraft der Arbeit, in 
manchen Bereichen nachgerade überflüssig wurden. Aber nicht jeder verlassene Ar- 
beitsplatz konnte ohne technische Veränderungen durch Arbeitssklaven besetzt 
werden. Daher mußten Arbeitsplätze geschaffen werden, an denen ungelernte oder 
angelernte Arbeiter, vor allem auch Frauen, eingesetzt werden konnten. Es ergab 
sich die Notwendigkeit, durch Steigerung der Produktivkraft der noch beschäftigten 
und nicht an der Front kämpfenden Arbeiter Ersatz zu schaffen. So wurden im 
zweiten Weltkrieg die für die erste Phase der Kapitalakkumulation in Westdeutsch- 
land so wichtigen Produktionsverfahren der Fließfertigung, der Großserienproduk- 
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tion bei verstärkter Typisierung und Spezialisierung einführt (37). Die Verbreitung 
dieser neuen technologischen Verfahren wird dadurch begünstigt, daß infolge kriegs- 
wirtschaftlicher Maßregelungen die Konkurrenz der Kapitale untereinander einge- 
schränkt war. Auf der so hervorgebrachten neuen technologischen und arbeitsorga- 
nisatorischen Basis konnte ‚der Anteil der Facharbeiter an den Beschäftigten be- 
trächtlich gesenkt werden. Frauen und berufsfremde Arbeitskräfte konnten leicht 
angelernt, Zwangsarbeiter eingesetzt werden“ (38). Der Konzentrationsprozeß be- 
schleunigte sich, die produzierte Wert- und Profitmasse wurde auch während des 
Krieges noch bedeutsam erhöht. So kam es, daß das westdeutsche Kapital fast bis 
zum Kriegsende akkumulieren und seine gesellschaftliche Machtposition ausbauen 
konnte, während die Arbeiterklasse, soweit sie nicht unter extremen Arbeitsbedin- 
gungen im Produktionsprozeß für den Krieg produzierte, an der Front oder in den 
faschistischen Konzentrationslagern im wahrsten Sinn des Wortes blutete. 

Das Ergebnis des zweiten Weltkrieges ist nicht nur unter ökonomischen Ge- 
sichtspunkten in der zum Teil erfolgten Kapitalvernichtung, die sozusagen in Form 
von Trümmern und Ruinen offensichtlich ins Auge stach, zu sehen. Wichtiger für 
den weiteren Verlauf der Geschichte ist, daß die Arbeiterklasse geschwächt aus dem 
Krieg hervorging: ihre Organisationen waren zerschlagen, die Führer zu einem gro- 
ßen Teil ermordet. Nach dem Sieg über den Faschismus 1945 wurde somit erst 
recht deutlich, welches Ausmaß die Niederlage hatte, die die deutsche Arbeiterklas- 
se 1933 bei der nationalsozialistischen Machtergreifung hatte einstecken müssen. 

Zwar ging auch die westeuropäische und westdeutsche Bourgeoisie aus dem 
Krieg ökonomisch, politisch und ideologisch (der Zusammenhang von Kapitalismus 
und Faschismus war unübersehbar (39) ) geschwächt hervor. Ohne Hilfe von außen, 
nämlich durch den US-Imperialismus, und auch von innen, nämlich durch die Spal- 
tung der Arbeiterklasse und ihrer neu entstehenden Organisationen, wäre sie sicher 
nicht in der Lage gewesen, die Herrschaft des Kapitals zu behaupten. Dort wo die 
Hilfe des US-Imperialismus fehlte, wie in den osteuropäischen Staaten, wurde ihre 
Herrschaft dann auch sehr bald beseitigt und durch neue Formen des ökonomischen 
Eigentums und der politischen Herrschaft ersetzt (40). Auch in den westeuropäi- 
schen Ländern aber gefährdeten die Erfahrungen des antifaschistischen Kampfes, 
die Erkenntnis, daß Kapitalismus und Faschismus innerlich zusammenhängen, die 
tiefen ökonomischen Zerrüttungen mit der Begleiterscheinung des Massenelends die 
absolute Herrschaft der Bourgeoisie. Radikaldemokratische, teilweise Volksfrontbe- 


37 Robert Katzenstein, Die Investitionen und ihre Bewegung im staatsmonopolistischen 
Kapitalismus, Berlin (DDR) 1967 

38 R. Katzenstein, a. a. O., S. 130 

39 Dies wird ganz besonders deutlich im Ahlener Programm der CDU von 1947 dokumen- 
tiert, in dem explizit auf den Zusammenhang von Kapitalismus und Faschismus hinge- 
wiesen wird. Natürlich wurden die Konsequenzen, die aus dieser Erkenntnis hätten gezo- 
gen werden müssen, niemals politisch virulent. 

40 Es ist hier nicht möglich, auf die Entwicklung in den vom Faschismus befreiten ost- und 
südosteuropäischen Ländern einzugehen, die Übergangsformen vom Kapitalismus zum 
Sozialismus entwickelten. In ihrem Selbstverständnis definierten sie sich als Volksdemo- 
kratien im Gegensatz zur bürgerlichen Demokratie, die sich durch den Faschismus desa- 
vouiert hatte. 
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wegungen gewannen in einigen Ländern Westeuropas an Bedeutung (Italien, Frank- 
reich). 

Dadurch, daß der Gegensatz zur Sowjetunion aber sehr bald an Schärfe ge- 
wann (Beginn des „Kalten Krieges“ 1946), kam der ökonomischen und politischen 
Stabilisierung Westeuropas für die Errichtung der „heiligen Allianz des Antikommu- 
nismus‘‘ eine besondere Bedeutung zu. Mit ihrem „European Recovery Programm“ 
(Marshall-Plan) versuchten folglich die USA seit 1947 ökonomische Impulse zu 
vermitteln, um zunächst einmal die wirtschaftliche Grundlage für eine bürgerliche 
Politik zu schaffen. Von April 1948 bis Februar 1952 pumpten die USA rund 
13 Mrd. Dollar nach Westeuropa, 

Der politischen Restauration der bürgerlichen Klasse in Westdeutschland ging 
die ökonomische, nicht ohne Hilfestellung der kapitalistischen Siegermächte (vor 
allem der USA) voran. Die US-Besatzungsmacht setzte sich souverän über Sozialisie- 
rungsvoten von Landtagen und Volksabstimmungen (Hessen und Nordrhein-Westfa- 
len) hinweg, der Aufbau demokratischer Bewegungen wurde wenn nicht verhindert, 
so doch behindert. Die Gewerkschaften wurden von oben und nicht durch Initiative 
von unten aufgebaut. Die Politik der „Nicht-Präjudizierung“ einer deutschen Rege- 
lung, wie es immer hieß, lief de facto auf die Präjudizierung der gesamten weiteren 
Entwicklung im Sinne der Rekonstruktion des westdeutschen Kapitals hinaus (41). 
Besonders deutlich wird dies im Falle der für den weiteren ökonomischen Auf- 
schwung entscheidenden Währungsreform in den drei Westzonen im Juni 1948. 

Die faschistische Kriegsfinanzierung hatte das Geld- und Kreditsystem in 
Deutschland zerstört. Die Inflation konnte nur durch rigorosen Preisstop zurückge- 
staut werden. In welchem Ausmaß die deutsche Währung nach dem zweiten Welt- 
krieg zerrüttet war, wird daran deutlich, daß sich trotz scharfer Überwachung und 
Verbote auf dem „schwarzen Markt“ eine Zigarettenwährung herausgebildet hatte: 
die Zigarette, und nicht mehr das gültige Staatspapiergeld mit Zwangskurs, fungierte 
als Zirkulationsmittel. So war klar, daß eine Währungsreform, sprich: eine Abwer- 
tung der Währung notwendig sei. Mehrere Hundert Reformpläne von deutscher 
Seite wurden auch entworfen, davon einige — wie der Plan der Münchner Gewerk- 
schaften — als Kombinierte Pläne einer Währungsreform und einer Lastenausgleichs- 
regelung. Aber letztlich wurde die Währungsreform doch von der US-Besatzungs- 
macht gemacht; und sie wurde für die weiteren Bedingungen der Kapitalakkumula- 
tion geschickt gemacht. Denn indem nur die Währung abgewertet wurde, wurden 
lediglich die Geldsummen reduziert — insgesamt auf rund 6,5 v. H. ihres ursprüngli- 
chen Wertes. Eine ähnliche Entwertung des sächlichen Eigentums fand nicht statt. 
Trotz einiger Sonderregelungen für Banken (Bildung von Ausgleichsforderungen) 
bedeutete diese Regelung zweierlei: Erstens eine Reduzierung der Verschuldung des 
industriellen Kapitals gegenüber dem zinstragenden Kapital, also auch eine Verbes- 
serung der Teilungsverhältnisse zwischen industriellem Profit und Zins zugunsten 


Aal Vgl. hierzu insgesamt H.H. Hartwich, Sozialstaatspostulat und geseilschaftlicher status 
guc, Köln und Opladen 1970, 8.62 ff. Hartwich zeigt eingehend, daß im Sinne der 
US-Besatzungspolitik der privatwirtschaftliche Wiederaufbau und damit die Stärkung der 
kapitalistischen Produktionsweise einer politischen Lösung vorausgehen mußte. 
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des industriellen Kapitals; und zweitens eine Reduzierung aller kleinen Sparbeträge 
Ger Lohnarbeiterklasse. Das Bestreben gerade der kleinbürgerlich orientierten 
Schichten des Proletariats, aus der proletarischen Abhängigkeit durch Ansparen 
eines kleinen Geldvermögens herauszubekommen — durch die faschistische Propa- 
ganda noch bestärkt — oder Vorsorge für Alter, Krankheit, Arbeitsunfähigkeit, Aus- 
bildung usw. zu treffen, wurde zum zweiten Mal innerhalb einer Generation durch 
brutale Enteignung konterkariert. 

Es ist hier nicht möglich, ausführlich auf diese Prozesse der Wiederherstellung 
der Kapitalherrschaft nach dem zweiten Weltkrieg einzugehen. Die ökonomischen 
Verhältnisse stützten diesen Prozeß. Um dies zu belegen, sollen nur einige Zahlen 
genannt werden. Trotz Kriegszerstörungen und Demontagen, deren Bedeutung in 
der Regel überschätzt wird (42), lag der Werkzeugmaschinenbestand 1945 in West- 
deutschland mindestens um 33 v.H. über dem Stand von 1938, während er in 
Frankreich nur um 9 v. H. im gleichen Zeitraum gewachsen war (43). Daraus ergibt 
sich, daß die militärische und politische Niederlage der deutschen Bourgeoisie im 
Jahre 1945 nicht unmittelbar gleichzusetzen ist mit einer ökonomischen Niederlage. 
Auch die arbeitsfähige Bevölkerung war zumindest in den drei Westzonen nicht 
durch die Kriegsverluste dezimiert worden. Im Gegenteil, sie stieg von Mai 1939 
infolge der Flüchtlingszuwanderung von 39,4 Millionen auf 44 Millionen im Okto- 
ber 1946 an. Einen ähnlichen Anstieg können wir bei der Beschäftigung feststellen. 
Sie war Ende 1946 schon stärker als im Jahre 1936, mit 11,8 Millionen gegenüber 
11,.2 Millionen (44). 

So ergibt sich — grob umrissen — folgendes Bild Ende der vierziger Jahre in 
Westdeutschland: Zrstens hat sich für das westdeutsche Bürgertum gezeigt, daß die 
militärische und politische Niederlage keineswegs die ökonomische Niederlage 
impliziert. Die faschistische Form der politischen Herrschaft des Bürgertums war 
zerschlagen, nicht aber das ihr zugrundeliegende Herrschaftsverhältnis. Zweitens 
waren die Neuordnungsvorstellungen der Organisationen der Arbeiterklasse vor 
allem am Widerstand der US-Besatzungsmacht gescheitert, die Westdeutschland als 
Speerspitze gegen das sich herausbildende sozialistische Lager benutzte. Drittens 
standen die Produk ionskapazitäten in wichtigen Bereichen trotz Kriegszerstörun- 
gen und Demontagen bereit, so daß im Falle sich verbessernder Verwertungsbedin- 
gungen mit der Produktion begonnen werden konnte. Viertens stand dem Kapital 
trotz der Kriegsverluste an ‚Menschenleben keine geringere, sondern sogar gewachse- 
ne Zahl ausbeutbarer Arbeitskraft z. T. mit sehr hoher Qualifikation zur Verfügung. 
Fünftens hatte die von der US-Besatzungsmacht de facto durchgeführte Währungsre- 
form dafür gesorgt, daß das industrielle Kapital sich weitgehend entschulden konnte 
und gleichzeitig die Ersparnisse des „kleinen Mannes“ radikal reduziert wurden. 
Sechstens wurde nach der Währungsreform der Preisstop aufgehoben, während der 


42 Vgl. dazu die Ausführungen von H. Heininger, Der Nachkriegszyklus der westdeutschen 
Wirtschaft, Berlin (DDR) 1959, S. 60 ff., der die verschiedenen Berechnungen der Kriegs- 
verluste und Demontagen einer kritischen Untersuchung unterzieht. 

43 H. Heininger, a. a. O., S. 56 

44 H. Heininger, a. a. O., S. 146 £. 
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Lohnstop zunächst bis Ende 1948 aufrechterhalten blieb, was zu einer ıür die 
Anfangsphase der Kapitalakkumulation wichtigen Reduzierung der sowieso schon’ 
elenden Reallöhne führte. 

So nimmt es nicht wunder, daß das im Faschismus terroristisch erpreßte hohe 
Niveau der Ausbeutung zunächst erhalten und später — wie wir noch zeigen wer- 
den — sogar noch gesteigert werden konnte. Aufgrund der geschwächten und poli- 
tisch entrechteten Arbeiterklasse sowie infolge der hohen Zahl von Arbeitslosen 
konnte das Kapital zu niedrigen Lohnkosten produzieren. So kommen - je nach 
der Berechnungsmethode — Untersuchungen über die Lage der Arbeiterklasse zu 
dem Ergebnis, daß das Reallohnniveau der westdeutschen Arbeiter erst 1950 (so 
Wallich) bzw. erst 1956 (so Kuczynski) das Niveau von 1938 wieder erreichte (45). 
Hält man sich vor Augen, daß der Lebensstandard im Jahre 1938 unter demjenigen 
vor der Weltwirtschaftskrise lag, dann wird deutlich, auf welch günstige Verhältnisse 
das- westdeutsche Kapital nach dem zweiten Weltkrieg traf, sobald es wieder anfan- 
gen konnte zu akkumulieren. Dies war nach der Währungsreform in breitem Um- 
fang der Fall. So verwundert es nicht, daß unter diesen Umständen, d.h. bei stag- 
nierender oder gar fallender Lohnquote und bei steigender Kapitalproduktivität die 
Kapitalrentabilität Anfang der 50er Jahre sehr schnell wieder das Niveau erreichen 
konnte, das im Faschismus terroristisch erreicht worden war. Anhand unseres 
Schaubildes 2 läßt sich diese Entwicklung nachvollziehen: Im Zusammenhang m’ 
dem Schaubild 1 betrachtet zeigt es sich, daß die Jahre von 1945 bis 1950 nicht“ Fa 
eine „Unterbrechung“ der Kontinuität des Kapitals vom Faschismus zur Bur :* 
publik Deutschland gewesen sind, die aber eher als bereinigend im Sinne ka ‚deste- 
scher Rationalität denn als ein Neuanfang einzustufen sind. ‚pitalisti- 
45 H.-C. Wallich, Triebkräfte des deutschen Wiederaufstiegs, Frankfurt If : 

J. Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapir 355, 3.78 ff.; 


Berlin (DDR) 1963, S. 386. Erst Ende 1948 wird durch den Wirtschaf «llismüs, "Bd. 7a, 
de facto bestehende Lohnstopp aufgehoben. „isaat der seit 1933 
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Schaubild 2 

Entwicklung der Kapitalproduktivität Y/K, der Lohnquote w, des Wachstums des 
Kapitalstocks gx und der Kapitalrentabilität n in den Jahren 1950 bis 1959 (die 
Zahlen gelten für die gewerbliche Wirtschaft) 


Quelle: " ia en: ö 
Eigene Berechnungen auf Basis der Daten bei W. G. Hoffmann, Das’ 
deutschen Wirtschaft seit Mitte des Neunzehnten Jahrhunderts 
berg/New York 1965 ' 


3. Komponenten und Tendenzen der Kapitalakkumulation in Westdeutschland 
von 1950 bis 1970 


3.1 Die Kontinuität des Kapitalverhältnisses 


Bisher haben wir die Bedingungen darzustellen versucht, die vor Existenz der BRD 
als politisches Gebilde in Weltwirtschaftskrise, Faschismus, Krieg und unmittelbarer 
Nachkriegszeit erzeugt worden sind und die Richtung sowie das Tempo der Kapital- 
akkumulation seit den 50er Jahren bestimmten. Die allgemeinen Entwicklungsten- 
denzen der Kapitalakkumulation in Westdeutschland aber interessieren uns nicht als 
solche, sondern deshalb, weil nur deren Kenntnis darüber Aufschluß zu geben ver- 
mag, welche Bedingungen heute vorherrschen, welche zu erwarten sind und welche 
Konsequenzen daraus gezogen werden müssen für die Erarbeitung einer Taktik der 
Arbeiterbewegung. In diesem Sinne betrachten wir die Entwicklungstendenzen in 
den 50er und 60er Jahren vor allem unter dem Aspekt, welche ökonomischen und 
politischen Verhältnisse in dieser Phase erzeugt worden sind, die für die weitere 
Entwicklung des Kapitalverhältnisses in den 70er Jahren relevant bleiben. 

Die allgemeinen Entwicklungstendenzen der Kapitalakkumulation lassen sich 
deutlich anhand des Schaubildes 3 (bzw. der Tabelle 2) darstellen. Die Kapitalrenta- 
bilität ist gleich zu Beginn der 50er Jahre sehr hoch. In der ersten Hälfte der 50er 
Jahre steigt sie weiter an, um danach eine eindeutig fallende Tendenz anzunehmen. 
Diese Tendenz dauert auch — soweit dies erkennbar ist— in den 70er Jahren an. 
Diese Bewegung der Kapitalrentabilität läßt sich auf die Bewegungen der Kapitalin- 
tensität, der Arbeitsproduktivität und der Lohnquote zurückführen. Der Zusam- 
menhang dieser Größen ergibt sich aus der schon in PROKLA 13 von uns entwickel- 
ten Relation zwischen Arbeitsproduktivität, der Lohnquote bzw. dem Komplement 
zur Lohnquote, der Profitquote, und der Kapitalintensität. Aus der statistisch auf- 
weisbaren Bewegung dieser Größen lassen sich folgende grobe Angaben über die 
Entwicklungstendenzen der Kapitalakkumulation machen: 

Der Anstieg der Kapitalrentabilität in den 50er Jahren ist dem nur geringen 
Wachstum der Kapitalintensität, dem schnellen Wachstum der Arbeitsproduktivität 
und der niedrigen Lohnquote geschuldet. Der fallenden Tendenz der Kapitalrentabi- 
lität seit Ende der 50er Jahre liegt hingegen eine sehr hohe Wachstumsrate der 
Kapitalintensität, eine demgegenüber geringere Wachstumsrate der Arbeitsprodukti- 
vität und eine ansteigende Lohnquote zugrunde. Die immer noch steigende Arbeits- 
produktivität wurde mit einem schnelleren Anstieg der Kapitalintensität erkauft, so 
daß seit der zweiten Hälfte der 50er Jahre auch die Kapitalproduktivität fällt (46). 


46 Vgl. dazu auch Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, Jahresgutachten 169/70, Tabelle 3 
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Schaubild 3 
Entwicklung der Kapitalrentabilität , der Lohnquote w, der Arbeitsproduktivität 
Y/L und der Kapitalintensität K/L der Industrie inder BRD 
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Tabelle 2: 

Kapitalrentabilität in der Industrie 

(auf Basis der Daten bei: R. Krengel u. a., Produktionsvolumen und -potential, 
Produktionsfaktoren der Industrie im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, 
Statistische Kennziffern, 13. Folge, 1950 bis 1960, Berlin 1973; dies., Statistische 
Kennziffern, 12. Folge, 1960 bis 1971, Berlin 1972) 


volumen je gen je 
Beschäftigt.) Beschäft.) 


Zahlen ab 1960 einschließlich Saarland (in Preisen von 1962, w wurde auf Basis der 
Nominallöhne (!) berechnet!) 
a=Y/K(1-w) 


Diese in bürgerlichen Kategorien dargestellten Entwicklungstendenzen lassen sich 
auch auf der Grundlage der Marxschen Theorie umreißen. 

In den 50er Jahren war die Mehrwertproduktion ohne größere Steigerung des 
Einsatzes von konstantem Kapital pro Arbeiter, also ohne bedeutsames Wachstum 
der technischen und organischen Kapitalzusammensetzung möglich. Bei einer hohen 
Mehrwertrate, die der Wertsenkung der Arbeitskraft durch Weltwirtschaftskrise, 
Faschismus und Krieg geschuldet war, bedeutete die schnelle Zunahme der Beschäf- 
tigung eine in gleichem Maße zunehmende Wertproduktion, und daher auch Mehr- 
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wertproduktion. Unter diesen Umständen einer hohen Mehrwertrate und einer nur 
langsam steigenden organischen Zusammensetzung des Kapitals mußte die Profitra- 
te ebenfalls sehr hoch sein. Seit dem Ende der 50er Jahre aber wird zur Steigerung 
der Mehrwertproduktion das Kapital in verstärktem Maße auf die Methoden der 
Produktion des relativen Mehrwerts verwiesen. Die Erhöhung der Produktivkraft 
der Arbeit resultiert zwar in einer Wertsenkung der Arbeitskraft, aber der zur Er- 
reichung dieses Resultats notwendige ansteigende Einsatz von konstantem Kapital 
bringt auch die beschleunigte Steigerung der organischen Kapitalzusammensetzung 
mit sich. Konsequenz ist eine tendenziell fallende Profitrate. Anders ausgedrückt: 
Die Steigerung der Mehrwertrate kann die negative Wirkung der ansteigenden orga- 
nischen Zusammensetzung auf die Profitrate nicht kompensieren oder überkompen- 
sieren. 

Nach diesen globalen Aussagen ist es möglich, die Entwicklungsphase des 
Kapitalismus in Westdeutschland nach dem Zweiten Weltkrieg grob zu gliedern. 
Aufgrund der besonderen historischen Umstände nach dem Zweiten Weltkrieg, also 
aufgrund der besonderen und keineswegs typischen Voraussetzungen der Kapital- 
akkumulation lassen sich zwei Phasen unterscheiden, die ungefähr den beiden Jahr- 
zehnten der 50er und 60er Jahre entsprechen. So haben wir auch unsere Darstellung 
entsprechend dieser Einteilung gegliedert. 

Uns ist die Problematik einer Periodisierung kapitalistischer Entwicklung be- 
wußt, da sie häufig eher willkürlichen Einteilungskriterien aufgrund der Praktikabili- 
tät von Manipulationen mit Datenmaterial oder aufgrund von fehlerhaften theoreti- 
schen Ansätzen zustandekommen. Es sei an dieser Stelle daher deutlich betont, daß 
diese Periodisierung weder etwas mit der aus statistischen Gründen möglicherweise 
sinnvollen Untergliederung nach Jahrzehnten noch mit der den Vorstellungen der 
neoklassischen Wachstumstheorie verwandten Einteilung in eine extensive und eine 
intensive Entwicklungsphase zu tun hat (47). 

Unser Periodisierungskriterium kann vielmehr wie folgt formuliert werden: 
Anfang bis Mitte der 50er Jahre herrschen noch Bedingungen der Kapitalakkumula- 
tion vor, die während des Faschismus, des Krieges und in der unmittelbaren Nach- 
Kriegszeit geschaffen worden sind. Es ist sozusagen eine unter kapitalistischen Ent- 
wicklungsbedingungen atypische Phase, deren Voraussetzungen und Grundlagen im 
Verlauf der Entwicklung schwinden. Warum und wie dies geschieht, wird unten 
genauer dargestellt. 

Die zweite Hälfte der 50er Jahre ist am ehesten als „Phase des Umbruchs“ zu 
bezeichnen, in der die überkommenen günstigen Voraussetzungen schon erodieren, 
aber dennoch in abgeschwächter Form weiter wirksam sind. Erst seit etwa 1958/60 
findet der westdeutsche Kapitalismus zur „Normalität“ zurück. Seitdem zeigt es 
sich, daß die im Prozeß der Kapitalakkumulation heranreifenden Widersprüche sich 
bis zur krisenhaften Zuspitzung verschärfen können. 


47 Wie aus Schaubild 3 ersichtlich, fällt seit 1955 die Kapitalrentabilität. In diesem Zeit- 
raum wird die Auflösung der industriellen Reservearmee zudem zunehmend sichtbar. 
(Vgl. dazu später die Darstellung der „Beschäftigungsschranke“.) Zur Kritik an einer 
solchen groben Periodisierung vgl. Projekt Klassenanalyse, a. a. O., 8. 56 ff. 
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So wirken in dieser Phase des westdeutschen Kapitals noch die unter dem 
Faschismus und im Verlauf des Zweiten Weltkriegs entstandenen Bedingungen der 
Kapitalakkumulation nach. Die Reproduktion des Kapitalverhältnisses erfolgt bei- 
nahe krisenfrei. Zwar setzen sich auch in den 50er und in der ersten Hälfte der 60er 
Jahre die Tendenzen der Kapitalakkumulation in zyklischer Form durch. Aber vor 
1967 spitzen sie sich niemals bis zu einer scharfen Krise zu. Die Krise als Form der 
„Bereinigung‘“ von im Verlauf der Kapitalakkumulation entstandenen Widersprü- 
chen war überflüssig. In dieser Phase hoher wirtschaftlicher Wachstumsraten, wie sie 
noch niemals in der Geschichte des Kapitalismus erreicht worden sind, konnten sich 
daher Theorien, die die Krisenfreiheit des Spätkapitalismus oder die grundsätzliche 
staatliche Manipulierfähigkeit der Wirtschaft behaupteten, oberflächlich betrachtet 
auf die „Realität“ selbst beziehen. Ihr Grundfehler dabei war und ist, die Entwick- 
lungsphase der Kapitalakkumulation nicht auf ihre besonderen, außergewöhnlichen 
Umstände hin untersucht und nicht beachtet zu haben, daß gerade die außerge- 
wöhnlich günstigen Bedingungen für einen beschleunigten Akkumulationsprozeß 
von Kapital im Verlauf dieses Prozesses schwinden und dann auch der westdeutsche 
„Wirtschaftswunder“-Kapitalismus zur Normalität der zyklischen Bewegung, d.h. 
der periodisch hereinbrechenden Krisen zurückkehrt (48). 

Auf der anderen Seite bilden sich in dieser Zeit alle diejenigen ökonomischen, 

sozialen und politischen Momente heraus, die bis heute die sprichwörtliche „Stabili- 
tät“ der westdeutschen Gesellschaft ausmachen. Auf die uns am wichtigsten erschei- 
nenden Bedingungen soll an dieser Stelle kurz eingegangen werden (49). 
(1.) Es entsteht eine Branchenstruktur, die Westdeutschland zu dem — im Ver- 
gleich mit allen anderen entwickelten kapitalistischen Ländern — hochindustriali- 
siertesten Land macht (gemessen an dem Anteil der in der Industrie beschäftigten 
Arbeitskräfte) und die das westdeutsche Kapital für seine starke Stellung auf dem 
Weltmarkt geradezu prädestiniert (50). 

Die traditionelle Branchenstruktur mit den Schwergewichten im Maschinen- 
bau, in der Chemie-, Eisen- und Stahlindustrie und im Fahrzeugbau war schon 
immer eine Voraussetzung für die günstige Stellung des westdeutschen Kapitals auf 
dem Weltmarkt. Die expandierende Nachfrage auf dem Weltmarkt mit Beginn des 
Korea-Krieges und die sich verbessernden Verwertungsbedingungen des Kapitals 
führten in allen hochentwickelten Ländern zu einer Steigerung der Importnachfra- 
ge. In diesem Zusammenhang der Wiederherstellung des Weltmarkts wurden Maß- 
nahmen zum Abbau der Zollschranken und anderer Handelshemmnisse durch Bil- 


48 Die Erfahrung einer Periode relativ krisenfreier und schneller Kapitalistischer Entwick- 
lung wirkt noch heute in Theorien nach, die — wie etwa bei Habermas und auch bei 
Offe — die inneren Widersprüche der kapitalistischen Akkumulation im „Spätkapitalis- 
mus“ negieren und es als „orthodoxe“ Position bezeichnen, wenn an der grundiegenden 
Krisenhaftigkeit der kapitalistischen Geselischaft festgehalten wird. Vgl. J. Habermas, 
Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, Frankfurt a. M. 1973, S. 73 ff. 

49 entfällt 

50 Vgl. auch G. Fels, Probleme der Arbeitsteilung zwischen Industrie- und Entwicklungslän- 
dern, in: Die Weltwirtschaft, Heft 1 (1971); ders., Der Wandel der weltwirtschaftlichen 
Arbeitsteilung und seine Konsequenzen für ‚die Branchenstruktur der westdeutschen 
Wirtschaft, in: WSI-Studien, Nr. 22, Köln 1973 
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dung von Wirtschafts- und Zollgemeinschafien (Montanunion 1952; EWG 1957) 
und zum Abbau der Konvertibilitätsbeschränkungen der Währungen unternommen. 
Die Ausdehnung der Märkte und die Massenproduktion ermöglichten ihrerseits auch 
in Westdeutschland die Einführung neuer Produktionsmethoden, die angesichts des 
begrenzten nationalen Marktes unrentabel gewesen wären. 

War in der Weltwirtschaftskrise der Zusammenbruch des Weltmarktes ein we- 
sentlicher Grund für die Schärfe und das Ausmaß der Krise, da hierdurch die 
exportorientierte Industrie ihre Märkte verlor, so wird in den 50er Jahren der 
allgemeine Aufschwung auf dem Weltmarkt und die günstige Konkurrenzstellung 
des westdeutschen Kapitals zu einem wichtigen Faktor der beschleunigten Kapital- 
akkumulation. 

So steigt der Anteil des Auslandsumsatzes in der westdeutschen Industrie 
von 8,3 v. H. im Jahre 1950 bis 1972 auf 20,0 v. H. an. Westdeutschland wird auf 
diese Weise nach den USA zum zweitgrößten Welthandelsland. Im Jahre 1971 liegt 
sein Anteil an der Weltausfuhr bei 11,28 v.H. (51). 

Diese starke Stellung des westdeutschen Kapitals auf dem Weltmarkt aber 
führt nicht nur zu einer starken Weltmarktabhängigkeit im Sinne einer Abhängigkeit 
von der Nachfrageentwicklung auf dem Weltmarkt. Da die Realisierungsbedingun- 
gen der in Westdeutschland produzierten Werte auf dem äußeren Markt zum ent- 
scheidenden Moment der Kapitalzirkulation werden, hat dies auch Konsequenzen 
für die Reproduktionsstruktur des Kapitals. Mit anderen Worten: die traditionelle 
Branchenstruktur, die für die Exportfähigkeit Voraussetzung war, verfestigt sich 
noch im Verlauf der Entwicklung. Die Branchenstruktur, so wie sie sich in West- 
deutschland herausgebildet hat, ist nur dann „angemessen“, wenn die Realisierungs- 
möglichkeiten auf dem Weltmarkt erhalten bleiben und — da ja die in den ent- 
sprechenden Branchen angelegten Kapitale akkumulieren müssen und folglich im- 
mer mehr Waren produzieren — sich noch ausweiten. 

In viel größerem Maße als andere nationale Kapitale ist daher das westdeut- 
sche Kapital daran interessiert, daß der Weltmarkt expandiert und protektionisti- 
sche Maßnahmen unterbleiben. Auf der anderen Seite allerdings entstehen aufgrund 
dieser Struktur Ungleichmäßigkeiten und Krisen auf dem Weltmarkt. Der seit Be- 
ginn der 50er Jahre strukturelle Überschuß der Exporte über die Importe bedeutet 
bei anderen Ländern ein ebenso strukturelles Handelsbilanzdefizit. Auf die Dauer 
muß dies zur Zahlungsunfähigkeit einzelner Länder führen. 

Die Weltwährungskrisen, wie sie sich seit Beginn der 60er Jahre regelmäßig 
ereigneten, sind also auch — auf andere Momente gehen wir nicht ein (52) — eine 
Folge der im Verlauf der Kapitalakkumulation in Westdeutschland herausgebildeten 
Branchenstruktur. 


51 Statistisches Jahrbuch 1973, S.72; Börsen und Wirtschaftshandbuch 1973, Frank- 
furt a. M. 1973, S. 218 

52 Vgl. dazu Chr. Neusüß, B. Blanke, E. Altvater, Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwäh- 
rungskrise, in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 1 (1971); Busch/Schöller/Seelow, Welt- 
markt und Weltwährungskrise, Bremen 1971 
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(2), Bine wertere Ach a stildende Grundlage für die Entwicklung 
der westdeutschen Gesellschaft ist ” nn En 
he Destinationen gie politische Stabilität und auch heute noch 
ee s en -:: „es bürgerlichen Staates. Dies muß als eine Folge der 
re eü ÖKONOT schen Krisenfreiheit interpretiert werden. Die Gründe für 
we RSnoml7 ne Krisenfreiheit sind schon kurz angedeutet worden und werden 
nr "oigenden noch ausführlich dargelegt. Jedoch bliebe die Analyse einseitig, wenn 
nicht auch auf die Rolle des Staates in diesem Prozeß hingewiesen würde. Der 
entscheidende Punkt hierbei ist, daß die Bedingungen der Kapitalakkumulation 
nicht mehr durch den westdeutschen Staat hergestellt werden mußten. Dadurch war 
es möglich, „liberal“ die Dinge sich selbst entwickeln zu lassen. Alle Ansätze etwa 
von seiten der SPD und der Gewerkschaften nach dem Krieg und in den frühen 50er 
Jahren zur verstärkten wirtschaftlichen Planung seitens des Staates hätten Konse- 
quent in ein Konzept der sozialistischen Transformation der Gesellschaft integriert 
werden müssen, das gar nicht vorlag und vor allem sich nach 1948/52 auch auf 
keine entwickelte soziale Bewegung hätte stützen können. Andernfalls konnte staat- 
liche Politik in dieser Phase nur dann den Bedingungen der Kapitalakkumulation 
angemessen sein, wenn sie die Kapitalbildung dadurch begünstigte, daß der Staat 
möglichst wenig Ressourcen in Anspruch nahm. Dieses Verhältnis von Kapitalakku- 
mulation und staatlicher Politik wurde bei der Aufrüstung der Bundeswehr ganz 
deutlich. In einer Phase, in der Arbeitskräfte bereits knapp wurden, sollten inner- 
halb weniger Jahre einige Hunderttausend Männer im arbeitsfähigen Alter der Pro- 
duktion entzogen werden. Um aber die Kapitalakkumulation nicht durch diese 
Maßnahme zu verlangsamen, wurde der Aufbau der Bundeswehr verlangsamt (53). 
Allerdings kann dies nicht heißen, daß der Staat überhaupt nicht in die Kapi- 
talbildung eingegriffen hätte. Es kann nur heißen, daß seine Eingriffe allesamt 
darauf hinausliefen, die Kapitalakkumulation dadurch zu beschleunigen, daß der 
Staat selbst auf die Inanspruchnahme von ökonomischen Ressourcen verzichtete. 
Beispiele hierfür sind die gezielten Maßnahmen zur Entwicklung der Grundstoffin- 
dustrie mit dem „Investitionshilfegesetz“ (54). Hierbei handelt es sich um eine 
Umverteilungsmaßnahme zwischen verschiedenen Branchen mit Staatshilfe, um die 
stofflichen Voraussetzungen für eine beschleunigte Akkumulation herzustellen. Da 
die Produkte der subventionierten Branchen preisgebunden blieben, Konnte das 
vorzuschießende Kapital für Rohstoffe und Investitionsgüter in anderen Branchen 
niedrig gehalten werden. Der Charakter dieser Maßnahme ist eindeutig: Der Staat 
sorgte dafür, daß innerhalb des Kapitals Investitionsmittel umverteilt wurden, ohne 
daß er einen Teil der Mittel auf sich gezogen hätte, um die Investitionen selbst 
durchzuführen. Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang auch die in der ersten 
Hälfte der 50er Jahre wichtigen steuerlichen Anreizsysteme. Über die mehrmals 
modifizierte Steuergesetzgebung (insbesondere über die 7er Paragraphen des EStG) 
wurden degressive Abschreibungsverfahren ermöglicht, die sich geradezu als Zwang 


53 Vgl. dazu Gerhard Brandt, Rüstung und Wirtschaft in der Bundesrepublik, Witten und 
Berlin 1966, insbes. S. 75 ff. 

54 Vgl. zur Wirkung des „Investitionshilfegesetzes“ die Darstellungen bei Wallich, a. a. O., 
Hartwich, a. a. O. und J. Huffschmid, Die Politik des Kapitals, Frankfurt a. .M. 1969 
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zur Kapitalbildung von seiten der Steuergesetzgebung auswirkten (55). Darüber hin- 
aus nahm die staatliche Förderung der Akkumulation auch direkt die Form einer 
Steuerbefreiung der Profite und Investitionen an, wodurch die Selbstfinanzierung 
des Kapitals und die Akkumulation direkt beeinflußt wurden. 

Der Unterschied zur Förderung der Kapitalakkumulation unter dem Faschis- 
mus, aber auch zu den Mitte der 60er Jahre entwickelten konjunkturpolitischen 
Instrumenten liegt darin, daß der Staat hier nicht durch die Anregung der Nachfra- 
ge, nicht durch Ausdehnung der staatlichen Verbrauchs- und Investitionsnachfrage 
und auch nicht durch ein sektorales Eingreifen in die Kapitalreproduktion wirksar,, 
wurde, sondern die Kapitalbildung in globaler Weise förderte. Dakz, sollte der 
Staat — und dies fand seinen Ausdruck in der neoliberaler, Wırtschaftstheorie —- so 
wenig wie möglich ökonomische Ressourcen an sich ziehen, diese vielmehr der 
privaten Nutzung überlassen. Mit Hilfe der Zahlen über den Anteil der Staatsausga- 
ben am Volkseinkommen nach dem Zweiten Weltkrieg läßt sich dieser Trend bele- 
gen. Stieg etwa in der Zeit zwischen dem Ersten und Zweiten Weltkrieg der Staats- 
verbrauch von 14 auf 26 v.H. an — worin sich freilich auch der enorme Anstieg der 
Rüstungsausgaben widerspiegelt —, so liegt der Anteil des Staatsverbrauchs am 
Volkseinkommen im Durchschnitt von 1950/54 bei 17,5 v. H. und sinkt sogar noch 
weiter ab. 1955/59 liegt der Staatsverbrauch dementsprechend bei 15,6 v. H. (56). 
Diesem Absinken des öffentlichen Verbrauchs entspricht auf der anderen Seite ein 
Anstieg der privaten Investitionen. 

Mit der ökonomischen Rekonstruktion restaurierte sich auch die politische 
Herrschaft des Kapitals. Seinen sichtbaren Ausdruck findet diese Restauration in 
dem schrittweisen Zurückdrängen der gewerkschaftlichen Forderungen nach Teil- 
vergesellschaftung, Mitbestimmung und ökonomischer Planung bereits Anfang der 
50er Jahre (57), in dem schnellen Erstarken der bürgerlichen Parteien, vor allem der 
CDU/CSU, in der Wiederherstellung des militärischen Machtapparates durch Auf- 
rüstung der Bundeswehr, in dem Wandel des Selbstverständnisses der SPD von der 
Klassenpartei zur „Volkspartei“ in der Integration Westdeutschlands in die militäri- 
schen, politischen und ökonomischen Paktsysteme der kapitalistischen Staaten 
usw. — Zwar haben sich gegen jeden Schritt der politischen Restauration politische 
Bewegungen gebildet — gegen die Aufrüstung, gegen die atomare Bewaffnung, gegen 
die Notstandsgesetzgebung —, aber sie endeten immer in der politischen Niederlage, 
aus der Lehren gezogen wurden, aber die doch jeden Neuanfang politischer Opposi- 
tion erschwerten. 

Es soll hier keine politische Geschichte Westdeutschlands geschrieben werden; 
daher mag diese Aufzählung von einzelnen Momenten der Restauration der politi- 
schen Herrschaft des Kapitals genügen. Wichtig in unserem Zusammenhang ist dabei 
nur, daß dadurch die „Rahmenbedingungen‘ der Kapitalakkumulation, die auch 
heute noch relevant sind, produziert worden sind. 


55 Die degressive Abschreibung lief darauf hinaus, daß Teile des Profits dann nicht besteuert 
wurden, wenn sie reinvestiert wurden; je höher die Reinvestion, desto höher der steuer- 
freie Profit. Vgl. zum Mechanismus des Gesetzes insbesondere Hartwich, a. a. O. 

56 W. G. Hoffmann, a. a. O., S. 108 

57 Vgl. z. B. die im Münchener Programm des DGB erhobenen Forderungen, 1949 
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(3.) Das schnelle Wachstum des von den produktiven Arbeitern erzeugten Wertpro- 
dukts ermöglichte in der ganzen Entwicklungsphase von Beginn der 50er Jahre bis 
zur ersten Hälfte der 70er Jahre — mit nur kurzen Unterbrechungen in den Krisen- 
jahren 1967/68 — regelmäßige Reallohnsteigerungen, ohne daß hierfür scharfe öko- 
nomische Kämpfe hätten geführt werden müssen. Zwar hat es in der Geschichte der 
BRD eine Reihe von schweren und langandauernden Streiks gegeben — um nur die 
wichtigsten Beispiele zu nennen: den Bayernstreik 1954, den Metallarbeiterstreik in 
Schleswig-Holstein 1956/57, in Baden-Württemberg 1963 und 1971 (58) —, aber sie 
haben niemals ernstlich die Kontinuität des Reproduktionsprozesses.des Kapitals 
stören können, so wie es in anderen kapitalistischen Ländern — in Italien, Großbri- 
tannien und Frankreich — seit der zweiten Hälfte der 60er Jahre geschehen ist. 

Die Tatsache der kontinuierlichen Verbesserung des Reproduktionsniveaus 
der Arbeiterklasse hat sich mit der Zeit in einer weitgehend wirtschaftsfriedlichen 
Haltung der Gewerkschaften niedergeschlagen. Das Scheitern ihrer Neuordnungsvor- 
stellungen unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg, die Unmöglichkeit, die Kon- 
zeption expansiver Lohnpolitik (Agartz) in die Praxis umzusetzen, die Perspektiv- 
losigkeit einer auf Systemveränderung abzielenden Politik bei gleichzeitiger Anbin- 
dung an die sich rapide in die herrschende Gesellschaft integrierende SPD und bei 
sich verschärfendem Antikommunismus führte dann zu Ersatzstrategien, mit denen 
zwar einzelne Verbesserungen erreicht wurden, zugleich wurden aber grundlegende 
Änderungen der gesellschaftlichen Verhältnisse implizit oder auch explizit abge- 
lehnt. 

Auch nach der ersten großen Krise im Jahre 1967 blieben die Gewerkschaften 
bei ihrer Integrationspolitik. Die spontanen Streiks von 1969 und von 1973 waren 
die Antwort darauf. Damit haben sich aber keineswegs die grundlegenden Beziehun- 
gen der Klassen und der Organisationen der Klassen gewandelt, so daß trotz der 
Bedeutung der spontanen Streiks für die politische Rekonstruktion der organisier- 
ten Arbeiterbewegung die Relevanz für die Bedingungen der Kapitalreproduktion 
nicht überschätzt werden darf. Während in den mit dem westdeutschen Kapital 
konkurrierenden westeuropäischen Ländern die Kontinuität der Kapitalakkumula- 
tion durch Klassenkämpfe beeinträchtigt ist, wird die erweiterte Reproduktion des 
Kapitals in Westdeutschland durch Streiks fast überhaupt nicht gestört. Der Streik 
ist infolge seiner Seltenheit in den vergangenen 25 Jahren zu etwas Außergewöhnli- 
chem, ja beinahe Anstößigem geworden: Obwohl formell möglich und erlaubt, hat 
die restaurative Entwicklung de facto zu einer Ächtung des Streiks geführt, die 
zusammen mit. der ökonomischen Disziplinierung der Arbeiter zu einem wirksamen 
Instrument des Kapitals dann wird, wenn Reallohnsteigerungen ohne Kämpfe nicht 
mehr erreicht werden können. Diese Entwicklung der Arbeiterklasse und der Klas- 
senkämpfe ist jedenfalls heute mit dafür verantwortlich, daß in den 70er Jahren die 
Stellung des westdeutschen Kapitals auf dem Weltmarkt gegenüber anderen kapitali- 
stischen Ländern sich absolut und relativ verbessert. 


58 Vgl. dazu die demnächst in der Europäischen Verlagsanstalt Köln-Deutz erscheinende 


Studie von Bergmann, Jacobi und Müller-Jentsch, Gewerkschaften in der BRD (z. Zt. als 
unveröffentlichtes Manuskript verfügbar). 
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So zeigt es sich, daß die heute herrschenden Bedingungen nur verstanden 
werden können, wenn ihre geschichtliche Entstehung nachvollzogen wird. Dies soll 
nun unter dem begrenzten Aspekt der Untersuchung der Kapitalakkumulation in 
Westdeutschland geschehen. 


3.2 Profitrate und Kapitalakkumulation in den 50er Jahren 
3.2.1 Profit und Lohn 


Das hohe Akkumulationstempo zu Beginn der 50er Jahre ist vor allem durch die 
hohe Ausbeutungsrate bestimmt. Diese ist nicht so sehr durch die gesteigerte Pro- 
duktivkraft der Arbeit als vielmehr durch das im Faschismus und im Krieg herunter- 
gedrückte Konsumtionsniveau und die niedrige Lohnquote bedingt(vgl. Schaubil- 
der I und 2). 

Eine Erklärung der hohen Wachstumsraten des Sozialprodukts etwa durch die 
vorhandene Qualifikationsstruktur der Arbeitskraft, wie es Janossy versucht, oder 
durch die Weltmarktimpulse und die staatlichen Interventionen (Maddison) bzw. 
durch den Nachholbedarf nach dem Krieg (Shonfield) oder auch durch die „Freiset- 
zung der privaten Unternehmerinitiative‘‘, wie es die Neoliberalen vornehmen (59), 
reicht keineswegs aus, um das beschleunigte Wachstum beinahe aller strategischen 
ökonomischen Größen begreifen zu können. Was hätten dem Kapital qualifizierte 
Arbeitskräfte, große brachliegende Bestände an Produktionskapazitäten, vorzügliche 
Absatzchancen auf dem Weltmarkt, eine Ausweitung der staatlichen Nachfrage, 
„initiativfreudige“ Unternehmer genützt, wenn das, was da hätte abgesetzt werden 
können, nicht mit einer ausreichend hohen — und im westdeutschen Fall sogar 
außergewöhnlichen hohen — Profitrate hätte produziert werden können? 

Für das Kapital sind zunächst einmal die Produktionsbedingungen maßgeb- 
lich, ob und inwiefern sie eine ausreichende Verwertung des vorgeschossenen Kapi- 
tals ermöglichen. Dies gilt gleicherweise für das Einzelkapital wie für das Gesamtka- 
pital, — hier im nationalen Rahmen betrachtet. Da der Kapitalwert zirkulieren muß, 
werden für die Verwertung auch die Realisierungsbedingungen der produzierten 
Werte und Surpluswerte bedeutsam. Aber um realisiert werden zu Können, müssen 
sie zunächst einmal produziert werden. Der einzelne Kapitalist mag zwar meinen, 
daß er den Profit aus der Veräußerung der produzierten Waren bezieht. Für das 
Gesamtkapital kann dies keineswegs gelten. Es kann nur der Profit den Formwandel 
in Geld vollziehen, der auch wirklich produziert worden ist. Wert und Mehrwert 
bzw. Profit entstehen nicht bei der Realisierung, sondern in der Produktion. — der 
Produktionsbedingungen gegenüber den Realisierungsbedingungen (Nachfragever- 
hältnissen beimessen. Wir gingen davon aus, daß das hohe Akkumulationstempo 


59 F. Janossy, Das Ende der Wirtschaftswunder, Frankfurt 1968; A. Maddison, Economic 
Growth in the West, New York, London (Allen & Unwin Ltd.) 1964; a. Shonfield, 
Modern Capitalism, London, Toronto, New York 1965 (Oxford University Press); 
W. Eucken, Die Grundlagen der Nationalökonomie, Berlin, Göttingen, Heidelberg 1950 
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durch eine hohe Ausbeutungsrate, die im Faschismus terroristisch erzwungen und 
durch den Krieg bestärkt worden ist, möglich war. Wie kann aber erklärt werden, 
daß die hohe Ausbeutungsrate in dem ersten Jahrzehnt nach dem Krieg gehalten 
und sogar noch erhöht worden ist? Wenn wir das in Tabelle 1 aufgeführte Verhält- 
nis von Kapitaleinkommen und Arbeitseinkommen in der gewerblichen Wirtschaft 
als Indikator benutzen, dann zeigt sich, daß der Anteil der Kapitaleinkommen in 
den 50er Jahren ansteigt. Ein wichtiger Grund für diese Tendenz war die vorhande- 
ne industrielle Reservearmee bis zur zweiten Hälfte der 50er Jahre. 
In den 50er Jahren entwickelte sich die Arbeitslosigkeit wie folgt: 


Tabelle 3: 

Arbeitslosigkeit in der BRD 1948--1960 

Jahr Registrierte Arbeits | Arbeitslosenquote 
| lose in 1000 

1948 451 il = 

1949 1283 _ 

1950 1580 10,4 

1951 1432 9,1 

1952 | 1379 8,5 

1953 1259 7,6 

1954 | 1221 7,1 

1955 928 5,2 

1956 761 42 

1957 662 3,5 

1958 683 3,6 

1959 476 2,5 

1960 235 1,2 

Quellen: 


H. Wallich, Triebkräfte des deutschen 'Wiederaufstiegs, Frankfurt 1955, S. 274 und 
Jahresgutachten des Sachverständigenratess zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Bundestagsdrucksache 7/1273, 1973, 5. 206 


Erst 1955 sinkt die Arbeitslosigkeit unter 1 Million, und erst gegen Ende der 50er 
Jahre geht sie so weit zurück, daß man von „Vollbeschäftigung‘“ sprechen kann. Die 
große Zahl von Arbeitslosen hat ganz sicher disziplinierend gewirkt und erstens das 
Teilungsverhältnis des Nettoprodukts zwischen Lohnarbeit und Kapital zugunsten 
des Kapitals beeinflußt, zweitens jahrelang dem Kapital die Akkumulation ermög- 
licht, ohne infolge knapper Arbeitskraft und steigender Löhne die Kapitalintensität 
steigern zu müssen. 

Ein weiterer Faktor kommt noch hinzu: nämlich der während der ganzen 
50er Jahre anhaltende Zustrom von Flüchtlingen und Umsiedlern aus den ehemali- 
gen Ostgebieten und dann auch aus der DDR. Allein vom Jahr 1945 bis zum Jahr 
1950 'strömten 7,9 Mio Flüchtlinge nach Westdeutschland. Bis 1961 waren es weiter 
pıo Jahr zwischen 330 000 (1953) und 150 000 (1959). 

Diese Flüchtlinge waren für das Kapital durchaus keine Last, wie es häufig in 
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den Apologien des „Wir ; « 
Akkumulationsprozeß ‚tschaftswunders“ dargestellt wird. Ihre Funktion für den 


bestand vielmehr in — abgesehen von kurzfristigen Eingliederungsproblemen 
5 ‚ dreierlei: Erstens füllten sie die industrielle Reservearmee im- 
mer wieder auf 
2 ‚und drückten damit auf die Löhne auch der beschäftigen 
Arbeiter (60). 7° 7. IE : ; En 
sche hoch‘ ar „weitens ermöglichten sie den reibungslosen Nachschub von häufig 
9 ‚„alifizierten Arbeitskräften für die Produktion. Drittens erzeugten 


sie — ei a : . : : 
nn en .ı in den Produktionsprozeß eingegliedert, — auf der Basis der ange- 
en n(6* ‚ Technologie im Produktionsprozeß zusätzliche Wert- und Mehrwertmas- 


-ı), trugen also das ihre zur Steigerung der Wertproduktion bei, die sich als 
I "Steigerungsrate des Sozialprodukts ausdrückte. Kurz, die objektive Funktion 
„„eI zuströmenden Flüchtlinge bestand darin, bedeutsame Lohnsteigerungen im Zu- 
‘ge des Abbaus der industriellen Reservearmee zu verhindern und mit ihrer Einglie- 
derung in den Produktionsprozeß ohne Veränderung der EI DAUREOBSDENENNEEN 
die Erhöhung der Wert- und Mehrwertproduktion zu ermöglichen. 

So kam es, daß sich das Verhältnis von Profiten zu Löhnen (Kapitaleinkom- 
men zu Arbeitseinkommen) noch gegenüber der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg 
verbesserte (vgl. Tabelle 1). 

Einige Daten aus der ersten Hälfte der 50er Jahre mögen dies zusätzlich 
belegen: 


r 


60 So schreiben Gündel, Heininger, Hess, Zieschang, Die Labilität des Wirtschaftssystems in 
Westdeutschland, Berlin 1963, D. 59: „Die Umsiedler wurden zu einer äußerst ergiebigen 
Akkumulationsquelle für das westdeutsche Kapital. Infolge ihrer Verelendung nahmen 
sie auch unter den schlechtesten Bedingungen die Arbeit auf, was die Ausbeutungsbedin- 
gungen und damit den ganzen Reproduktionsprozeß nachhaltig beeinflussen mußte.“ 

61 Vgl. dazu die im ersten Teil des vorliegenden Artikels entwickelten Zusammenhänge von 
Anwachsen der be schäftigten Arbeitsmasse (ALN) und Anwachsen des Netto- bzw. 
Wertprodukts (A Y), in: Probleme des Klassenkampfs Nr. 13 (1974) 
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Tabelle 4: 
Arbeitszeit, Löhne, Lebenshaltungskosten 1949— 1954 


Wochenarbeits-] Bruttostunden-| Bruttostunden-} Y,ebenshaltungs- 
zeit Std. (1) löhne löhne kosten 
1950 = 100 (2)| ZinDM (3) 1950 = 100 (2) 


Quellen: 

(1) Wirtschaftskunde der BRD, hrsg. Statistisches Bundesamt; Stuttgart und 
Köln 1955, S. 400 (männliche Arbeiter) 

(2) Henry C. Wallich, Triebkräfte des deutschen Wiederaufstiegs, Frankfurt 1955, 
Ss. 78, 84, 92, 98 

(3) Karl Neelsen, Wirtschaftsgeschichte der BRD, Berlin 1971, S. 316 


Die Zahlen dokumentieren, daß bei langer und verlängerter Arbeitszeit, steigenden 
Lebenshaltungskosten und mäßig steigenden Löhnen (39 v.H. im Falle der Brutto- 
stundenlöhne) sicherlich keine Verbesserung in den Verteilungsverhältnissen statt- 
finden konnten. Zusätzlich muß man wissen, daß die Produktivität je Arbeiterstun- 
de von 1949 bis 1954 um nahezu 45 v. H. zunahm (62). Daraus kann man nur eine 


62 Wirtschaftskunde der BRD hrsg. vom Statistischen Bundesamt, Stuttgart und Köln 1955, 
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Schlußfolgerung ziehen: Das Verhältnis von Löhnen und Profiten verschlechterte 
sich noch gegenüber der Zeit vor dem Weltkrieg. Wenn man 1936 als Basis nimmt, 
dann stieg die Lohn- und Gehaltssumme bis Dezember 1948 auf 158 Indexpunkte, 
die Profitsumme auf 217 (63). Auch in den folgenden Jahren bietet sich das gleiche 
Bild. Nach Angaben von W. G. Hoffmann nahm das Kapitaleinkommen von 1950 
bis 1959 um durchschnittlich 11,4 v.H. zu (in der Zeit von 1852 bis 1913 — zum 
Vergleich — stieg das Kapitaleinkommen um 3,73 v.H. pro Jahr), während das Ar- 
beitseinkommen im gleichen Zeitraum nur um jährlich durchschnittlich 7 v.H. an- 
steigt. Wenn man 1950 gleich 100 setzt, dann steigen folglich die Kapitaleinkom- 
men bis 1960 auf einen Indexwert von 294, während die Arbeitseinkommen nur 
auf einen Wert von 184 ansteigen. 2 

Die Lohnquote bei konstanter Beschäftigungsstruktur verringerte sich dem- 
entsprechend von 1950 bis 1960 von 58,6 auf 53,9 v.H., diejenige der beschäftig- 
ten Arbeiter in der gewerblichen Wirtschaft sank von 71,5 auf 67,8 v.H. und er- 
reicht damit — wiederum nach den Daten von W. G. Hoffmann — den tiefsten Stand 
seit 1850 (64). Auch die Berechnungen von Uhlmann und Huber ergeben dieses 
Bild. Danach sinkt die Lohnquote in den 50er Jahren von 75,4 auf 70,5 v.H., 
‚während umgekehrt die Profitquote von 24,6 auf 29,5 v. H. steigt (65). 

Daß in unserem Schaubild 3 die Lohnquote demgegenüber leicht ansteigt, ist 
darauf zurückzuführen, daß die Lohnkosten ins Verhältnis gesetzt werden zum 
Nettoproduktionsvolumen der Industrie und zudem nicht inflationsbereinigt sind. 


Es sind an dieser Stelle einige Bemerkungen zur Berechnung des Lohnkostenanteils am Produkt 
in der Statistik des DIW und des Sachverständigenrats notwendig, was insbesondere bei der 
Analyse der Lohnbewegung in den 60er Jahren von Bedeutung sein wird. Die „Lohnstückko- 
sten“ = Lohn- und Gehaltssumme zu effektivem Nettoproduktionsvolumen bei Krengel u.a. 
sind nämlich durch den Gebrauch der Nominallöhne inflationär verfälscht, während das Netto- 
produktionsvolumen als „reale“ Größe erfaßt ist (65a). Dadurch wird natürlich die Steigerungs- 


S. 160 

63 Heininger, a. a. O., S. 228 

64 W. G. Hoffmann, a. a. O., S. 91 und 98; Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1967/68, 
Ziff. 353 

65 RKW-Forschungsprojekt „Wirtschaftliche und soziale Aspekte des technischen Wandels 
in der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 2: L. Uhlmann, G. Huber, Technischer und 
struktureller Wandel in der wachsenden Wirtschaft, Frankfurta.M. 1971, S. 111, 
Tab. 42 

65a Nach mündlicher Auskunft des DIW. Ähnlich sorglos bei der Berechnung (oder doch 
zumindest bei der Darsteliung der Berechnung) geht der Sachverständigenrat vor, der es 
gleichfalls nicht für nötig erachtet, bei der Berechnung des Lohnkostenanteils am Pro- 
dukt zu sagen, daß Nominallöhne ins Verhältnis gesetzt werden zu deflationierten 
Größen. Wir wollen hier nicht verschweigen, daß wir selbst dieser Berechnung des Sach- 
verständigenrats in einem Artikel im „Handbuch I Politische Ökonomie — Perspektiven 
des Kapitalismus‘ (Köln 1974) zur Berechnung der Kapitalrentabilität benutzt haben 
(vgl. auch Schaubild 4), wenngleich die daran anknüpfende Kritik von A. Blechschmidt 
(im selben Band) ins Leere geht, wie wir hier zeigen werden. — Man sieht, daß die 
Strenge und Wissenschaftlichkeit der bürgerlichen Theorie auch an der Oberfläche dann 
zu stinken anfängt, wenn es darum geht, die Verteilungsverhältnisse zu rechtfertigen und 
Material gegen die „übermäßigen Ansprüche“ der Arbeiter und der Gewerkschaften zu 
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rate des Lohnanteils am Produkt unverhältnismäßig hoch, (Dieser Einwand gilt nicht für die 
bisher benutzten Daten bei W. G. Hoffmann und damit für die Schaubilder 1 und 2!) Dieser 
steigt z. B. von 1950 bis 1971 um 96,9 v. H., während der Lohnanteil am gesamten Umsatz, 
beides in nominalen Größen, im gleichen Zeitraum nur um 28,9 v. H. ansteigt (eigene Berech- 
nung nach Krengel u. a.). Damit wird zweierlei deutlich: (1.) daß der Anstieg der Lohnquote 
sicherlich die sinkende Kapitalrentabilität mit bewirkt hat; daß aber (2.) dies in viel geringerem 
Maße geschehen ist, als durch den Verlauf der Kurve w angezeigt wird. Aus dieser Kurve w kann 
keineswegs auf die realen Verteilungsverhältnisse geschlossen werden, vielmehr bestätigt unsere 
Berechnung unsere These, daß die Kapitalrentabilität in viel stärkerem Maße von der Entwick- 
lung der Kapitalproduktivität und der dahinter sich verbergenden Veränderung in der Zusam- 
mensetzung des Kapitals bestimmt wird als durch die Lohnentwicklung. 


liefern. 

Auch wenn man diese Geldentwertung in Rechnung stellt, ändert sich nichts Entschei- 
dendes am Ergebnis. Es existiert keine offizielle Statistik der Reallohnentwicklung, so 
daß man die Nominallöhne, die wir in unseren Berechnungen notgedrungen benutzen 
mußten, nicht einfach durch Reallöhne in den Berechnungen ersetzen kann. Zur Errech- 
nung der Reallohnentwicklung müssen noch komplizierte Überlegungen angestellt wer- 
den. So haben wir lediglich modellhaft durchgerechnet, wie sich die Profitrate entwickelt 
haben müßte, wenn die Reallöhne 10 v.H, 20v.H.30v.H.,40v.H.,50v. H. unter den 
Nominallöhnen gelegen wären. Die Ergebnisse sind eindeutig: Bei einer Differenz im 
10-Jahreszeitraum von 1960 bis 1971 von 10 v. H. zwischen Nominal- und Reatlöhnen 
würde im Jahre 1971 die Kapitalrentabilität 0,39 betragen, bei einer Differenz von 
20 v. H. 0,43, bei 30 v. H. 0,46, bei 40 v. H. 0,50, bei 50 v.H. 0,53. Dies bedeutet, daß 
bei einem Auseinanderklaffen der Reallohnentwicklung und der Nominallohnentwick- 
lung von 50 v.H. die Kapitalrentabilität noch leicht gesunken sein muß, Demgegenüber 
ist der Preisindex für die Lebenshaltung der 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte im ge- 
nannten Zeitraum — nach offizieller Statistik (Sachverständigenrat) — um 35,1 v.H. ge- 
stiegen. Wenn wir einen „Deflationierungsfaktor‘“ entsprechend dem Preisanstieg für die 
Lebenshaltung einführen, dann erhalten wir für die Dekade von 1960 bis 1971 folgende 
Bewegung der Kapitaltentabilität: 1960: 0,54; 1962: 0,48; 1964: 0,48; 1966: 0,45; 
1967: 0,42; 1968: 0,46; 1969: 0,49; 1970: 0,47; 1971: 0,45. Wir sehen, daß auch bei 
Berücksichtigung der Reallohnentwicklung der Fall der Kapitalrentabilität in den statisti- 
schen Daten erscheint, wenn auch — natürlich — nicht so bedeutsam wie auf der Grundla- 
ge der offiziellen inflationistisch verfälschten Zahlen. 


Schaubild 4 

Entwicklung der Kapitalrentabilität , der Kapitalproduktivität, des Profits pro Pro- 
dukteinheit und der Kapitalintensität (gesamte Volkswirtschaft, nicht inflationsberei- 
nigt!) 

Quelle: 

SVG 1973 
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An dieser offensichtlichen Verschlechterung der gesellschaftlichen Stellung der Ar- 
beiter gegenüber dem Kapital konnten auch die Kämpfe der Arbeiterklasse in den 
50er Jahren nichts ändern. 

Erwähnenswert in diesem Zusammenhang ist aber noch, daß entsprechend der 
gewerkschaftlichen Strategie (Ende der 40er/Anfang der 50er Jahre) eıst die Vollbe- 
schäftigungspolitik zu unterstützen, dann mit der Lohnbewegung nachzuziehen, 
aktiv dazu beigetragen wurde, die Akkumulationsgeschwindigkeit des Kapitals zu 
heben. 

Zusammenfassend kann also zur Entwicklung des Teilungsverhältnisses von 
Lohn und Profit gesagt werden: Erstens verschlechterte sich das Verhältnis von 
Lohnquote und Profitquote. Darin kommt zum Ausdruck, daß die Profite sehr viel 
schneller anstiegen als die Löhne. Zweitens steigen die Reallöhne an, ebenso wie das 
produzierte Wertprodukt — infolge der Eingliederung von zusätzlichen Arbeitskräf- 
ten in den Produktionsprozeß — ansteigt. Drittens steigt in dieser Phase die Arbeits- 
produktivität sehr schnell an, im Durchschnitt der Jahre schneller als die Reallöhne. 

Bevor auf die Entwicklung der Kapitalrentabilität in dieser Phase eingegangen 
werden kann, müssen die Entwicklungstendenzen des in Produktionsmitteln verge- 
genständlichten Kapitals und der Produktivkraft der Arbeit untersucht werden. 


3.2.2 Kapitalstock und Arbeitsproduktivität 


Nicht nur Arbeitskräfte standen dem Kapital in ausreichender Menge zur Verfü- 
gung, auch Produktionskapazitäten waren vorhanden. Zunächst einmal hatten die 
Investitionen während des Krieges vor allem in der Abteilung I (Produktionsmittel- 
produktion) zu bedeutenden Kapazitätserweiterungen auf Basis einer damals relativ 
hoch entwickelten Technologie geführt (66). Trotz Demontagen und Kriegsschäden 
waren die Produktionskapazitäten in wichtigen Branchen nicht geringer als vor dem 
Krieg. Meist reichten schon geringfügige Reparaturinvestitionen, um die bestehen- 
den Kapazitäten als fungibles Kapital wieder in Gang zu setzen. So genügten relativ 
kleine Investitionen, um große Massen exploitabler Arbeitskraft in den Produktions- 
prozeß zu integrieren. Jede Beschäftigungszunahme bei noch dazu bis 1957/58 
steigenden Arbeitszeiten führte zur Erhöhung der produzierten Wert- und Mehr- 
wertmassen, sofern die so beschäftigten Arbeiter produktive und nicht unprodukti- 
ve Arbeit leisteten (67). 

Die staatliche Wirtschaftspolitik, insbesondere die Steuervergünstigungen, 
sorgten dafür, daß aus den zusätzlich erzeugten Mehrwertmassen ein großer Teil 
akkumuliert wurde. So steigen die Investitionen (in Preisen von 1962 gerechnet) 
insgesamt von rund 30 Mrd DM auf rund 77 Mrd DM, also um 153 v.H. an. In 


66 Vgl. R. Katzenstein, Die Investitionen..., a.a.0O., S.120 ff., Heininger, a.a.O., 
S.48 ff.; durch diesen Prozeß verstärkte sich natürlich die Bedeutung der Abteilung I 
gegenüber .der Abteilung Il, was — wie schon dargestellt — die materielle Basis der deut- 
schen Exportabhängigkeit ausmacht. 

67 Zur Bedeutung der unproduktiven Arbeiter vgl. unten Teil 3.2.2. 
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diesen Zahlen ist aber noch nicht einmal die gesamte Akkumulation erfaßt, da ja 
zur erweiterten Reproduktion nicht nur zusätzliche Produktionsmittel (Bauten und 
Ausrüstungen, deren Zunahme allein in den Investitionen berücksichtigt ist), son- 
dern auch Rohstoffe, Halbfertigwaren und zusätzliche Arbeitskräfte, die gegen Geld 
auf dem Arbeitsmarkt gekauft werden, notwendig sind. Das reproduzierbare Sach- 
vermögen (zu Anschaffungspreisen bewertet) steigt im privaten Sektor insgesamt 
von 151 Mrd DM 1950 auf 392 Mrd DM im Jahre 1960, also um 160 v.H. an, in 
der gewerblichen Wirtschaft von 74 Mrd DM auf 215 Mrd DM, also um 190 v.H. 
an, wohingegen die Steigerungsrate im Staatssektor gerade 100 v. H. ausmacht (68). 

Die Anfang der 50er Jahre in großem Umfang in Gang kommende Kapitalbil- 
dung mußte natürlich einhergehen mit der Einführung neuer Technologie in den 
Produktionsprozeß. Solange allerdings Arbeitskräfte reichlich zur Verfügung standen 
und der Lohnsatz vergleichsweise — verglichen mit anderen kapitalistischen Län- 
dern — niedrig war und die Arbeitszeit ausgedehnt werden konnte, waren die 
Voraussetzungen für eine Umwälzung der Produktionsmethoden nicht gegeben. „Es 
fehlten noch die ökonomischen Voraussetzungen für die Anwendung der modernen 
Technik“ (69). 

Ohne nähere Ausführungen über den Umfang und die Richtung der technolo- 
gischen Erneuerungen in den 50er Jahren machen zu können, da darüber unseres 
Wissens keine ausführlichen und stichhaltigen Untersuchungen vorliegen und man 
lediglich auf Mutmaßungen angewiesen ist, können doch die ökonomischen Resul- 
tate benannt werden. 

So steigt in den 50er Jahren nicht nur die Investitionssumme absolut an, 
sondern es erhöht sich auch die Investitionsquote. Auch im internationalen Ver- 
gleich erreicht die westdeutsche Investitionsquote ein außergewöhnlich hohes 
Niveau. Bezeichnenderweise ist aber in den 50er Jahren der Anteil der Ersatzinvesti- 
tionen an den Gesamtinvestitionen relativ gering, — vor allem im Vergleich zu den 
60er Jahren (vgl. Tabelle 4a). Daraus geht hervor, daß hier der Kapitalstock sehr 
stark ausgeweitet worden sein muß. 


68 Vgl. Wirtschaft und Statistik Nr. 11 (1972), S. 621, Tabelle 5 
6I R. Katzenstein, a. a. O., S. 135 
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Tabelle 4a: 
Bruttoinvestitionen und Nettoinvestitionen 


Jahr Bruttoin- Abschrei- Nettoin- 
vestitionen bungen vestitionen 


18,74 


Nettoinvesti- 
tionen in vH 
der Bruttoinv. 


Abschreibungen 
in vH des 
Sozialprodukts 


1955 
1960 
1962 
1964 
1966 
1968 
1970 
1972 


Quelle: 
Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1973, S. 212 und 216; eigene Berechnungen 


In diesem Zeitraum steigt der Kapitaleinsatz pro Arbeitskraft im Vergleich zu den 
60er Jahren nur geringfügig an, nämlich von rund 31 000 DM Bruttoanlagevermö- 
gen je Erwerbstätigem im Jahre 1950 auf 41 400 DM im Jahre 1960 (70), also um 
rund 33v.H. Gleichzeitig geht die Arbeitsproduktivität steil nach oben, nämlich 
um rund 75 v.H., und auch die Kapitalproduktivität, die das Verhältnis von leben- 
diger zur toten Arbeit indiziert, steigt bis zur zweiten Hälfte der 50er Jahre noch 
an. Solange aber die Arbeitsproduktivität schneller als die Kapitalintensität wächst 
(die Steigerung der Arbeitsproduktivität unabhängig von einer Zunahme der Kapi- 
talintensität möglich ist), kann die Kapitalrentabilität ansteigen, wenn als zusätzli- 
che Bedingung die Lohnquote konstant bleibt oder gar sinkt. Daß dies der Fall war, 
haben wir im vorangehenden Abschnitt dargestellt. 

Aus der Bewegung von Arbeitsproduktivität und Kapitalintensität schließen 

wir auf den Chärakter der in den Produktionsprozeß im Verlauf der 50er Jahre 
eingeführten Technologie. Sie kann nicht sehr kapitalintensiv gewesen sein. Neue 
Investitionen dürften weder die technische noch die organische Zusammensetzung 
des Kapitals wesentlich angehoben haben. Die verbesserte Auslastung der Kapazitä- 
ten, die Vertiefung des Systems der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, die langsam 
einsetzende Einführung neuer Produktionsmethoden hatten somit zwar hohe Steige- 
rungsraten der Arbeitsproduktivität zum Resultat, aber nur einen geringfügigen An- 
stieg der Kapitalintensität. 
Dieses Verhältnis ist im wesentlichen — neben dem schon beschriebenen Absinken 
bzw. der Stagnation der Lohnquote — dafür verantwortlich, daß in der ersten Hälfte 
der 50er Jahre die Kapitalrentabilität noch steigt und anschließend auf hohem 
Niveau erst langsam fällt. 

Der Schlüssel zum Verständnis dieser Entwicklung liegt einmal in der Erklä- 
rung der stagnierenden oder sogar sinkenden gesamtwirtschaftlichen Lohnquote, 


70 Vgl. Tabelle 2 
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zum anderen aber in der Erklärung der Momente, die die Produktivitätsentwicklung 
beeinflussen. 

Die Arbeitsproduktivität wird statistisch gemessen als Verhältnis von Output 
(Nettoproduktionsvolumen, Sozialprodukt, Volkseinkommen oder andere Größen) 
pro Arbeitseinsatz (pro Erwerbstätiger, je Arbeiter, je Arbeitsstunde usw.). Je nach- 
dem, welche dieser Größen in Relation zueinander gesetzt werden, kommen unter- 
schiedliche Ergebnisse heraus, die der adäquaten Interpretation bedürfen (71). 

Aber dies ist nicht die einzige Schwierigkeit bei der Interpretation der Ent- 
wicklung der Arbeitsproduktivität. Es kommt hinzu, daß die Kennziffern für die 
Entwicklung der Arbeitsproduktivität Preisgrößen sind. Die Entwicklung der Pro- 
duktivkraft der Arbeit hingegen bezieht sich auf die durch Veränderungen des 
Produktionsprozesses ermöglichte Steigerung der Produktion von Gebrauchswerten 
in einer gegebenen Zeiteinheit. Wenn die Arbeitsproduktivität gestiegen ist, dann 
hat sich also zunächst einmal nur die produzierte Menge bestimmter Waren pro 
Zeiteinheit vergrößert. In der Statistik wird diese Menge aber nur wahrgenommen 
als aggregierte Preissumme. Selbst wenn die Veränderungen des Preisniveaus stati- 
stisch ausgeklammert werden, kann die Zahlenangabe für die Arbeitsproduktivität 
und ihre Entwicklung nicht ohne Vorbehalt als Ausdruck für die Produktivkraft der 
Arbeit und ihre Steigerung interpretiert werden (vgl. auch unsere Ausführungen in 

. PROKLA 13). Darüber hinaus kann die Entwicklung der Arbeitsproduktivität die 
verschiedensten Prozesse ausdrücken. In der bürgerlichen Ökonomie hat es sich in 
den vergangenen Jahren eingebürgert, die Wachstumsrate des Sozialprodukts, die als 
Aggregat von Zunahme des Arbeitsvolumens und der Arbeitsproduktivität verstan- 
den wird, auf die verschiedenen Faktoren zurückzuführen. Dabei kommen nicht nur 
ausgesprochen widersprüchliche, sondern auch abenteuerliche Ergebnisse heraus; 
denn Grundlage bleibt die Produktionsfaktorentheorie, die nun mit Hilfe verfeiner- 
ter mathematischer Berechnungen auf 20, 30 und mehr Faktoren ausgeweitet 
wird (72). Das Ganze führt dann dazu, daß die Sammelgröße Arbeitsproduktivität 
in verschiedene Komponenten — von der Bedeutung der Geschlechtszusammenset- 
zung der Arbeiterschaft, über die Veränderung der Arbeitsstunden bis hin zu Er- 
kenntnisfortschritten — zerlegt wird. Damit wird scheinbar erreicht, die Faktoren 
des Wachstums des Sozialprodukts in ihrer quantitativen Wirkung abschätzen zu 
können. Tatsächlich jedoch handelt es sich bei solchen Rechnungen um nichtsnutzi- 
ge Scharlatanerie, die einen Genauigkeitsgrad vortäuscht, der schon deshalb gar 
nicht erreicht werden Kann, weil die theoretischen Voraussetzungen der komplizier- 
ten Berechnungen falsch sind. Damit brauchen wir uns also nicht weiter aufzuhal- 
ten (73). 


7iı Vgl. Klaus Grenzdörffer, Probleme der Produktivitätsmessung, in: Das Argument 73 
(1972) 

72 Vgl. z. B. E. F. Denison, Why Growth Rates Differ, Washington D. C. (Brookings) 1967 

73 Ein Beispiel für solche Berechnungen wird auch bei Klaus Hüfner, Bildungsinvestitionen 
und Wirtschaftswachstum, Stuttgart 1970 affirmativ zitiert. Darin werden die „Determi- 
nanten des Wachstums“ bis auf 25 Faktoren aufgeschlüsselt und als 26. Kategorie noch 
„unberücksichtigte Determinanten“ eingesetzt. (S. 58 £.) 
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Dennoch bleibt das Problem, welche Prozesse in die Kennziffer „Steigerung 
der Arbeitsproduktivität‘“ eingehen, bestehen. Auf einige dieser Prozesse, die gerade 
in Westdeutschland relevant waren, müssen wir hier eingehen. 

(1) Wenn die — statistisch ausgewiesene — Arbeitsproduktivität in den Branchen 
der Wirtschaft unterschiedlich ist, dann findet eine Erhöhung der gesamtwirtschaft- 
lichen Arbeitsproduktivität allein schon dann statt, wenn sich das Gewicht der 
vergleichsweise produktiven Branchen erhöht. In diesem Fall beruht die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität auf dem sogenannten „Struktureffekt‘“. Dieses Moment 
hat allerdings in den 50er Jahren keine entscheidende Rolle gespielt, wenngleich 
seine Bedeutung größer als in den 60er Jahren gewesen ist (74). 

(2) Die Steigerung der Arbeitsproduktivität kann zu einem Teil, der nicht quantifi- 
zierbar ist, auf Steigerungen in der Intensität der Arbeit beruhen. Nachdem die 
Arbeitskräftezufuhr aufhörte und vor allem infolge der Arbeitszeitverkürzungen in 
der zweiten Hälfte der 50er Jahre ergab sich die Möglichkeit, die Verringerung der 
extensiven Seite der Arbeit durch Ausdehnung der intensiven Größe zu kompensie- 
ren. Erstens wurde dies möglich, da bei verkürzter Arbeitszeit die „Ausfüllung aller 
Poren der Arbeitsstunde‘ erst physisch zu verkraften war, und zweitens war dies 
notwendig für das Kapital, um bei der verkürzten Arbeitszeit dennoch auf seine 
Kosten der tradierten Ausbeutungsrate zu kommen. Allerdings ist eine Intensivie- 
rung der Arbeit ohne den politischen Druck, wie er im Faschismus ausgeübt wurde, 
nur möglich, wenn die Produktionsbedingungen selbst verändert werden, wenn also 
der Arbeitsprozeß technologisch so umgewandelt wird, daß er intensivere Arbeits- 
formen zuläßt. Diese technologische Umwandlung betrifft sowohl die Seite der- 
Produktionsmittel als auch die Seite der Arbeitsorganisation einschließlich der For- 
men der Lohnfindung und Entlohnung. Denn die Produktionsmittel müssen so 
gestaltet sein, daß sie höheres Arbeitstempo erfordern, und die Arbeitsorganisation 
muß sowohl ein Überwachungssystem enthalten als auch Anreize, damit die Arbei- 
ter intensiver, schneller, pausenloser arbeiten. Auf der Seite der Produktionsmittel 
ist das wichtigste Mittel die Einführung und Verbreitung der Fließfertigung (75). 

Intensivierung ist also eine Kehrseite der Ökonomisierung des Konstanten 
Kapitals: Möglichst rentable Ausnutzung der Maschinerie auf Kosten des „Men- 
schenmaterials“, das ja „Material“ des freien Lohnarbeiters ist und daher den einzel- 
nen Kapitalisten im Falle des vorzeitigen Verschleißes nichts oder nur wenig angeht. 
Arbeitsunfälle, Frühinyalidität usw. legen davon Zeugnis ab. Ist aber mit der neuen 
Technologie in der Regel auch eine Steigerung der Arbeitsintensität verbunden, 
dann geht auch ein Teil der anschließend gemessenen Produktivitätssteigerung not- 
wendig auf Kosten der gestiegenen Arbeitsintensität, die ja statistisch nicht geson- 
dert ausgewiesen wird. Das heißt nichts anderes, als daß die Erhöhung oder Auf- 
rechterhaltung der Mehrwertrate aufgrund von Produktivitätssteigerungen durchaus 


74 Vgl. RKW-Forschungsprojekt, Bd. 2, a. a. O., S.55 ff. 

75 Vgl. Redaktionskollektiv Gewerkschaften, Zum Zusammenhang von Kapitalakkumula- 
tion, Veränderungen in den Formen der Profitproduktion und der Rolle neuerer Entloh- 
nungsmethoden, in: Probleme des Klassenkampfes Nr. 4 und 5 (1972); Neelsen, Wirt- 
schaftsgeschichte ..., a. a. O., S. 188- 
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nicht nur aufgrund der Produktion von relativem Mehrwert infolge der Steigerung 
der Produktivkraft der Arbeit durch verbesserte Maschinerie etc. geht, sondern zu 
einem bedeutendem Teil auch auf Kosten der gestiegenen Arbeitsintensität. Es soll 
hier nicht näher darauf eingegangen werden, daß in der Arbeitsorganisation selbst 
und vor allem in den Anreizsystemen durch spezifische Lohnformen — Arbeitsbe- 
wertung, Rolle des Meisters im Produktionsprozeß, Akkordhetze, Prämienlöhne, 
moderne Verfahren vorbestimmter Zeiten — z.B. MTM oder Work Factor — dem 
einzelnen Arbeiter kaum eine andere Möglichkeit bleibt, als sich den Intensitätsstei- 
gerungen zu unterwerfen (76). 

(3) Steigerungen der Arbeitsproduktivität können das Resultat von Substitutions- 
prozessen der Arbeit durch das konstante, vor allem durch das fixe Kapital sein. 
Infolge von Knappheit und Preis der Arbeitskraft können für das einzelne Kapital 
Notwendigkeiten entstehen, Arbeitskraft durch Kapital zu substituieren. Die Tat- 
sache, daß nach Berechnungen des IFO-Instituts im Zeitraum von 1950 bis 1960 
insgesamt rund 3 Mio Arbeiter freigesetzt worden sind (77), scheint für solche Sub- 
stitutionsprozesse zu sprechen. Dagegen spricht allerdings die nur geringfügige Erhö- 
hung der Kapitalintensität. Daraus muß der Schluß gezogen werden, daß erstens 
durch das hohe Akkumulationstempo die freigesetzten Arbeiter ohne Umstände 
wieder in den Produktionsprozeß integriert werden konnten, daß zweitens die 
neuen Arbeitsplätze nur geringfügig kapitalintensiver waren als die alten und daß 
drittens dennoch die Steigerung der Kapitalintensität um rund ein Drittel ausreich- 
te, um zur Erzeugung des Nettoprodukts einer bestimmten Größe im Jahre 1960 
mit knapp 8 v.H. der Arbeitskräfte von 1950 auszukommen. Dieses Phänomen ist 
tatsächlich nur zu erklären, wenn man davon ausgeht, daß der „technische Fort- 
schritt“ in den 50er Jahren nicht so kapitalintensiv gewesen ist, wie in den Jahren 
danach. 

(4) Damit können wir zur vierten Komponente übergehen, die den Produktivitäts- 
anstieg bewirkt. Durch Produktionserweiterung, durch die Eingliederung von be- 
stimmten Produktionen in das System der Arbeitsteilung Können sich statistisch 
Produktivitätsfortschritte bemerkbar machen, die weder auf Substitutions- noch auf 
Struktureffekten noch auf einer Erhöhung der Arbeitsintensität beruhen. Die aus- 
reichende Zurverfügungstellung von Rohstoffen wie Eisen und Stahl oder die regel- 
mäßige -Versorgung mit Elektroenergie, Wasser und Kohle können große, produkti- 
vitätssteigernde Effekte ausüben. Denn die dadurch ermöglichte Kontinuität der 
Produktion, die Steigerung des Auslastungsgrades der Kapazitäten, die Beschleuni- 
gung der Zirkulation des Kapitals bewirken eine Steigerung des Outputs pro Arbei- 
ter. Gerade zu Beginn der 50er Jahre hat diese Komponente der Produktivitätsent- 
wicklung eine ganz entscheidende Rolle gespielt (78). Am Beispiel des Investitions- 
hilfegesetzes hatten wir auch erwähnt, daß durch staatliche Politik zur Unterstüt- 
zung derjenigen Zweige, deren Produkte für die Akkumulation von der Gebrauchs- 


76 Vgl. ebd. und R. Schmiede, Entwicklungstendenzen und Widersprüche der Leistungsent- 
lohnung, in: Gewerkschaften und Klassenkampf, Kritisches Jahrbuch 74, Frank- 
furt a. M. 1974 B 

77 RKW-Forschungsprojekt, Bd. 1: Sieben Berichte, Frankfurt a. M. 1970, S. 102 ff. 

78 Sachverständigenrat, Jahresgutachten 69/70, Ziff. 53 
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wertseite her besonders wichtig waren, auch hinsichtlich der Steigerung der Produk- 

tivität ohne Kapitalintensivierung bedeutsame Effekte erzielt worden sind. 

Diese einzelnen Komponenten sind nicht in jeder Periode gleichermaßen wirk- 
sam. Insbesondere das zuletzt aufgeführte Moment spielt nur dann eine bedeutende 
Rolle, wenn die Produktion sich von einem niedrigen Niveau her entwickelt, ob- 
wohl die Kapazitäten und Arbeitskräfte vorhanden sind, um eigentlich ein höheres 
Niveau der Produktion zu erreichen. Daher sind die Steigerungsraten der Produktivi- 
tät, wenn man ihre zyklische Bewegung betrachtet, am höchsten im Aufschwung 
unmittelbar nach der Krise. In späteren Phasen, in denen diese „Spannung“ 
(Jänossy) nicht mehr wirksam ist, können Steigerungen der Arbeitsproduktivität 
nur noch durch entsprechende Kapitalvorschüsse, die die Kapitalintensität erhöhen, 
erreicht werden (79). 

Wie wir schon anhand der empirischen Bewegung von Arbeitsproduktivität 
und Kapitalintensität gesehen haben, hat sich auch für Westdeutschland gezeigt, daß 
eine Situation, in der die Produktivkraftsteigerungen mehrere Jahre über den Zu- 
wachsraten der Kapitalintensität liegen, außergewöhnlich ist. Die Steigerungsraten 
der Kurven K/L und Y/L in unserem Schaubild 3 klaffen seit Mitte der 50er Jahre 
auseinander. 

Zusammenfassend läßt sich also sagen: 

Das hohe Niveau und der Anstieg der Kapitalverwertung in den 50er Jahren lassen 

sich erklären durch 

— das niedrige Konsumtionsniveau der Arbeiterklasse und den niedrigen Lohnanteil 
am Nettoproduktionsvolumen (hohe Mehrwertrate); 

— die von der Kapitalintensivierung unabhängigen Produktivitätssteigerungen; sie 
erfolgten, ohne daß dem eine größere Ausdehnung des Kapitalstocks pro Er- 
werbstätigem hätte zugrunde liegen müssen; 

— die langen Arbeitszeiten und die rapide Eingliederung zusätzlicher BISSUEINGE 
Arbeiter in den Produktionsprozeß. 


3.2.3 Die Vollbeschäftigung als Schranke der Profitproduktion und der Kapital- 
akkumulation 


Der beschleunigte Aufschwung ohne eine wesentliche Veränderung der Kapital- 
intensität führte zu einer Absorption der verfügbaren Arbeitskräfte im Produktions- 
prozeß. Wäre der Akkumulationsprozeß „kapitalintensiver‘‘ gewesen, dann wäre die 
Auflösung der Reservearmee von Arbeitslosen langsamer verlaufen. In der Verknap- 
pung der Arbeitskräfte seit der zweiten Hälfte der 50er Jahre aber findet die Mög- 
lichkeit der Mehrwertproduktion durch Zunahme der Beschäftigung ohne umfassen- 


79 Dies wird vom RKW-Forschungsprojekt (Berichtsband, a. a. O.) bestätigt: ‚Die Personal- 
kosteneinsparungen waren in aller Regel an den Einsatz hochwertiger maschineller Ein- 
richtungen gebunden. Dadurch stiegen die absoluten Kosten für den Faktor Kapital bei 
mehr als drei Viertel der relevanten Fälle.‘ (S. 120) 
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de produktionstechnologische Veränderungen eine Grenze. 
Die Zufuhr von Arbeitskräften setzt sich in den 50er Jahren aus folgenden 

Komponenten zusammen: 

(a) Auflösung der Reservearmee von Arbeitslosen, 

(b) Zuwanderung von Flüchtlingen, j 

(c) Erhöhung der Erwerbsquote, insbesondere durch die Ausweitung der Frauen- 
arbeit, 

(d) natürliche Bevölkerungszunahme, 

(e) Wiedereingliederung von durch technische Entwicklungen freigesetzten Ar- 
beitskräften, 

(f) Verwandlung von bislang „Selbständigen“ in Lohnarbeiter im Zuge der Kon- 
zentration und Zentralisation, 

(g) Zunahme der wöchentlichen Arbeitszeit, 

(h) Zufuhr ausländischer Arbeitskräfte. 

Per saldo wirkten diese Komponenten auf das Arbeitsvolumen, d.h. die insgesamt 

innerhalb eines Jahres geleisteten Arbeitsstunden, positiv. Doch ab 1957 nimmt das 

Arbeitsvolumen bereits ab: 


Tabelle 5: 
Anstieg des Arbeitsvolumens 1951 bis 1960 


1951 __1952 _1953 1954 1955 1956 _ 1957 1958 1959 __1960 
2,0 1,3 2,1 252 3,0 1,6 -14_ -LI 06 12 


Quelle: 
RKW, Wirtschaftlicheund soziale Aspekte des technischen Wandels in der Bundesre- 


publik Deutschland, Sieben Berichte, Erster Band, Frankfurt/M. 1970, S. 23 


In diesen Zahlen drücken sich folgende Prozesse aus: 

Die Arbeitslosigkeit reduziert sich von 10,3 v. H. im Jahre 1950 auf 1,3 v.H. 
im Jahre 1960. Die Flüchtlingszuwanderung macht in diesem Zeitraum 2,63 Mio 
Menschen aller Altersklassen aus. Die Erwerbsquote, d.h. der Anteil der Erwerbs- 
personen an der Wohnbevölkerung erhöht sich von 46 v. H. auf 48 v. H., die natürli- 
che Bevölkerungszunahme beträgt im entsprechenden Zeitraum zwischen 4 und 
6 Personen auf 1 000 Einwohner, wobei aber in Rechnung zu stellen ist, daß infolge 
der Kriegsverluste die auf der natürlichen Bevölkerungszunahme beruhende Wirkung 
auf die Arbeitsvolumen insgesamt negativ war. Infolge technischen Wandels wurden 
insgesamt rund 2 Mio Arbeitskräfte freigesetzt, die für neue Arbeitskräfte zur Verfü- 
gung standen. Der Anteil der „abhängig‘‘ Beschäftigten an der Gesamtzahl der 
Erwerbstätigen nimmt im genannten Zeitraum von 69 auf 77 v.H. zu; dementspre- 
chend werden dem Produktionsprozeß ehemals „selbständige Existenzen“ als Lohn- 
arbeiter zugeführt. 

Ausländische Arbeitskräfte werden in nennenswertem Umfang erst mit Be- 
ginn der 60er Jahre beschäftigt, so daß sie hier vernachlässigt werden können. Die 
Arbeitszeit pro Woche steigt nur bis 1955/56 und nimmt danach aufgrund von 
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tarifvertraglich durchgesetzten Arbeitszeitverkürzungen ständig ab (80). 

Ingesamt wirken diese Faktoren so, daß sich mit Beginn der zweiten Hälfte 
der 50er Jahre deutlich die „Beschäftigungsschranke‘‘ (81) bemerkbar macht. Mit 
der Stagnation und Abnahme der produktiv verausgabten Arbeitszeit stagniert zu- 
nächst der Wertbildungsprozeß. Damit war auch die Akkumulation des Kapitals 
nicht mehr durch Einbezug zusätzlicher Arbeitskräfte in den Produktionsprozeß. 
ohne Veränderung der technischen Grundlagen möglich. 

Soll unter diesen Bedingungen der akkumulierte Teil des Profits ausgedehnt 
werden, dann kann dies nur unter zwei Voraussetzungen geschehen: Entweder die 
Konsumtion der Kapitalistenklasse oder/und der Arbeiterklasse wird eingeschränkt 
oder das Kapital geht dazu über, die Produktionsbedingungen umzuwälzen, um die 
Arbeitsproduktivität zu steigern. Damit können die Reproduktionskosten der Ar- 
beitskraft gesenkt werden, ohne daß der Reallohn herabgesetzt werden müßte. 

Die erste Methode ist in der Entwicklungsphase des Kapitalismus, die wir hier 
betrachten, so gut wie ausgeschlossen. Die verschärfte Konkurrenz der einzelnen 
Kapitalisten um die knappe Ware Arbeitskraft ermöglicht gerade Lohnsteigerungen, 
die den akkumulationsfähigen Mehrwert in seiner Ausdehnung weiter begrenzen. So 
ist es nicht nur das stagnierende und sogar abnehmende Arbeitsvolumen, das die 
Wert- und Mehrwertproduktion auf gegebener technologischer Grundlage be- 
schränkt; auch die Lohnsteigerungen haben eine entsprechende Wirkung: auf gege- 
bener technologischer Grundlage, d.h. ohne Steigerung der Arbeitsproduktivität, 
schmälern sie den Mehrwert, drücken auf die Kapitalrentabilität und verringern den 
Akkumulationsfonds. In dieser Situation ergibt sich die Notwendigkeit, den kapita- 
listischen Produktionsprozeß durch Steigerung des Maschineneinsatzes, durch neue 
Produktionsverfahren, veränderte Arbeitsorganisation, Automatisierung, Chemisie- 
rung, durch Einbezug der Elektronik usw. technologisch umzuwälzen. Wenngleich 
diese Prozesse dem einzelnen Kapitalisten durch die Jagd nach Extraprofiten aufge- 
zwungen werden — jeder Kapitalist möchte bei knappen Arbeitskräften den techni- 
schen Vorsprung vor dem Konkurrenten haben, um seinen Marktanteil, sprich sei- 
nen Profit, zu vergrößern —, haben sie doch das allgemeine Resultat, daß die in den 
Konsumtionsfonds der Arbeiterklasse eingehenden Produkte verbilligt werden (82). 
Damit kann eine Steigerung der Mehrwertrate erfolgen, die umso größer ist, je 
größer die Diskrepanz zwischen Lohnsteigerungen und Produktivitätszuwachs ist. 

Aus der Tabelle 9 (in Teil 3.3.2) geht hervor, daß in den 50er Jahren der 
Reallohnzuwachs geringer ist als die Steigerung der Arbeitsproduktivität. Erst als 
der Arbeitskräftezustrom geringer wurde und erst recht als die Arbeitszeit verkürzt 
wurde, bekam die Steigerung der Produktivität einen neuen Charakter. Die wie 
oben beschriebene terroristisch erzwungene Erhöhung der Ausbeutungsrate der 
deutschen Arbeiterklasse drohte nun im Gefolge der Akkumulationsbewegung des 


80 Vgl. Neelsen, a. a. O., S.171ff., Osterland u. a., Materialien zur Lebens- und Arbeits- 
situation der Industriearbeiter in der BRD, Frankfurt a. M. 1973, Tab. 61 mit Anhang 

& W, Vogt, Makroökonomische Bestimmungsgründe des wirtschaftlichen Wachstums in der 
Bundesrepublik Deutschland von 1950 bis 1960, Tübingen 1964, S. 158 

8 Dieses „Verbilligen“ bezieht sich natürlich nur auf die Wertgrößen! 


108 


Kapitals dadurch rückgängig gemacht zu werden, daß sowohl die Arbeitszeit und 
damit auch die Mehrarbeitszeit reduziert wurde und vor allem die Löhne in der 
zweiten Hälfte der 50er Jahre stark gesteigert werden konnten. 

Die Ideologie des westdeutschen Kapitalismus in den 50er Jahren von der 
„Konsumgesellschaft“, vom „Wohlstand für alle“, vom „Volkskapitalismus“ usw. 
hatte eine funktionale und eine durchaus dysfunktionale Seite für die Akkumula- 
tionsbewegung. Funktional war jedenfalls, daß diese Ideologie herrschaftssichernd 
wirkte; dysfunktional aber war, daß unter Berufung auf die Inhalte dieser Ideologie 
durch gewerkschaftliche Kämpfe des Konsumtionsniveau der Arbeiterklasse tatsäch- 
lich angehoben werden konnte, zunächst um die Versäumnisse der vergangenen 
Jahrzehnte nachzuholen (,‚Freßwelle“, „Kleiderwelle‘“, „Reisewelle“ usw.), dann 
aber auch deshalb, weil ganz neue Bedürfnisse und Bedürfnisstrukturen entstanden, 
die vom Kapitalismus selbst in seinem Akkumulationsprozeß erzeugt worden sind. 
So schreibt auch Neelsen: „Gleichzeitig erweiterten sich die lebensnotwendigen 
Bedürfnisse der Arbeiterklasse, was (für die Arbeitenden) aus der ansteigenden Ar- 
beitsintensität sowie aus der allgemeinen Weiterentwicklung der Produktivkräfte 
resultierte, die neue gesellschaftliche Bedürfnisse mit sich brachte‘ (83). 

Läßt sich ein neues, höheres Konsumtionsniveau längere Zeit, also über meh- 
rere Zyklen hinweg aufrechterhalten, und entsprechen ihm auch neue „gehobene“ 
Bedürfnisstrukturen, dann hat dieses neue Konsumtionsniveau nicht nur Konse- 
quenzen für die Lohnentwicklung, sondern für die Reproduktionskosten der Ar- 
beitskraft, d. h. letztlich für deren Wert. 

Genau wie der Faschismus den Wert der Ware Arbeitskraft nachhaltig gesenkt 
hat, indem er mit „Kanonen statt Butter“ das Reproduktionsniveau der Arbeits- 
kraft reduzierte, genauso wird der Wert und nicht nur der Preis der Arbeitskraft 
tangiert, wenn das Reproduktionsniveau der Arbeitskraft tatsächlich und nachhaltig 
verbessert wird. Der Unterschied zwischen einer Preisänderung der Arbeitskraft im 
Verlauf eines Zyklus’ und der Wertveränderung besteht darin, daß das in Werten 
ausgedrückte neue Reproduktionsniveau selbst zum Gravitationszentrum wird, um 
das der Preis der Ware Arbeitskraft schwankt. Die Marxsche Aussage, daß der Wert 
der Arbeitskraft ein moralisches und historisches Moment enthalte, hat sich in ihrer 
ökonomischen Virulenz in der Geschichte der BRD ganz deutlich gezeigt. Ohne 
Betrachtung der Wertveränderungen der einzelnen Elemente der in die Reproduk- 
tion der Arbeiterklasse eingehenden Waren ist es nicht möglich, aus dieser Entwick - 
lung zu schließen, daß sich der Wert der Arbeitskraft aufgrund dieser Prozesse ver- 
größert habe. Eine solche Schlußfolgerung wäre zumindest voreilig. Was sich verän- 
dert hat im Sinne einer Verbesserung, ist der Lebensstandard der Arbeiterklasse. 
Aber selbst wenn infolge der starken Produktivitätssteigerungen der Wert der in die 
Reproduktion eingehenden Waren nicht höher gewesen sein sollte als der Wert der 
Waren, die das niedrigere, im Faschismus erpreßte Konsumtionsniveau ausmachten, 
bedeutet dies doch eine Begrenzung für die Wertsenkung der Arbeitskraft und daher 
für die Ausdehnung des Mehrwerts. 


83 Neelsen, a. a. O.,S. 194 
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Dementsprechend können in der Krise die Löhne nicht so weit gesenkt wer- 
den, daß sie das einmal historisch erreichte Reproduktionsniveau nicht mehr ab- 
decken, ohne daß die Arbeiter und ihre Organisationen dem Widerstand entgegen- 
setzen (84). 

So werden die im Faschismus gesetzten Voraussetzungen der hohen Mehr- 
wertrate nach und nach zersetzt. Das Kapital wird daher im Verlauf der 50er Jahre 
immer mehr auf seine genuinen Methoden der Steigerung der Mehrwertrate durch 
Steigerung der Produktivkraft der Arbeit, d.h. Verwohlfeilerung der Elemente der 
Reproduktionskosten und Intensivierung der Arbeit durch Umgestaltung des Ar- 
beitsprozesses, verwiesen. Da aber Produktivitätssteigerungen durch bloße Erhö- 
hung des Auslastungsgrades der Kapazitäten, durch Vertiefung des Systems der 
Arbeitsteilung, durch Massenproduktion (economies of scale) usw. nicht mehr in 
dem Maße möglich waren wie noch zu Beginn der 50er Jahre, steigt nun der Kapi- 
talaufwand zum Zwecke der Produktivitätssteigerung enorm an. 

Es beginnt somit gegen Ende der 50er Jahre eine neue Phase der Kapitalakku- 
mulation in Westdeutschland. Der Übergang selbst konnte reibungslos verlaufen, 
weil aufgrund des sehr hohen Niveaus der Kapitalrentabilität und — so können wir 
schließen — der Profitrate — die neuen Produktionsbedingungen relativ leicht einge- 
führt werden konnten. Krisenerscheinungen hat es lediglich in einzelnen Branchen 
und Sektoren gegeben — wie im Bergbau und in der Landwirtschaft —, die aber 
schon deshalb keine große Rolle spielten, weil die in den Krisen freigesetzten Ar- 
beitskräfte relativ leicht in anderen Bereichen unterkommen konnten und die Pro- 
fitmasse und Profitrate in der Wirtschaft groß genug war, um in Krisen geratene 
Einzelkapitale zu subventionieren oder in Zentralisationsvorgängen zu übernehmen. 
Außerdem expandierte der kapitalistische Weltmarkt und bot so dem westdeut- 
schen Kapital ein immer größeres Realisierungsfeld für seine Waren. 


3.3  Profitrate und Kapitalakkumulation in Westdeutschland in den 60er Jahren 
3.3.1 Die Veränderung der Tendenz der Kapitalverwertung in den 60er Jahren 


In den vorangegangenen Teilen ist gezeigt worden, welche ökonomischen und politi- 
schen Verhältnisse die rasche Kapitalakkumulation in den 50er Jahren in der BRD 
ermöglichten. Von der ökonomischen Seite her gesehen waren es insbesondere das 
niedrige Reallohnniveau der westdeutschen Arbeiter, der niedrige Lohnanteil am 
Nettoproduktionsvolumen der Industrie und am „Volkseinkommen“ in der Ge- 
samtwirtschaft, die langen Arbeitszeiten, die verfügbaren Arbeiter und die Produkti- 
vitätssteigerungen (ohne entsprechende Kapitalintensivierung), die ein hohes Niveau 
der Kapitalverwertung und eine krisenfreie Entwicklung des westdeutschen Kapita- 
lismus bis in die 60er Jahre hinein ermöglichten. Diese außerordentlich günstigen 


84 Vgl. dazu insbesondere E. Mandel, der im 5. Kapitel seines Buches Der Spätkapitalismus 
(Frankfurt a. M. 1972) diesen Zusammenhang entwickelt. 
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Bedingungen der Kapitalakkumulation verschwinden aber allmählich Ende der 50er 
Jahre. Es treten daher mehr und mehr andere Tendenzen hervor. Bevor wir auf die 
Ursachen der veränderten Akkumulations- und Verwertungsbedingungen der 60er 
Jahre im einzelnen eingehen, wollen wir zunächst einige globale Tendenzen zusam- 
menfassen. 

Bereits im Laufe der Kapitalakkumulation in der zweiten Hälfte der 50er 
Jahre zeigt sich eine Verknappung von Arbeitskräften, die in den 60er Jahren zu 
einem bestimmenden Moment wurde. Nicht nur stiegen die Reallöhne der west- 
deutschen Arbeiter an, sondern es stieg auch der Lohnanteil am Nettoproduktions- 
volumen. Dieser Anstieg des Lohnanteils zuungunsten des Profitanteils ist besonders 
augenfällig für die erste Hälfte der 60er Jahre (und wieder für die 70er Jahre). 
Inwiefern daraus nun auch auf ein Absinken der Mehrwertrate geschlossen werden 
kann, soll weiter unten untersucht werden. 

Ein weiteres wichtiges Merkmal der 60er Jahre ist der enorme Anstieg der 
Kapitalintensität. Nach unseren Berechnungen stieg die Kapitalintensität in den 
60er Jahren schneller als die Arbeitsproduktivität. Steigt in den 50er Jahren die 
Kapitalintensität um 28 v. H. und die Arbeitsproduktivität um 57 v. H., so steigt die 
Kapitalintensität in den 60er Jahren dagegen um 74 v. H. und die Arbeitsprodukti- 
vität um 62v.H. (Beide Größen beziehen sich auf den Bereich der Industrie). 
Dieser Tendenz scheinen folgende Ursachen zugrunde zu liegen: War in den 50er 
Jahren noch eine Steigerung der Arbeitsproduktivität möglich durch Strukturver- 
änderungen zwischen den Industriezweigen, durch einen steigenden Ausnutzungs- 
grad des Kapitalstocks, durch zunehmende Massenproduktion und auch durch Ar- 
beitsintensivierung, so sind diese Möglichkeiten in den 60er Jahren weitgehend 
ausgeschöpft (85). 

Eine wachsende Masse von fixem Kapital, technologische Innovationen, deren 
Anwendung und Verbreitung, sowie ein wachsender Kapitaleinsatz pro Arbeitskraft 
werden jetzt nötig, die Arbeitsproduktivität weiter zu steigern. Diese steigende 
Kapitalintensivierung der Produktion und die Substitution von Arbeitskraft durch 
Maschinerie bewirken zwar noch Produktivitätssteigerungen, der Kapitalaufwand 
pro Arbeiter steigt aber schneller als der Produktionsausstoß pro Arbeiter, also 
schneller als die Arbeitsproduktivität. Dies gibt uns wieder — gemäß unserer voran- 
gegangenen Überlegungen — einen Hinweis darauf, wie sich die organische Zusam- 
mensetzung des Kapitals und das Verhältnis von toter zu lebendiger Arbeit (c/vtm), 
das durch den Kehrwert der Kapitalproduktivität, den Kapitalkoeffizienten (K/Y) 
indiziert werden kann, entwickelt hat. Nach diesen Indikatoren müßten sowohl die or- 
ganische Zusammensetzung des Kapitals als auch das Verhältnis von toter zu leben- 
diger Arbeit gestiegen und die Profitrate gefallen sein. f 

Diese Trendentwicklung der Indikatoren der Kapitalverwertung läßt sich auch 
aus unseren Berechnungen (vgl. Tabelle 2) und aus unserem Schaubild (Schaubild 3) 
entnehmen: Die Kapitalintensität (K) in den 60er Jahren steigt schneller als die Ar- 
beitsproduktivität Y/L. Dementsprechend sinkt auch die Kapitalproduktivität Y/K 
— unserem indirekten Ausdruck für das Verhältnis von lebendiger zu toter Arbeit 


85 Vgl. dazu RKW-Forschungsprojekt, Bd. 1, a. a. O., S. 38 
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(vtm)/c. Das Absinken der Kapitalproduktivität ist der langfristig bestimmende 
Trend, der sich bereits seit Mitte der 50er Jahre abzeichnet und der nach unserer 
Interpretation dem Absinken der Kapitalverwertung zugrunde liegt. Darüber hinaus 
steigt noch der Lohnanteil am Nettoproduktionsvolumen in den 60er Jahren aller- 
dings nicht in dem Maße, wie dies im Schaubild aufgezeigt wird (wir hatten auf die 
inflationäre Verfälschung schon hingewiesen). Dadurch wird das Absinken der Kapi- 
talrentabilität — und, wie wir schließen können, das Absinken der Profitrate — noch 
verstärkt. Ob die Arbeiter sich aber tatsächlich. — wie hieraus auf den ersten Blick 
zunächst zu schließen wäre — einen steigenden Anteil an den Produktivitätssteige- 
rungen verschaffen konnten und somit die Mehrwertrate stagniert oder gar fällt, 
wird noch zu untersuchen sein. 

Diese von uns dargestellten Akkumulationstendenzen des Kapitals in der BRD 
werden durch einen internationalen Vergleich noch deutlicher, insbesondere wenn 
wir Niveau und Entwicklungstrends von Kapitalintensität, Arbeitsproduktivität, Ka- 
pitalproduktivität und Lohnentwicklung mit denjenigen der USA konfrontieren. 

Bei diesem Vergleich beschränken wir uns auf den Bereich der verarbeitenden 
Industrie. Dabei wollen wir nicht so sehr den absoluten Niveau-Unterschied der 
einzelnen Komponenten der Kapitalverwertung untersuchen, sondern deren Verän- 
derung im Zeitablauf; wir wollen auch nicht die Ursachen für den Niveau-Unter- 
schied bei den einzelnen Komponenten erforschen. Dies ist teilweise durch andere 
Arbeiten (86) schon geleistet worden. Uns interessieren hier zunächst nur die 
Wachstumsraten, also die trendmäßigen Veränderungen. Faßt man die durch- 
schnittlichen jährlichen Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität ins Auge (vgl. Ta- 
belle 6), so ergeben sich folgende Trends: 

Die Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität sind in der BRD sowohl in den 
50er Jahren als auch in den 60er Jahren nahezu doppelt so hoch wie in den USA. 
Daraus kann geschlossen werden, daß sich die Niveau-Differenz der Arbeitsproduk- 
tivität verkleinert hat. Demgemäß hat sich die sog. „technologische Lücke“ zwi- 
schen der BRD und den USA in den beiden letzten Jahrzehnten verringert. Nach 
Untersuchungen von H. Majer (87) trifft dies insbesondere für die Chemie-, Hütten-, 
Kunststoff-, Gummi- und Elektroindustrie zu. 

Diese hohen Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität sind aber in der BRD 
mit einer enormen Kapitalintensivierung erkauft worden. Die Wachstumsraten der 
Kapitalintensität sind zwar in den 50er Jahren in der BRD und in den USA nahezu 
gleich (etwa 4 v.H. jährlich), in den 60er Jahren dagegen stiegen die Wachstumsra- 
ten in der BRD auf einen jährlichen Durchschnitt von 6,9 v.H. an. In den USA 
dagegen liegen sie nur bei 1 v.H. 


86 Vgl. etwa K. Busch, Die multinationalen Konzerne, Frankfurt a. M. 1954, der den Ni- 
veauunterschied zwischen den USA und Westdeutschland mit dem Unterschied in der 
Technologie, der Qualifikation der Arbeitskraft und der Größe der Märkte (Massenpro- 
duktion) begründet. 

87 H. Majer, Die „Technologische Lücke‘ zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika, Tübingen 1973 
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Tabelle 6: 

Durchschnittliche jährliche Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität, Kapitalpro- 
duktivität und Kapitalintensität in der verarbeitenden Industrie der BRD und USA 
1950/70 (in Preisen und kaufkraftbereinigten US-Dollar von 1962) 


Arbeitsproduktivität | Kapitalproduktivität | Kapitalintensität 
Y/L K) x 
BRD 57 5,7 1,7 —12 
USA 2,2 2,9 —1,7 2,0 
Quelle: 


Majer, H.: Die „Technologische Lücke“ zwischen der Bundesrepublik und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Tübingen 1973; eigene Berechnungen. 


Daraus geht hervor, daß das US-Kapital eine Steigerung der Arbeitsproduktivität 
(2,9 v.H.) mit einer geringeren Wachstumsrate des Kapitalaufwands pro Arbeiter 
(1,0v.H.) erreicht hat. Das BRD-Kapital erzielte zwar eine viel höhere Produktivi- 
tätssteigerung 95,7 v. H.), diese wurde aber mit einer noch größeren Wachstumsrate 
des Kapitalaufwands pro Arbeiter erkauft (6,9 v.H.). 

Dementsprechend zeigt sich auch eine ganz gegenläufige Bewegung in der 
Entwicklung der Kapitalproduktivität in beiden Ländern. In den USA fällt die 
Kapitalproduktivität in den 50er Jahren, steigt aber in den 60er Jahren. Umgekehrt 
in der BRD: Hier steigt die Kapitalproduktivität bis in die zweite Hälfte der 50er 
Jahre, fällt aber in den 60er Jahren. Diese Entwicklungstrends sind auch für die 
wichtigsten Industriezweige nachweisbar. 

Zum Vergleich der Entwicklungsrichtung der Kapitalverwertung in beiden 
Ländern ist es aber noch nötig, die Veränderung des Lohnanteils am Nettoprodukt 
in beiden Ländern in die Betrachtung mit einzubeziehen. Für die BRD haben wir 
dies bereits vorgenommen. Für die USA läßt sich feststellen, daß zwar die gesamt- 
wirtschaftliche Lohnquote in den 60er Jahren ansteigt, Ende der 60er Jahre sogar 
stark ansteigt (nach unseren Berechnungen von 70,7 (1960) auf 71,6 (1968), um bis 
1971 auf 76,4 hochzuschnellen (88)); hier sind aber dieselben Einwände zu berück- 
sichtigen, wie wir sie bei der Betrachtung der Lohnquote der BRD geltend machen 
werden (in 3.3.2). Bleibt unsere Analyse zwar in Bezug auf die Lohnquote noch 
problematisch, so ist aber dennoch aufgrund der größeren Kapitalintensivierung und 
aufgrund der absinkenden Kapitalproduktivität in der BRD zu schließen, daß die 
Kapitalverwertung in der BRD sich in den 60er Jahren schneller verschlechtert hat 
als in den USA (89), obwohl das Niveau der Kapitalrentabilität in den USA wahr- 
scheinlich immer noch niedriger liegt als in der BRD. 

Dieser Unterschied in der Veränderung der Verwertungsbedingungen des Ka- 


88 Eigene Berechnungen nach OECD, National Accounts, o. O., o. J. (1970) 
89 Dies mag auch, neben den Wechselkursverschiebungen, ein Grund für den verstärkten 
Kapitalabfluß in die USA in den 70er Jahren sein. Vgl. dazu unseren letzten Teil. 
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pitals in den beiden Ländern läßt aber vermuten, daß sich auch das Niveau der 
Kapitalrentabilität in den beiden Ländern angenähert hat. Dies gilt allerdings nur für 
die 60er Jahre. Für die 50er Jahre hingegen ist zu konstatieren — wie aus den 
Untersuchungen von Maddison u. a. hervorgeht —, daß der Unterschied der Kapital- 
tentabilitäten noch sehr groß war. Nach diesen Berechnungen (90) etwa betrug das 
Verhältnis von Bruttoprofit zum fixen Kapital (Lagerhaltung eingeschlossen) in den 
USA im Durchschnitt von 1950 bis 1960 etwa 18 v. H., während die Kapitalverwer- 
tung nach dieser Berechnung in dem gleichen Zeitraum für das BRD-Kapital das 
Niveau von 27,5 v.H. aufwies. 

Wir wollen diese Berechnungen des Niveaus der Kapitalverwertung nicht auf 
die 60er und 70er Jahre ausdehnen, denn uns kam es zunächst nur darauf an, die 
Trendverschiebung der BRD-Kapitalrentabilität gegenüber der Rentabilität des Ka- 
pitals in den USA mit Hilfe unserer Komponenten der Kapitalverwertung aufzuzei- 
gen. Durch diesen internationalen Vergleich wollten wir die Verschlechterung der 
Verwertungsbedingungen des BRD-Kapitals in den 60er Jahren gegenüber den 50er 
Jahren nochmals verdeutlichen und die Ursache für das Absinken der Rate der 
Kapitalverwertung — die enorme Kapitalakkumulation und Kapitalintensivie- 
rung — sichtbar machen (91). 


3.3.2 Profit und Lohn in den 60er Jahren 


Diese schnelle Kapitalakkumulation in der BRD hatte — wie schon gezeigt — zur 
Folge, daß sich etwa seit Mitte der 50er Jahre die Schranke der absoluten Masse 
exploitabler Arbeitskraft geltend macht. Diese Schranke der Akkumulation besteht 
auch in den 60er Jahren, wenngleich das Kapital durch die Eingliederung ausländi- 
scher Arbeiter (,„Gastarbeiter‘‘) und die Beschäftigung von Frauen im Produktions- 
prozeß sie weiter hinauszuschieben versucht: Die Zahl der ausländischen Arbeiter 
steigt von 329 000 (1960) auf 1,2 Mio. (1965) und auf 1,9 Mio. (1970) (92). Die 
Zahl der im „produzierenden Gewerbe“ beschäftigten weiblichen Erwerbstätigen 
steigt im Zeitraum von 1957 bis 1970 von 2,8 Mio. auf 3,2 Mio. (93). Gleichwohl 
stagniert das (gesamtwirtschaftlich erfaßte) Arbeitsvolumen, die Zahl der geleisteten 


90 A. Maddison, Economic Growth in the West, a. a. 0.,S.53 

91 Zur Erklärung der Aufhebung der Niveauunterschiede und der Mechanismen, die dies 
bewirken gibt es mehrere Ansätze: einmal von der neo-klassischen Wachstumsforschung 
(Dennison, a. a. O.), zum anderen der Ansatz von Ch. P. Kindleberger (Europe’s Postwar 
Growth, The Role of Labour Supply, Harvard University Press, Cambridge (Mass) 1967), 
der von der niedrigen Lohnrate und Überschußarbeitsbevölkerung in Westeuropa aus- 
geht. Weiter ist hier A. Maddison (a. a. O.) zu nennen, der von der Rolie der staatlichen 
Nachfrage her das Nachkriegswachstum Westeuropas erklärt. Vgl. zur marxistischen In- 
terpretation E. Mandel, Die EWG und die Konkurrenz USA-Europa, Frankfurt a.M. 
1968 und Klaus Busch a.a. O., die allerdings nicht von einem akkumulationstheoreti- 
schen Ansatz ausgehen. 

92 Vgl. Osterland et al., Materialien zur Lebens- und Arbeitssituation der Industriearbeiter 
in der BRD, Frankfurt a. M. 1973, Tab. 49 (im Anhang) 

93 Ebd., Tab. 47 
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Arbeitsstunden sinkt sogar von 55 658 Mio. (1960) auf 54 200 Mio. (1970) (vgl. 
auch Tabelle 7). Sieht man von den im ersten Teil (PROKLA 13) gemachten Ein- 
schränkungen zum Indikator „Arbeitszeit“ für die Wertbildung ab, so kann aus dem 
absoluten Sinken der verausgabten Arbeitsquanta geschlossen werden, daß der Wert- 
bildungsprozeß in den 60er Jahren nicht mehr ausgeweitet werden kann, wenn- 
gleich weiterhin die Produktion von Gebrauchswerten durch die Erhöhung der Pro- 
duktivkraft der Arbeit gesteigert wird (94). 


Tabelle 7: 
Wachstumsraten des Arbeitsvolumens in den 60er Jahren 


1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 
1.2 03.--04.:0704 03-12 23308 13 il 


Quelle: 
Statistisches Jahrbuch 1971, RKW-Forschungsprojekt, a. a. O. 


Damit muß (wie oben schon gezeigt) auch die Produktion von zusätzlichem Mehr- 
wert, soweit dies durch die absolute Ausdehnung der Arbeitszeit bzw. der Anzahl 
der exploitablen produktiven Lohnarbeiter geschieht, an eine Grenze stoßen. Diese 
Grenze wird insbesondere Ende der 50er/Anfang der 60er Jahre in dem Maße enger, 
in dem in diesem Zeitraum durch die Verknappung der Ware Arbeitskraft die Arbei- 
ter und ihre Organisationen eine stärkere Position im Kampf um die Höhe des 
Preises der Arbeitskraft und die Länge der Arbeitszeit gewinnen. Denn nunmehr 
war es den Gewerkschaften (und noch mehr den betrieblichen Vertretungsorganen 
der Arbeiter, den Betriebsräten) möglich, Arbeitszeitverkürzungen und Lohnerhö- 
hungen durchzusetzen. Die durchschnittlichen Wochenarbeitsstunden der Industrie- 
arbeiter sanken nicht zuletzt deshalb in den 60er Jahren von 46,3 (1960) auf 44,8 
(1970) (95). Die Lohnquote steigt (gesamtwirtschaftlich) von 60,6% auf 
66,7%(96), in der Industrie steigen die Lohnstückkosten von 33,3% auf 
48,3% (97). Die Arbeitszeitverkürzungen und die Lohnerhöhungen mußten insge- 
samt einen negativen Effekt auf die Profitproduktion haben. 

Wenn wir daher hier die These aufstellen, daß in diesem Zeitraum die Mehr- 
wertrate des westdeutschen Kapitals zumindest nicht fällt, wenn sie nicht sogar 
noch erhöht werden kann, so bedarf es zur Erläuterung zunächst einiger weiterge- 
hender Ausführungen über die Zusammensetzung der Arbeitsbevölkerung. 

Das Ansteigen der Lohnquote, wie dies — wenn auch inflationär verfälscht — 
in unserem Schaubild 3 deutlich wird, scheint auf den ersten Blick der bedeutsam- 
ste Faktor in den 60er Jahren zu sein, der ein Sinken der Kapitalrentabilität be- 


94 Wir gehen im weiteren davon aus, daß der Anteil der von produktiven Arbeitern geleiste- 
ten Arbeitsstunden gleichermaßen gesunken ist; auf Basis bestimmter technischer Durch- 
schnittsbedingungen ist natürlich nur die produktive Arbeit wertbildend. 

95 Osterland et al., a. a. O., Tab. 61 (im Anhang) 

96 Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1972, S. 146, Tab. 38 

97 Vgl. unsere Tabelle 2, dieser Anstieg bedeutet real nur eine geringfügige Steigerung, wie 
oben bereits dargestellt. 
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wirkt. Die Erfolge der Lohnarbeiter im Konflikt um die Lohnhöhe und Länge der 
Arbeitszeit scheinen so Ursache der kapitalistischen Krise zu sein. Wir hatten schon 
in der Einleitung darauf hingewiesen, daß an diesem Phänomen Theorien anknüp- 
fen, die mit dem veränderten Verhältnis von Lohn zu Profit aufgrund verschärfter 
Klassenauseinandersetzungen die kapitalistische Krise begründen. Der Fehler dieser 
Argumentation liegt nicht darin, daß die in der Tat sich verschärfenden Klassen- 
kämpfe nicht einen Druck auf die Verwertungssituation des Kapitals haben (soweit 
die Erfolge der Lohnkämpfe nicht durch die Erhöhung des Preisniveaus teilweise 
wieder zurückgenommen werden können). Der Fehler liegt einerseits darin, daß die 
langfristig die Kapitalverwertung bestimmende Veränderung des Verhältnisses von 
toter zu lebendiger Arbeit, die sich in dem sinkenden Trend der Kapitalproduktivi- 
tät (Y/K) in unserem Schaubild ausdrückt, nicht berücksichtigt wird. 

Darüber hinaus wird aber eine solche Betrachtungsweise deshalb falsch, weil 
kurzschlüssig die industrielle Lohnguote (in unserem Fall das Verhältnis von Ein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit in der Industrie zum Nettoproduktionsvolu- 
men) mit der Mehrwertrate gleichgesetzt wird. In die industrielle Lohnquote gehen 
nämlich nicht nur die Löhne von Arbeitern ein, die an der Produktion des Mehr- 
werts teilnehmen, sondern es gehen darin auch 
a) Profitbestandteile, soweit sie den Leitungsfunktionären des Kapitals in Form 

überproportional hoher Gehälter ausgezahlt werden und — dies ist hier be- 

deutsamer — 
b) Löhne von unproduktiven Arbeitern des Kapitals (Zirkulationsagenten etc.), 

die aus dem Mehrwertfonds gezahlt werden, ein. 
Denn die unproduktiven Arbeiter produzieren keinen Wert respektive Mehrwert, 
das Wachstum dieses Teils der Lohnabhängigen hängt wesentlich ab von der Ent- 
wicklung der Produktivkraft der Arbeit im produktiven Bereich des industriellen 
Kapitals. Eine Expansion des Anteils der unproduktiven Arbeiter an der Gesamtar- 
beitskraft bringt daher auf der einen Seite keinen zusätzlichen Mehrwert hervor, 
sondern schränkt das akkumulationsfähige Mehrprodukt ein. Auf der anderen Seite 
läßt derselbe wachsende Anteil der unproduktiven Arbeiter die Lohnquote anstei- 
gen, der Ausbeutungsgrad scheint zu sinken, wenn fälschlicherweise die Lohnquote 
mit der Mehrwertrate ineins gesetzt wird. Dies gilt für die gesamtwirtschaftliche 
Lohnquote gleichermaßen, nur gehen in die gesamtwirtschaftliche Lohnquote wei- 
tere unproduktive Schichten von Lohnabhängigen ein, wie die der staatlichen Lohn- 
arbeiter, aus der Revenue der Lohnabhängigen bezahlte Lohnarbeiter etc. 

Nun liegen uns zwar neuere Untersuchungen zur Klassenstruktur in der BRD 
und damit auch zur Entwicklung des Anteils der unproduktiven Lohnarbeiter 
vor (98), darin wird aber noch nicht der Anteil der Lohnsumme der unproduktiven 
Lohnarbeiter an der Gesamtlohnsumme bestimmt. Da aber ein Wachstum der un- 
produktiven Arbeitsmasse durchaus noch nicht notwendig auch ein Wachstum des 
Lohnfonds, den diese Arbeiter auf sich vereinigen, einschließt, wollen wir zunächst 


98 Projekt Kiassenanalyse, Materialien zur Klassenstruktur der BRD, Berlin (West) 1074; 


IMSF, Klassen- und Sozialstruktur der BRD 1950-1970, Teil II, Sozialstatistische Ana- 
lyse, Frankfurt a. M. 1973 


116 


aus der amtlichen Statistik Indikatoren für die Entwicklung des Anteils der unpro- 
duktiven Arbeiter an der Entwicklung der Lohnquote herausfinden. Um einen Indi- 
kator für die Entwicklung der Mehrwertrate zu bekommen, kehren wir den zuvor 
entwickelten Zusammenhang um: Aus dem steigenden Anteil der Lohnsumme der 
unproduktiven Lohnarbeiter und der Entwicklung der Lohnquote wird auf eine 
steigende Mehrwertrate geschlossen — vorausgesetzt, daß sich die Löhne in den ver- 
schiedenen Bereichen in etwa gleichmäßig entwickeln. Zu diesem Zweck werden wir 
die Statistik mit Hilfe der folgenden Gleichung untersuchen: 


W_(aıt Aug + ası) W 
Y 


In dieser Gleichung ist Y (das Nettoprodukt) eine Funktion der produktiven Lohn- 

arbeiter, wie wir bereits im ersten Teil darstellten. 
Weiter ist: 

Apr gleich dem Anteil der Lohnsumme der produktiven Arbeiter an der Ge- 

samtlohnsumme (= Wpr/W) 

Aynpr gleich dem Anteil der unproduktiven Lohnarbeiter des Kapitals an der 

Gesamtlohnsumme (= Wunpr/W) 
ast gleich dem Anteil der Lohnsumme der staatlichen Lohnarbeiter an der 
Gesamtlohnsumme (= Wst/W) 

Aus dieser Gleichung ist ersichtlich, daß ein schnelleres Anwachsen von (A,,npr) und 

(as}) gegenüber (Apr) den Anteil der produktiven Arbeiter sinken läßt. Daraus 

würde folgen: 

a) bei konstant gebliebener Lohnquote muß die Mehrwertrate gestiegen sein; 

b) bei gestiegener Lohnquote kann die Mehrwertrate gleich geblieben oder sogar 
gestiegen sein; sie Kann dann gefallen sein, wenn die Gesamtlohnerhöhungen 
sogar die Zunahme der Lohnsumme der unproduktiven Arbeiter und der vom 
Staat beschäftigten Erwerbstätigen überkompensiert hätten. (Da aber die Stei- 
gerungsrate der Lohnquote nicht unmittelbar vergleichbar ist mit der Steige- 
rungsrate der Anteile der unproduktiven Arbeiter, müssen wir uns im folgen- 
den mit den angeführten Indikatoren begnügen.) 
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Tabelle 8: 


Lohnanteile und Lohnentwicklung in verschiedenen Sektoren der westdeutschen 


Wirtschaft 


Branchen 


Produktive 
Bereiche 
Land- und Forst 
wirtschaft 
Energiewirt- 
schaft/Bergbau 
Produzierendes 
Gewerbe (ohne 
Baugewerbe) 
Baugewerbe 
Industrie 
Insgesamt 


Unproduktive 
Bereiche 
Handel, Verkehr 
Nachrichten- 
übermittlung 
Kreditinstitute 
Versicherungsun 
ternehmen und 
sonstige Dienst- 
leistungen 
Staat 
Insgesamt 


Insgesamt 


9200 
20580 
53300 


141760 


Bruttoeinkommen aus unselb- 


154700 

31640 
125600 
199330 


25960 
59280 
142410 


352140 


Anteil der Bruttoeinkommen.. 
in der Branche I an den Brutto- 
einkommen insgesamt 


Bruttoeinkom- 


Veränderungen 
der Anteile... 
von 1960 bis 
1970 inv. H. 


= 


Quelle: 


.,.a. 0. O., eige- 


Statistisches Jahrbuch 1973, S. 522 f.; DIW, Produktionsvolumen... 


ne Berechnungen. Die Anteile der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit ad- 


dieren sich wegen Doppelzählungen (die Industrie ist dem Produzierenden Gewerbe 


subsumiert) nicht zu 100. 
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Wenn wir davon ausgehen, daß der überwiegende Teil der produktiven Arbeiter 
unter der Rubrik „Produzierendes Gewerbe“ zusammengefaßt ist, wird aus der 
Tabelle 8 deutlich, daß sich die Anteile der Bereiche, in denen der größte Teil der 
unproduktiven Arbeiter erfaßt ist (Handel, Verkehr, Dienstleistungen, Staat) über- 
proportional gegenüber den „produktiven Bereichen‘ in den 60er Jahren expandiert 
sind: Der Anteil der Lohnsummen, den die „unproduktiven Bereiche“ auf sich 
vereinigen können, steigt um 7,5 v.H., während der Anteil der Lohnsummen der 
„produktiven Bereiche“ an der Gesamtlohnsumme um 4,2 v.H. fällt. Im einzelnen 
steigt sogar der Anteil der Lohnsumme der unter „Dienstleistungen“ zusammenge- 
faßten Lohnarbeiter um 13,8, der der vom Staat beschäftigten Erwerbspersonen um 
15,9 v.H.. Die Annahme, daß das überproportionale Wachsen der Lohnsumme der 
unproduktiven Arbeiter auf einen wachsenden Anteil an den Lohnabhängigen über- 
haupt zurückzuführen ist, wird durch Ergebnisse des Projekts Klassenanalyse bestä- 
tigt, wenngleich dort die Zuordnung der Erwerbstätigen auf die einzelnen Arbeiter- 
kategorien differenzierter erfolgt, als es uns hier möglich war. Danach verschiebt 
sich der Anteil der unproduktiven Arbeiter des Kapitals an der Arbeiterklasse von 
13,0 v.H. (1950) auf 22,2 v.H. (1961) und steigt bis 1970 weiter auf einen Anteil 
von 25,3 v.H.(99). Zugleich erhöht sich der Anteil der vom Staat beschäftigten 
Erwerbspersonen von 11 v.H. (1950) auf nahezu 16 v.H. im Jahre 1970 (100). 

Die Entwicklung der Anteile der verschiedenen Arbeiterschichten am Neu- 
wert wird in diesen Zahlen nicht sichtbar, jedoch kann — stellt man die Ergebnisse 
der Tabelle 8 neben diese Analyse der Strukturverschiebung -—- aus der Veränderung 
der Anteile der unproduktiven Lohnarbeiter zuungunsten der produktiven Lohnar- 
beiter geschlossen werden, daß sich die Produktivkraft der produktiven Arbeiter 
erhöhte und daß die Mehrwertrate trotz des gegenteiligen Scheins der gestiegenen 
Lohnquote zumindest gleichgeblieben, wenn nicht sogar gestiegen ist. 

Der steigende Anteil der Lohnarbeiter am Nettoprodukt (hier: der unselbstän- 
dig Beschäftigten am Volkseinkommen) wäre demnach Ausdruck des steigenden 
Anteils der unproduktiven Arbeiter an den Beschäftigten, die aus dem Mehrwert 
bezahlt werden ünd deren steigender Anteil so Ausdruck einer hohen und wahr- 
scheinlich sogar steigenden Mehrwertrate ist. Soweit die Lohnarbeiter in den 60er 
Jahren tatsächlich Reallohnerhöhungen durchsetzen können (und wir hatten darauf 
schon hingewiesen, daß dies jetzt in stärkerem Maße möglich ist als in den 50er 
Jahren), nehmen sie Anteil an der Entwicklung der Produktivkraft der produktiven 
Arbeit, ohne die Rate des Mehrwerts zu senken. Dies wird auch deutlich in einem 
Vergleich der Entwicklung der Arbeitsproduktivität mit der Entwicklung der realen 
Nettolöhne (101): 


99 Projekt Klassenanalyse, a. a. O., S. 219, Tab. 41 

100 Ebd., S.423 

101 Die folgenden in der Tabelle 9 erfaßten Werte beziehen sich allerdings nur auf die 
gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität und die realen Nettolöhne der Erwerbstätigen 
insgesamt. In die Berechnung der Arbeitsproduktivität gehen daher unproduktive Berei- 
che ein, in denen die Entwicklung der Produktivität der der Arbeit nicht die Mehrwert- 
produktion im produktiven Bereich unmittelbar berührt. Eine steigende Produktivität in 
diesen Bereichen würde lediglich den Abzug vom gesamtgesellschaftlich akkumulierfähi- 


119 


Tabelle 9: 
Reale Produktivitätssteigerung und reale Lohnsteigerung 


Reales BIP/ 
Erwerbst. 
Zuwachs in v.H. 


Nettolohn- und Gehaltssumme 
je besch. Arbeitnehmer 
Zuwachs in v.H. 


1951-1958 
1959--1967 
1968-1972 


Quelle: 
J. Bergmann, O. Jacobi, W. Müller-Jentsch, Gewerkschaften in der BRD, Frank- 
furt/Main 1974 (unveröff. Manuskript), S. 178; eigene Berechnung 


Aus dieser Gegenüberstellung, die auf Zeiträume sich bezieht, die in etwa unserer 
„Phaseneinteilung“ entsprechen, wird zumindest deutlich, daß die Lohnerhöhungen 
von produktiven und unproduktiven Lohnarbeitern nicht den akkumulationsfähi- 
gen Mehrwert einschränken, sondern lediglich bewirken, daß die Lohnabhängigen 
einen Anteil an der Entwicklung der Produktivkraft der produktiven Arbeit er- 
kämpfen können. Zugleich wird aber auch deutlich, daß eine weitere Steigerung des 
akkumulationsfähigen Mehrwerts durch Reallohnsenkung, was der sinkenden Kapi- 
talrentabilität und auch dem Fall der Profitrate hätte entgegenwirken können, seine 
Grenze an der gestärkten Stellung der Lohnabhängigen findet, die besonders zu 
Anfang der 70er Jahre durch ökonomische Kämpfe den Druck des Kapitals auf den 
Reallohn zu hindern suchen. 


3.3.3 Kapitalstock und Arbeitsproduktivität 


Auch die Entwicklung des Kapitalstocks verläuft in den 60er Jahren anders als in 
den 50er Jahren. Dies wird schon deutlich daran, daß die Zunahme der Investitio- 
nen im Zeitraum 1960 bis 1970 (in Preisen von 1962) nur noch 73 v. H. ausmacht 
gegenüber mehr als 150 v.H. in den 50er Jahren. Dieses Ergebnis kommt zustande, 
obwohl die Investitionsquote, d.h. der Anteil der Investitionen am Sozialprodukt, 


gen Mehrwert durch diesen Bereich vermindern. Zudem wird, da die Produktivitätsent- 
wicklung in diesen unproduktiven Bereichen nachweislich erheblich unter der Produktivi- 
tätssteigerung im produktiven Bereich des Kapitals liegt, die gesamtwirtschaftliche „Meß- 
zahl‘ der Produktivitätsentwicklung erheblich gesenkt. Auch in die Nertolöhne gehen die 
Löhne von unproduktiven Arbeitern ein, siehe oben. Ein Einwand, wie er gegen die 
Studie von Bergmann et al. erhoben wurde, daß die Nettolöhne nicht die tatsächliche 
Kostenbelastung der Unternehmen widerspiegelte‘“ (vgl. G. Müller, U. Rödel, Koreferat 
zu O. Jacobi und W. Müller-Jentsch, unveröff. Manuskr. Starnberg 1974, S. 2) trifft unse- 
ren Zusammenhang insofern, als die über Steuern finanzierten Staatsausgaben auch 
durchaus in den Wert der Arbeitskraft eingehen (Bildungsausgaben, soziale Sicherung). 
Dagegen ist aber einzuwenden, daß a) nicht das gesamte Steueraufkommen der Lohnar- 
beiter wieder in die Reproduktion der Arbeitskraft via Staatsausgaben eingeht, b) in 
diesem Einwand die Rolle der unproduktiven Arbeiter völlig negiert wird. 
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höher ist als in den 50er Jahren. In der Industrie hingegen sinkt die Investitionsquo- 
te in diesem Jahrzehnt langfristig, wie aus folgender Tabelle hervorgeht: 


Tabelle 10: 
Nettoproduktionsvolumen und Bruttoanlageinvestitionen in der Industrie in Preisen 
von 1962 


1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 


Effektives Netto- 
produktionsvolu- 
men (Mrd. DM) 
Bruttoanlageinve- 
stitionen (Mrd. DM)| 19,3 21,1 209 193 203 223 21,7 194 188 246 279 
Anteil der Brutto- 
anlageinvestitionen 
am Nettoproduk- 
tionsvolumen inv.Hj 12,8 1322 12,6 113 109 113 109 100 87 101 107 


Quelle: 


DIW, Produktionsvolumen, a. a. O.; eigene Berechnungen 


151,1 160,0 166,1 1709 186,7 197,4 199,6 194,1 217,1 245,2 260,3 


Ganz deutlich ist hier die zyklische Bewegung der Investitionsquote; aber selbst 
wenn man konjunkturell ähnliche Jahre vergleicht (z. B. 1960 und 1969), ist er- 
kennbar, daß die Investitionsquote langfristig sinkt. Auch die Struktur der 
Investitionen ändert sich. Wenn man von der Bruttoinvestitionssumme die Abschrei- 
bungen (102) abzieht, um den Wert der Nettoinvestitionen zu erhalten, so zeigt es 
sich, daß der Anteil der — den Abschreibungen entsprechenden — Eısatzinvestitio- 
neri im genannten Zeitraum zunimmt bzw. der Anteil der Nettoinvestitionen an den 
Bruttoinvestitionen abnimmt. Die Bewegung dieser ‚„Nettoquote“ folgt im großen 
und ganzen der Bewegung der Kapitalproduktivität. Bis zur Mitte der 50er Jahre 
steigt sie an (von 55,6 v.H. 1950 auf 67 v.H. 1955), um danach kontinuierlich zu 
fallen (vgl. Tabelle 4a). Dies ist damit zu erklären, daß infolge des steil ansteigenden 
Kapitalaufwands die Masse des Fixkapitals immer größer wird und daher 
auch — zum Teil auch verstärkt durch die verkürzte Lebensdauer der Anlagen und 
Änderungen im Finanzierungssystem — höhere Abschreibungsbeträge erforderlich 
macht. Wenn die Investitionsquote nicht dementsprechend ansteigt oder gar sinkt, 
muß daraus das anteilmäßige und absolute Wachstum der Eısatzinvestitionen und 
die relative Abnahme der Nettoinvestitionen resultieren. Dies hat einen weiteren 
Effekt, nämlich die — wenn auch geringfügige — Verlangsamung der Zuwachsraten 
des Kapitalstocks. Dies läßt sich darstellen anhand aller Größen, die die Bestände an 
Fixkapital indizieren: Legt man das Nettoanlagevermögen zu Anschaffungspreisen 
zugrunde, so betragen die Zuwachsraten von 1960 bis 1970 im Unternehmenssektor 


102 Zum Problem der Bewertung von Abschreibungen sowie zur Berechnung des Anlagever- 


mögens vgl. Heinrich Lützel, Das reproduzierbare Sachvermögen zu Anschaffungs- und 
Wiederbeschaffungspreisen, in: Wirtschaft und Statistik, Nr. 11/1972 
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142v.H., in der gewerblichen Wirtschaft 153 v.H. und im staatlichen Sektor 
159 v. H.. Betrachtet man das Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen, 
so sind die Zuwachsraten im genannten Zeitraum bei den Unternehmen 174 v.H., 
in der gewerblichen Wirtschaft 175 v. H. und im Staatssektor 203 v. H.. Das Brutto- 
anlagevermögen in der Industrie, das 1950 bis 1960 noch um 107 v.H. zunahm, 
wächst in der folgenden Dekade nur noch um 85 v.H. (103). Daran zeigt sich also 
zweierlei: Erstens, daß in den 60er Jahren die Wachstumsraten des Kapitalstocks 
sich verlangsamen -- ein untrüglicher Indikator dafür, daß der Anteil der Nettoinve- 
stitionen an den Gesamtinvestitionen zurückgeht. Weiter bedeutet dies, daß die 
stark angestiegene Investitionsquote in der Gesamtwirtschaft bei dem mittlerweile 
erreichten Umfang des Kapitalstocks nicht hinreichte, um ähnlich große Zuwachsra- 
ten des Kapitalstocks — und damit auch der Produktionskapazität — zu erreichen, 
wie noch in den 50er Jahren. Mit anderen Worten: Die Ausdehung des Produktions- 
potentials wird umso schwieriger, je höher der Kapitalkoeffizient oder je niedriger 
die Kapitalproduktivität ist. So heißt es schon im zweiten Gutachten des Sachver- 
ständigenrates von 1965: „Während man im Durchschnitt der Jahre 1951 bis 1955 
nur 2,4v.H. des Bruttoinlandsprodukts investieren mußte, um eine Zunahme des 
realen Bruttoinlandsprodukts um 1v.H. zu ermöglichen, waren im Durchschnitt 
der Jahre 1959 bis 1973 dafür 4,5 v.H. des Bruttoinlandsprodukts erforder- 
lich.‘ (104) 

Zweitens geht aus den Zahlen hervor, daß im Gegensatz zu den 50er Jahren 
das Nettoanlagevermögen des Staates stärker zunimmt als dasjenige der Industrie 
oder gewerblichen Wirtschaft. Hierin drückt sich, ebenso wie in dem wachsenden 
Anteil der vom Staat Beschäftigten an der Gesamtzahl der Arbeiter und Angestell- 
ten, die veränderte Bedeutung des Staates im Reproduktionsprozeß des westdeut- 
schen Kapitals aus. Darauf wird aber noch zurückzukommen sein. 

So steigt zwar die absolute Zuwachsrate des Kapitalstocks in den 60er Jahren 
langsamer als in den 50er Jahren; aber da in dieser Zeit das Arbeitsvolumen sogar 
abnimmt, resultiert dieser verlangsamte absolute Anstieg doch in einer beschleunig- 
ten Zuwachsrate der Kapitalintensität. Darin drückt sich vor allem der Charakter 
des „technischen Fortschritts“ in den 60er Jahren aus. Zu diesem Problem wollen 
wir einige Anmerkungen machen; Anmerkungen deshalb, weil wir an dieser Stelle 
nicht in der Lage sind, die komplizierten Probleme der technologischen Entwick- 
lung systematisch abzuhandeln, andererseits jedoch wegen der Wichtigkeit dieser 
Problematik für die Entwicklungsbedingungen der Kapitalakkumulation in West- 
deutschland nicht darauf verzichten können, die beherrschenden Tendenzen heraus- 
zuarbeiten. 

Nach der neoklassischen Vorstellung herrscht ein neutraler technischer Fort- 
schritt vor, wenn das absolute Produktionsvolumen und das Produktionsvolumen 
pro Arbeiter wächst und der Kapitäleinsatz pro Arbeiter (K/L) (sowie die Einkom- 
mensverteilung) konstant bleiben. Nach postkeynesianischer Theorie liegt hingegen 


103  Ebd.,S. 621 und eigene Berechnungen. Auch Krengel u. a., a. a. O. 
104 _ Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1965, Ziff. 93 
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ein neutraler technischer Fortschritt vor, wenn der Kapitalkoeffizient K/Y (bzw. der 
reziproke Wert, die Kapitalproduktivität Y/K) konstant bleibt, wobei die Kapitalin- 
tensität steigen kann, also die Arbeitsproduktivität entsprechend steigen muß. In 
der Bundesrepublik beobachten wir in den 60er Jahren einen wachsenden Kapital- 
einsatz pro Arbeitskraft. Für ein gegebenes Produktionsniveau steigt also der Pro- 
duktionsmitteleinsatz im Verhältnis zur lebendigen Arbeit; es werden also Arbeits- 
kräfte durch Produktionsmittel substituiert und damit zunächst freigesetzt. So 
steigt bei zunehmendem Produktionsumfang der Einsatz von Produktionsmitteln 
relativ schneller als der Arbeitseinsatz. 

Diese Beziehung läßt sich auch anders formulieren: Soll die Kapitalprodukti- 
vität steigen, dann muß der Kapitaleinsatz (genauer: der Einsatz von fixem Kapital) 
pro Arbeiter langsamer ansteigen als die Arbeitsproduktivität. In den 60er Jahren 
jedoch steigt die Kapitalintensität schneller als die Arbeitsproduktivität (vgl. Tabel- 
le 2 und Schaubild 3). Daraus kann nur geschlußfolgert werden, daß der technische 
Fortschritt in Westdeutschland in den 60er Jahren vor allem arbeitssparend gewesen 
ist: Arbeitskräfte wurden durch fixes Kapital ersetzt. Dieser empirischen Erschei- 
nung entspricht auch die Marxsche Annahme von der im Verlauf der Kapitalakku- 
mulation ansteigenden technischen Kapitalzusammensetzung. Nach der Marxschen 
Theorie nimmt der Produktionsmitteleinsatz im Verhältnis zur lebendigen Arbeit 
schon bei einem gegebenen Produktionsniveau im Zeitablauf zu (Umwälzung des 
Originalkapitals) und steigt relativ schneller im Verlauf der Kapitalakkumulation, so 
daß auch das Verhältnis von toter zu lebendiger Arbeit zunimmt. Ebenso steigt die 
Wert- bzw. organische Zusammensetzung des Kapitals c/v (vorausgesetzt, der Einfluß 
der Veränderung von v wird eliminiert). 

Diese Tendenz schlägt sich auch in der Zusammensetzung des Produktenwerts 
nieder. Denn hier muß auch der Anteil des konstanten Kapitals (bzw. des konstan- 
ten fixen Kapitals, wovon unsere Analyse ausgeht) auf Kosten des Anteils der 
lebendigen Arbeit zunehmen. Daß es auch Gegentendenzen hierzu gegeben hat und 
auch weiterhin geben wird, ist selbstverständlich und hängt nicht zuletzt vom Preis 
der Ware Arbeitskraft im Verhältnis zu den Kapitalkosten ab. 

Die These jedoch, daß ein neutraler oder gar kapitalsparender technischer 
Fortschritt zeitweise oder längerfristig überwiegen könne (105) und dies die Marx- 
sche Theorie der Surplusarbeitsbevölkerung und der fallenden Tendenz der Profitra- 
te widerlegen würde, trifft zumindest für die Nachkriegsentwicklung der Bundesre- 
publik (insbesondere für die 60er Jahre) nicht zu. 

Weiche Konsequenzen hat diese Art des technischen Fortschritts und der 
Akkumulation für die Beschäftigungslage der Arbeiter? Welche Trends sind zukünf- 
tig noch zu erwarten? Da der Anteil der lebendigen Arbeit im Verhältnis zum 
Produktionsmitteleinsatz auf einem gegebenen Produktionsniveau abnahm und mit 
der Akkumulation relativ zurückging, kam es zu einer ständigen Freisetzung und 


105 Diese These wird von einer Reihe von Kritikern des Marxschen Gesetzes vom tendenziel- 
len Fall der Profitrate vertreten, so von M. Blaug, Technical Change and Marxian Econo- 
mics, in: Marx and Modern Economics, ed. by D.Horowitz, London 1968. Auch 
B. Schefold, a. a. O., geht von dieser These aus. 
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Einsparung von Arbeitskräften (106), deren Widerbeschäftigung durch die hohen 
Wachstumsraten und durch die ständige Kapitalerweiterung in den 60er Jahren 
zunächst noch gesichert war, indem die freigesetzten Arbeiter eine Wiederbeschäfti- 
gung in denselben oder anderen Industriezweigen fanden. Solange noch. die Rate der 
Produktionsausdehnung und der Kapitalerweiterung in denselben oder anderen Pro- 
duktionszweigen genügend groß war, ging dieser Prozeß der Umsetzung und Wieder- 
beschäftigung für die freigesetzten Lohnarbeiter noch einigermaßen glimpflich von- 
statten, wenn dies auch bereits Entlassungen, Umsetzungen, Dequalifikation und 
Umschulung zur Folge hatte (107). 

Andererseits fanden durch die in der Folge der beschleunigten Akkumulation 
stärkere Expansion des Dienstleistungssektors und der unproduktiven Bereiche viele 
Arbeiter nur hier eine Beschäftigung (vgl. auch Tabelle 8). Wenn in der BRD durch 
diese beiden Momente zunächst auch weitgehend die freigesetzten Arbeiter eine 
Wiederbeschäftigung fanden, so bedeutete dies doch angesichts der mangelnden 
Voraussicht und Planung und der naturwüchsigen Entwicklung der Produktions- 
struktur des kapitalistischen Reproduktionsprozesses für einzelne Arbeiterschichten 
und Berufsgruppen eine enorme Belastung, Dequalifikation, Degradierung und Ver- 
schlechterung ihrer Lage. 

In recht gravierendem Ausmaß zeigt sich dieses Problem aber erst in den 70er 
Jahren, indem bei geringeren Wachstumsraten des Sozialprodukts und geringeren 
Raten der Kapitalerweiterung (die Investitionsraten sind in der BRD in den 70er 
Jahren stark abgefallen) die bisher nur latente industrielle Reservearmee als tatsäch- 
liche industrielle Reservearmee hervortritt, deren Wiederbeschäftigung — ebenso wie 
die Wiederbeschäftigung der durch Produktionseinschränkung entlassenen Arbei- 
ter — für bestimmte Alters- und Qualifikationsgruppen unmöglich geworden ist. Die 
letzten Jahre der ökonomischen Entwicklung der BRD zeigen daher auch zuneh- 
mende, wenn auch noch nicht dramatische, Arbeitslosenraten und eine ansteigende 
industrielle Reservearmee, die für einige Berufsgruppen und Industriezweige schwer- 
wiegender wird. 

An dieser Stelle sei nur darauf hingewiesen (ohne genauere Analyse), daß 
diese veränderten Bedingungen des Produktionsprozesses mit den entsprechenden 
Konsequenzen für die Arbeiterklasse auch Folgen für die staatliche Politik gehabt 
haben. Die Veränderung der staatlichen Bildungspolitik, insbesondere im Bereich 


106 Freisetzung bezeichnet die Arbeitsmenge, die aufgrund von Produktivitätssteigerungen 
nicht mehr notwendig ist, um eine bestimmte Menge von Gebrauchswerten zu produzie- 
ren. Wenn im Jahre 1968 zur Erzeugung eines Nettoprodukts von 100 ebenfalls 100 Be- 
schäftigte eingesetzt werden müssen, dann läßt sich dieses Nettoprodukt von 100 im 
Jahre 1980 von 54,4 Beschäftigten herstellen. Die Freisetzung beträgt also 45,6 v.H. 
Von Einsparung spricht man, wenn man im Jahre 1980 das Nettoprodukt von 100 als 
von 100 Beschäftigten produziert ansetzt und im Jahre 1968 dazu mehr als 100 Beschäf- 
tigte braucht; es werden also im Verlauf der Entwicklung Arbeitskräfte zur Produktion 
einer gegebenen Menge Produkte eingespart. Die hier verwendeten Zahlen sind übrigens 
der RKW-Studie, Berichtsband, Frankfurt 1970, S. 102 ff. Die Begriffe werden auch von 
Marx im gleichen Sinne im 13. Kapitel des 1. Bandes des „Kapital“ verwendet. 

107 Vgl. H. Kern und M. Schumann, Der soziale Prozeß bei technischen Umstellungen, 
Frankfurt a. M. 1972 
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der Berufsbildung, die forcierten Maßnahmen zur Herstellung einer diesen Produk- 
tionsbedingungen entsprechenden „Infrastruktur“ (108), die veränderte Arbeits- 
marktpolitik (wie sie im Gesetz zur Arbeitsförderung 1969 ihren Ausdruck findet), 
sind nicht zu begreifen, wenn nicht die hier analysierten Veränderungen der Akku- 
mulationsbedingungen berücksichtigt werden. Auch die schon erwähnte Tatsache, 
daß das Netto-Anlagevermögen gerade im Staatssektor im Gegensatz zu den 50er 
Jahren stärker als im privaten Bereich zunimmt und daß auch der Anteil der vom 
Staat beschäftigten Arbeitskräfte an der Gesamtarbeitskraft wächst, findet in diesen 
Prozessen eine plausible Begründung (109). 

Unter diesen Bedingungen nimmt es nicht wunder, daß Steigerungen der Ar- 
beitsproduktivität notwendig mit einem Absinken der Kapitalproduktivität bzw. 
einem Ansteigen des Kapitalkoeffizienten, der das Verhältnis von toter zu lebendi- 
ger Arbeit indiziert, einhergeht. Um die Produktivität der Arbeit zu steigern, müssen 
ja immer mehr Massen an konstantem, vor allem an konstantem fixen Kapital 
eingesetzt werden. Wie aus dem Schaubild 3 deutlich hervorgeht, trifft diese Aussa- 
ge zunächst einmal auf den industriellen Sektor zu. Aber auch für die Gesamtwirt- 
schaft gilt dies. In folgender Tabelle sind die jährlichen Wachstumsraten der Arbeits- 
produktivität, der Kapitalintensität und des Kapitalkoeffizienten (Kehrwert der Ka- 
pitalproduktivität) wiedergegeben: 


Tabelle 11: 
Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität und der Kapitalintensität; Absolute 
Größe des Kapitalkoeffizienten in der Gesamtwirtschaft, 1960--1970 


1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 
Produktivität 74 53 45 42 64 60 35 42 67 60 40 
Kapitalintensität 4,3 5,1 6,0 59 62 58 64 88 47 33 4,1 
Kapitalkoeffizient3,3 3,3 34 35 35 35 36 38 38 3,7 3,7 


Quelle: 
WiSta, 1971, S. 604, Jahresgutachten des Sachverständigenrates, eigene Berechnun- 
gen 


Wir sehen, daß in diesem Jahrzehnt der Kapitalkoeffizient leicht ansteigt, also die 
Kapitalproduktivität auch in der Gesamtwirtschaft abnimmt. Wenn nicht die Wirt- 
schaftskrise 1966/67 sehr hohe Produktivitätszuwächse erbracht hätte (vgl. dazu 
weiter unten); dann wäre der Anstieg des Kapitalkoeffizienten noch höher ausgefal- 
len. Wenn man die Gesamtwirtschaft betrachtet, so ist für die Zunahme des Kapital- 


108 Vgl. zu diesem Problemkreis stellvertretend D. Läpple, Staat und allgemeine Produk- 
tionsbedingungen, Westberlin 1973 

109 Um Mißverständnissen allerdings vorzubeugen, möchten wir betonen, daß es keine Mög- 
lichkeiten für direkte und quasi-automatische Durchsetzung der Produktionsnotwendig- 
keiten in der staatlichen Politik gibt. Vielmehr vollzieht sich dieser Durchsetzungsprozeß 
selbst in Form von Konflikten, Krisen, Auseinandersetzungen und Kämpfen. Diese Pro- 
zesse jedoch werden in diesem Aufsatz nicht untersucht. 
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koeffizienten bzw. für die Abnahme der Kapitalproduktivität nicht nur die Steige- 
rung des Kapitaleinsatzes pro Arbeitsplatz verantwortlich, sondern auch das „‚Vor- 
dringen der Infrastrukturinvestitionen“ (110). Wachsende Beträge des produzierten 
Mehrwerts konnten nun nicht mehr ohne weiteres in Kapital, das sich Mehrwert 
aneignet, verwandelt werden, sondern die den Teilen des Mehrwerts entsprechenden 
Gebrauchswerte gehen jetzt in die materiellen Produktionsvoraussetzungen ein, die 
der Staat bereitstellen muß. So steigt denn auch in diesem Zeitraum der Anteil des 
Staates an den Bauinvestitionen von 24,1 v.H. auf 27,7 v.H., während der Anteil 
der Unternehmen von 33,1v.H. auf 28,8 v.H. fällt. Dies ist zwar nur ein grober 
Indikator für die wachsende Bedeutung staatlich bereitgestellter Infrastruktur; er 
zeigt aber doch die veränderten Wachstumsbedingungen an, die sich in der — wie 
schon ausgeführt — sinkenden Kapitalproduktivität ausdrücken. 

Schon im Abschnitt 3.3.2 wurde unter dem Aspekt der sich hinter der anstei- 
genden Lohnquote verbergenden Erscheinungen auf die wachsende Bedeutung der 
unproduktiven Sektoren hingewiesen. Dies muß noch einmal aufgenommen werden, 
um die Produktivitätsentwicklung interpretieren zu können. Wenn man die verschie- 
denen Produktivitätsmaße betrachtet, so zeigt sich folgendes Bild: 


Tabelle 12: 
Produktionsergebnis 1970 (1962 = 100) 


je Beschäftigtenstunde | je Arbeiter] je Arbeiterstunde 


166,2 


Gesamte Industrie 
Verarbeitende 
Industrie 

Bergbau 


Quelle: 
WiSta 1971, S. 240 


Auffallend ist, daß das Produktionsergebnis je Arbeiterstunde in allen Bereichen der 
Industrie schneller anstieg als das Produktionsergebnis je Beschäftigtenstunde. Der 
Grund kann nur darin liegen, daß in der Größe „Beschäftigtenstunde“ die geleiste- 
ten Arbeitsstunden aller Angestellten, d.h. cum grano salis der unproduktiven Ar- 
beiter enthalten sind. Während. so im Nenner des Bruchs der Durchschnitt der 
produktiven und unproduktiven Arbeiter (‚je Beschäftigtenstunde‘“) zu finden ist, 
haben wir im Zähler des Produktionsergebnis, das das Resultat der Arbeit eines 
Teils der Beschäftigten, nämlich der produktiven Arbeiter ist. Wenn auch in dieser 
Stringenz die Aussage nur gilt, wenn man die Marxsche Begrifflichkeit anlegt, daja 
in der bürgerlichen Berechnung des Produktionsergebnisses auch die unproduktiv 
Beschäftigten als wertbildend zählen (als Bezieher von Einkommen sind sie ja per se 
„produktiv‘!), so kommt doch selbst in dieser Statistik — wenn auch verzerrt — der 
Unterschied zwischen produktiven und unproduktiven Arbeitern noch zum Aus- 
druck. Die schon im vorangegangenen Abschnitt konstatierte Ausweitung der un- 


110  Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1969, Ziff. 53 
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produktiven Bereiche war nur dadurch möglich, daß die Produktivkraft der Arbeit 
im produktiven Sektor sehr stark anstieg. 

Statistisch drückt sich dies darin aus, daß in Land- und Forstwirtschaft, im 
verarbeitenden Gewerbe, in Energie und Bergbau, also in den Bereichen, in denen 
überwiegend produktive Arbeiter beschäftigt werden, die Produktivitätsentwicklung 
über dem Durchschnitt aller Wirtschaftsbereiche liegt, wohingegen sie in allen un- 
produktiven Bereichen unter dem Durchschnitt liegt (111). So zeigt es sich, daß die 
konstatierte Ausdehnung der unproduktiven Bereiche, die wir berücksichtigen, um 
zu zeigen, daß eine gestiegene Lohnquote nicht unbedingt auf eine gesunkene Mehr- 
wertrate schließen läßt, nur möglich war aufgrund der starken Produktivitätssteige- 
rung im produktiven Sektor. Dies bestätigt aber unsere bisherigen Überlegungen von 
einer anderen Seite her: Die gestiegene Arbeitsproduktivität im produktiven Bereich 
läßt auf eine gestiegene Mehrwertrate schließen. Die Ausdehnung der unprodukti- 
ven Bereiche aber ging auf Kosten der aus dem Mehrwert zu „finanzierenden“ 
Akkumulation in dem produktiven Sektor. Das bedeutet aber, daß tendenziell der 
Ausweitung der unproduktiven Sektoren Grenzen gesteckt sind, da diese nur mög- 
lich ist bei enormen Steigerungen der Arbeitsproduktivität. Da dazu aber unter den 
gegebenen Verhältnissen sehr hoher Aufwand an Fixkapital notwendig ist und folg- 
lich der Kapitalkoeffizient ansteigt, wird sich eine solche Tendenz nicht durchset- 
zen können. Dies gegen alle diejenigen Theorien, die von einem säkularen Anstieg 
des „tertiären Sektors‘ ausgehen und dabei nur Trends extrapolieren, ohne dessen 
Widersprüchlichkeit begreifen zu können. 

Gehen wir nun dazu über, die Produktivitätsentwicklung unter dem Aspekt 
der zyklischen Bewegung der Kapitalakkumulation zu betrachten. Schon auf den 
ersten Blick fällt an den in Tabelle 11 wiedergegebenen Wachstumsraten auf, daß 
die Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität jeweils vor der Krise absinken, um da- 
nach wieder in die Höhe zu schnellen. Mit den Zuwachsraten der Kapitalintensität 
ist es genau umgekehrt, so daß kurzfristig nach der Krise die Kapitalproduktivität 
ansteigt bzw. der Kapitalkoeffizient absinkt. Darin dokumentiert sich die Funktion 
der Krise, nämlich die Kapitalverwertung wieder auf ein so hohes Niveau zu heben, 
daß eine erneute Phase der Akkumulation beginnen kann. Nach der Krise von 
1966/67 spricht der Sachverständigenrat von einem „Produktivitätswunder“, dessen 
Erklärung es wert ist, an dieser Stelle ausführlich zitiert zu werden: 


„Die Ursache für das ‚Produktivitätswunder‘ sehen einige in der hohen Auslastung des Produk- 
tionspotentials in diesem Boom, andere verweisen auf die heilsamen Wirkungen der Rezession. 
Es ist aber auch denkbar, daß sich die Kapitalproduktivität auf längere Sicht wieder erhöht hat. 
— Kurzfristig kann die Arbeitsproduktivität dadurch überdurchschnittlich gesteigert werden, 
daß mit zunehmender Auslastung der Sachkapazitäten die fixen Elemente im Personalbestand 
der Unternehmen stärker genutzt werden. Vom Rezessionstal der Jahre 1966/67 aus gesehen, 
waren demnach die Voraussetzungen für kräftige Produktivitätssteigerungen besonders günstig 
... Auf den Übergang von der Minder- zur Vollauslastung (der Kapazitäten) dürfte es teilweise 
zurückzuführen sein, daß sich der Produktivitätsanstieg kräftig beschleunigte. Offenbar bedurfte 
es erst einer konjunkturellen Anspannung wie im Jahre 1969, um die Unternehmen zu veranlas- 


ill RKW-Studie, Berichtsband, a. a. O., S. 29 
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sen, ihre Produktionsreserven voll zu mobilisieren. Die Anzahl der Unternehmen, die 1969 zu 
Mehrschichtarbeit übergegangen sind, oder zusätzliche Schichten eingelegt haben, dürfte erheb- 
lich größer gewesen sein als in der letzten Hochkonjunktur; seit langem sind nicht mehr so viele 
Überstunden geleistet worden wie in diesem Jahre (1969). — Es ist auch darauf hingewiesen 
worden, daß die hohen Pıoduktivitätszuwächse ohne die vorangegangene Rezession niemals 
hätten erreicht werden können, und daß es offenbar von Zeit zu Zeit einer ‚Reinigungskrise‘ 
bedürfe, um günstige Wachstumsbedingungen zu schaffen. Man kann wohl nicht bestreiten, daß 
die Rezession eine Rolle für das ‚Produktivitätswunder‘ gespielt hat — als Gegenposten zu den 
Produktivitätsausfällen während dieser Zeit. Viele Unternehmen haben veraltete Produktionsan- 
lagen stillgelegt und sich auf Investitionen mit hohem Rationalisierungseffekt verlegt. Häufig 
konnten sie ihre Produktion und ihren Vertrieb straffen, sei es durch technische und organisato- 
rische Neuerungen im eigenen Unternehmen, sei es durch Zusammenschluß mit anderen Unter- 
nehmen oder durch Abstimmung des Produktionsprogramms... 1968 und 1969 ist jedoch 
allem Anschein nach die Kapitalproduktivität in der Gesamtwirtschaft nicht so stark zurückge- 
gangen, wie es dem längerfristigen Trend entsprochen hätte. Für diese These spricht vor allem, 
— daß die Welle der Arbeitszeitverkürzungen, die Anfang der 60er Jahre einsetzte, nach der 
Rezession zum Stillstand gekommen ist (und wohl auch in absehbarer Zeit nicht mehr das 
Ausmaß früherer Jahre erreichen dürfte), — daß sich der Anteil der privaten Ausrüstungsinvesti- 
tionen an den gesamten Investitionen erhöht hat und daß die privaten Ausrüstungsinvestitio- 
nen—gemessen am Bruttosozialprodukt — noch nie so groß gewesen sind wie 1969, was zu einer 
Verbesserung der Altersstruktur unseres Kapitalstocks geführt hat, — daß in den letzten Jahren 
viele neue arbeitssparende Techniken und Verfahren entwickelt und zur Produktionsreife ge- 
bracht worden sind (wie zum Beispiel der Einsatz von Computern bei der Planung, Steuerung 
und Kontrolle des Produktionsprozesses), die sich in der Aufschwungphase dieses Zyklus erst- 
mals voll auf die Kapitalproduktivität ausgewirkt haben... “ (112). 


Kurz: Die Produktivitätssteigerungen sind bewirkt worden durch (a) Intensivierung 
der Arbeit (‚stärkere Nutzung der fixen Elemente im Personalbestand‘), (b) Voll- 
auslastung der Kapazitäten, (c) Mobilisierung der Reserven, (d) Ausdehnung der 
Arbeitszeit (Mehrschichtbetrieb, Überstunden, keine Arbeitszeitverkürzungen), 
(e) Stillegung von ‚veralteten‘ Anlagen, also Reduzierung des konstanten Kapitals, 
{f) Rationalisierung und Effektivierung von Produktion und Zirkulation, (g) Kon- 
zentration und Zentralisation von Kapitalen, (h) teilweise Einführung arbeitssparen- 
der Techniken und Verfahren. 

In der Krise werden also noch einmal alle die Möglichkeiten mobilisiert, die 
auch in den 50er Jahren Ursache der hohen Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität 
gewesen sind. Der Sachverständigenrat hat sich in diesem Zusammenhang noch die 
Illusion geleistet, anzunehmen, „daß sich die Kapitalproduktivität auf längere Sicht 
wieder erhöht hat“. Aber die Krise ist nur ein Moment in der langfristigen Bewe- 
gung der Kapitalakkumulation. In ihr verschaffen sich kurzzeitig die dem Verfall 
der Kapitalrentabilität entgegenwirkenden Ursachen Geltung, ohne aber die dem 
Akkumulationsprozeß zugrundeliegenden Tendenzen aufheben zu können. So 
kommt es, daß ab ca. 1970 sich wieder die grundlegenden Tendenzen des stärkeren 
Anstiegs der Kapitalintensität gegenüber dem Anstieg der Arbeitsproduktivität 
durchsetzen mit der Konsequenz eines weiteren Abfalls der Kapitalrentabilität. 


112 Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1969, Ziff. 50-54 
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3.3.4 Die Entwicklung der Branchenstruktur 


Bei der Darstellung der grundlegenden Tendenzen und Bedingungen der Kapital- 
akkumulation in den 50er Jahren haben wir darauf hingewiesen, daß die Branchen- 
struktur besonders günstig für die starke Weltmarktflechtung der westdeutschen 
Wirtschaft gewesen ist und daß umgekehrt die starke Weltmarktabhängigkeit diese 
Branchenstruktur mit dem Schwergewicht im Maschinenbau, in der Chemie, Elek- 
troindustrie, im Fahrzeugbau usw. beförderte. Dies hält auch in den 60er Jahren an, 
wie aus folgender Aufstellung hervorgeht, in der alle diejenigen Zweige aufgeführt 
sind, deren Exportanteil am gesamten Umsatz höher ist als der Durchschnitt von 
19,5 v. H. in der gesamten Industrie: 


Tabelle 12: ß 
Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz in besonders exportintensiven Bran- 
chen 1971 


Kohlenbergbau 24,1 


Kali- und Steinsalzbergbau 28,3 
Sonstiger Bergbau 20,3 
Eisenschaffende Industrie 27,2 
Chemische Industrie 30,8 
Kohlenwertstoffindustrie 23,4 
Maschinenbau 35,2 
Straßenfahrzeugbau 40,6 
Schiffbau 42,6 
Blektrotechnische Industrie 21,3 
Feinmechanik, Optik 34,6 
Büromaschinen, Datenverarbtg. 44,6 
Feinkeramik 29,4 
Musikinstrumente usw. 26,1 
Insgesamt 19,5 
Quelle: 


Statistisches Jahrbuch 1973, $. 233 


Aus der Tabelle geht hervor, wie stark nicht nur die westdeutsche Industrie insge- 
samt, sondern vor allem einige wichtige Branchen vom Weltmarkt abhängig sind. 
Die in diesen Zweigen angelegten Kapitale können nur akkumulieren, wenn im 
Maße ihrer Akkumulation der Weltmarkt expandiert. Auf der anderen Seite aber 
wirkt der Weltmarkt über die Importseite auf die Branchenstruktur. Denn um im 
entsprechenden Ausmaß und auf Dauer exportieren zu können, müssen die Importe 
als „Gegenposten“ ausgeweitet werden. Die importierten Waren aber machen den 
Waren westdeutscher Einzelkapitale Konkurrenz. Dadurch kann es geschehen, daß 
bestimmte Branchen, deren Produkte in anderen Ländern unter günstigeren Um- 
ständen als in Westdeutschland hergestelit werden können, in ökonomische Schwie- 
rigkeiten geraten, wie es in den 50er Jahren im Bergbau, in der Landwirtschaft und 
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heute vor allem in der Textilindustrie der Fall ist. Auch wenn in der BRD der 
größte Teil der Importe ebenfalls aus Produkten der gewerblichen Wirtschaft be- 
steht, so ist doch auf die Differenz zwischen der Einfuhr- und Ausfuhrstruktur 
hinzuweisen: In der Einfuhr macht 1970 der Anteil der gewerblichen Fertigwaren 
genau 50,0v.H. aus, in der Ausfuhr hingegen 85,8 v. H. Und innerhalb der Produk- 
te der gewerblichen Wirtschaft selbst liegt ein Schwerpunkt der westdeutschen Ex- 
porte bei den Produktionsmitteln, im Importbereich dagegen bei den Gebrauchswa- 
ren. Bezeichnenderweise exportierte das westdeutsche Kapital 1972 für 4,1 Mrd DM 
Textil- und Lederindustriemaschinen, denen ein Import in Höhe von 0,6 Mrd DM 
gegenüberstand, während im gleichen Jahr für 3,1 Mrd. DM Textilien, Schuhe und 
andere Lederwaren exportiert, aber für 7,9 Mrd DM importiert worden sind. Dies ist 
nur ein Beispiel, das anzeigen soll, daß nicht nur die Exportverhältnisse, sondern 
auch die Importe für die Entwicklung der Branchenstruktur relevant sind. 

Wenn auf der einen Seite danach gefragt wird, welches die Auswirkungen der 
Weltmarktverflechtung für die Branchenstruktur sind, so müssen auf der anderen 
Seite die Bedingungen untersucht werden, die die Position der Branche auf dem 
Weltmarkt bestimmen. Um an diese Problemstellung näher heranzukommen, wollen 
wir nun die wichtigsten Branchen der westdeutschen Industrie auf ihre relative 
Stellung (innerhalb der gesamten Industrie) hinsichtlich der Arbeitsproduktivität, 
Kapitalintensität, Lohnquote und Kapitalrentabilität betrachten. Zunächst untersu- 
chen wir die Industriegruppen des Bergbaus (BB), der verarbeitenden Industrie (VI) 
und deren Untergruppierungen: Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien (GP), 
Investitionsgüterindustrien (IG), Verbrauchsgüterindustrien (VG) und Nahrungs- 
und Genußmittelindustrien (NG). 


Schaubild 5 
Entwicklung der Kapitalrentabilität in ausgewählten Industriegruppen 1960-1971 
vB, j Nahrungs- und Genußmittelindustrien =NG 
ve Investitionsgüterindustrien = IG 
90 Verarbeitende Industrie = VI 
Fr Verbrauchsgüterindustrien = VG 
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien = GP 


Bergbau=BB 
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Eigene Berechnungen auf Basis der Daten bei Krengel, R. u. a., a. a. O. 
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Im Schaubild 5 haben wir die Kapitalrentabilität dieser Industriegruppen in den 
60er Jahren berechnet. Eıstens ist auf einen Blick erkennbar, daß sich die Kapital- 
rentabilität zyklisch bewegt und in diesem Prozeß langfristig sinkt. Zweitens ist der 
besonders starke Abfall der Kapitalrentabilität in den Investitionsgüterindustrien, zu 
denen Branchen wie der Maschinenbau, der Straßenfahrzeugbau, die elektrotechni- 
sche Industrie usw. gehören, auffallend. Wir können dies damit erklären, daß in 
diesen Zweigen die Arbeitsproduktivität niedriger als im Durchschnitt der gesamten 
Industrie liegt und der Lohnanteil am Nettoproduktionsvolumen (Lohnstückko- ' 
sten) überdurchschnittlich hoch ist (113). Die unterdurchschnittliche Kapitalinten- 
sität hat den besonders starken Abfall der Kapitalrentabilität nicht aufhalten kön- 
nen. Drittens ist noch etwas auffallend am Verlauf der Kurven: Die aktuelle Höhe 
der Kapitalrentabilität in den einzelnen Industriegruppen liegt in Krisenzeiten näher 
zusammen als in Boomphasen. Wir wollen diesem Problem in diesem Aufsatz nicht 
weiter nachgehen, meinen jedoch, daß dieses Phänomen nur interpretierbar ist, 
wenn wir die Tendenzen zum Ausgleich der einzelnen Branchenprofitraten zur 
Durchschnittsprofitrate untersuchen, also die Probleme von Konkurrenz und Mono- 
pol in die Betrachtung einbeziehen würden. 

Mit dieser zunächst noch groben Kennzeichnung der unterschiedlichen Bran- 
chenentwicklung können wir uns aber nicht zufriedengeben, da künftige Entwick- 
lungstendenzen wesentlich davon abhängen, aufgrund welcher Faktoren die Kapital- 
rentabilität fällt. Die Reaktionsmöglichkeiten des Kapitals sind schließlich verschie- 
den je nach den Ursachen, die für das Fallen der Kapitalrentabilität verantwortlich 
sind. Prinzipiell kann sie fallen infolge einer ansteigenden Kapitalintensität, einer 
fallenden Arbeitsproduktivität bzw. einem Auseinanderklaffen der Wachstumsraten 
von Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität oder einer ansteigenden Lohnquote 
bzw. steigenden Lohnstückkosten. Wenn wir diese Faktoren kombinieren, so Kön- 
nen wir die Hauptgründe für die absinkende Kapitalrentabilität herausfinden. Bei 
der Untersuchung der wichtigsten Branchen stellte sich folgendes Ergebnis heraus: 

Erstens: Nur in drei Branchen verbesserte sich in den 60er Jahren die Kapital- 
rentabilität, nämlich in der Chemieindustrie, der Mineralölverarbeitung und der 
Kunststoffverarbeitung. Hier spielten sicherlich auch Extraprofite eine Rolle, die 
diese Industriezweige auf sich ziehen konnten infolge ihrer Sonderstellung im Re- 
produktionsprozeß des Kapitals (Branchengruppe III). 

Zweitens: Bei fast allen Branchen, die im Jahre 1960 in der Kapitalverwer- 
tung noch über dem Durchschnitt der Industrie lagen, und die bis zum Jahre 1971 
unter den Durchschnitt abgesunken sind (Branchengruppe I), zeigt sich eine gleich- 
artige Konstellation: die Kapitalintensität und die Arbeitsproduktivität liegen unter 
dem Durchschnitt der Gesamtindustrie, die Kapitalproduktivität ist überdurch- 
schnittlich hoch, ebenso aber auch die Lohnquote mit dem Resultat, daß die Kapi- 
talrentabilität im Verlauf der 60er Jahre niedriger als der Durchschnitt geworden 


113 Wir verweisen hier nochmals darauf, daß bei der Berechnung der Lohnstückkosten die 
Lohnentwicklung nicht deflationiert worden ist und daher notwendig eine Verfälschung 
der Lohnstückkosten entsteht. Dennoch ist es möglich, in diesem Zusammenhang die 
Lohnstückkosten zu benutzen, da ja dieses Problem alle Branchen betrifft und daher die 
Vergleichsmöglichkeit, um die es uns hier geht, hergestellt ist. 
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ist. Bezeichnenderweise lagen alle diese Branchen — Stahl- und Leichtmetallbau, 
Maschinenbau, feinmechanische und optische Industrie, feinkeramische Industrie, 
Glasindustrie, Lederindustrie sowie die Investitionsgüterindustrie in ihrem Durch- 
schnitt - noch im Jahre 1960 über dem Durchschnitt der Kapitalrentabilität der 
Gesamtindustrie. Wenn man noch diejenigen Industriezweige dieser Gruppen hinzu- 
zählt, deren Kapitalproduktivität unterdurchschnittlich ist, die daher auch schon 
1960 unter dem Schnitt der Kapitalverwertung lagen (Textilindustrie und Schiff- 
bau), dann haben wir eine relevante Gruppe von Industriezweigen, deren Kapital- 
rentabilität überdurchschnittlich stark gefallen ist, weil die Lohnstückkosten sehr 
hoch liegen. Infolge der hohen Lohnquote suchen diese Zweige ihr Heil vor allem in 
einer Senkung des Lohnanteils. 

Drittens: Daneben gibt es noch eine Reihe anderer Industriezweige, bei denen 
die Senkung der Kapitalrentabilität aus verschiedenen Gründen — wegen einer ho- 
hen und steigenden Lohnquote, wegen sehr rasch forcierter Kapitalintensivierung 
oder zu langsam steigender Arbeitsproduktivität — eingetreten ist. Hier müßten ins 
Einzelne gehende branchenspezifische Untersuchungen, die wir hier nicht durchfüh- 
ren können, mehr Aufschluß geben. 


Schaubild 6 


Bewegung der Kapitalrentabilität in einigen Branchen der westdeutschen Wirtschaft 
von 1960bis 1971 == mn m ee 
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STB = Stahl- und Leichtmetalibau; FO = Feinmechanik und Optik; LED = Lederindustrie; MB = 
Maschinenbau; FK = Feinkeramische Industrie; TEXT = Textilindsutrie; SCHB = Schiffbau; FB = 
Straßenfahrzeugbau; EST = Eisen- und Stahlindustrie; NE-M = NE-Metallindustrie; K-V = Kunst- 
stoffverarbeitung; MINV = Mineralölverarbeitung; CHEM = Chemieindustrie; G] = Gesamte Indu- 
strie 


Quelle: 
Eigene Berechnungen auf Basis der Daten von Krengelu. a., a. a. O. 
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Anhand des Schaubildes 6 läßt sich diese Unterschiedlichkeit der Branchenentwick- 
lung verdeutlichen. Wir haben die untersuchten Branchen in drei Gruppen einge- 
teilt. In der Gruppe I befinden sich alle Branchen, deren Kapitalrentabilität in der 
Dekade von 1960 bis 1970 überdurchschnittlich fällt bei unterdurchschnittlicher 
Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität, zum Teil überdurchschnittlicher Kapi- 
talproduktivität, aber relativ hohen Lohnstückkosten. In der Gruppe II befinden 
sich die wichtigsten Branchen mit vergleichsweise niedriger Kapitalrentabilität, aber 
dabei hoher Kapitalintensität, so daß hier die Senkung der Kapitalrentabilität vor 
allem an der Kapitalintensivierung liegt. Die fett ausgezogene Linie im Schaubild 
der Branchengruppe I bezeichnet den Durchschnitt der gesamten Industrie. In der 
Branchengruppe III schließlich befinden sich alle Branchen, die in der vergangenen 
Dekade einen Anstieg der Kapitalrentabilität verzeichnen konnten. Es sind dies alles 
Branchen mit vergleichsweise hoher Arbeitsproduktivität und niedrigem Lohnanteil. 

Unser Interesse konzentrieren wir auf die erste Gruppe von Industriezweigen, 
bei denen — um es zu wiederholen — die Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität 
unter dem industriellen Durchschnitt liegen, die Kapitalproduktivität als kombinier- 
ter Ausdruck nicht unbedingt negativ sein muß und die Lohnquote überdurch- 
schnittlich hoch ist. Offensichtlich liegt dann die negative Entwicklung der Kapital- 
rentabilität vor allem an den stark gestiegenen Lohnstückkosten. Jedenfalls sieht es 
so vom einzelkapitalistischen Standpunkt aus. Nun bestehen prinzipiell zwei Mög- 
lichkeiten, um dieses Problem zu bewältigen, nämlich einmal die Lohnkosten durch 
Rationalisierung, d. h. unter den gegebenen Umständen Erhöhung der Kapitalinten- 
sität einzusparen, oder aber in Regionen auszuwandern, in denen die Lohnkosten 
aufgrund besonders niedriger Löhne sehr gering sind. Allerdings sind hier zwei 
„Iypen“ von Branchen aufgrund ihres unterschiedlichen Arbeitsprozesses zu unter- 
scheiden: diejenigen Branchen mit hohem Lohnkostenanteil und gleichzeitig hohem 
Anteil von hochqualifizierten Arbeitskräften und diejenigen Branchen mit hohem 
Lohnkostenanteil und gleichzeitig einer großen Zahl von nur gering qualifizierten 
Arbeitskräften. Insbesondere bei dieser zweiten Kategorie von Branchen, zu denen 
neben der Textilindustrie auch die elektrotechnische Industrie, z. T. der Straßen- 
fahrzeugbau, die feinmechanische und optische Industrie, die Lederindustrie gehö- 
ren, spielt denn auch die jüngst zu beobachtende Entwicklung zum Export nicht 
nur von Warenkapital, sondern auch von Geldkapital zur Anlage in sogenannten 
Niedriglohnländern eine wichtige Rolle. Ohne jetzt auf die darin angelegten Proble- 
me genauer eingehen zu können, sollen nur einige der in unserem Zusammenhang 
wichtigen Tendenzen aufgezeigt werden. 

Den einzelnen Kapitalen scheint es so, als ob der Fall der Kapitalrentabilität 
vor allem an den sehr stark angestiegenen Lohnstückkosten liege. Der von uns 
hervorgehobene Zusammenhang zwischen Steigerung der Arbeitsproduktivität, Er- 
höhung der Mehrwertrate und Zunahme des Anteils des unproduktiven Sektors ist 
dem einzelnen Kapital verborgen. So wird es versuchen, sich dem „Kostenfaktor“ 
hohe Löhne, an denen nach seiner Vorstellung die Misere verschlechterter Verwer- 
tungsbedingungen liegt, zu entziehen. Dabei spielen nun je nach der Verflechtung in 
den Weltmarkt zwei „Strategien“ eine Rolle. Wenn westdeutsche Kapitale gegen- 
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über Konkurrenten aus anderen Ländern in den Preisen nicht mithalten können, 
weil in den Marktpreis des Produkts — bei sehr arbeitsintensiver Produktion — hohe 
Löhne eingehen, die in anderen Ländern von dort produzierenden Kapitalen nicht 
gezahlt zu werden brauchen, dann wird zunächst einmal der Ruf nach „Schutz vor 
der ausländischen Konkurrenz“ laut. Handelsbeschränkungen, effektive Schutzzöl- 
le, Protektion durch verschiedene Subventionsformen sind dann Mittel, um die 
Konkurrenzfähigkeit, wenn schon nicht auf dem Weltmarkt, so doch auf dem inne- 
ren Markt herzustellen. Die Angaben über die effektiven Schutzzölle in West- 
deutschland zeigen denn auch eine Korrelation zwischen effektiven Handelshemm- 
nissen und der Bedeutung der Lohnkosten in den einzelnen Industriezweigen. So 
beträgt der effektive Zollschutz für die Produkte der Textilindustrie ca. 21v.H., 
der Bekleidungsindustrie ca. 22 v. H., der NE-Metallindustrie ca. 25 v. H. Ohne die- 
se Schutzmaßnahmen würde sicherlich die Kapitalrentabilität in den genannten 
Zweigen noch niedriger sein. Aber noch etwas kommt hinzu und bezeichnet die 
Widersprüchlichkeit der Situation: Die einen Branchen des westdeutschen Kapitals 
sind auf hohe Exportquoten angewiesen; die anderen Branchen dagegen müssen sich 
vor „Billigimporten“ durch Handelshemmnisse schützen. Auf die Dauer aber wer- 
den durch die Verhinderung von Importen auch die Exporte gefährdet, da durch 
sie — wenn auch nicht allein — die Zahlungsunfähigkeit anderer Länder herbeige- 
führt wird. Bei Abschaffung der Handelshemmnisse aber geraten die betreffenden 
westdeutschen Branchen in ökonomische Krisen. 

Daher wird die andere Strategie umso wichtiger, nämlich die Produktion der 
Waren selbst in sogenannte Niedriglohnländer zu verlagern. Für die BRD scheint uns 
die Annahme plausibel, daß einige traditionelle Industriezweige wie die Textilindu- 
strie, Bekleidungsindustrie, Lederverarbeitung, Teile der feinmechanischen und op- 
tischen Industrie und der elektrotechnischen Industrie ohne effektiven Zollschutz 
den Standort in Westdeutschland gegenüber der Konkurrenz aus sogenannten 
Niedriglohnländern Kaum werden verteidigen Können. Denn die Möglichkeiten einer 
weiteren kostensparenden Subsitution von Arbeit durch Kapital bleibt so lange 
begrenzt, wie aufgrund der sehr niedrigen Löhne in manchen Regionen der Erde 
eine sehr arbeitsintensive Produktionsweise ökonomische Vorteile bringt. So ist es 
in den nächsten Jahren wahrscheinlich, daß der seit 1969 verstärkt zu beobachtende 
- Trend, auch Geldkapital zum Zweck der Errichtung von Produktionsstätten in 
Niedriglohnländern zu exportieren, sich fortsetzen wird. Insbesondere werden fol- 
gende Produktionen am ehesten betroffen, weil der Anteil der Lohnkosten bei der 
Fertigung sehr hoch ist: Textilien, Bekleidungsartikel, elektrotechnische und elek- 
tronische Produkte, feinmechanische und optische Produkte. Die Ansiedlung der 
diese Produkte herstellenden Industrien erfolgt konzentriert in einzelnen Regionen 
der Erde, in Südostasien, in den sogenannter „freien Industriezonen“ etwa in 
Südkorea und Taiwan, Singapur oder Mexiko. 

Diese Tendenzen deuten an, daß sich auf die Dauer neue Branchenstrukturen 
durchsetzen werden. Arbeitsintensive Produktionsprozesse werden tendenziell in 
Niedriglohnländer verlagert, wohingegen kapitalintensive Produktionsprozesse in 
den hochentwickelten kapitalistischen Ländern bleiben werden. So schreibt Ger- 
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hard Fels, „daß eine Branche in der Arbeitsteilung um so wettbewerbsfähiger ist, je 
kapitalintensiver sie produziert, weil bei kapitalintensiver Produktion das Lohnge- 
fälle wenig relevant ist... Die Entwicklungsländer haben dagegen Wettbewerbsvor- 
teile bei Produktionen, die wenig Sachkapital und weniger qualifizierte Arbeitskräf- 
te erfordern als andere Produktionen (114). Aus dem folgenden Schaubild 7 läßt 
sich die Struktur der Branchen entsprechend ihrer Rangfolge in der Kapitalintensi- 
tät und den Lohnstückkosten ersehen. Auf den ersten Blick fällt auf, daß Kapital- 
intensität und Lohnstückkosten hochgradig negativ korrelieren, d.h. daß einer ho- 
hen Kapitalintensität ein relativ niedriger Lohnanteil am Nettoproduktionsvolumen 
und umgekehrt entspricht. Dies läßt sich damit erklären, daß in der Regel Kapital- 
intensität und Arbeitsproduktivität positiv korrelieren. Eine hohe Arbeitsprodukti- 
vität bedeutet ja, daß aufgrund der zu Marktpreisen bewerteten Gebrauchswertmas- 
se der Anteil der Löhne am Produktionsergebnis (in unserem Zusammenhang: Net- 
toproduktionsvolumen) relativ gering ist. Von einer hohen Arbeitsproduktivität in 
einer Branche und dem ihr (wie dargestellt) entsprechenden niedrigen Lohnanteil 
am Nettoproduktionsvolumen kann jedoch keineswegs auf eine dementsprechend 
hohe Branchenmehrwertrate geschlossen werden, wie es z.B. bei Zschocke ge- 
schieht (115). Die Mehrwertrate kann nur gesamtgesellschaftlich bestimmt werden 
durch die Reproduktionskosten der Arbeitskraft, d.h. die Produktivitätsentwick- 
lung in der Gesamtwirtschaft. Wenn man aber von der Gesamtwirtschaft ausgeht, 
dann müssen notwendig Überlegungen zum Verhältnis von produktiver und unpro- 
duktiver Arbeit angestellt werden, wie wir es in Teil 3.3.2 versucht haben. 
114 G. Fels, Der Wandel der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung und seine Konsequenzen für 
die Branchenstruktur der westdeutschen Wirtschaft, in: WSI-Studien, Nr. 22, Köln 1973, 
Ss.17 
115  H. Zschocke, a. a. O., S. 102 £. 
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Schaubild 7 
Korrelation von Kapitalintensität und Lohnstückkosten in der westdeutschen Indu- 
strie 


Hohe X-Intensität, Nieäiriges w Hohe X-Intensität, hohes w 


QUADRANT I 


Niedrige K-Intensität, niedr, w Niedrige K-Intensität, hohes w 


Kapitalintensität 


QUADRANT IV 
QUADRANT III 
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Legende der Abkürzungen der Industriezweige: MINV = Mineralölverarbeitung; NG = Nahrungs- 
und Genußmittelindustrien; CHEM = Chemieindustrie; ST E = Industrien der Steine und Erden; 
SH = Sägewerke und holzbearbeitende Industrie; ZP = Holzschliff, Zellstoff usw.; BB = Bergbau; 
LED = Lederindustrien; E ST = Eisen- und Stahlindustrie; TEXT = Textilindustrie; H-V = Holzver- 
arbeitung; ESBM = Eisen-, Blech-, Metallwarenindustrie; P-V = Papierverarbeitung; DV = Drucker- 
eien; ELT = Elektrotechnische Industrie; KA = Gummi- und Asbestverarbeitung; BEKL = Beklei- 
dungsindustrie; FK = Feinkeramik; FO = Feinmechanische und optische Industrie; NE-M = Nicht- 
eisen-Metallindustrie; SCHU = Schuhindustrie; MB = Maschinenbau; LB = Luftfahrzeugbau; STB = 
Stahl- und Leichtmetallbau; SCHB = Schiffbau; FB = Straßenfahrzeugbau; K-V = Kunstoffverar- 
beitung 


Quelle: 


Eigene Berechnungen, Daten von R. Krengel u. a., a. a. O.; w = Lohnstückkosten 


136 


Von den vier Quadranten sind nur der erste und dritte für uns interessant. Wenn die 
bezeichneten Tendenzen einer über den Außenhandel vermittelten Umstrukturie- 
rung der Branchen wirksam werden, dann dürften vor allem diejenigen Branchen 
betroffen sein, die im dritten Quadranten liegen, also einen vergleichsweise hohen 
Lohnanteil bei gleichzeitig relativ niedriger Kapitalintensität aufweisen. Dies gilt 
natürlich nur ungefähr; näheren Aufschluß kann man nur durch eine ins Einzelne 
gehende Branchenanalyse gewinnen. Es kann auch sein, daß wie in der optischen 
Industrie Westdeutschlands schon geschehen, nur die arbeitsintensiven Teile der 
Produktion ausgelagert werden, während die kapitalintensiven und hohe Qualifika- 
tionen erfordernden Prozesse in Westdeutschland weiter betrieben werden (116). 

Die Konsequenzen dieser Umstrukturierungstendenzen für die Arbeiterklasse 
sind bereits jetzt abzusehen. Erstens entstehen dadurch Tendenzen branchenspezifi- 
scher und regionaler Arbeitslosigkeit. Zweitens wird dadurch auf die Löhne Druck 
ausgeübt. Drittens werden damit Dequalifizierungs- und Requalifizierungsprozesse 
EIZwUungen. 


4. Die gegenwärtigen Bedingungen der Kapitalakkumulation in der BRD 


Nachdem wir die Tendenzen der Kapitalakkumulation in den vergangenen Jahren 
herausgearbeitet haben, können wir versuchen, die grundlegenden Entwicklungs- 
trends der nächsten Jahre anzugeben. Damit beanspruchen wir keineswegs, eine 
Prognose der Kapitalentwicklung aufzustellen, vielmehr geht es uns darum, die 
ökonomischen Zwänge herauszuarbeiten, vor denen die Arbeiterbewegung und die 
politischen Organisationen der Arbeiterklasse in Westdeutschland stehen, sowie ihre 
Handlungsspielräume materialistisch zu bestimmen. Wir werden dabei so vorgehen 
: wie bisher und die Faktoren untersuchen, die auf die Bewegung der Kapitalrentabi- 
lität Einfluß haben. Schon aus den Ergebnissen dieser Untersuchung lassen sich 
bestimmte Schlußfolgerungen hinsichtlich der Handlungsspielräume ziehen. Zur 
weiteren Konkretion aber wird es notwendig sein, die Untersuchung auf weitere 
Aspekte und Bereiche auszudehnen — ein Unterfangen, dessen Notwendigkeit wir 
anhand der Beschreibung von offenen Problemen klarmachen können, ohne in die- 
sem Artikel diese Ansprüche einzulösen. 

1. Die langfristige Steigerung der Kapitalintensität,die in entscheidendem Aus- 
maß den langfristigen Trend der Kapitalverwertung in Westdeutschland bestimmt 
hat, wird auch weiterhin entscheidend für die Entwicklung des Kapitals bleiben. 
Dies resultiert nicht allein aus den besonderen Bedingungen der Kapitalentwicklung, 
die vor allem in der BRD herrschen — darauf gehen wir gleich ein —, sondern aus 
immanenten Gesetzen der Produktionsweise. Denn das Kapital stellt sich der Lohn- 
116  Bekanntestes Beispiel hierfür ist Rollei. Während die technische Entwicklung und andere 

Prozesse, die hochqualifiziertes Personal erfordern, in Westdeutschland betrieben wer- 

den, erfolgt die arbeitsintensive Produktion unter günstigen Lohnverhältnissen in Singa- 

pur. Die dort produzierten Kameras sind nicht für den nah- und fernöstlichen, sondern 


vor allem für den westdeutschen Markt bestimmt, Die Billigkeit der Arbeitskräfte macht 
demzufolge sogar die zusätzlichen Transportkosten wett. 
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arbeit in der seiner Begrifflichkeit entsprechenden stofflichen Form der „großen 
Industrie‘ der Maschinerie, also als konstantes Kapital gegenüber. Damit macht es 
sich unabhängig von allen Begrenztheiten der Arbeitskraft, seien sie nun psychischer 
oder physischer Natur oder resultierten sie aus dem sozialen Charakter der Arbeit, 
der nicht voll vom Kapital beherrschbar ist. Denn das Kapital ist ein gesellschaftli- 
ches Verhältnis und wenn auch das Kapital Subjekt der Bewegung in der Kapitalisti- 
schen Produktionsweise ist, so ist es doch kein von den Interessen und Kämpfen der 
Lohnarbeiterklasse autonomes Subjekt. Diese Autonomie versucht es sich ja gerade 
in der tendenziellen Substitution von Arbeit durch Kapital zu verschaffen; denn die 
Maschinerie kennt keine Psyche, Arbeitszeitbegrenzungen sind ihr fremd und 
Streiks erst recht. So kommt es, daß prinzipiell das Kapital, indem es durch Substi- 
tution von Lohnarbeit durch Kapital dem Widerspruch und den besonderen Interes- 
sen der Arbeiterklasse entgehen will, einen neuen Widerspruch produziert, der sei- 
nen Ausdruck als ansteigende technische Zusammensetzung des Kapitals oder als 
ansteigende Kapitalintensität findet. 

Diese allgemeine Tendenz findet in den kommenden Jahren in Westdeutsch- 
land sicherlich keine bedeutsame historische Gegenwirkung — es sei denn eine tiefe 
ökonomische Krise, die radikal und gewaltsam die sonst nicht wirksamen Gegenten- 
denzen mobilisieren würde. Wenn wir davon zunächst einmal absehen, ergibt sich 
folgendes Bild: 

Erstens scheint es, daß sich die Organisation des Produktionsprozesses nicht 
so bedeutend verändern läßt, daß auf diese Weise der notwendige Kapitalvorschuß 
für konstantes Kapital entscheidend verringert werden könnte (117). 

Zweitens wird sich auch zukünftig dem Kapital gegenüber der Zwang zur 
„Substitution“ von Arbeitskraft durch Maschinerie durchsetzen; denn das Arbeits- 
volumen wird nur geringfügig steigen (118), während zusätzlich eine zunächst hohe 
Lohnrate Rationalisierungsinvestionen verstärkt als „ökonomisch sinnvoll‘ erschei- 
nen lassen wird. Die Produktivitätssteigerungen werden sich daher nur durch die 
Erhöhung der Kapitalintensität erreichen lassen, d.h. durch die Anwendung ‚,‚ar- 
beitssparender‘ Methoden im Produktionsprozeß (119). 

Drittens, und dieser Faktor betrifft nicht nur das fixe Kapital, sondern das 
Konstante insgesamt, wird der Teil des konstanten Kapitals, der für den Kauf von 
Rohstoffen und Energie aufgebracht werden muß, angesichts der weltweit steigen- 
den Rohstoffpreise in den nächsten Jahren nicht zurückgehen (120). Die steigenden 
Rohstoffpreise erlangen für das Kapital in den Metropolen also nicht nur dadurch 
Bedeutung, daß Milliardenbeträge von Geldkapital und Zahlungsmitteln in die Ver- 


117 Vgl. RKW-Forschungsprojekt, 7 Bericht, a. a. O., S.82: „(Man kann) ... in der Regel 
davon ausgehen, daß dann (unter bestimmten technischen Bedingungen, d. Verf.) der 
Produktionsablauf derart rationell gestaltet wird, daß keine organisatorischen Fortschrit- 
te mehr erzielt werden können.“ Andererseits ist nach dem RKW-Berichtsband das tech- 
nische Niveau (der Mechanisierungsgrad) wiederum wesentlich abhängig von dem herr- 
schenden Lohnsatz. i 

118 Vgl. ebd.,$S.22£. 

119 Vgl. ebd., S. 36 

120 _Vgl. die Artikel von Masserrat und Tamassebi in: Probleme des Klassenkampfs 
Nr. 11/12 (1974) 
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fügung der rohstoffproduzierenden Länder fließen (insbesonders in die ölproduzie- 

renden Länder), was die Zahlungsbilanz der Verbraucherländer stark belastet, son- 

dern auch dadurch, daß die Auslagen für das konstante Kapital entsprechend steigen 
‘und folglich die organische Zusammensetzung erhöhen. (Auch die Produktionsko- 

sten der Arbeitskraft werden aus diesem Grunde steigen, weil die Preise von Roh- 
" stoffen, die in die Konsumtion der Arbeiterklasse eingehen, steigen.) 

2. Die Arbeitsproduktivität, so kann aus unseren bisherigen Überlegungen ge- 
schlossen werden, kann bei dem weiter herrschenden Zwang zur Kapitalintensivie- 
rung der Produktion sicherlich nicht in einem solchen Maße angehoben werden, daß 
der negative Effekt der Steigerung der Kapitalintensität auf die Kapitalrentabilität 
ausgeglichen werden könnte. D.h. kapitalaufwendige Methoden zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität werden auch in den 70er Jahren bestimmend sein. Denn ein- 
mal ist eine arbeitsorganisatorische „Optimalisierung‘‘ des Produktionsprozesses, die 
sowohl die ökonomische Anwendung von c (konstantem Kapital) als auch die In- 
tensivierung der Arbeit umfaßt, nicht unbegrenzt möglich. Gerade neuere Untersu- 
chungen haben ergeben, daß beim „vorherrschenden Mechanisierungsgrad‘“ Grenzen 
für die Zunahme der Arbeitsproduktivität sichtbar werden (121), während eine wei- 
tere Intensivierung der Arbeit sowohl wegen der Grenze der physischen Belastbar- 
keit der Arbeiter als auch wegen der Abwehrkämpfe der Arbeiter gegen verschlech- 
terte Arbeitsbedingungen unmöglich wird. Auch wird in den 70er Jahren der soge- 
nannte Struktureffekt ohne große Bedeutung bleiben (122). Dagegen wird mit der 
Steigerung der Kapitalintensität, die zugleich eine Steigerung der „FixKostenantei- 
le“ einschließt, wenn auch der „Kapitalaufwand pro Produkteinwand“ steigt bzw. 
die Kapitalproduktivität sinkt (was für die 60er Jahre von uns nachgewiesen wurde), 
die kontinuierliche Vollauslastung der Kapazitäten noch dringlicher als früher (123). 
Gerade die absinkende Kapazitätsauslastung in einzelnen Branchen, zyklisch zur 
Zeit noch verstärkt, wird in den nächsten Jahren (124) die Steigerung der Arbeits- 
produktivität beschränken. j 

3. Resultat dieser Prozesse wird mit großer Wahrscheinlichkeit eine auch wei- 
terhin absinkende Kapitalproduktivität sein. Damit diese nicht negativ auf die Kapi- 
talrentabilität durchschlägt, bleibt dem westdeutschen Kapital nur der Ausweg, die 
Lohnstückkosten zu senken. Diesen Zusammenhang kann man auch anders aus- 
drücken: Wenn eine Erhöhung der Mehrwertrate mit Hilfe der ansteigenden Produk- 
tivkraft der Arbeit in den 70er Jahren schwieriger als den Jahren zuvor sein wird, 
um die notwendig steigende organische Kapitalzusammensetzung zu kompensieren, 
dann wird das Kapital darau® zurückkommen müssen, die Mehrwertrate durch poli- 
tische Eingrenzung der Lohnrate zu erhöhen. Dieser allgemeine Zusammenhang ist 
es, der die vielfältigen Maßnahmen der Einkommenspolitik — von der „konzertier- 
ten Aktion“ über die Mobilisierung der bürgerlichen Öffentlichkeit gegen die Ge- 
121  Vel. RKW-Berichtsband, a. a. O., S. 82 (vgl. FN 117) 

122 Vgl. RKW-Forschungsprojekt, Bd. 2, a. a. O., S. 58 
123 RKW-Berichtsband, a. a. O., S. 122: Durch den gestiegenen „Fixkostensockel“ stellt sich 
„die Forderung nach Vollauslastung der Anlagen... noch dringlicher als früher.‘ Vgl. 


auch unsere Ausführungen zur Weltwirtschaftskrise. 
124 Vgl. Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Oktober 1974 
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werkschaften, polizeiliche Unterdrückung von Streikbewegungen bis zur staatlichen 
Steuerpolitik — begründet. 

4. Wenn wir sagten, daß die Profitrate bzw. die Kapitalrentabilität in den 
vergangenen Jahren gefallen ist und weiter fallen wird, so gilt dies keineswegs für die 
Profitmasse. Die hohe Ausbeutungsrate der Lohnarbeiter sorgte schließlich dafür, 
daß die von den produktiven Lohnarbeitern produzierten Profite schnell zunahmen. 
Wenn man die Steigerung der Bruttogewinne errechnet, so erreichen sie 
gegenüber 1950 (= 100) im Jahre 1960 einen Wert von 176 und 1970 einen Wert 
von 551, d.h. sie erhöhten sich um mehr als das fünffache. Angesichts dieser Ent- 
wicklung könnte davon gesprochen werden, daß die „Profitmasse die Profitrate 
aufwiege“ und daher. für die Einschätzung der künftigen Entwicklungstendenzen des 
westdeutschen Kapitals weniger die zu erwartende Profitratenentwicklung als die 
Entwicklung der Profitmasse relevant wäre. Diese Annahme trifft jedoch nur be- 
schränkt zu. Denn nur bereits bestehende große Kapitale können sich evtl. mit der 
Profitmasse zufriedengeben, ohne die eigene Verwertungssituation mit anderen Ka- 
pitalen vergleichen zu müssen. Ein Vergleich aber erfordert immer den Bezug des 
Resultats — Profitmasse — auf den Aufwand, um es zu erreichen (gesamter Kapital- 
vorschuß), d. h. die Zugrundelegung der Profitrate. 

Wenn ein einzelnes Kapital aber alternative Verwendungsmöglichkeiten für 
aus dem produzierten Profit akkumulierbare Fonds kalkuliert, dann wird die Profit- 
rate wieder wichtig; sie ist und bleibt unter kapitalistischen Verhältnissen „das 
belebende Feuer der Produktion“. Große Kapitale, bei denen die Profitmasse die 
Profitrate noch aufwiegen mag, akkumulieren noch in begrenztem Umfang. Die 
Widersprüche werden mit dem verlangsamten Akkumulationstempo allerdings eher 
verschärft; denn die Klassenwidersprüche spitzen sich dann zu. Wenn aber die Pro- 
fitrate so sehr fällt, daß aus der wachsenden Profitmasse keine Zusatzkapitale mehr 
zur bisherigen Profitrate industriell angelegt werden können, dann erscheint Kapital 
als überschüssig, als „‚überakkumuliert“. 

Bevor darauf eingegangen werden kann, muß eine Erscheinung wenigstens 
benannt werden, die mit der wachsenden Profitmasse zusammenhängt. Wie wir 
gesehen haben, ist der Kapitalaufwand pro Arbeitsplatz enorm angestiegen. Damit 
war notwendigerweise ein gewaltiger Konzentrations- und Zentralisationsprozeß 
von Kapital verbunden, der vor allem nach der Krise von 1966/67 ein bis dahin 
noch nicht erreichtes Ausmaß angenommen hat. Die Konzentration und Zentralisa- 
tion von Kapital drückt sich einmal in der langfristigen Tendenz darin aus, daß der 
Anteil der selbständigen Kapitalisten an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen konti- 
nuierlich abnimmt, nämlich von 31,6v.H. im Jahre 1950 auf 15,6v.H. im Jah- 
re 1972. Fast 85 v.H. aller Erwerbspersonen sind also Lohnarbeiter, deren produk- 
tiver Teil eine steigende Profitmasse produziert. Zum anderen haben auch die Kon- 
zentrations- und Zentralisationsprozesse eine zyklische Verlaufsform. Dies ist eine 
Konsequenz der Tatsache, daß mit Konzentrationsmaßnahmen das Kapital Verwer- 
tungsschwierigkeiten zu bereinigen versucht. Begleiterscheinungen und Ausdrucks- 
formen der Konzentration und Zentralisation sind daher regelmäßig Rationalisie- 
rungen in Produktion und Zirkulation, Betriebsstillegungen, um Produktionspro- 
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gramme zu „bereinigen“, Pleiten und Betriebsübernahme durch größere Konzerne, 
d.h. Prozesse von Kapitalvernichtung, Produktionsverlagerungen in andere Regio- 
nen. Zum dritten ist hier entscheidend, daß die Tendenz der Konzentrations- und 
Zentralisationsprozesse über die nationalen Grenzen hinaus und zur Internationali- 
sierung von Produktion und Zirkulation führt. Es entstehen auch in Westdeutsch- 
land international agierende Konzerne — mit den entsprechenden Konsequenzen für 
den Gesamtreproduktionsprozeß des Kapitals (125). Eine wesentliche Erscheinung 
wird sein, daß mit der Internationalisierung des Kapitals die Unterschiede der natio- 
nalen Reproduktionsräume, insbesondere die Unterschiede in der Lohnhöhe, in der 
Steuergesetzgebung, in der Höhe des Zinsfußes, ausgenutzt werden, um insgesamt 
auf das in verschiedenen Nationen vorgeschossene Kapital eine höhere Profitrate zu 
beziehen, als es bei nur national begrenztem Aktionsfeld möglich wäre. 

Damit sind wir bereits bei den Konsequenzen der sinkenden Kapitalrentabili- 
tät, die sich in den 60er Jahren schon andeuteten aber in den 70er Jahren eine 
stärkere Bedeutung erlangen werden. In diesem Zusammenhang wollen wir nur auf 
vier Punkte eingehen, nämlich auf die zyklische Verlaufsform der Akkumulations- 
bewegung, auf die Tendenzen zum Geldkapitalexport, die Entstehung einer indu- 
striellen Reservearmee Einkommenspolitik die Verwertung des Kapitals weiterhin 
sicherzustellen. 


4.1 Akkumulationsbewegung und Krisenzyklus 


Die zyklischen Krisenerscheinungen, die auch in den 50er und in der ersten Hälfte 
der 60er Jahre in bezeichnender Regelmäßigkeit, allerdings nur als Abschwächung 
des Wachstums auftreten, haben sich bis zur manifesten Krise verstärkt. Die Rezes- 
sion von 1966/67 war nach unserer Interpretation deshalb so stark, weil die dem 
Profitratenfall entgegenwirkenden Tendenzen nur noch durch eine tiefgreifende 
„Bereinigung“ der Verwertungsschwierigkeiten zeitweise mobilisiert werden konn- 
ten. Anhand des ausführlichen Zitats des Sachverständigenrates (im Abschnitt 
3.3.3) haben wir die wichtigsten durch die Krise bewirkten Bereinigungsprozesse 
aufgezeigt. Auch aus den statistischen Angaben läßt es sich entnehmen, daß die 
Krise die Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität beschleunigte, das Wachstum der 
Kapitalintensität verlangsamte und die Lohnstückkosten zeitweise senkte. Alles in 
allem ergab sich daraus — wie aus Schaubild 3 leicht ersichtlich — eine positive Wir- 
kung auf die Kapitalrentabilität. Kein Wunder also, daß nach der Krise ein neuer 
ungestümer Boom der Kapitalakkumulation sich entfalten Konnte. Aber die grund- 
legenden Widersprüche der Kapitalakkumulation konnten nur reduziert, aber nicht 
aufgehoben werden und so mußte notwendig der Aufschwung in eine Stagnations- 
phase und schließlich eine neue, schwerere Krise — die wir gegenwärtig erle- 
ben — überleiten. 

Dieser Krisenzyklus der Kapitalakkumulation Konnte so lange lediglich als 


125 Vgl.u.a. K. Busch, Multinationale Konzerne...,a.a. O. 
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eine Aufeinanderfolge von „Wachstumszyklen“ (126) erscheinen, wie die Wachs- 
tumsraten und die Kapitalrentabilität insgesamt hoch, d. h. aber die dem Wachstum 
zugrundeliegenden Widersprüche noch nicht zugespitzt waren. Seitdem die dem 
Profitratenfall entgegenwirkenden Tendenzen (hohe Ausbeutungsrate, Verringerun- 
gen der organischen Zusammensetzung des Kapitals, mobilisierbare Produktionsre- 
serven ohne größeren Kapitalvorschuß usw.) im Prozeß der Kapitalentwicklung 
selbst an Wirksamkeit eingebüßt haben, können sie nur noch in Krisen mobilisiert 
werden. Ein neuer Aufschwung hat somit die Krise zur Vorbedingung. Weil wir 
angeben können, um welche zu bereinigende Widersprüche es sich dabei handelt, 
können wir auch die grundlegende Verlaufsform der Krise angeben: Der Kapitalauf- 
wand muß gesenkt werden durch Vernichtung von Kapital sowohl in Gebrauchs- 
wertform (Betriebsstillegungen, Verschrottung von Anlagen usw.) als auch in Wert- 
form (Konkurse, Sonderabschreibungen, Preisverfall usw.); die Arbeitsproduktivität 
muß gesteigert werden durch Intensivierung der Arbeit, das in der Krise für das 
Kapital probateste Mittel, durch Rationalisierungen, sofern sei keine Neuanlage von 
Kapital erfordern; die Lohnstückkosten müssen gesenkt werden durch Reduzierung 
der Löhne, also durch „Senkung des Lebensstandards‘“ (127), durch Senkung be- 
trieblicher und überbetrieblicher sozialer Leistungen usw. Wie sich im einzelnen 
diese Prozesse entfalten werden, läßt sich allerdings nur schwer abschätzen. Denn 
dies hängt wesentlich ab von den staatlichen Eingriffen und den Reaktionen der 
Arbeiterklasse und ihrer Organisationen. 

Wenn unsere Analyse stimmt, daß in den 70er Jahren keine Möglichkeiten für 
das westdeutsche Kapital bestehen, ohne Kapitalintensivierung die Arbeitsprodukti- 
vität zu steigern, und auch die Lohnstückkosten nicht in genügendem Ausmaß zu 
senken sind, dann ist es nur wahrscheinlich, daß periodische Krisen entstehen. Nun 
ist eine ökonomische Krise nicht einfach eine Episode im Ablauf der Kapitalakku- 
mulation, sondern ein tiefgreifender Einschnitt nicht nur im Prozeß der Kapitalver- 
wertung, sondern in allen gesellschaftlichen Bereichen und Beziehungen. Die Erhöh- 
ung der Arbeitsproduktivität ist nicht nur eine ökonomische Formel, sondern ein 
realer Prozeß, der in die Arbeits- und Produktionsbedingungen hart eingreift. Die 
Senkung der Lohnstückkosten ist kein sachlicher Vorgang der Kostensenkung, son- 
dern beinhaltet eine Veränderung des Teilungsverhältnisses des produzierten Wert- 
produkts zugunsten des Kapitals und zu Lasten der Lohnarbeit. Dies kann daher 
nicht ohne soziale Auseinandersetzungen und Kämpfe abgehen. 


126 Vgl. etwa die Untersuchungen von Hopp, Wagner, Bombach. dem Sachverständigenrat, 
die von Wachstumszyklen sprechen. 

127 Vgl. Helmut Schmidt, zit. in der Frankfurter Rundschau vom 4.10.1974: Lebensstan- 
dard senken, „Die Völker der westeuropäischen Industriestaaten müssen nach Ansicht 
von Bundeskanzler Helmut Schmidt eine Senkung ihres Lebensstandards hinneh- 
men...“ 
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4.2  Weltmarkteinflüsse 


Daß die Krisenhaftigkeit des westdeutschen Kapitals, deren zyklische Verlaufsform 
wir hier umrissen haben und die ihre Ursache in den Tendenzen der Akkumulation 
in den 60er Jahren hat, noch nicht früher in stärkerem Maße hervorgetreten ist, 
verdankt das westdeutsche Kapital auch seiner starken Stellung auf dem Weltmarkt. 
Die starke Nachfrage nach westdeutschen Waren auf dem Weltmarkt bewirkte zu- 
nächst, daß die Kontinuität des Reproduktionsprozesses gewährleistet wurde, eine 
erweiterte Reproduktion und die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit durch 
die Ausdehnung der ausländischen Märkte für das westdeutsche Kapital möglich 
war, ohne daß eine solche Steigerung der Produktion von den Nachfrageverhältnis- 
sen begrenzt war. Dies wurde gerade dann deutlich, wenn in den zyklischen Krisen 
der nationale Markt sich verengte (wie etwa in der Krise 1966/67), während die 
ungebrochene Nachfrage nach westdeutschen Waren im Ausland das mögliche Aus- 
maß der Krisen reduzierten. Wir können diese Bedeutung des Weltmarkts für alle 
zyklischen Abschwünge in Westdeutschland feststellen. Diese starke Stellung ermög- 
lichte es dem westdeutschen Kapital auch, die Verteuerung der Rohstoffeinfuhren 
durch einen verstärkten Export von Waren zu bezahlen — auf Kosten der diese 
Waren importierenden Länder. Diese starke Stellung auf dem Weltmarkt wirkt sich 
auch in der aktuellen Krise (1974/75) „entschärfend“ aus, was sich besonders in 
einzelnen Branchen wie der Stahl- und der Chemieindustrie zeigt. So ist — trotz der 
Aufwertungen — 1973 der Exportüberschuß in Westdeutschland mit 33 Mrd DM 
höher als jemals zuvor seit 1967. Auch 1974 hält diese Tendenz an. Allein von 
Januar bis August 1974 betragen die Überschüsse der Handelsbilanz 32,8 Mrd DM. 

Für die hohen Exportüberschüsse und die absolut und relativ bedeutsame 
Produktion von Waren für den äußeren Markt sind zwei Momente maßgeblich: 
erstens profitable Produktionsbedingungen im Inland und zweitens günstige Reali- 
sierungsbedingungen auf dem Weltmarkt. Da, wie in unseren bisherigen Ausführun- 
gen dargestellt, die Produktionsbedingungen in der BRD sich aufgrund des fallenden 
Verwertungsgrades verschlechtert haben, die Realisierungsbedingungen für das west- 
deutsche Kapital auf dem Weltmarkt aber immer noch außergewöhnlich gut sind, 
macht sich seit Ende der 60er Jahre neben den starken Exporten auch eine Tendenz 
bemerkbar, überschüssiges Geldkapital zu exportieren in der Erwartung, darauf eine 
höhere Profitrate im Ausland als bei der Anlage im Inland beziehen zu können. 

Die verstärkte Anlage von Kapital im Ausland ist allerdings auch durch die 
„Verbilligung‘“ der Kapitalanlage im Ausland infolge der Aufwertungen der DM 
bewirkt worden (128). Darüberhinaus haben aber die veränderten Bedingungen der 
Profitproduktion in Westdeutschland eine Verschiebung in den Beziehungen zum 
Weltmarkt zur Folge gehabt. War bis Ende der 60er Jahre der Export von Warenka- 
pital allein dominierend, so setzt sich allmählich offenbar auch ein verstärkter Ex- 
port von anlagesuchendem Geldkapital durch. 


128 Der durchschnittliche Aufwertungssatz der DM gegenüber den Währungen der gesamten 


westlichen Welt Ende November 1973 im Vergleich zu Ende 1969 beträgt 22,4 v.H., 
gegenüber dem Dollar 39,8 v. H. und gegenüber dem Pfund Sterling 43,1 v.H. 
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Der Grund für diese Verschiebung ist die relative Verschlechterung der Mög- 
lichkeiten für Kapitalanlagen in Produktionssphären, in denen Waren für den Absatz 
auf dem inneren und äußeren Markt hergestellt werden. (Damit ist keineswegs 
gemeint, daß die Produktion von Waren bereits unprofitabel für das Kapital gewesen 
sei.) “ 

Denn neben der bisher vorherrschenden Motivation für Geldkapitalexporte, 
nämlich die Absicherung und Erweiterung von Exportmärkten zu gewährleisten, 
setzt sich seit Anfang der 70er Jahre die Tendenz stärker durch, die Produktions- 
prozesse selbst zu verlagern: Teile des Produktionsprozesses, die „kapitalintensiv“ 
sind, werden im Inland durchgeführt und andere Teile, die ‚„arbeitsintensiv“ sind, 
werden in sogenannten Niedriglohnländer verlagert. Eine solche Auslagerung kann 
nicht nur unter dem Aspekt der „internen“ Kapitalrentabilität betrachtet, sondern 
muß auch im Zusammenhang mit der internationalen Arbeitsteilung gesehen wer- 
den. Denn die Wirkung der Weltmarktkonkurrenz besonders auf jene Branchen, die 
zuvor bereits als „arbeitsintensiv“ charakterisiert wurden und in denen der Lohn ein 
relativ wichtiger Faktor im Kostpreis ist, verschärft die Rentabilitätskrise der Kapi- 
tale in diesen Branchen. Wie wir schon ausgeführt haben, ist die Annahme plausibel, 
daß, arbeitsintensive Industriezweige und/oder arbeitsintensive Produktionsbereiche 
(Teile der Textil- und Bekleidungsindustrie, Teile der ESBM-Verarbeitung, der fein- 
mechanischen und optischen Industrie, die lederverarbeitende Industrie) ihren 
Standort in der BRD kaum werden halten Können. Der relativ hohe Zolischutz und 
die vergleichsweise niedrigen Löhne — im Jahre 1970 betragen die Stundenlöhne für 
Arbeiter in Durchschnitt der gesamten Industrie 6,95 DM; im Bergbau 8,76 DM, in 
der elektrotechnischen Industrie 6,46 DM, in der feinmechanischen und optischen 
Industrie 6,05 DM, in der Lederverarbeitung 5,03 DM, in der Textilindustrie 
5,72 DM und in der Bekleidungsindustrie 4,94 DM (,„Frauenarbeit!‘) (129) — stel- 
len zwar einen gewissen Schutz vor der Weltmarktkonkurrenz der Niedriglohnländer 
dar. Da aber der Lohnanteil insgesamt gegenüber dem Anteil des Fixkapitals am 
Kostpreis sehr groß ist, machen Lohndifferenzen sehr viel aus. Die arbeitsintensiven 
Industriezweige sind deshalb eher als andere Branchen zum Standortwechsel ge- 
zwungen, weil in ihnen durch Lohneinsparungen — die Differenz des Lohnniveaus 
zwischen den entwickelten und unterentwickelten Ländern — die Kapitalrentabili- 
tät bei Auslagerung in ein „Niedriglohnland‘“ gehalten oder sogar erhöht werden 
kann. Soweit kapitalintensive Industriezweige ebenfalls ihre Produktion bzw. Teile 
dieser Produktion auslagern, hat dies seinen Grund darin, daß bei technisch ausge- 
reiften und standardisierten Produktionsverfahren die Arbeitsproduktivität nicht 
weiter (in großen Sprüngen) gesteigert werden kann, während die Produktionsver- 
fahren den Einsatz unqualifizierter Arbeit erlauben. Auch in diesen 
Bereichen — Elektrotechnik, optische und feinmechanische Industrie — soll eine 
Auslagerung der Produktion unter den genannten Bedingungen die Kapitalrentabili- 
tät erhöhen (129a). 


129 Stat. Jahrbuch 1971, S. 206, eigene Berechnungen 
129a Eine profitable Anlage von produktivem Kapital stößt dagegen innerhalb der industriali- 
sierten kapitalistischen Welt (der EG, USA und Japans) zunehmend auf Schwierigkeiten, 
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43  Überakkumulation und Arbeitslosigkeit 


Unsere Analyse hat gezeigt, daß sich für die BRD empirisch eine Tendenz zur 
Überakkumulation von Kapital aufzeigen läßt, die offensichtlich in anderen wichti- 
gen kapitalistischen Ländern ihr Pendant findet, dort noch verstärkt durch nationa- 
le Strukturkrisen, verschlechterte Stellung auf dem Weltmarkt (Devisenprobleme 
etc.) und verschärfte Klassenkämpfe. Unter Überakkumulation von Kapital ver- 
stehen wir hier nicht nur die Ausdehnung der Produktionskapazitäten im Verhältnis 
zu einer im geringerem Maße gewachsenen „effektiven Nachfrage“. Vielmehr ver- 
stehen wir darunter das Phänomen, daß eine zusätzliche Kapitalanlage abnehmende 
Profite bringt, die Kapitalverwertung sinkt, wodurch die Neuanlage von Kapital 
eingeschränkt wird und somit auch die ‚„‚Investitionsnachfrage“ stagniert oder sinkt, 
Geldkapital nicht zur produktiven Anlage verwandt wird, sondern auf den „Geld- 
und Kapitalmarkt“ fließt. Überakkumulation von Kapital ist daher nur die Kehrsei- 
te der fallenden Profitrate. Dies ist eine Umschreibung für einen Überfluß an Kapi- 
tal, das nicht mehr produktiv, weil nicht mehr zu einer „angemessenen“ Profitrate, 
angelegt werden kann, wenngleich große Konzerne weiter das Kapital aufgrund 
hoher Profitmassen, die sie auf sich vereinigen können, noch ausdehnen können. 
Überakkumuliertes Kapital existiert in allen Kapitalformen: 
— als nicht absetzbares Warenkapital (z. B. die nicht absetzbaren Autohalden in der 
BRD); 
— als nicht ausgelastetes Produktivkapital (so sind die Kapazitäten des westdeut- 
schen Kapitals in der zweiten Hälfte 1974 nur noch zu ca. 80 v. H. ausgelastet); 
— als überschüssiges „vagabundierendes“, da nicht in produktives Kapital zurückzu- 
verwandelndes Geidkapitl (dass z.B. auf dem Eurogeldmarkt als 
Spekulationsgeld existiert und einen permanenten Unruhefaktor auf den interna- 
tionalen Geldmärkten darstellt). 
Überakkumulation von Kapital schließt also die Veränderung der Reproduktionsbe- 


wenngleich durch die Verschiebung der Produktivitäten zwischen einzelnen Ländern 
durchaus noch in einzelnen Branchen der Kapitalexport sinnvoll sein wird bzw. sich erst 
noch entwickelt (Beispiele sind die seit einigen Jahren verstärkten Investitionen der 
Automobilindustrie und der Chemieindustrie in den USA und anderen hochentwickelten 
kapitalistischen Ländern). Diese Direktinvestitionen haben einen anderen Charakter als 
die Investitionen in Niedriglohnländern. Sie stellen keinen Versuch des Ausweichens vor 
hohen Löhnen dar, sondern sind der Versuch, erstens mit Produktionsstätten auf den 
Exportmärkten Fuß zu fassen im Falle, daß Handelshemmnisse den Warenexport ein- 
schränken, und zweitens angesichts der Ölpreissteigerungen die enorm angestiegenen 
Transportkosten zu verringern. Diese Kapitalexporte beruhen sozusagen auf „Gegensei- 
tigkeit“; denn andere kapitalistische Länder müssen, um auf dem westdeutschen Markt 
Positionen halten und ausweiten zu können, auch ebenfalls direkt investieren. Dies ist 
sogar gegenüber den westdeutschen Geldkapitalexporten die — zumindest quantita- 
tiv — bedeutsamere Existenz. Denn ebenso typisch wie die permanenten Exportüber- 
schüsse in der Handelsbilanz sind die permanenten Überschüsse von Geldkapitalimporten 
in der Kapitalverkehrsbilanz. Nur kann gegenüber der Globalentwicklung des Geldkapi- 
talverkehrs die neuere Tendenz des westdeutschen Kapitals zu Geldkapitalexporten zum 
Zwecke der Errichtung von Produktionsstätten in „Niedriglohnländern“ nicht vernach- 
lässigt werden. 
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ziehungen, ein Sinken der Nachfrage nach Produkten der Abteilung I (Produktions- 

mittel) ein, macht sich die Überakkumulation auch als Beschränkung der Konsum- 

tion von Kapitalisten und Arbeitern geltend (aufgrund sinkender Profite, sinkenden 

Reallöhnen und Arbeitslosigkeit), wird auch die Nachfrage nach Konsumtionsmit- 

teln nachlassen, was die Nachfrageverhältnisse insgesamt wiederum berührt. Überak- 

kumulation stellt sich somit auch als Sinken der „effektiven Nachfrage“ dar. 

Auf der anderen Seite bedeutet dies Arbeitslosigkeit, weil die Erweiterung 
von Produktivkapital nicht mehr in ausreichendem Umfang erfolgt, die Kapazitäten 
unausgelastet sind und das Kapital auf den Geldmarkt drängt, und die Krise über die 
Störung des Geld- und Kreditwesens andere Bereiche erfaßt. 

Legen wir diese für die BRD zutreffenden allgemeinen Zusammenhänge und 
die in den vorangegangenen Ausführungen dargestellten Einflüsse des Weltmarkts 
zugrunde, so Können wir — abgesehen von der zyklischen industriellen Reservear- 
mee — drei miteinander vermittelte Ursachen für die Herausbildung von Arbeitslo- 
sigkeit in der BRD in der aktuellen ökonomischen Entwicklung festmachen: 

(1) als Ausdruck der Überakkumulation von Kapital, sinkender Kapitalverwer- 
tung, geringerer Kapitalanlage und Produktionseinschränkung; dafür ist die 
durch den Abschwung im Zyklus verstärkte Arbeitslosigkeit in der Investi- 
tionsgüterindustrie (insbes. der Metallindustrie) kennzeichnend; 

(2) als sogenannte „technologische“ Arbeitslosigkeit, die in dem „arbeitssparen- 
den technischen Fortschritt“ ihre Ursache hat, d.h. die Freisetzung von 
Arbeitskräften -durch die Veränderung der Zusammensetzung des Kapitals, 
ohne daß die freigesetzten Arbeiter wieder durch die Ausdehnung der Produk- 
tion hätten absorbiert werden können 

(3) als Arbeitslosigkeit, die aus der strukturellen Krise einzelner Branchen, die wir 
zuvor als „arbeitsintensiv““ gekennzeichnet hatten und die besonders von der 
Weltmarktkonkurrenz bedroht sind, erwächst (Textil- und Bekleidungsindu- 
strie, Schuh- und Lederwarenindustrie) 


Schaubild 8 
Arbeitslose und offene Stellen 1969-1974 
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1} Sowie ohne andern stark aalsınebtängige Barule. 


Quelle: 
Statistische Beihefte zu den Monatsberichten der Deutschen Bundesbank, Reihe 4: 
Saisonbereinigte Wirtschaftszahlen, Nr. & {August 1974), S. 5 
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Das Ausmaß der gegenwärtigen "Arbeitslosigkeit (vgl. unser Schaubild 8, das aller- 
dings die aktuelle Zuspitzung Ende 1974 noch gar nicht ausdrückt!) ist aber wesent- 
lich davon bestimmt, daß es dem Kapital nicht mehr möglich ist (aufgrund seiner 
Verwertungssituation), in einem Maße beschleunigt zu akkumulieren, daß die durch 
die Rationalisierungsinvestitionen und Strukturkrisen freigesetzten Arbeiter wieder 
in den kapitalistischen Produktionsprozeß eingegliedert werden könnten. Das Ni- 
veau der Investitionen erweist sich als zu niedrig. Eine solche Annahme wird durch 
die bürgerliche Konjunkturforschung bestätigt, die konstatiert, daß die Nettoinvesti- 
tionen zurückgehen und verstärkt „Rationalisierungsinvestitionen‘‘ vorgenommen 
werden: „Die Investitionsausgaben haben (1974, d. Verf.) wertmäßig zwar noch 
leicht zugenommen, doch war dies wesentlich auf die Preissteigerungen bei Investi- 
tionsgütern zurückzuführen. Dem Volumen nach gingen die Ausrüstungsinvestitio- 
nen im zweiten Quartal 1974 saisonbereinigt etwas zurück; sie bewegen sich damit 
nunmehr seit etwa 4 Jahren (!).... auf ein und demselben Niveau. Die Zurückhal- 
tung der Unternehmen bei neuen Investitionen dürfte sich nicht zuletzt daraus 
erklären, daß die Gewinnmargen in der Wirtschaft immer stärker unter Druck gerie- 
ten‘ (130). 

Mit der ansteigenden Arbeitslosigkeit bei anhaltender Inflation bahnt sich 
jedoch ein Dilemma für die staatliche Wirtschaftspolitik an: Das „Postulat der Voll- 
beschäftigungspolitik“ gerät mehr und mehr in Konflikt mit dem versuchten Fest- 
halten an einer Politik der „Geldwertstabilität‘“, umgekehrt, selbst bei (relativ) 
hoher Arbeitslosigkeit sinkt die Rate der Geldentwertung nicht mehr. 


4.4 Staatliche Wirtschaftspolitik im Dilemma (131) 


Die staatliche Wirtschaftspolitik seit Mitte der 60er Jahre war zunächst in dem 
Versuch, die Krise 66/67 zu überwinden, scheinbar erfolgreich und schien jenen 
Kritikern marxistischer Krisentheorien recht zu geben, die von einer prinzipiellen 
Autonomie des spätkapitalistischen Staates gegenüber der Wirtschaft ausgingen und 
die Steuerungsmöglichkeit der Wirtschaft durch den Staat behaupteten. Dieser Er- 
folg staatlicher Regulierung der Krise 66/67 hatte aber seine materielle Ursache 
darin, daß in und nach der Krise sich die dem Verfall der Kapitalrentabilität entge- 
genwirkenden Ursachen wieder geltend machten und der Staat in seiner Politik an 
eben diesen entgegenwirkenden Momenten anknüpfen und diese befördern konnte, 
ohne daß er in diesem Zeitraum die Inflation über „‚deficit-spending‘ zugleich an- 
heizte. Gleichzeitig konnte es nicht die dem Akkumulationsprozeß zugrunde liegen- 
den Tendenzen aufheben; nach wie vor steigt die Kapitalintensität in dem folgenden 
Zeitraum schneller als die Arbeitsproduktivität und es sinkt — nach kurzer Unter- 
brechung — die Kapitalproduktivität und die Kapitalrentabilität. So kommt es, daß 


130  Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, September 1974 

131 Wir werden in einem weiteren Artikel versuchen, auf Basis unserer empirischen Analyse 
die gegenwärtigen inflationären Prozesse akkumulationstheoretisch zu untersuchen. Hier 
werden wir daher (entgegen unserer Vorankündigung in PROKLA 13) nicht genauer auf 
die Inflation und deren Erklärung eingehen. 
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sich diese Tendenzen in den 70er Jahren verschärft geltend machen; mit dem erneut 
eingetretenen Phänomen der zyklischen Überakkumulationskrise und stockender 
Kapitalakkumulation und Stagnation. 

Dabei stellt sich heraus, daß die Arbeitslosigkeit in den 70er Jahren stärker als 
in der Krise 1966/67 hervortritt. Ist daher der Staatsapparat (aus politischen 
Gründen) zu „antizyklischen Interventionen“ gegen die Herausbildung der Arbeits- 
losigkeit gezwungen und versucht er, den in der Krise erfolgenden Prozeß der Kapi- 
talvernichtung aufzuhalten, so treten auf der anderen Seite mehr und mehr inflatio- 
näre Prozesse hervor, die durch die Anwendung der Instrumente der staatlichen 
Politik (deficit-spending, Verbilligung der Geld- und Kreditaufnahmen, Begünsti- 
gung von Kapital-, Handels- und Konsumentenkredite) gefördert werden. Durch die 
Inflation wird aber die staatliche „Beschäftigungspolitik“ wieder begrenzt. 

Wir können hier nicht näher auf die Ursachen der „permanenten Inflation“ 
eingehen, dies soll weiteren Untersuchungen vorbehalten bleiben. Wohl aber kann 
hier aufgezeigt werden, daß die „Gegenmittel“ der staatlichen Wirtschaftspolitik 
gegen die inflationäre Entwicklung, die Verteuerung der Geld- und Kreditaufnah- 
men, Verminderung der Staatsausgaben und weitere Beschränkung des Massenkon- 
sums durch Lohnbegrenzung („staatliche Einkommenspolitik“) (132) nicht nur re- 
lativ wirkungslos gegen die Inflation sind, sondern zugleich auch jene Tendenzen 
verstärken, die zur Brachlegung von Kapital und zur Arbeitslosigkeit führen. (Abge- 
sehen davon, daß durch die Möglichkeit der Kreditaufnahme im Ausland die staatli- 
che Restriktionspolitik konterkariert werden kann durch die großen Einzelkapita- 
le.) 

In diesem Dilemma der staatlichen Politik wird an der Oberfläche der ökono- 
mischen Bewegung deutlich, daß der Staat nicht autonom die Akkumulationsbewe- 
gung steuern und regulieren kann, sondern eingebunden ist in die Gesetzmäßigkei- 
ten der Kapitalreproduktion. Letztlich ist die staatliche Politik eben abhängig von 
den Bedingungen der Profitproduktion und Akkumulation. Solange noch keynesia- 
nische Illusionen vorherrschen konnten, daß durch Nachfragesteuerung die Produk- 
tion nach (politischem) Belieben angekurbelt werden könnte, schien die Annahme 
einer Autonomie des Staates begründet zu sein. Sobald aber die verminderte Profit- 
rate die Möglichkeiten keynesianischer Regulierungspolitik begrenzt, gerät die staat- 
liche Wirtschaftspolitik in Schwierigkeiten: Es „mag (nämlich) sein, daß selbst eine 
Rückkehr zu einem hohen Niveau der ökonomischen Aktivität keinen Eıfolg haben 
würde, die Profitrate auf das Niveau der frühen Nachkriegsperiode zu heben... In 
diesem Fall hat die Wirtschaftspolitik, die dazu bestimmt ist, das Wachstum durch 
die privaten Investitionen zu fördern, eine schwierige Aufgabe vor sich... .‘“ (133). 

Der Staat ist also genauso in den Widersprüchen der Produktionsweise befan- 
gen wie das Kapital selbst. Seine Qualität als Krisenregulator für das Kapital ergibt 
132 Vgl. dazu J. Hoffmann, W. Semmier, Kapitalreproduktion Staatseinflüsse auf den Ar- 

beitsiohn und Gewerkschaften, Referat auf dem Kongreß der Deutschen Vereinigung für 

Politische Wirtschaft in Hamburg, 1.-4. Oktober 1974, Politische Vierteljahresschrift, 

Sonderheft 1974 (im Erscheinen) 


133  R.M.Solow, Capital Theory and the Rate of Return, Amsterdam (North-Holland Pub- 
lishing Company) 1963, S. 93 
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sich daher nur daraus, daß der Staat manche Prozesse beschleunigen und abkürzen 
kann, sowie als politisches Machtinstrument die in der Krise sich ergebenden sozia- 
len Konflikte, die der Existenzweise des Kapitals gefährlich werden können, zu 
unterdrücken vermag. Der Staat vermeidet daher die Krise nicht, sondern er treibt 
sie auf die Spitze, indem er die ökonomische Gewaltsamkeit ihrer Lösung (Zusam- 
menbringen „der widerstreitenden Agentien“) mit seinen politischen Mitteln ver- 
schärft. Je nach den Möglichkeiten, die die Gesetze dem Staat verschaffen und den 
politischen Bindungen der den Apparat herrschenden Partei wird die politisch ver- 
mittelte Krisenbereinigung schneller und brutaler oder langwieriger verlaufen. Die 
zyklischen Krisen der Kapitalakkumulation kann der Staat also nicht verhindern; er 
kann ihre bereinigende Funktion lediglich beschleunigen und damit das Werk der 
Krise unterstützen. 

Dem oben aufgezeigten Dilemma kann sich daher der Staat nur dadurch 
entziehen, indem er auf die Profitbedingungen der Kapitale einwirkt, diese verbes- 
sert. Zwar wird die staatliche Einkommenspolitik aus dem angeblichen Zusammen- 
hang von Lohnsteigerungen und Preissteigerungen begründet; diese Politik der 
Lohnbegrenzung zielt jedoch -—- von der Produktionsseite her gesehen — auf die Sta- 
bilisierung von Profit und Profitrate. Nach dem ‚‚Verschleiß“ der keynesianischen 
Wirtschaftspolitik zeichnet sich somit unter den Bedingungen sinkender Kapitalren- 
tabilität eine „Rückorientierung‘ zu neo-klassischen Instrumenten der Wirtschafts- 
politik ab, nämlich der Lohnbegrenzung, des Drucks auf die Gewerkschaften, auf 
spontane Lohnstreiks etc. Gleichzeitig wird eine gewisse Rate der Unterbeschäfti- 
gung hingenommen, die in „klassischer‘‘ Weise die Lohnentwicklung eindämmen 
soll: Eine „natürliche Rate der Arbeitslosigkeit“ wird als Ausweg aus der Krise der 
Kapitalverwertung propagiert, während die Einkommenspolitik in diesem Zusam- 
menhang nur noch „flankierende‘“ Funktion hat, den zur Rückgewinnung der Stabi- 
lität „unumgänglichen“ Beschäftigungsrückgang in Grenzen zu halten (134). 

134 Vgl. Hoffmann, Semmler, a. a. OÖ. und die dort zitierte Literatur 
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Einleitung 


Seit den Krisen der zwanziger Jahre, spätestens aber seit Hiroshima und dem Fall 
Oppenheimer ist die einst mit der Wissenschaft verbundene Fortschrittsideologie 
erschüttert. Es ist offenbar geworden, daß Wissenschaft nicht zwangsläufig zu Fort- 
schritt und dauerhaftem Frieden führt; die Hoffnung, mit ihrer Entfaltung sei zu- 
gleich ein besseres Leben für die ganze Menschheit verbunden, entpuppt sich als 
Illusion. Wissenschaft und ihre Anwendung als Technik erscheinen heute. im Be- 
wußtsein der Massen mehr und mehr als bedrohliche Machwerke, der gesellschaftli- 
che Zustand, den sie nach sich ziehen, als Unheil und Verderben. 

Dokumente dieses Bewußtseinswandels sind so bekannt gewordene Romane 
wie die von Huxley und Orwell. „Schöne neue Welt“ und „1984“, aber auch 
zeitgemäße Kindercomics und die aufs Massenbewußtsein zielenden Produkte der 
Filmindustrie demonstrieren, daß die enthusiastischen Erfinder- und Entdeckerge- 
schichten aus der Pionierzeit der Wissenschaft sich mehr und mehr in düstere Zu- 
kunftsvisionen verwandelt haben, in Science-fiction-Romane, in denen die Mensch- 
heit nicht mehr durch, sondern vor der Wissenschaft gerettet wird. Der in die 
Wissenschaft gesetzte Fortschrittsglaube ist mit der Atombombe gewichen, im öf- 
fentlichen Bewußtsein ist an seine Stelle ein Gemisch aus Grauen und masochisti- 
scher Bewunderung getreten. 

Die Möglichkeit der Verwandlung der Wissenschaft aus einer Produktivkraft 
in eine Destruktionskraft hat sich auch in der Wissenschaft selbst niedergeschlagen. 
Sie äußert sich hier ganz allgemein in dem Faktum, daß Wissenschaftler den etab- 
lierten Wissenschaftsbetrieb mitsamt seinen gesellschaftlichen Voraussetzungen kri- 
tisch in Frage zu stellen beginnen. Dieses Faktum, diese Bereitschaft zur wissen- 
schaftlichen Kritik an der Wissenschaft, wird in zwei einander ergänzenden For- 
schungsrichtungen sichtbar. Erstens gibt es eine zunehmende Zahl von Arbeiten 
über den Zusammenhang von destruktiver Wissenschaftsverwendung und bürger- 
lich-kapitalistischer Gesellschaftsfassung — diese Arbeiten bilden einen wichtigen 
Bestandteil der allgemeinen Kapitalismuskritik, indem sie dokumentieren, daß nicht 
die unbeherrschte Technik, sondern die kapitalistische Form der Vergesellschaftung 
die Menschheit bedroht. Und zweitens gibt es eine wachsende Bereitschaft, sich mit 
marxistischer Erkenntnistheorie zu befassen, denn diese weckt, weil marxistisch, die 
Erwartung, sie mache das etablierte System der bürgerlichen Wissenschaften von 
seiner Wurzel her verständlich, d.h. sie transzendiere die herrschende bürgerliche 
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Wissenschaft und ihre technische Anwendung und zeige Möglichkeiten zu ihrer 
Überwindung. 

In unserem Aufsatz geht es um diesen erkenntnistheoretischen Strang der 
marxistischen Wissenschaftskritik. Angesichts der zunehmenden Verbreitung und 
der bereitwilligen Aufnahme, die die erkenntnistheoretischen Schriften aus den 
sozialistischen Staaten in der westeuropäischen. Linken finden (1), halten wir es für 
wichtig zu zeigen, daß diese Schriften die eben formulierte Erwartung nicht erfül- 
len. Die marxistische Erkenntnistheorie in ihrer heutigen Form als „Abbild-‘“ oder 
„Widerspiegelungstheorie‘“ hat zwar die kritische Intention, bürgerliche Wissen- 
schaft als einen Teil der gesellschaftlichen Praxis aus den ökonomischen Grundlagen 
der Gesellschaft begreifbar und kritisierbar zu machen, sie ist aber ein einziger Beleg 
dafür, wie schwierig es ist, dieser Intention gerecht zu werden und über die gängige 
bürgerliche Wissenschaftstheorie hinauszukommen. Um es deutlich zu sagen: die 
Abbildtheorie als die gegenwärtig in den sozialistischen Staaten herrschende Er- 
kenntnistheorie destruiert nicht, sondern festigt die bürgerliche Wissenschaftsauf- 
fassung. Sie befestigt den Schein, Wissenschaft sei eine Veranstaltung des menschli- 
chen Geistes unabhängig von der Form der Vergesellschaftung, die objektive Form 
der Erfahrung habe nicht ökonomische, sondern natürliche Ursachen, Erkenntnis- 
theorie habe es mit einer überhistorischen Mensch-Natur-Relation zu tun und sei 
folglich als Sonderdisziplin neben und unabhängig von der politischen Ökonomie zu 
betreiben. 

Als Einführung für jene, für die das Gebiet der Erkenntnistheorie und die mit 
ihr verbundenen ideologischen Auseinandersetzungen noch Neuland sind, wollen 
wir im ersten Teil dieses Aufsatzes die wichtigsten Argumente der Abbildtheorie 
nachzeichnen und an ihnen unsere Kritik entwickeln. Dabei werden wir uns auf 
einige wesentliche Punkte beschränken — die Fehler der Abbildtheorie und ihr 
genuin undialektischer Charakter sind bereits so überzeugend nachgewiesen worden, 
daß wir diesen Nachweis nicht in extenso wiederholen müssen (2). Im zweiten Teil 
dann wollen wir darstellen, mit welchen politischen und wissenschaftlichen Kosten 


1 Wie sehr das Interesse an erkenntnistheoretischen Schriften aus sozialistischen Ländern 

zugenommen hat, zeigt ihre Publikation in Westdeutschland, bzw. ihre Herausgabe als 
Raubdruck durch linke Gruppen. Vor allem Fogarasi, Bela: Dialektische Logik 
(Gießen 1971); Rubinstein, Sergej: Sein und Bewußtsein (ebenfalls Gießen 1971); die 
Reprint-Taschenbuchausgabe des „Philosophischen Wörterbuchs“, des philosophischen 
Standardwerks der DDR, durch den Rowohlt Verlag (3 Bde., Reinbek 1973); und ferner 
der Sammelband mit dem Titel „Marxistische Erkenntnistheorie‘“ (hrsg. v. H. J. Sandküh- 
ler, Stuttgart 1973), in dem neuere Arbeiten zur Abbildtheorie enthalten sind. 
Weitere Indizien: die Beiträge und Diskussionen der letzten Jahre in linken Zeitschriften; 
vgl. vor allem die Hefte Nr. 74, 77 u. 81 der Zeitschrift „Das Argument“ (Sept. 1972, 
Dez. 1972 u. Okt. 1973), sowie das Heft „Erkenntnistheorie‘“ aus der Reihe „Marxismus 
Digest“ (Nr. 1, Jan. 1972). 

2 Als wichtigste Literatur sei genannt: Lukacs, Georg: Geschichte und Klassenbewußtsein, 
Berlin 1923. Korsch, Karl: Marxismus und Philosophie, 1923 u. 1930; neu hrsg. v. 
E. Gerlach, Frankfurt a. M. 1966. Pannekoek, Anton: Lenin als Philosoph, 1938; neu 
hrsg. v. A. Schmidt, Frankfurt a. M. 1969. Negt, Oskar: Marxismus als Legitimationswis- 
senschaft, in: N. Bucharin u. A. Deborin: Kontroversen über dialektischen und mechani- 
schen Materialismus, Frankfurt a. M. 19742, S. 7-50 
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das orthodoxe Festhalten an der Abbildtheorie verbunden ist, und zu welch merk- 
würdiger Art von Argumentation der Versuch führt, sie als marxistische Erkenntnis- 
theorie aufrechtzuerhalten. Demonstrationsbeispiel dafür ist uns die in Westberlin 
herausgegebene Zeitschrift „Das Argument“. 


I Die Abbild- oder Widerspiegelungstheorie 
1. Abstraktion von Geschichte und Gesellschaft 


Folgt man der Abbildtheorie, dann ist nur schwer zu begreifen, warum sich Philo- 
sophie und politische Ökonomie so lange mit der Frage nach dem Verhältnis von 
Sein und Bewußtsein herumgeschlagen haben. Es soll zwar eine sogenannte „Grund- 
frage der Philosophie“ geben — und diese Grundfrage sei eben die „Frage nach dem 
Verhältnis von Materie (Natur, Sein) und Bewußtsein (Geist, Denken)“ (3) — aber 
heute, so scheint es, hat sich diese Frage erledigt. Sie scheint in der Abbildtheorie 
eine höchst einfache und zudem dialektisch-materialistische Antwort gefunden zu 
haben: Außerhalb des Menschen existiert die objektive Realität, diese wirkt auf den 
Menschen ein und erzeugt in ihm über die natürlichen Sinnesorgane und Nerven 
Abbilder ihrer selbst. Lenin schreibt: 


„Die Materie ist eine philosophische Kategorie zur Bezeichnung der objektiven Realität, die 
dem Menschen in seinen Empfindungen gegeben ist, die von unserem Empfindungen kopiert, 
fotografiert, abgebildet wird und unabhängig von ihren existiert“ (4). 


Der Inhalt der Abbildtheorie läßt sich nicht prägnanter formulieren als in diesem 
Satz. Die Abbildtheorie heißt Abbildtheorie, weil in ihr der Erkenntnisakt begriffen 
wird als ein mechanisch-physiologischer Akt der Reproduktion, als ein Vorgang, in 
dem über die Empfindungen ‚Kopien, Fotografien und Abbilder‘ der objektiven 
Realität erzeugt werden. Diese Auffassung hat sich bis heute erhalten. Im ‚„Philo- 
sophischen Wörterbuch“ heißt es: 


„Nach materialistischer Auffassung ist alle Erkenntnis, unabhängig von ihrem jeweiligen Gegen- 
stand und ihren besonderen Formen und Methoden, ihrem allgemeinen Wesen nach eine annä- 
hernd getreue Abbildung oder ideelle Widerspiegelung der objektiven Realität im Bewußtsein 
der Menschen. Das erkennende Subjekt erzeugt im Erkenntnisprozeß vermittels der analy- 
tisch-synthetischen Nerventätigkeit ideelle Abbilder der Objekte in anschaulich-sinnlicher Form 
(...) und in abstrakt-logischer Form (...). Der Ablauf des Erkenntnisaktes wird wesentlich 
durch die Gesetzmäßigkeiten der bedingt reflektorischen Nerventätigkeit bestimmt, der Er- 
kenntnisinhalt jedoch durch die Eigenschaften des Erkenntnisobjekts“ (5). 


3 Philosophisches Wörterbuch, hrsg. v. Georg Klaus u. Manfred Buhr, Bd. 1, S. 457; wir 
zitieren nach der zweibändigen 8. Aufl., Leipzig 1971 (1. Aufl. 1964, einbändig) 

4 Materialismus und Empiriokritizismus, 1909; in: Lenin-Werke, Bd. 14, Berlin 1968, 
Ss. 124 

5 Phil. W. B., Bd. 1, S. 315 
Daß die Abbildtheorie auf Lenin (u. in Teilen schon auf Engels) zurückgeht, lassen wir 
im folgenden bewußt außer Acht. Wir konzentrieren uns hier auf das Phil. W. B. Das hat 
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Wir wollen die Problematik der Abbildtheorie anhand dieser Passage (ähnlich for- 
mulierte Sätze sind im Phil. W. B. überall zu finden) in zwei ersten Schritten deut- 
lich machen: 

Erstens: In dem Zitat ist von „alle Erkenntnis“ bzw. vom „allgemeinen Wesen“ der 
Erkenntnis die Rede, und für dieses allgemeine Wesen von Erkenntnis wird behaup- 
tet, es sei zu begreifen als ein Akt der Abbildung, der sich zwischen Realität und 
Bewußtsein via „bedingt-reflektorischer Nerventätigkeit“ abspielt. Nun, wir bezwei- 
feln in keiner Weise, daß der Vorgang der Erkenntnis etwas mit den Nerven zu tun 
hat. Aber wir behaupten, daß es sich bei dieser Feststellung um eine Binsenweisheit 
handelt, und ferner, daß in dieser Binsenweisheit eine spezifische Blindheit und 
Unfähigkeit zum Ausdruck kommt. Unfähigkeit: die wiedergegebenen Sätze sind so 
abstrakt, daß alles wirklich Erklärenswerte in ihnen untergeht. Was kann denn eine 
Erkenntnistheorie erklären, deren zentrale Sätze auf den Neandertaler und auf Ein- 
stein gleichermaßen passen? Wie soll die quantitativ verfahrende und objektive 
Erkenntnisse produzierende Wissenschaft, der eigentliche Gegenstand der Erkennt- 
nistheorie, verständlich werden, wenn man jede historische Form von Erkenntnis 
ohne Unterschied als Resultat der „bedingt-reflektorischen Nerventätigkeit‘“ er- 
klärt? Anders gefragt: wie will man die besondere Form der wissenschaftlichen 
Erkenntnis, ihre objektive Form, begreiflich machen, wenn man just von dieser 
Form abstrahiert, wenn man, wie die Autoren treuherzig versichern, die Erkenntnis 
„unabhängig von ... ihren besonderen Formen“ betrachtet? Die Unfähigkeit der 
Abbildtheorie besteht darin, daß sie vor lauter Abstraktion die historisch besonde- 
ren Erkenntnisformen nicht fassen kann; die Wissenschaft als eine dieser Formen 
bleibt unerklärt. 

Und darin besteht auch die Blindheit der Abbildtheorie: sie sieht nicht (und 
läßt auch nicht sehen), daß die wissenschaftliche Form von Erfahrung überhaupt 
eine besondere Form von Erfahrung ist. Sie unterstellt eine wesentliche Identität 
aller Erkenntnisformen (warum sonst die übergreifenden Begriffe? ), nicht anders 
als die bürgerliche Ökonomie eine wesentliche Identität aller Gesellschaftsformen 
unterstellt. Sie begreift die wissenschaftliche und objektive Form von Erkenntnis als 
den Normalfall, den es schon immer gegeben hat. Die Abbildtheorie also ist blind, 
weil sie die Unterschiede nicht sieht und die objektive Form von Erkenntnis als 
scheinbare Naturform auf die ganze Geschichte zurückprojiziert. 


drei Gründe: Erstens begegnen wir in diesem Werk der Abbildtheorie in ihrer heutigen 
Form; zweitens spielt das Phil. W. B. in den politischen und wissenschaftlichen Auseinan- 
dersetzungen der westdeutschen Linken, nicht erst seit seiner Veröffentlichung bei Ro- 
wohlt, eine erhebliche Rolle; und drittens sind in ihm die namhaftesten Theoretiker der 
DDR vertreten, so daß man die in ihm formulierten theoretischen Positionen als reprä- 
sentativ für die allgemeine theoretische Richtung eines sozialistischen Staates ansehen 
kann. Anders als in der bürgerlich-kapitalistischen Gelehrtenwelt, wo sich die Selektion 
der Theorien über den Markt herstellt, und wo es demnach relativ schwer ist, in dem 
Gewirr der unterschiedlichen Positionen eine allgemeine Tendenz auszumachen, ist in 
den sozialistischen Staaten mit großer Sicherheit feststellbar, welcher Theorie gesell- 
schaftliche Relevanz zukommt. Die Produktion und Verbreitung von Theorien verläuft 
planvoll, und ein Produkt solcher Theorieplanung und -verbreitung stellt das in der 
Riesenauflage von 300 000 Exemplaren erschienene Phil. W. B. dar. 
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Am deutlichsten äußerst sich diese Rückprojektion darin, daß in der Abbild- 
theorie das Attribut „objektiv“ nicht ein erläuterndes Beiwort von Erkenntnis ist, 
sondern immer der Realität direkt als Eigenschaft zugeschlagen wird. So hieß es in 
dem Zitat nicht, alle Erkenntnis sei eine ‚objektive Widerspiegelung der Realität‘, 
sondern, in charakteristischer Verschiebung, sie sei eine „Widerspiegelung der objek- 
tiven Realität“. Die Objektform wird als ewig seiende Naturqualität unterstellt. 


Zweitens: Eine Abstraktion abstrahiert nicht nur, in ihr steckt stets auch ein Ur- 
teil — das Urteil nämlich, daß die Elemente, von denen abstrahiert wurde, für die 
Erklärung des in Frage stehenden Phänomens unwesentlich sind. Ihr Prinzip ist es, 
von Unwesentlichem abzusehen, um Wesentliches auszusagen. So formulieren auch 
die Abbildtheoretiker im Phil. W. B. nachdrücklich und klar: 


„Der Abstraktionsprozeß besteht allgemein darin, daß... von bestimmten Merkmalen, Eigen- 
schaften and Beziehungen des betreffenden Gegenstandes abgesehen wird, andere dagegen als 
wesentlich herausgehoben und zugleich variabel gemacht werden. ... 

Der Abstraktionsprozeß ist darauf gerichtet, die (im gegebenen Fall) unwichtigen Eigenschaf- 
ten, Beziehungen, Umstände usw. abzusondern, die wesentlichen, für das Verhalten des Gegen- 
standes bestimmenden, herauszuheben, ... um auf diese Weise im Begriff das Wesentliche einer 
Klasse von Gegenständen in reiner, von allen störenden Einflüssen befreiter Form oder in 
idealisierter Form zu erfassen‘ (6). 


Nun, was aber ist wesentlich, was unwesentlich? Konkret: was wird in dem vorhin 
zitierten Abschnitt als den Erkenntnisprozeß „bestimmend“ herausgehoben, was als 
„unwichtig“ abgesondert? Wir fragen nach dem, wovon die Abbildtheorie abstra- 
hiert und erhalten die Antwort: Wichtig ist die Mensch-Natur-Relation, unwichtig 
die Gesellschaft. „Hervorgehoben“ wird das Bewußtsein „der“ Menschen schlecht- 
hin und ihre „Nerventätigkeit‘, „abgesehen“ wird von den Vergesellschaftungsfor- 
men, die ein so umfassend verallgemeinerbares Bewußtsein erst konstituieren. Die 
konkreten Lebensbedingungen erstarren zu einer Art von ökonomischem Hinter- 
grund, der zwar des öfteren auch erwähnt wird, aber — nach gehabter Abstrak- 
tion — immer im theoretischen Status eines Zusatzfaktors, eben eines ‚Hinter- 
grunds‘, der auf die primäre Erkenntnisbeziehung bloß sekundären Einfluß ausübt. 

Wenn also die Abbildtheoretiker darangehen, das sogenannte „allgemeine We- 
sen“ von Erkenntnis zu bestimmen, dann abstrahieren sie von Ökonomie und Ge- 
sellschaft, genauso wie die bürgerliche Erkenntnistheorie von Ökonomie und Gesell- 
schaft abstrahiert. Wenn sie versuchen, Erkenntnis „in reiner, von allen störenden 
Einflüssen befreiter Form ... zu erfassen“, dann befreien sie die Erkenntnis von 
ihren historisch-gesellschaftlichen Konstitutionsbedingungen erhalten als „reine 
Form“ ein geschichtsloses Reiz-Reaktions-Schema, das nichts anderes mehr enthält 
als bIoß noch Natur. Aus dem Marxschen Satz, daß das gesellschaftliche Sein das 
Bewußtsein bestimme (7), ist das Wort ‚gesellschaftlich‘ gestrichen. Warenform, 
Geld und Kapital, von all dem ist in der Abbildtheorie nicht die Rede, und das 


6 Bd. 1,8.42f. 
7 


Vgl. Marx, Karl: Zur Kritik der politischen Ökonomie, 1859; in: Marx-Engels-Werke, 
Bd. 13, Berlin 1964, S, 9 
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bedeutet: in der Abbildtheorie entsteht der Schein, die Natur ganz unmittelbar sei 
das wesentliche Kriterium der zu erklärenden Wirklichkeit und des ihr verhafteten 
Bewußtseins, nicht das Kapitalverhältnis und der mit ihm verbundene Klassengegen- 
satz. Denn von diesem wird abstrahiert (8). 

Die beschriebene Abstraktion erklärt auch, warum in der Abbildtheorie das 
erkennende Bewußtsein immer wieder als reines Naturprodukt erscheint und eben- 
so, warum man den abbildtheoretischen Begriffen nach kaum mehr einsehen kann, 
was Theoretiker wie Kant, Hegel und Marx eigentlich dazu trieb, das Problem der 
Erkenntnis- und Bewußtseinsbildung so ausführlich und zugleich als philosophisches 
bzw. ökonomisches Problem zu behandeln, ja warum sie überhaupt von Bewußtsein 
statt von Nerventätigkeit sprachen. Die vollzogene Abstraktion von allen gesell- 
schaftlichen Bedingungen läßt den Bewußtseinsbegriff als wissenschaftlich überholt 
erscheinen — das Resultat ist seine Ersetzung durch „zeitgemäße‘“ Begriffe aus Bio- 
logie und Neurophysiologie (9). 

Dabei ist klar, daß die Abbildtheorie als ein theoretisches System, das sich 
permanent auf Lenin, Engels und auch Marx beruft, trotz aller Neigung zu gehirn- 
physiologischen Deutungen auf den Bewußtseinsbegriff nicht verzichten kann; und 
in vielen Fällen ist daher nicht nur von Bewußtsein, sondern auch von einer gesell- 
schaftlichen Bedingtheit des Bewußtseins die Rede. Jedoch: die Gesellschaft als 
Bestimmungsgröße taucht in der Abbildtheorie immer nur programmatisch auf und 
dabei eigentümlich verkürzt. Sie taucht auf als ein Zusatzfaktor, der neben anderen, 
scheinbar natürlichen Faktoren der Bewußtseinsbildung auch berücksichtigt werden 
muß. Umgekehrt ausgedrückt: die Gesellschaft ist in der Abbildtheorie nicht das 
konstitutive und damit primär erklärende Moment von Bewußtsein, sondern wie in 
der bürgerlichen Erkenntnistheorie, eine sekundäre Größe, die ein angeblich ur- 
sprüngliches Verhältnis von Mensch und Natur modifizierend beeinflußt. 


8 Dies erklärt auch das merkwürdige Faktum, daß die Abbildtheorie — in direktem Gegen- 
satz zur Marxschen Kritik der politischen Ökonomie, die mit ihrem Klassenbegriff bür- 
gerliche Widerlegungsversuche ohne Ende auf sich gezogen hat — bislang von bürgerlicher 
Kritik unbehelligt blieb. Die Kritik an der Abbildtheorie, die bis heute vorliegt, stammt 
von sozialistischen Theoretikern. Bürgerliche Theoretiker haben auch keinen Grund zur 
Kritik — die Abstraktion von den Klassen ist in der Abbildtheorie so unglücklich gelun- 
gen, daß sie den bürgerlichen Erkenntnisexperten, trotz marxistischer Terminologie, als 
durchaus wissenschaftlich und wertfrei erscheinen kann. Der sonst stets wache Drang zur 
wissenschaftlichen Kritik am Sozialismus findet hier keine Nahrung. 

9 Für die Liquidierung des philosophisch-ökonomischen Bewußtseinsbegriffs in der Abbild- 
theorie, für seine tendenzielle Ersetzung durch naturalistische Begriffe aus Gehirnmedizin 
und Biologie ‚gibt es im Phil. W.B. viele Belege. Unter dem Sichtwort „Bewußtsein“ 
lautet z. B. der erste Satz (und dieser soll It. Vorwort jeweils als Definition verstanden 
werden, vgl. Bd. 1, S. 5): „Bewußtsein — spezifisch menschliche ideelle Widerspiegelung 
der objektiven Realität vermittels des Zentralnervensystems‘“ (Bd. 1, S. 195); zwei Seiten 
später heißt es: „Das Bewußtsein entstand als Ergebnis einer langen biologischen Vorge- 
schichte als Funktion des menschlichen Gehirns... “ (S. 197); und unter dem Stichwort 
„Grundfrage der Philosophie‘ wird wie folgt definiert: „Das Bewußtsein ist ein Produkt 
der Materie, denn es entsteht als besondere Eigenschaft der Materie auf der Grundlage 
bestimmter Funktionen hochorganisierter Materie, nämlich des Zentralnervensystems des 
Menschen, insbesondere des Gehirns.“ (Bd. 1, S. 458) 
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Natürlich würden die Autoren des Phil. W. B. einwenden, sie seien bekannte 
Marxisten, sie hätten die Bedeutung gesellschaftlicher Momente, insbesondere. die 
der Klassen, nie geleugnet, und nur innerhalb des Rahmens einer allgemeinen Er- 
kenntnistheorie sei es notwendig, sie als ein sekundäres Moment zu behandeln. 
Aber: Eine marxistische Erkenntnistheorie kann sich von bürgerlicher Erkenntnis- 
theorie nicht dadurch unterscheiden, daß sie im Vorwort von den Klassen spricht, 
in der systematischen Entfaltung der Theorie aber von den Klassen abstrahiert. 
Denn hinter der Abstraktion steckt immer das parteiliche und normative Urteil, die 
Klassen seien für die Erklärung der Wirklichkeit — und damit auch in der Wirklich- 
keit — von nur untergeordneter Bedeutung. Wie programmatisch die Klassengesell- 
schaft auch immer bekämpft, und wie oft auch der proletarische Standpunkt be- 
schworen werden mag, sobald in der Theorie von den Klassen abstrahiert wird, 
entsteht eben der Schein von Gleichheit, der die bürgerliche Gesellschaft und das 
falsche Bewußtsein von ihr charakterisiert: die Gleichheit erscheint als Hauptsache, 
die ökonomische Ungleichheit als Nebensache. Erst die bürgerliche Gesellschaft aber 
produziert als gesellschaflich bedingte Abstraktion die allgemeine Kategorie „des“ 
Menschen, und eine marxistische Theorie hätte, anstatt diese Abstraktion als Natur- 
gegebenheit vorauszusetzen, sie aus ihrem gesellschaftlichen Zusammenhang abzu- 
leiten (10). 

Daraus folgt: was eine marxistische Erkenntnistheorie von bürgerlicher Er- 
kenntnistheorie unterscheidet bzw. unterscheiden muß, ist die Erklärung der Mög- 
lichkeit von objektiver (d.h. für alle Menschen gleichermaßen gültiger) Erkenntnis 
aus historisch-gesellschaftlichen Verhältnissen. Es geht darum, verständlich zu ma- 
chen, warum die moderne Wissenschaft, mit der die erkenntnistheoretische Proble- 
matik überhaupt erst einsetzt, im antiken Griechenland und zweitausend Jahre 
später wieder in Oberitalien beginnt und nicht schon in der Steinzeit. Statt die 
objektive Erkenntnisform und die Existenz eines allgemeinen Bewußtseins „der“. 
Menschen naturhaft vorauszusetzen, gilt es begreiflich zu machen, warum es objek- 
tive Erkenntnisse und zugleich das Abstraktum ‚‚der Mensch‘ erst seit den Anfän- 
gen bürgerlicher Lebensformen gibt. 


2: Evolutionäre Geschichtsauffassung und relativistische Wahrheitstheorie 


Wissenschaftliche Erkenntnisse zeichnen sich dadurch aus, daß sie objektiv und 
allgemeingültig sind; sie gelten für jedermann, und zwar nicht kraft fremder Autori- 
tät, sondern Kraft eigener Einsicht; im Unterschied zur subjektiven Meinung müssen 
sie (dem Prinzip nach) von jedermann nachvollzogen und geteilt werden kön- 
nen — andernfalls sind sie nicht wissenschaftlich. 

Wie aber kommt es zu solchen Erkenntnissen? Wie kommt es, daß verschiede- 


10 Zu diesem Problem siehe: Müller, Rudolf W.: Zur Genesis der Formen abstrakter Identi- 
tät aus der Entwicklung der Warentauschbeziehung, Habil.-Schrift am Fachbereich Poli- 
tische Wissenschaft der FU Berlin, 1973; siehe ferner: Greiff, Bodo v.: Kritik der natura- 
listischen Erkenntnistheorie, Phil. Diss., Berlin 1973. 
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ne Erkenntnissubjekte über einen Gegenstand identische Urteile fällen, so wie es in 
der Wissenschaft tatsächlich der Fall ist? Der allgemeinen Überzeugung nach be- 
steht kein Zweifel am Grund .der Übereinstimmung: die Gleichheit der menschli- 
chen Urteile über einen Gegenstand werde durch den Gegenstand selbst erzeugt, 
oder allgemeiner formuliert, die Allgemeingültigkeit und Gesetzmäßigkeit der Er- 
kenntnis sei eine direkte Folge des Wirkens der Natur. Diese Auffassung gilt auch 
für die Abbildtheorie. Im Phil. W. B. heißt es: 


„Die Intersubjektivität hat ihre Ursachen darin, daß die verschiedenen Subjekte etwas Gemein- 
sames, nämlich die außer ihnen existierende Realität widerspiegeln, deren Eigenschaften und 
Relationen vom Subjekt unabhängig sind, und in der — im Prozeß der Auseinandersetzung des 
Menschen mit der objektiven Realität entstandenen - relativ identischen Struktur des menschli- 
chen Nervensystems“ (11). 


So einfach geht das. Obersatz: gleiche Ursachen erzeugen gleiche Wirkungen. Folge 
für die Erkenntnistheorie: eine immergleiche objektive Realität („etwas Gemeinsa- 
mes“) und „relativ“ gleiche Nervensysteme erzeugen gleiche, für jedermann gültige 
Widerspiegelungen. Ergebnis: die Allgemeingültigkeit oder ‚‚Intersubjektivität‘“ von 
Erkenntnis ist zu erklären als Folge gleicher natürlicher Erkenntnisgegenstände und 
gleicher menschlicher Erkenntnisapparate. 

Warum aber wurde dann das Fallgesetz nicht schon in der Steinzeit entdeckt? 
Oder warum haben die Himmelskörper in Ptolemäus und Aristoteles andere Wider- 
spiegelungen erzeugt als in Kopernikus, Newton und jedem Oberschüler des zwan- 
zigsten Jahrhunderts? Diesen Fragen, die jeder naturalistischen Deutung des Er- 
kenntnisproblems ans Mark gehen, begegnen die Abbildtheoretiker mit einer Erwei- 
terung ihrer Grundkonzeption; sie erweitern die Abbildtheorie um eine evolutioni- 
stische Wahrheits- und Geschichtstheorie, die es gestatten soll, die mechanisch-phy- 
siologische Grundkonzeption beizubehalten und doch der geschichtlichen Entwick- 
lung Rechnung zu tragen. Der Preis für die Erweiterung ist allerdings hoch — erstens 
eine ungeheuer triviale und falsche Geschichtserklärung und zweitens eine empiri- 
stisch-relativistische Wahrheitstheorie. 


Erstens: Geschichte taucht in der Abbildtheorie auf als Prozeß einer natürlichen 
Anpassung „des“ Menschen an „die“ Natur. Dabei wird der Prozeß der Anpassung 
nicht näher bestimmt, es wird nur immer wieder versichert, daß eine Entwicklung 
stattgefunden habe, und daß es innerhalb dieser Entwicklung zur allmählichen Her- 
ausbildung der subjektiven Erkenntnisinstrumente (Bewußtsein, Denken, Gehirn, 
Sinne usw.) gekommen sei. 


Es wird gesagt, das „Bewußtsein“ sei das „Ergebnis einer langen biologischen Vorgeschich- 
te“ (12), das „Denken“ habe ebenfalls „eine lange biologische Vorgeschichte“ und der dialekti- 
sche Materialismus erblicke „im Denken einen Naturprozeß (Marx), eine Funktion des mensch- 
lichen Gehirns“ (13). 


11 Bd. 1,$.538 
12 Bd. 1,8. 197 
13 Bd. 1, S. 227 
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Unter dem Stichwort „Erkennbarkeit der Welt“ heißt es: „Im Sinne der Kybernetik ist der 
Mensch ein sich selbst optimierendes, kybernetisches System, das sich im Laufe einer Jahrmil- 
lionen währenden Auseinandersetzung mit der Umwelt immer besser an diese angepaßt hat. Das 
höchste Produkt dieses Selbstoptimierungsprozesses ist das menschliche Gehirn.‘ Daraus folge; 
„Der Mensch ist in der Lage, die objektive Realität zu erkennen, weil sein Gehirn ... in 
ständiger Reaktion und Anpassung an deren Einwirkungen entstanden ist‘‘ (14). 

Über die Sinnesorgane heißt es ferner: „Die zweckmäßige Gestaltung der der Sinnesorgane, ihre 
Spezialisierung und ihr koordiniertes Zusammenwirken sind ein Ergebnis der gesamten biologi- 
schen (phylogenetischen) Entwicklung, die unter dem determinierenden Einfluß der lebens- 
wichtigen Umweltbedingungen vonstatten ging. Die Herausbildung rezeptorischer Apparate be- 
ginnt bei den niederen Tieren mit der Entstehung besonderer Sinneszellen... Die weitere 
Entwicklung führt zur Konzentration der Sinneszellen an bestimmten Stellen des Organis- 
mus...Im Zusammenhang mit der wachsenden Bewegungsfähigkeit der Organismen... . erfolgt 
eine starke Konzentration der rezeptorischen Apparate im Kopf... Funktion und Struktur der 
Rezeptoren wie auch der Analysatoren insgesamt sind nur genetisch, als Ergebnis der Anpassung 
an die für das Leben der Organismen wichtigsten Eigenschaften der objektiven Realität zu 
verstehen“ (15). 


Wir führen diese Sätze in aller Ausführlichkeit an, weil sie zeigen, zu welcher Vor- 
stellung von Geschichte die Abbildtheorie drängt. Die einzige Geschichtskonzep- 
tion, die (immanent gesehen) stimmig mit der Abbildtheorie zu vereinbaren ist, ist 
eine naturalistische Anpassungstheorie. Das heißt, ohne mit der Abbildtheorie in 
Widerspruch zu geraten, vermag sie (wiederum immanent gesehen) zu erklären, 
warum ein und derselbe Erkenntnisgegenstand — z. B. die Fallbewegung — nicht zu 
allen Epochen im Menschen identische Widerspiegelungen erzeugt hat. Die ums 
Historische erweiterte Argumentation lautet dann: Ein Gegenstand A erzeugt im 
Erkenntnissubjekt B eine andere Widerspiegelung als im Erkenntnissubjekt C, weil B 
und C aufgrund des historischen Anpassungsprozesses unterschiedliche Erkenntnis- 
vermögen haben. 

Aber: historisch oder dialektisch ist diese Theorie nicht. Sie konstatiert zwar 
richtig, daß im Laufe von Jahrmillionen eine Entwicklung stattgefunden hat — eine 
triviale Feststellung, die von niemand in Zweifel gezogen wird, auch von sogenann- 
ten Idealisten nicht — sie erklärt aber nicht das Wichtigste: nämlich welche Momen- 
te diese Entwicklung bestimmt und vorangetrieben haben. Läßt sich denn über 
Geschichte nichts Genaueres sagen, als daß sie langsam und allmählich verlaufen 
sei? Natürlich kann man sich unter Abstraktion von allem Gesellschaftlichen den 
Prozeß der Menschheitsentwicklung als einen Vorgang der allmählichen Anpassung 
vorstellen. Aber wir sind nicht der Meinung, daß man damit die Realgeschichte 
trifft; denn Geschichte wird — das zeigen die zitierten Stellen sehr deutlich — nach 
der Abstraktion von allem Gesellschaftlichen oder nach ihrer Verwandlung in Na- 
turgeschichte zu einem kontinuierlich ablaufenden Prozeß, zu einem linearen Ent- 
wicklungsgang, zu einer Evolution. Und gerade das ist sie nicht (16). Dem harmio- 


14 Bd. 1, S. 315 

15 Bd. 2, S. 982 £. 

16 Der evolutionären Kontinuitätsvorstellung begegnet man in allen Windungen der Abbild- 
theorie. Dies zeigen die unablässig wiederholten Formulierungen wie „lange biologische 
Vorgeschichte“ und „im Laufe von Jahrmillionen“, ferner die fließenden Übergänge 
zwischen unbelebter und belebter Natur, zwischen Tier und Mensch und weiterhin inner- 
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sen Geschichtsbild einer sukzessiven Höherentwicklung von „Organismen“, das die 
Abbildtheorie verbreitet, stehen die Brüche, die Kämpfe, die Vorwärtsbewegungen 
und auch die barbarischen Rückschläge entgegen, die die wirkliche Geschichte aus- 
machen. Selbst die Geschichte der menschlichen Erkenntnis, um die es in der Ab- 
bildtheorie ja geht, zeigt keinen gleichförmigen Verlauf. Im Gegenteil, ihr Gang 
zeigt Sprünge und plötzliche Schübe; auch der historische Laie weiß, daß der Er- 
kenntniszuwachs zwischen Steinzeit und Mittelalter winzig ist verglichen mit dem 
seit der Renaissance. Wissenschaft gibt es erst seit etwa 500 Jahren, ihre Entstehung 
fällt zeitlich zusammen mit dem Entstehen Kapitalistischer Frühformen in Oberita- 
lien — der Idealist Kant, der die Entwicklung der menschlichen Erkenntnis zur Wis- 
senschaft auf eine „Revolution der Denkart‘ zurückführt, trifft den Nagel auf den 
Kopf (17). Wir stellen fest: Eine Theorie wird noch nicht dadurch historisch, daß 
sie permanent von Geschichte redet. 


Zweitens: Die Wahrheitstheorie der Abbildtheoretiker ist ihrer Geschichtsvorstel- 
lung nahe verwandt. Es handelt sich um eine evolutionäre Körnchen- oder 
Tröpfchentheorie. Ihrer Vorstellung nach soll im Laufe der Geschichte Wahrheits- 
teilchen zu Wahrheitsteilchen („relative Wahrheiten‘‘) gekommen sein und auch 
weiterhin kommen, so daß der Wahrheitsgehalt der menschlichen Erkenntnis insge- 
samt stets zunehme, ohne jedoch die „absolute Wahrheit“ jemals ganz zu erreichen. 
Erkenntnis sei ein Prozeß, der kein Ende finde, aber sich dem Ende, der „absoluten 


halb der eigentlichen Menschheitsgeschichte (alles s. ob. Zitate). 
Dies zeigt sich weiter darin, daß die einzelnen Erkenntnisfunktionen und -formen nicht 
qualitativ voneinander unterschieden, sondern nur als graduelle Ausdifferenzierung ein 
und desselben Grundvorgangs angesehen werden. Vgl. dazu die Stichworte „Empfin- 
dung“, „Bewußtsein“, „Denken“, „Erkenntnis“, „Wahrnehmung“, „Vorstellung“ und 
„Widerspiegelung‘‘. Dabei ist bemerkenswert, daß verbal dauernd versichert wird, die 
Erkenntnisweisen und -funktionen seien als etwas je Besonderes zu sehen, daß in Wirk- 
lichkeit aber immer wieder gleiche Definitionen, noch dazu in fast gleichlautenden For- 
mulierungen gegeben werden. Vgl. z.B. die folgenden Definitionen: „Empfindung — 
Form der ideellen Widerspiegelung der objektiven Realität vermittels des Zentral- 
nervensystems“ (Bd. 1, S. 273); „Wahrnehmung — Form der ideellen Widerspiegelung 
der objektiven Realität vermittels des Zentralnervensystems der Tiere und Menschen“ 
(Bd. 2, S. 1134); „Bewußtsein — spezifisch menschliche ideelle Widerspiegelung der ob- 
jektiven Realität vermittels des Zentralnervensystems“ (Bd. 1, 8.195); „Erkennt- 
nis — Prozeß und Resultat der (sinnlichen oder rationalen) Widerspiegelung der objekti- 
ven Realität im menschlichen Bewußtsein‘ (Bd. 1, S, 315). 
Vgl. auch das Kontinuum von „mechanischer Einwirkung“ bis hin zu „gesellschaftlichem 
Bewußtsein“ unter dem Stichwort ‚„Widerspiegelung“ (Bd. 2, 8. 1161). 

17 Kritik der reinen Vernunft, Vorrede z. 2. Aufl., 1787, in: Kant-Werke Suhrkamp-Ausg., 
Bd. 3, S. 23 ff. (B XII ff.) 
Nachtrag: Merkwürdig ist, daß die Anpassungstheorie so bereitwillig akzeptiert wird. 
Kann man wirklich behaupten, die gesellschaftliche Realität, also z. B. das sozialistische 
oder auch kapitalistische Gesellschaftssystem, aber auch Eisenbahnen, Elektrokräne, 
Großstädte — all das sei zu begreifen als das Resultat einer kontinuierlichen Anpassung 
„des“ Menschen an „die“ Natur oder die „Umwelt“, wie es neuerdings heißt? Uns 
scheint die Wirklichkeit nicht eine Naturalisierung des Menschen, sondern — wenn solche 
Pauschalerklärungen schon am Platze sein sollen — eher eine Vergesellschaftung der Na- 
tur zu zeigen. 
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Wahrheit“, asymptotisch annähere. Wir führen ein langes Zitat an: 


„In dem Verhältnis von relativer und absoluter Wahrheit kommt der historische Charakter der 
Erkenntnis zum Ausdruck. In der Erkenntnis erlangen wir objektive Wahrheit, aber das ist keine 
endgültige, abgeschlossene, ewige Wahrheit, denn die Erkenntnis der Wahrheit ist ein Prozeß, 
der Prozeß der unendlichen Annäherung des Denkens an das Objekt (Lenin). Daher vollzieht 
sich die Erkenntnis der absoluten Wahrheit in einem unendlichen Prozeß durch die Erkenntnis 
immer neuer relativer Wahrheiten. Die relative Wahrheit ist eine Erkenntnis, die innerhalb 
gewisser Grenzen, mit einem bestimmten Grad von Genauigkeit, mit der objektiven Realität 
übereinstimmt, also objektiven Charakter besitzt, jedoch ... durch die weitere Vertiefung der 
Erkenntnis verändert werden kann.“ 

Drei Sätze später wird zustimmend Lenin zitiert: „Das menschliche Denken ist also seiner Natur 
nach fähig, uns die absolute Wahrheit, die sich aus der Summe der relativen Wahrheiten zusam- 
mensetzt, zu vermitteln, und es tut dies auch. Jede Stufe in der Entwicklung der Wissenschaft 
fügt dieser Summe der absoluten Wahrheit neue Körnchen hinzu... “ (18). 


Was ist dagegen zu sagen? Zunächst: Die Körnchen-, Tröpfchen- oder Summen- 
theorie ist eine unhistorische Theorie. Sie unterstellt gleichartige Erfahrungsbe- 
standteile („Körnchen“), denn nur Gleiches kann zu einer Summe zusammengezo- 
gen werden. In obigem Zitat hieß es entsprechend, auch ‚‚die relative Wahrheit ist 
eine Erkenntnis, die ... objektiven Charakter besitzt“. Die Körnchentheorie also 
unterstellt Erkenntnisse in immergleicher objektiver Form — abermals entsteht der 
Schein einer Erkenntnisgeschichte ohne Brüche (die Bewußtseinsprodukte des 
schon mehrfach bemühten Neandertalers scheinen sich nicht prinzipiell, sondern 
nur graduell von denen eines abendländischen Wissenschaftlers zu unterscheiden); 
und abermals entsteht der Schein, die objektive Form von Erkenntnis sei die Natur- 
form von Erkenntnis. Mehr noch, sie wird in der Abbildtheorie gar nicht als Form 
begriffen, sie erscheint als Normalreaktion des homo sapiens auf die Natur (19). 

Das fehlende Formbewußtsein, das bei oberflächlicher Betrachtung vielleicht 
als bloß philosophischer Schönheitsfehler erscheinen mag, hat böse Folgen: eine 
theoretische Preisgabe von Wahrheit. Vergegenwärtigen wir uns noch einmal die 
Argumentation: 

Die Abbildtheorie behauptet, die menschlichen Erkenntnisse würden im Gang 
der Geschichte beständig umgewälzt und durch neue, adäquatere Erkenntnisse er- 
setzt. Der Umwälzungsprozeß komme nie zum Ende, da auch die vollkommensten 
Vorstellungen einer Epoche in der nächsten durch neue noch vollkommenere aufge- 
hoben würden. Insgesamt könne man von einer permanenten Vorwärtsentwicklung 
der Erkenntnis reden, von einer Bewegung der „unendlichen Annäherung des Den- 
kens an das Objekt“, von einem Fortschritt ohne Ende. 

Trotz Fortschritt und Vollkommenheit — diese Konzeption wird ihrem Ge- 
genstand, der Entwicklung der menschlichen Erkenntnis, in keiner Weise gerecht. 


18 Phil. W. B., Bd. 2, 5.1133 (das Lenin-Zitat aus: Materialismus und Empiriokritizis- 
mus..., 5.129) 

19 Die Vorstellung, wissenschaftliche, vorwissenschaftliche und nichtwissenschaftliche Er- 
kenntnisse könnten addiert werden, ist absurd. Die magischen Vorstellungen früher 
Epochen lassen sich in keiner Weise wissenschaftlichen’ Erkenntnissen hinzuzählen; erste- 
re sind übrigens nicht relativ wahr, sondern objektiv falsch. 
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Wie mangelhaft sie ist, wie sehr in ihr das Bewußtsein fehlt, daß die objektive 
Erkenntnisform eine historisch besondere Erkenntnisform ist, springt allerdings 
nicht unmittelbar in die Augen, da die schönen Worte von der unendlichen Vervoll- 
kommnung blenden. Sichtbar wird der Mangel erst, wenn wir die positiven Reizwor- 
te weglassen und obige Sätze, ohne den Inhalt im geringsten zu verändern, wie folgt 
formulieren: Der Gang der Erkenntnisgeschichte ist ein Umwälzungsprozeß, in dem 
beständig unzutreffende Vorstellungen (relative Wahrheiten) durch Vorstellungen 
ersetzt werden, die etwas weniger unzutreffend sind (ebenfalls relative Wahrheiten). 
Der Prozeß der Umwälzung aller Erkenntnis kommt nie zum Ende, denn auch die 
am wenigsten falschen Vorstellungen einer Epoche sind noch so mangelhaft, daß sie 
in der folgenden wieder von weniger mangelhaften außer Kraft gesetzt werden. 
Insgesamt kann man zwar sagen, daß die Erkenntnisse immer weniger falsch wer- 
den, falsch jedoch bleiben sie ewig, die Wahrheit treffen sie nie. 

Ausdrücklich sei bemerkt: Wir nehmen diese negative Umformulierung vor, 
nicht um die These des allgemeinen Erkenntnisfortschritts zu bestreiten, sondern 
um erkennbar werden zu lassen, daß die Abbildtheorie mit ihrer Wahrheitskonzep- 
tion am Sachverhalt objektiver und wissenschaftlicher Erkenntnis vorbeigeht. Ist es 
etwa richtig zu sagen, das Fallgesetz sei nur „relativ wahr“ oder ein bißchen falsch? 
Trifft es wirklich zu, wenn man behauptet, die Winkelsumme im Dreieck betrage 
möglicherweise 179 Grad? Natürlich sagen das die Abbildtheoretiker nicht, die 
Logik ihrer Theorie aber läuft darauf hinaus. Der absurde Begriff der relativen 
Wahrheit Kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß „relativ wahr“ immer falsch ist, 
d.h. daß die Abbildtheorie nicht zwischen wahr und falsch zu unterscheiden ver- 
mag und damit überhaupt keinen Begriff von exakter wissenschaftlicher Erkenntnis 
besitzt. Wahrheit gibt es nicht in Steigerungsformen (20). So fortschrittsfreudig sich 
die Konzeption von der immer wahrer und vollkommener werdenden Erkenntnis 
auch anhören mag, sie mündet in einen beispiellosen Relativismus: Der Abbildtheo- 
rie zufolge gibt es in der Erkenntnis nur eine Gewißheit, die Gewißheit der Unge- 
wißheit (21). 


20 Nicht minder absurd ist übrigens die Rede von der „Annäherung des Denkens an das 
Objekt‘. Das „Objekt“ ist nicht verborgen in der Natur wie ein Osterei, dem man unter 
Zurufen von heiß und kalt langsam näherkommt. Es gibt nicht objektiv, objektiver, am 
objektivisten..... 

21 Der Abbildtheorie nach kann man also nicht mit absoluter Gewißheit sagen, die antike 
Vorstellung, die Erde bilde den Mittelpunkt des Kosmos, sei falsch. Extrem relativistisch 
heißt es z.B. im Phil. W. B. unter dem Stichwort „Praxis“, „...daß eine durch die 
Praxis beliebiger Entwicklungsstufe als wahr überprüfte Aussage in Zukunft hinsichtlich 
ihres Geltungsbereiches zwar erweitert oder eingeschränkt werden, niemals aber als absolut 
falsch nachgewiesen werden kann.‘ (Bd. 2, S. 868 £.) Hatte Ptolemäus doch recht? 

Stellen wie diese sind selten. Da Relativismus und Skeptizismus sichere Kennzeichen von 
idealistischer Theorie sind, scheuen sich die Abbildtheoretiker, die Konsequenzen ihrer 
Theorie offen zu ziehen. Viel häufiger sind Äußerungen, in denen der Relativismus 
kaschiert wird, ja in denen — insbesondere wenn es um moderne naturwissenschaftliche 
Erkenntnisse geht — statt von relativ wahren und vergänglichen, von „bleibend gültigen‘ 
Erkenntnissen die Rede ist. 

So lesen wir unter dem Stichwort „Erkennbarkeit der Welt‘: ‚Neben der Relativität der 
Erkenntnisse ... gibt es im Detail eine beträchtliche Menge von bleibend gültigen Er- 
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U. Das Argument 


Wir sind uns darüber im klaren, daß wir mit der Kritik an der Abbildtheorie auch 

Kritik üben an den sozialistischen Staaten, deren herrschende Erkenntnistheorie die 
- Abbildtheorie gegenwärtig ist. Diese Konsequenz bleibt einem nicht erspart, da die 
Übergangsgesellschaften die Abbildtheorie bislang als einen Eckpfeiler des „Marxis- 
mus-Leninismus‘ ansehen, an dem nicht gerüttelt werden darf. 

Wenn wir nicht leichten Herzens dennoch ‚„rütteln“, so deshalb, weil Kritik an 
einer falschen Theorie im Marxismus kein Sakrileg bedeutet, ferner weil wir es für 
falsch verstandene Solidarität halten, einer in den sozialistischen Staaten zwar offi- 
ziell anerkannten, aber genuin undialektischen Theorie das Wort zu reden, und 
schließlich und besonders: weil wir es für politisch höchst bedauerlich halten, daß 
das in den westlichen Ländern aufkeimende Bedürfnis nach einer marxistischen 
Wissenschaftskritik auf eine unkritisierte Abbildtheorie trifft und in die Irre geleitet 
wird. 

Die Kritik an der Abbildtheorie ist umso nötiger geworden, seit die Zeitschrift 
„Das Argument‘ ihre Verbreitung in der westdeutschen Linken sich zur Aufgabe 
gemacht hat. Vorbereitet durch drei apologetische Aufsätze im Sept. und 
Dez. 72 (22), erschien im Okt. 73 ein Spezialheft zur Abbildtheorie mit dem Titel 
„Widerspiegelungs-Diskussion, Streitfragen materialistischer Dialektik (T)“. In die- 
sem Heft sind zwei Aufsätze enthalten, die wir kommentieren wollen (von 
W.F.Haug und F. Tomberg). Wir wollen an ihnen, wie schon in der Einleitung 
angedeutet, zeigen, daß die Verteidigung einer falschen Theorie als marxistischer 
Theorie mit hohen Kosten verbunden ist, mit Kosten, die politisch und wissen- 
schaftlich nicht tragbar sind (23). 


kenntnissen, z. B. über die chemischen und physikalischen Eigenschaften von Grundstof- 
fen und chemischen Verbindungen, über komplizierte technische Zusammenhänge, die 
auf völlig gesicherten physikalischen Erkenntnissen beruhen, usw.“ (Bd. 1, S. 315) Man 
könnte meinen, die Abbildtheorie wolle nicht für die Naturwissenschaft gelten. Und 
unter dem Stichwort „Kriterium“ steht ebenso: „Wenn eine Erkenntnis bei ihrer Anwen- 
dung in der Praxis zu den im voraus berechneten Ergebnissen führt, dann ist das ein 
unwiderleglicher Beweis dafür, daß diese Erkenntnis ein wahres Abbild der objektiven 
Realität ist...“ (Bd. 2, S.626) Auf der nächsten Seite aber steht wieder das Gegenteil: 
3»... die Überprüfung und Bestätigung einer Erkenntnis durch die Praxis (enthält) aber 
auch Elemente des Relativen, und insofern ist sie ein relatives Kriterium. Die Praxis kann 
erstens nicht alle möglichen Fälle der Anwendung einer Erkenntnis überprüfen, und 
zweitens ist die Praxis keine feststehende Größe... ‘““ (Bd. 2, S. 627) 

Antwort der Abbildtheorie auf diese Widersprüche: „Die nichtmarxistische Philosophie 
ist mit diesem Problem nie fertig geworden... “ (Bd. 2, S. 1133) 

22 Albrecht, Richard: Die Kritik von Korsch und Pannekoek an Lenins „Materialismus und 
Empiriokritizismus“ (Sept. 1972, Nr. 74); Metscher, Thomas: Ästhetik und Abbildtheo- 
rie (Dez. 1972, Nr. 77); Sandkühler, Hans Jörg: Zur Begründung einer materialistischen 
Hermeneutik (ebenf. Nr. 77) 

23 Wir weisen darauf hin, daß in dem genannten Heft (Nr.81), entsprechend dem Titel ‚‚Wider- 
spiegelungs-,Diskussion‘ “, auch ein kritischer Beitrag steht (von A. Leist). Wenn wir diesen 
Beitrag im Rahmen dieses Aufsatzes nicht kommentieren, so aus zwei Gründen: Erstens 
stellt der Leist-Aufsatz nach unserer Meinung keine zufriedenstellende marxistische Kritik 
an der Abbildtheorie dar. Er wurde offensichtlich in das „Diskussions“-Heft aufgenonmen, 
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1. Haug 


Die Schwäche einer Theorie zeigt sich nicht nur in ihrer Inadäquanz dem Gegen- 
stand gegenüber, sie schlägt sich auch nieder in der Art der Argumente, mit denen 
sie gegen Kritiker vertreten wird. Eine schlechte Theorie läßt sich nicht mit guten 
Gründen verteidigen. Wie sieht das im Fall des Haug-Aufsatzes ‚‚Was soll materiali- 
stische Erkenntnistheorie? “ aus (24). 

An Haugs Beitrag ist zunächst verblüffend, daß überall in ihm gute Vorschläge 
und Anregungen auftauchen, Forderungen zur Erkenntnistheorie, denen man sich 
als Wissenschaftler und Marxist nur anschließen kann. Wir zählen einige dieser 
Postulate auf. Haug fordert, 


eine marxistische Erkenntnistheorie dürfe nicht das „Feld des ideologischen Klassenkampfes 
ausklammern“ (8. 561); der „Prozeß der Erkenntnisgewinnung“ dürfe nicht „auf ein isoliertes 
Individuum bezogen, also ungesellschaftlich aufgefaßt‘“ werden ($. 562), und ebenso dürfe er 
nicht aufgefaßt werden als „kontemplativ“, „abgetrennt von der wirklichen Lebenspraxis“, 
„zeitlich punktualisiert“ und „ungeschichtlich‘“ (S. 562). Ferner sei es „nutzlos“ und „wenig 
erhellend‘“, „über die Erkennbarkeit oder Nichierkennbarkeit der Dinge zu streiten“ ($. 565), 
solch rein erkenntnistheoretischer Streit führe in „Sackgassen“ (S. 565); statt dessen gelte es, 
die Möglichkeit von Erkenntnis aus der gesellschaftlichen Wirklichkeit begreifbar zu machen: 
3»... die Theorie der Erkenntnis (kann) nicht formal bei sich bleiben, sondern muß übergehen 
in die Erforschung der Wirklichkeit, in das Aufdecken des verborgenen Hintergrunds, der eben 
auch der ihre ist, und in die Erforschung der ‚äußeren‘ Geschichte ihrer ‚inneren‘ Bildung. Mit 
dem Rätsel der wirklichen Zusammenhänge ist auch das Rätsel der Erkenntnis in gewissem 
Umfang gelöst“ (8. 566 £.). 


Wir nannten Haugs Postulate verblüffend. Wir präzisieren jetzt: wir finden es ver- 
blüffend, in einer Schrift über „‚materialistische Erkenntnistheorie‘ so brauchbare 
Forderungen zu lesen, ohne daß ihnen die Kritik der Abbildtheorie auf dem Fuße 
folgt. Denn was immer die Abbildtheorie sein mag, diesen Leitsätzen entspricht sie 
nicht. Davon aber steht in Haugs Beitrag kein Wort. 

Ist das eine Unterlassungssünde, ein bloß zufälliges Vergessen? Nein, hinter 
der Unterlassung steckt ein ganz bestimmter Sinn: nämlich der Sinn, die Abbild- 
theorie der marxistischen Kritik zu entziehen, bzw. sie als brauchbare marxistische 
Erkenntnistheorie erscheinen zu lassen. Daß das zugleich der Sinn des ganzen Auf- 
satzes ist, werden wir in vier Schritten beweisen. 


Erstens — schöne Grundsätze: Allgemeine Grundsätze zur materialistischen Er- 
kenntnistheorie aufzustellen, mag richtig sein. Sie jedoch nicht auf die Abbildtheo- 
tie — die einzige derzeit existierende matenialistische Erkenntnistheorie — zu bezie- 
hen, ist irreführend. So im vorliegenden Text. Nirgends bei Haug finden wir Stellen, 


um Kritik an der Abbildtheorie unmarkistisch und die Abbildtheorie selbst diskussionsfreu- 
dig und undogmatisch erscheinen zu lassen. Zweitens würde eine Kritik an Leist (also eine 
Kritik an der Kritik der Abbildtheorie) in ihrer Verzwicktheit notwendig von dem eigent- 
lich wichtigen wissenschaftlichen und politischen Problem ablenken: nämlich von dem 
Problem der Identifikation von Abbildtheorie und Marxismus. 

24 Das Arg. Nr. 81, S.559-573 
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wo er sich bemüht, seine schönen (in abstracto richtigen) Postulate mit der Abbild- 
theorie zu konfrontieren, nirgends finden wir einen Hinweis darauf, daß die mate- 
rialistische Erkenntnistheorie, wie sie seit Lenin nahezu unverändert fortbesteht, 
ihnen nicht gerecht zu werden vermag (25). Dank der fehlenden Konfrontation darf 
der Leser annehmen, zwischen der Abbildtheorie und den Haugschen Postulaten 
bestehe ein Verhältnis der Übereinstimmung, nicht eines des Gegensatzes. Letzeres 
wäre wohl erwähnt worden. Er muß glauben, die formulierten Leitsätze seien nicht 
als Kritik an der Abbildtheorie zu verstehen, sondern umgekehrt, sie seien die 
Quintessenz der Kritik der Abbildtheorie an anderen, idealistischen Theorien. Haugs 
unterlassene Stellungnahme bringt das Kunststück fertig, eine überaus problemati- 
sche Theorie als dialektisches Meisterwerk erscheinen zu lassen. 


Zweitens — Vernebelung: Kennzeichen einer lebendigen und aussagekräftigen Theo- 
rie ist es, daß sie bemüht ist, ihre Stichhaltigkeit und ihre Vorzüge gegenüber ande- 
ren Theorien an konkreten Gegenständen unter Beweis zu stellen. Von einem sol- 
chen Bemühen ist im Haug-Text nichts zu spüren. Wir finden hier nur allgemeine 
marxistische Wahrheiten, denen ob ihrer Allgemeinheit nahezu jeder zustimmen 
kann, sowie das intensive Bemühen, nicht konkret über die Abbildtheorie zu reden. 
Deutlich gesagt: Haugs Aufsatz ist so nichtssagend, daß es schwerfällt, mehr als 
nichts über ihn zu sagen. Beispiele: 


‚Dialektische Theorie stellt Übergänge zwischen unmittelbar Getrenntem her, sie tut dies auf 
der.Spur der wirklichen Übergänge, wo diese Spur im Ergebnis ausgelöscht ist. Dialektik ist 
keine Sache der menschlichen Innenwelt, sondern des inneren Zusammenhangs der Weit in ihrer 
Bewegung. Dialektisch ist die Theorie, dies diesen Zusammenhang im einzelnen erforscht und 
die Funde zu verallgemeinern strebt. Eine dialektische Erkenntnistheorie legt demgemäß den 
Akzent auf den Übergang von der Unkenntnis zur Erkenntnis, auf die Entwicklung des Wissens 
und auf seine Widersprüchlichkeit (insbesondere auf den Widerspruch der subjektiven und der 
objektiven Momente)“ (S. 563). 


Trägt dies zur Klärung der Frage bei „was soll materialistische Erkenntnistheorie“ 
(Titel)? In ähnlich grotesker Allgemeinheit wird kurz zuvor auf der gleichen Seite 
beschrieben, wie man sich die Entstehung der menschlichen Erkenntnistätigkeit und 
ihren Zusammenhang mit der materiellen Tätigkeit vorzustellen habe. Haug 
schreibt, „der Arbeiter“ könne nur dann die für die Lebenserhaltung notwendigen 
Gegenstände herstellen, 


»... wenn und soweit er die Dinge und ihre Natureigenschaften kennt, wenn und soweit er 
weiß, wie die Natur selbst verfährt. Solche Kenntnisse sind nicht nur die Voraussetzung, son- 
dern auch das von ungezählten Generationen angehäufte Resultat des lebensnotwendigen ‚Stoff- 


25 Bisweilen findet Haug zwar hauchzarte Worte der Kritik gegen einige seiner abbildtheors- 
tischen Mitstreiter (Sandkühler, Gössler, Kosing und Metscher), aber wohlgemerkt nicht, 
weil sie Abbildtheoretiker sind, sondern eher, weil sie von der Abbildtheorie in ihrer von 
Lenin überkommenen Form abweichen, weil sie sie schlecht vertreten. Lenin als der 
Begründer der Abbildtheorie wird nicht kritisiert, er ist Ausgangs- und Zielpunkt der 
Haugschen Gedanken und wird auch immer wieder als solcher explizit hervorgehoben 
(vgl. Punkt vier). 
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wechsels mit der Natur‘. Die Erkenntnis muß sich daher anstrengen, den Natureigenschaften 
und Zusammenhängen, den Naturprozessen, wie sie wirklich sind — und das heißt, wie sie von 
sich aus wirken und daher vom Menschen zur Wirkung gebracht werden können — auf die 
Schliche zu kommen. Nur wenn die Dinge oder Stoffe so erkannt werden, wie sie von sich aus 
aufeinander einwirken, wie sie entstehen und vergehen, sich verbinden und zersetzen, bewährt 
sich die Erkenntnis praktisch-materiell‘“ (S. 563) (26). 


Haug spricht in abstracto aus, was jeder weiß, nämlich daß zwischen Produktion 
und Erkenntnis ein Zusammenhang besteht. Wie aber dieser Zusammenhang kon- 
Kret aussieht, d.h. welche Produktion mit welcher Erkenntnis zusammenhängt, 
bzw. unter weicher Gesellschaftsform sich das aus der Produktion resultierende 
Wissen zur Form exakter Wissenschaft entwickelt — dieser Frage geht Haug aus dem 
Weg (27). Gezielt bleibt er auf einer Allgemeinheitsstufe stehen, auf der die Fehler 
der Abbildtheorie nicht hervortreten können. Wir zitieren noch ein drittes Beispiel: 


„Wenn die materialistische Dialektik nicht als Klassifikationssystem begriffen wird, sondern als 
Ausdruck und Mittel der Praxis der gesellschaftlichen Menschheit, dann ist sie jeder Konfessio- 
nalisierung und Scholastifizierung ebenso entgegengesetzt wie der szientistischen Jargonisierung. 
Sie wird die Einnahme eines wissenschaftlichen Standpunkts im Alltag unterstützen“ (S. 571). 


Wer glaubt, mit derartigen Phrasen, die niemanden treffen und die jeder gegen den 
andern kehren kann, lasse sich die Frage beantworten „was materialistische Er- 
kenntnistheorie soll“, der richtet sie zugrunde. Genauer: der verteidigt eine Theorie, 
die schon zugrunde gerichtet ist, die keinen Erklärungswert mehr hat und deren 
Überleben nur noch davon abhängt, daß die Konkretion vermieden wird. 


26 Hinweis für Spezialisten: Obwohl man dieser Passage ob ihrer Allgemeinheit nicht wider- 

sprechen und auch nicht zustimmen kann, läßt sie durch ihre Terminologie aufhorchen. 
Haug spricht von Naturprozessen, „wie sie wirklich sind“, „wie sie von sich aus wirken“, 
von Dingen und Stoffen, „wie sie von sich aus aufeinander einwirken‘, und er betont, es 
gelte „‚die Natur selbst‘ zu erkennen. 
Warum das? Weil die Abbildtheorie durch ihre innere Logik stets vom Abgleiten in 
skeptischen Relativismus bedroht ist (vgl. Schluß v. Teil D). Die merkwürdigen ‚an 
sich“-Formulierungen, die sonderbaren Versicherungen, im Erkenntnisakt werde „die 
Natur selbst‘ und nicht irgendwas anderes erkannt, sind eine verbale Abwehr der eigenen 
relativistischen Konsequenzen. 

27 Abstrakt ist in der Abbildtheorie stets viel vom Zusammenhang zwischen Erkenntnis 

einerseits und Gesellschaft, Geschichte und Produktion andererseits die Rede. Wenn aber 
ein Theoretiker sich daranmacht, den Erkenntnisprozeß konkret mit historisch besonde- 
ren Gesellschaftsformen in Verbindung zu bringen, dann ist sie fassungslos. Sie ist fas- 
sungslos, da sie die objektive Form von Erkenntnis als Naturgegebenheit mißversteht, 
also gar keine historisch erklärbaren Formunterschiede kennt. Vgl. dazu die an Unver- 
ständnis nicht zu überbietende Stellungsnahme von Frigga Haug zu Sohn-Rethel: „Alfred 
Sohn-Rethels Revision des Marxismus und ihre Konsequenzen“, in: Das Argument 
Nr. 65, Aug. 1971, S. 313 ff. 
(Um nicht mißverstanden zu werden, heben wir explizit hervor: Vieles bei Sohn-Rethel 
erscheint uns kritisch, manches auch dunkel. Eine Kritik jedoch, die es nicht versteht, 
den von Sohn-Rethel initiierten Gedanken eines Zusammenhangs zwischen Warenform 
und objektiver Denkform zu würdigen, sondern nur moniert, daß manches, was er sagt, 
von Marx gar nicht, anders oder besser gesagt wurde, erscheint uns sinnlos.) 
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Drittens — Irreführung: In einer Vorbemerkung entschuldigt Haug die fehlende 
Konkretion seiner Gedanken mit dem Hinweis, ‚daß sie am Anfang einer Diskus- 
sion stehen“ (28). Das ist falsch und irreführend. Haugs Thesen stehen nicht am 
Anfang, sondern am Ende einer Diskussion, am Ende einer wissenschaftlichen und 
politischen Auseinandersetzung, die mindestens so alt ist wie Lukäcs’ „Geschichte 
und Klassenbewußtsein‘“ aus dem Jahre 1923. Selbst wenn wir Haug unterstellen, er 
habe speziell den „Anfang einer Diskussion“ im „Argument“ gemeint, so ändert das 
an dem Faktum der Irreführung nicht das geringste. Denn seit wann beginnt eine 
Diskussion damit, daß jemand von Anfang spricht bzw. einen Anfang dekretiert und 
das Davorliegende unter den Tisch fallen läßt? 

Das heißt, jede Neueröffnung der Diskussion über materialistische Erkenntnis- 
theorie müßte sich, wäre sie wissenschaftlich, auf die Auseinandersetzungen der 
letzten fünfzig Jahre beziehen — geschieht dies nicht, wie im Aufsatz von Haug, 
dann wird der Eindruck suggeriert, auf diesem Gebiet sei noch alles offen. Und jede 
neubeginnende Diskussion müßte auch klar aussprechen, daß es ernstzunehmende 
marxistische Wissenschaftler gibt, für die diese Diskussion schon gelaufen ist, daß 
und warum z.B. Oskar Negt die Abbildtheorie als eine „mittlerweile als falsch 
erkannte Theorie“ bezeichnet (29). Ohne die Würdigung der gehabten Entwicklung 
und ohne die ausführliche Kommentierung ihrer Resultate streut die harmlose Auf- . 
forderung zur offenen Diskussion dem Leser Sand in die Augen. Sie täuscht ihn 
über den erreichten Stand der marxistischen erkenntnistheoretischen Diskussion 
hinweg und suggeriert ihm eine Abbildtheorie, die noch jung und entwicklungsfähig 
ist (30). 


28 Die ersten drei Sätze aus der Vorbemerkung lauten: „Den folgenden Thesen kann man 
vorwerfen, daß sie sehr allgemein gehalten sind. Sie erreichen gar nicht erst die Konkre- 
tion, in der bestimmte Einzelaufgaben der materialistischen Erkenntnistheorie auftau- 
chen. Ihre Allgemeinheit hat den doppelten Grund, daß sie am Anfang einer Diskussion 
stehen, die sich zweifellos noch auf konkrete Einzelprobleme ausweiten und diese kon- 
zentriert behandeln wird, und daß es andererseits nötig erscheint, sich zunächst einmal 
an den Sinn dialektisch-materialistischer Erkenntnistheorie zu erinnern.‘ ($S. 559) 

29 Vgl. Negt, O.: Marxismus als Legitimationswissenschaft....., S. 13 

30 Nur in einer, allerdings zynischen Beziehung ist es richtig, bei der Abbildtheorie wie 
Haug hier und heute von „Anfang einer Diskussion“ zu sprechen: nämlich insofern, als 
die Auseinandersetzung mit den Abbildtheoretikern fünfzig Jahre lang nicht den Charak- 
ter einer Diskussion trug. Seit die Abbildtheorie in den sozialistischen Staaten offiziell 
zur marxistisch-leninistischen Erkenntnistheorie wurde, wurde und wird von der Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht, diskussionslos ihre Kritiker als Antikommunisten oder Ab- 
weichler abzutun. 

Diese Tradition wirkt bis heute fort und ist auch im „Argument“ deutlich zu spüren: vgl. 
dazu besonders den infamen Aufsatz von R. Albrecht („Die Kritik von Korsch und 
Pannekoek...‘“), in dem der Parteiausschluß von Korsch als Argument gegen seine 
Kritik an der Abbildtheorie verwertet wird (Arg. Nr. 74, S. 620), und in dem „philoso- 
phische Positionen‘ wie von Pannekoek, Korsch, Negt und anderen „Linkskommuni- 
sten‘ erklärt werden aus der „ideologischen Struktur des Imperialismus und dem Einfluß 
dieser Ideologie“ (S. 614-620; das Zit. S. 620). 

Vgl. auch die deprimierend einfältige Behauptung von Frigga Haug, die Theorie von 
Sohn-Rethel stelle ein Produkt des Kalten Krieges dar (,,... diese Theorie einzuordnen 
ist in die ideologischen Waffen, die der Kalte Krieg zwischen Kapitalismus und Sozialis- 
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Viertens — Stimmungsmache: In einem Schlußexkurs, der dem „Umgang mit Klassi- 
kern“ gewidmet ist (S.571 ff.), kommt Haug auf den „Schaden“ zu sprechen, 
»... den ein ebenso inflatorisches wie nur autoritätsbezogenes Zitieren (eine 
Krankheit, die man ‚Zitatitis‘ nennen sollte) anrichten kann“ (S. 572). Und er stellt 
fest: 


„Niemals wird man ein Klassiker-Zitat anstelle eines Beweises bringen. Vielmehr wird man die 
von den Klassikern für ihre Behauptungen gegebenen Beweise zitieren, um sie an der Wirklich- 
keit zu überprüfen. Entscheidend ist nicht die Herkunft, sondern die Beweiskraft. Wer das 
Interesse von der Wirklichkeit auf die Bücher der Klassiker lenkt, schlägt ihnen ins Gesicht... 
Wer die Klassiker als Päpste, das heißt als unfehlbare Lehrer behandelt, der restauriert unter der 
Hand eine vorwissenschaftliche Weltanschauung“ (S. 572). 


Das erfreuliche Insistieren auf Beweisen statt Verweisen macht den Leser vollends 
ratlos. Hat er vielleicht bei der Lektüre des Haug-Textes die Beweisführung für die 
Abbildtheorie übersehen, und hat er sich eine ununterbrochene Berufung auf den 
Klassiker Lenin nur eingebildet? Wir blättern zurück, prüfen und stellen erneut 
fest: Ein Beweisverfahren, das die Stichhaltigkeit der Abbildtheorie demonstrierte, 
ist in Haugs Text nicht zu finden. Zu finden ist aber überall der Name Lenins, und 
zwar so, als sei Lenin die große Leuchte am Himmel der dialektisch-materialisti- 
schen Erkenntnistheorie, an der sich jeder Marxist zu orientieren habe: 


Im 1. Satz des I. Abschnitts heißt es sogleich unmißverständlich, der allgemeine Gegenstand der 
Erkenntnistheorie lasse sich „... wohi kaum verständlicher ausdrücken als mit den Worten 
Lenins: Erkenntnistheorie will wissen, ‚auf welche Weise das Wissen aus Nichrwissen entsteht‘; 
darüber bringt sie Wissen hervor und entwickelt es zur Wissenschaft, ‚indem sie die Entstehung 
und Entwicklung der. Erkenntnis, den Übergang von der Unkenntnis zur Erkenntnis erforscht 
und verallgemeinert‘ (S. 559 £.). 

Weitere Haug-Verweise auf Lenin als Vorbild in Sachen Dialektik und Erkenntnistheorie: „Le- 
nin kann daher ‚vom Leben her‘ Dialektik so bestimmen: den Gesichtspunkt der Entwicklung 
umfassend zur Geltung bringen“ (S. 563); „Lenin, dessen Schriften ihn als einen unvergleichlich 
genauen Leser des Kapital ausweisen...“ (S. 564); „der schöne Vorschlag Lenins, den Ge- 
sichtspunkt des Lebens, der Praxis, zum ersten und grundlegenden Gesichtspunkt der Erkennt- 
nistheorie zu machen... “ (S. 570) (31) 


mus vielzählig hervorgebracht hat“, Arg. Nr. 65, S. 320). 

31 Nebenbei: Statt autoritär ein Lenin-Zitat gleich in den ersten Satz zu stellen, würde Haug 
Lenin besser gerecht, wenn er gerade dieses Zitat kritisch kommentierte. Denn der Ge- 
genstand der Erkenntnistheorie läßt sich sehr wohl ‚verständlicher ausdrücken“ als in 
einer so inhaltsleeren Formulierung, die in ihrer Abstraktheit von vornherein die gesell- 
schaftlichen Bedingungen der Erkenntnisbildung ausklammert — bzw. sie nur noch, wie 
die bürgerliche Erkenntnistheorie, als Zusatzbedingung zuläßt — und die mit den Worten 
„Entwicklung“ und „Übergang“ von vornherein den Gedanken einer Evolution nahelegt. 
Problematisch ist ebenso die harmlose und scheinbar elementare Frage, „‚wie das Wissen 
aus Nichtwissen entsteht‘. Sie unterstellt einen ursprünglichen Zustand völliger Unwis- 
senheit, einen Zustand ohne Bewußtsein in vorgeschichtlicher Zeit, der vielleicht für 
Naturforscher von Interesse ist, aber gewiß nicht den elementaren Ausgangspunkt einer 
marxistischen Erkenntnistheorie bildet, deren Aufgabe es ist, das Bewußtsein aus den je 
gegebenen gesellschaftlichen Verhältnissen zu erklären. 

Sicher, wir haben hier extensiv interpretiert — aber nur um zu zeigen, wie problematisch 
es auch vom Inhalt her ist, dem Leser von Anfang an mit Klassiker-Zitaten zu kommen. 
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Haug geißelt die „Zitatitis‘‘ und leidet selbst an ihr. Warum denn seine Feststellung, 
Lenin habe gefordert, man müsse in der Dialektik „den Gesichtspunkt der Entwick- 
lung umfassend zur Geltung bringen“? Entscheidend ist doch, ob ihm das in der 
Abbildtheorie tatsächlich gelungen ist. Warum denn die Hervorhebung der Lenin- 
schen Bemerkung, es gelte in der Erkenntnistheorie „den Gesichtspunkt des Lebens, 
der Praxis, zum... grundlegenden Gesichtspunkt... zu machen“? Es wäre doch 
am Platze zu beweisen, ob diese programmatische Forderung auch wirklich in die 
Abbildtheorie eingegangen ist oder nicht. Das heißt, Haugs Lenin-Rekurse beweisen 
nichts, sie zeigen allenfalls die Herkunft der Abbildtheorie. Wenn sie als gewichtige 
Argumente den ganzen Text durchziehen, dann aus keinem anderen Grund, als daß 
Haug sich in der gleichen Beweisnot befindet, in der sich alle Abbildtheoretiker 
befinden, nämlich in der Not, die Abbildtheorie als eine marxistische und revolutio- 
näre Theorie ausweisen zu müssen, ohne daß ihr Inhalt dies hergibt. In diesem 
Dilemma greift Haug auf die vorwissenschaftlichen Mittel zurück, die er kritisiert: 
der bloße Name vertritt den Beweis, die Stichhaltigkeit der Abbildtheorie wird 
nicht belegt, sondern behauptet, die marxistische Kritik an ihr nicht zurückgewie- 
sen, sondern verschwiegen — Lenin ist Endstation aller Argumente. 

Gewiß, die Abbildtheorie geht auf Lenin zurück und insofern ist es legitim, 
ihn zu zitieren. Falsch aber ist es und unsolidarisch obendrein, Lenins Gedanken 
nicht „an der Wirklichkeit zu überprüfen‘, wie Haug oben forderte, und zwar auch 
und gerade dann, wenn sich dabei herausstellt, daß sie der Wirklichkeit nicht stand- 
halten. Ein kritikloser Rekurs auf Lenin hat nur die eine Funktion, beweislos für die 
Abbildtheorie Stimmung zu machen, das heißt vom Glanz des Revolutionärs einen 
revolutionären Abglanz auf die Abbildtheorie fallen zu lassen. 

Als Nachtrag noch eine sprachliche Kuriosität. Haug beginnt einen „Ob- 
wohl“-Satz, in dem die Brauchbarkeit des Widerspiegelungsbegriffes zur Debatte 
steht, mit einer negativen Feststellung; ihr müßte der Logik nach in der zweiten 
Satzhälfte ein positiver Gegensatz folgen — allein, es will ihm keiner einfallen. Wir 
lesen: 


„im Medium der Sinne wird die Realität erfaßt, wie sie sich ihnen darbietet, auf sie einwirkt. 
Soweit der ursprünglich bildhafte und aus der bürgerlichen Philosophie stammende Begriff der 
‚Widerspiegelung‘ dies eirischärfend mitteilen soll, ist an ihm festzuhalten. Obwohl mißdeutbar, 
sowie nämlich seine metaphorisch ihm anhängende Bedeutung sich vordrängt und er über seinen 
Anwendungsbereich hinaus zu einer sowohl einseitig optisch als auch mechanisch tendierenden, 
sich fürs Ganze setzenden Widerspiegelungstheorie ausdehnt, wird er zum Hemmschuh“ (8. 565; 
Hervorh. d. Verf.). 


In Anlehnung an diese Haugsche Logik dürfen wir nunmehr zusammenfassen: Ob- 
wohl die Abbildtheorie zum Hemmschuh wird, lehnen wir sie ab. 
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2 Tomberg 


Der Aufsatz „Über den praktischen Sinn des Widerspiegelungstheorems‘ von Fried- 
rich Tomberg ist von der gleichen Beweisnot gekennzeichnet wie der Aufsatz von 
Haug. Er ist in zwei Teile gegliedert: erstens in einen geschichtsphilosophischen Teil 
(S. 613--623) und daran anschließend zweitens in einen speziellen Beweisgang, aus 
dem hervorgehen soll, daß es sich bei der heutigen Abbildtheorie nicht um eine 
materialistische, sondern um eine „dialektisch“-materialistische Theorie han- 
delt (S. 623-628). 


Erstens — zur Geschichtsphilosphie: An diesem Hauptteil des Tomberg-Aufsatzes 
fällt auf, daß er zur Abbildtheorie nicht oder nur ganz am Rande Stellung nimmt. 
Es könnte daher scheinen, in unserer ganz auf die Abbildtheorie konzentrierten 
Erörterung sei es sinnvoll, auf diesen Teil nicht einzugehen. Allein, da der Autor 
selber diesen Teil als Beitrag zur Lösung von abbildtheoretischen Problemen ver- 
steht, müssen wir auch ihn kommentieren und abermals — wie schon am Haugschen 
Text — deutlich machen, daß das Drumherumreden, das Nicht-zur-Sache-Kommen, 
ein wesentliches Merkmal der Art und Weise ist, wie die Abbildtheorie gegenwärtig 
vertreten wird. 

Tombergs Geschichtsphilösphie geht der Frage nach, warum es im Verlauf der 
Geschichte immer wieder zur Ausbildung idealistischer Theorien gekommen ist. Als 
Modellfall wird zunächst die Theorie Fichtes untersucht und dann anschließend 
eine Auswahl abendländischer philosophischer Systeme von der griechischen Antike 
bis zu Hegel. Über die Entstehungsgründe idealistischer Philosophie erfahren wir im 
einzelnen: 


Fichte war ein „... Philosoph, dessen ganzes Bemühen dem Gedanken der Freiheit gewidmet 
war“ (S. 615). Mit seinem Bemühen um Freiheit hätte er eigentlich zum radikalen Kritiker an 
der bürgerlichen Gesellschaft werden müssen, die die Verwirklichung der Freiheit verwehrt. Da 
er es jedoch „nicht vermochte, seine Gesellschaftskonzeption von den Grundlagen der bürgerli- 
chen Gesellschaft abzulösen“, suchte er einen Ausweg. „Den einzig noch möglichen Ausweg 
bot, wie es schien, der Idealismus“ ($. 615). Fichtes Idealismus besteht darin, daß die in der 
bürgerlichen Gesellschaft nicht zu verwirklichende Freiheit in das Innere des Subjekts verlagert, 
d.h. gedanklich in eine imaginäre, von der Gesellschaft nicht belangbare, rein geistige Freiheit 
verwandelt wird. „Was die äußere Welt verwehrt, im Selbstbewußtsein des Ich ist es wiık- 
lich“ (S. 615). Damit ist die Freiheitskonzeption gerettet, aber um den Preis ihres kritischen, 
auf gesellschaftliche Veränderung drängenden Potentials. Der Idealismus Fichtes ist nach Tom- 
berg das Resultat einer durch die Verhältnisse diktierten Resignation, eben ein „Ausweg“, oder 
wie es an anderer Stelle heißt, er ist das Ergebnis eines „von der Wirklichkeit zurückgestoßenen 
Willens zur gesellschaftlichen Selbstbestimmung“ (S. 616). 


Im Anschluß an diese Passage geht Tomberg zu der Frage über, ob dem Idealismus 
insgesamt die gleichen Ursachen zugrundeliegen wie dem „besonderen Fall Fichte“; 
das heißt, Tomberg versucht, wie er es anspruchsvoll ausdrückt, „generell“ eine 
„Erklärung des merkwürdigen Phänomens der idealistischen Philosophie‘ zu ge- 
ben (S. 616). Dabei erfährt der Leser, daß diese Erklärung nicht eben schwer ist, 
nämlich daß die Philosophen durch die Jahrhunderte hindurch allesamt, genau wie 
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Fichte, nach Freiheit und Selbstbestimmung strebten (‚,.. . die von der Philosophie 
seit je intendierte Freiheit...“, S.625), und daß ihr Freiheitsdrang stets aufs 
Neue, wiederum wie bei Fichte, durch die schlechte Wirklichkeit gebrochen und in 
kompromißlerischen Idealismus verwandelt wurde: 


Schon in der griechischen Antike konstatiert Tombeıg bei Platon und Aristoteles einen unbeitr- 
baren „Willen zur Wirklichkeit einer frei sich selbst bestimmenden Gemeinschaft“ (S. 617). Der 
antike Freiheitswille habe sich jedoch infolge der „Zersetzung“ der griechischen Demokratie 
(S. 616) und des „Untergangs der Polis“ (S. 617) nicht verwirklichen können, so daß sich hier 
schon die typisch idealistische Resignationserscheinung einstellen mußte: die Flucht in die 
Innerlichkeit, die Verlagerung der Freiheit ins Geistige. „... Aristoteles ist es auch gewesen, 
der... den Ausweg aus der Enttäuschung an der gesellschaftlichen Wirklichkeit wies.“ Er 
brachte es fertig, „das eigentliche Menschsein losgelöst von der Bürgerexistenz in die geistige 
Existenz zu verlegen... “ (S. 617). 

Wie in der griechischen Antike ist nach Tomberg die Philosophie auch in der bürgerlichen 
Neuzeit ein Produkt aus Freiheitsdrang und unvollkommenen gesellschaftlichen Verhältnissen. 
Tombeıg befaßt sich zwar nur mit Descartes, stellt jedoch generell fest: „Was... bei Aristoteles 
in der Zeit eines noch niedergehaltenen Kapitalismus sich erst anbahnt, hat der neuzeitliche 
Idealismus in der Epoche, des kapitalistischen Durchbruchs konsequent zu Ende 
geführt“ (S. 618). Dieses „Ende“ bestehe darin, daß die Philosophie unter dem Druck der 
bürgerlichen Verhältnisse zwar am ursprünglichen Freiheitsgedanken festgehalten habe, aber 
»... die Totalität der Freiheit dort (suchte), wo sie dem Anschein nach allein noch wirklich 
sein Konnte: in der geistigen Existenz der Individuen‘ (S. 618). 

Nach einem kurzen Exkurs übers Mittelalter (in dem Tomberg erstaunlicherweise wieder „die 
idealistische Freiheitskonzeption‘“ am Werke sieht, und zwar sogar „in der in ihr maßgebenden 
Weltanschauung“, S. 619), kommt Tombeıg zu folgendem Fazit: „Wenn wir vom praktisch-po- 
litischen Sinn des Idealismus ausgehen, so zieht sich von Plato und Aristoteles bis zu Hegel die 
Kette ununterbrochen durch; ebenso ununterbrochen... erhält sich auch die praktische Un- 
möglichkeit einer vernünftigen, humanen Ordnung der menschlichen Gesellschaft‘ (S. 619). 


Wenn wir der Tombergschen Geschichtsphilosophie so lange hinterherkriechen, so 
nicht — das sei nochmals hervorgehoben — weil sie uns in diesem Zusammenhang so 
wichtig erschiene, sondern um dem Leser deutlich zu machen, daß der ganze erste 
Teil des Tomberg-Aufsatzes zur Abbildtheorie bzw. „Über den praktischen Sinn des 
Widerspiegelungs-Theorems“ (Titel) nichts aussagt. Was dieser Teil leistet, ist allen- 
falls, eine gewisse positive Voreingenommenheit für die Abbildtheorie als einer 
materialistischen Theorie zu erzeugen. 

Dies geschieht vermittels einer sonderbaren Erklärung der idealistischen Philo- 
sophie. Tombeıg unterstellt allen Philosophen, Idealisten wie Materialisten, überaus 
problematisch einen nimmermüden Drang nach Freiheit und Selbstbestimmung (ein 
Bild, das der Philosophenstand schon immer gerne von sich verbreitete) und erklärt 
dann die Besonderheit der idealistischen Philosophie als einen durch die Verhältnis- 
se erzwungenen „Ausweg“, nämlich als den Weg, den der ewige Freiheitsdrang der 
Philosophie einschlagen muß, wenn besonders widrige gesellschaftliche Umstände 
ihm entgegenstehen. Der Idealismus erscheint damit bei Tomberg als ein (wenn 
auch notwendiger) Kompromiß mit schlechten oder rückschrittlichen Verhältnis- 
sen — und sein Gegenstück, der Materialismus, als das Resultat ganz anderer, näm- 
lich normaler oder progressiver Verhältnisse: „...den Materialismus der alltägli- 
chen Praxis wieder geltend zu machen, mußte so lange vergeblich bleiben, wie die 
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Umstände es verwehrten, die im Idealismus intendierte Freiheit real-gesellschaftlich 
zu verwirklichen“ (S. 619) (32), 

So marxistisch diese Deutung aussieht, indem sie die philosophischen Bewußt- 
seinsprodukte nicht als freie Schöpfungen des menschlichen Geistes interpretiert, 
sondern mit der gesellschaftlichen Basis in Zusammenhang bringt und scheinbar 
auch aus ihr ableitet — dieser Deutung fehlt, um marxistisch zu sein, das Wichtigste: 
nämlich die Analyse der Wirklichkeit. Wie sehr diese Analyse fehlt bzw. von Tom- 
berg nur scheinbar geleistet wird, zeigt sich daran, daß Tomberg aus den Verhältnis- 
sen der griechischen Antike z.B. nur den Idealismus „abieitet“, die Existenz einer 
antiken materialistischen Philosophie aber vollkommen übersieht. Das heißt, Tom- 
berg wendet den Marxschen Satz, daß das gesellschaftliche Sein das Bewußtsein 
bestimme, nur schematisch an, begreift ihn nicht als Aufforderung zur Realanalyse 
und verkehrt ihn damit in sein Gegenteil: er sieht den antiken Idealismus und weiß 
sogleich, daß dieser Idealismus nur durch eine bestimmte, nämlich schlechte Wirk- 
lichkeit hat entstehen können — daß dieselbe Wirklichkeit, die den antiken Idealis- 
mus hervorbrachte, auch einen antiken Materialismus hat entstehen lassen, davon 
steht bei Tomberg kein Wort (33). Die fehlende Beschäftigung mit der historischen 
Wirklichkeit und, damit zusammenhängend, die bloß abstrakte „Anwendung“ des 
Marxschen Basis-Überbau-Satzes führt bei Tomberg zu dem Resultat, daß die Philo- 
sophie nicht aus der Wirklichkeit abgeleitet, sondern umgekehrt, daß in altbekann- 
ter Weise die Wirklichkeit entsprechend der Philosophie interpretiert wird. 

Jedoch: Obwohl der Stringenz der Tombergschen Logik nach in der freiheits- 
feindlichen bürgerlichen und vorbürgerlichen Zeit noch keine materialismusför- 
dernden Umstände geherrscht haben, konstatiert Tomberg im letzten Teil seiner 
Geschichtsphilosophie die Existenz eines englischen und französischen Materialis- 
mus zwischen dem 16. und 19. Jahrhundert, ja diese mächtige Strömung der bürger- 
lichen Philosophie wird von Tomberg ausreichend erwähnt. Der Leser ist über- 
rascht: unter den repressiven bürgerlichen Bedingungen hat also doch eine materiali- 
stische Philosophie entstehen können? 

Tomberg greift mit klärender Interpretation ein: Er erklärt den bürgerlichen 
Materialismus erstens zum Produkt des „progressiven Bürgertums“ (S. 621) — daß 
Philosophen wie Kant und Hegel damit zum reaktionären Teil der Bourgeoisie 
zählen und ein Hobbes zur Fortschrittsfraktion, kümmert ihn wenig (34) — und 


32 Bemerkenswert ist, daß der Idealismus vom Tombergschen Erklärungsansatz her so un- 
möglich erscheint, daß es ihn eigentlich gar nicht gibt: Idealismus ist bei Tombeıg verhin- 
derter Materialismus. 

33 Der antike Materialismus ist wohl kaum weniger bedeutend gewesen als der antike Idea- 
lismus. Dafür zeugen, um die wichtigsten Namen zu nennen, Thales, Anaximander, Hera- 
klit, Demokrit und Epikur. Dabei ist in unserem Zusammenhang besonders bemerkens- 
wert, daß Demokrit schon eine Abbildtheorie formulierte — ein Tatbestand, der nach 
Tombergs „Ableitung“ schlechterdings ausgeschlossen ist. 

Feiner ist daran zu erinnern, daß nach Marx Idealismus und Materialismus zwei Seiten 
einer Medaille sind; vgl. dazu bes.: Thesen über Feuerbach, 1845; in Marx-Engels-Werke, 
Bd. 3, Berlin 1962, S. 5 ff. 

34 An anderer Stelle heißt es, „die Avantgarde“ des Bürgertums sei „zeitweise zu bedeuten- 

den Teilen zur materialistischen Position übergegangen“ ($. 619). 
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zweitens, er erklärt den bürgerlichen Materialismus als eine Art „Mißverständnis“, 
das nur in einer besonderen Ausnahmesituation hat entstehen können: 


„Die bürgerliche Gesellschaft derart produktiv mißzuverstehen, war nur in einer bestimmten 
unwiederholbaren Konstellation des geschichtlichen Kräftespieis möglich .... ““ (35). 


Die „unwiederholbare Konstellation“, von der Tomberg spricht, dauerte rund 
400 Jahre — das heißt so lange etwa, wie die neuzeitliche bürgerliche Gesellschaft 
und die entsprechende bürgerliche Philosophie existiert. Abermals versäumt es Tom- 
berg also, die materialistische und die idealistische Philosophie als zwei Seiten einer 
Medaille zu zeigen, also beide aus der Existenz ein und derselben bürgerlichen 
Wirklichkeit abzuleiten; bzw. umgekehrt, abermals läßt Tomberg den Leser glauben, 
die bürgerliche Gesellschaft könne nur Idealismus hervorbringen, und der Materialis- 
mus (der unter bürgerlichen Verhältnissen nur als Ausnahme, als „produktives Miß- 
verständnis‘“ möglich erscheint) gehöre einer anderen Gesellschaftsform an. 

Wir haben oben gesagt, wir kröchen der Tombergschen Geschichtsphilosophie 
so lange hinterher, um zu zeigen, daß etwa zwei Drittel des Tomberg-Textes zum 
Thema, der Abbildtheorie, nichts sagen. Wir präzisieren jetzt: Der gewaltige Inter- 
pretationsaufwand durch zwei Jahrtausende Philosophie, den Tomberg leistet, ist 
darauf zugeschnitten, ohne konkretes Eingehen auf die Abbildtheorie den Leser 
dennoch positiv auf sie einzustimmen. Die Abbildtheorie Lenins erscheint in Tom- 
bergs Geschichtsphilosophie, ohne daß von ihr direkt die Rede ist, als eine durch 
freiheitliche Verhältnisse endlich möglich werdende, progressive, kämpferische, vom 
Freiheitswillen der Massen getragene, marxistische Erkenntnistheorie — der Leser 
kann kaum ahnen, daß eben diese Theorie hier nur durch gefühliges Drumherumre- 
den als marxistische Theorie legitimiert wird. 


Zweitens — der Beweis des „dialektisch“-materialistischen Charakters der Abbild- 
theorie: Im letzten Drittel seiner Abhandlung wendet sich Tomberg schließlich der 
Abbildtheorie zu. Er kommt sogleich zur Sache: Er berichtet, daß die Abbildtheorie 
gegenwärtig harter Kritik ausgesetzt ist, er referiert Korrekt, worin diese Kritik 
besteht (36), und er macht sich an die Arbeit, die referierte Kritik zu entkräften 


35 Die Fortsetzung des Zitats gibt ein anschauliches Beispiel für eine oberflächliche und 
zugleich um Marxismus bemühte Argumentation: „... des geschichtlichen Kräftespiels 
möglich: in jener Epoche nämlich, in der die aufsteigende bürgerliche Gesellschaft an die 
Grenzen des noch bestehenden Feudalsystems stieß und es in dem heranreifenden politi- 
schen Konflikt notwendig wurde, die gegenüber der mittelalterlichen Feudalität objektiv 
progressive Bürgergesellschaft in ihrer Besonderheit herauszusteilen und zu propagieren. 
Mit Blick auf das System feudaler Abhängigkeiten und in der Zwangslage erbitterter 
ideologischer Auseinandersetzung konnte sich die Freisetzung der Individuen zur Exi- 
stenz privater Warenproduzenten den progressiven Bürgern durchaus zum ersten Schritt 
auf dem Weg zu einer greifbar nahen vernünftigen und humanen Gesellschaftsordnung 
verklären. Die idealistische Hemmung durfte damit wegfallen und das materialistische 
“Alltagsbewußtsein wieder in sein Recht eintreten‘ ($. 620). 

36 „Die Kritik... richtet sich vor allem gegen zwei hauptsächliche Schwächen, die der 
Widerspiegelungstheorie angeblich unablösbar anhaften: Erstens wird beanstandet, daß 
die Aktivität des Subjekts im Erkenntnisgeschehen nicht berücksichtigt werden könne. 
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bzw. nachzuweisen, daß es sich bei der Abbildtheorie in ihrer heute gültigen Lenin- 
schen Form entgegen der Kritik um eine dialektische und marxistische Erkenntnis- 
theorie handelt. 

Wie sehen Tombergs Beweise aus? Wir haben im ersten Teil unseres Aufsatzes 
gezeigt, daß die Abbildtheorie von den historischen und gesellschaftlichen Bedin- 
gungen der Erkenntnisbildung abstrahiert, daß sie den Erkenntnisprozeß als reinen 
Naturprozeß erscheinen läßt, und daß sie nicht in der Lage ist, das Erkenntnissub- 
jekt (gemäß der Marxschen Einsicht) als ein von der je gegebenen Gesellschaft 
bestimmtes, aktives Subjekt zu begreifen. Unserer Argumentation nach ist es also 
unmöglich, in- der Abbildtheorie einen dialektischen Charakter nachzuweisen, bzw. 
unserer Argumentation nach können Tombergs Beweise keine wissenschaftlichen 
Beweise sein. Und in der Tat: das „Beweisverfahren“, das Tomberg nun einschlägt, 
ist schlicht empörend. 

Tomberg geht von der zentralen Leninschen Formulierung aus, die auch wir 
an den Anfang unserer Überlegungen stellten, nämlich daß die Realität „...von 
unseren Empfindungen kopiert, fotografiert, abgebildet wird...“ (37). Im An- 
schluß an das Zitat kommt ihm auch die naheliegende Frage: 


3»... Wo die Menschen als Produkte dieser an sich seienden Weit aufgefaßt sind, denen nichts 
anderes übrig bleibt, als sich mit ihrem Bewußtsein dem unabdingbar Gegebenen mehr oder 
weniger adäquat anzugleichen — bleibt da überhaupt noch Raum für verändernde 
Praxis...?“ (S. 624) 


— aber diese Frage hat für Tomberg nur rhetorische Bedeutung. Er stellt sie, um ihre 
Implikationen zurückzuweisen, bzw. um dem Leser deutlich zu machen, wie absurd 
es ist, der Leninschen Abbildtheorie einen undialektischen oder mechanischen Na- 
turalismus zu unterstellen. Dafür hat er vier Belege: 


Beleg Nummer eins: „Kein Zweifel, Lenin hat die... Widerspiegelungstheorie mit allem Nach- 
druck vertreten. Ebenso unzweifelhaft ist aber, daß er den Gesellschaftsprozeß nicht fatalistisch 
als spontan sich vollziehend auffaßte. Vielmehr wurde er nicht müde, eine möglichst große Zahl 
von Menschen zu jener politischen Praxis zu ermuntern, an die er die Zukunft der Menschheit 
geknüpft sah. Er hielt es sogar für erforderlich, eine straff organisierte, vom täglichen unermüdh- 
chen Einsatz all ihrer Mitglieder getragene Partei neuen Typs zu schaffen...“ (S. 624) 


Weil Lenin in seinem praktisch-politischen Verhalten nicht fatalistisch war, ist auch 
seine Erkenntnistheorie richtig? Gewiß, möglich ist ein solcher Zusammenhang. 
Aber warum führt Tomberg den Beweis nicht mit Argumenten der Abbildtheorie? 
Gibt sie das etwa nicht her? In Frage steht hier doch nicht Lenins Politik, sondern 
ob seine politischen Intentionen und Handlungen in seiner Theorie ihren Nieder- 
schlag gefunden haben, bzw. ob der von Lenin praktisch vertretene Marxismus auch 
systematisch in seine Schriften eingegangen ist. Daran scheint nach Tomberg kein 
Zweifel möglich. Auf die Frage, ob in Lenins Theorie (im Gegensatz zu seiner 
Praxis) unmarxistische oder gar bürgerliche Momente zu finden sind, antwortet 

Zweitens soll die vermittelnde und die Erkenntnisform jeweils historisch-konkret bestim- 


mende Rolle der Praxis unterschlagen worden sein.“ ($. 633 £.) 
37 Vgl. Anm. 4 
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Tomberg: 


Beleg Nummer zwei: „Lenin selbst jedenfalls sah sich anders. Er verstand sich Zeit seines 
Lebens als Schüler der Materialisten Marx und Engels.“ (S. 625) 


Was Lenins Theorie sich alles gefallen lassen muß! Sie muß es sich gefallen lassen, 
daß moderne marxistische Philosophen sie autoritär und unkritisch mit Namen statt 
mit Argumenten verteidigen, und daß sie, statt überprüft, bewiesen, Kritisch weiter- 
geführt oder auch widerlegt zu werden, wie ein unantastbares Heiligtum behandelt 
wird. Daß Lenin sich als Schüler von Marx und Engels verstand, ist so platt wie 
wahr. Wenn diese Feststellung von Tomberg wie eine beweiskräftige Neuigkeit ge- 
bracht wird — obendrein noch in einem Zusammenhang, in dem es explizit um die 
Frage des dialektischen Charakters der Abbildtheorie geht — dann können wir darin 
nur den einen Sinn entdecken: nämlich die Beweisnot der Abbildtheorie zu über- 
spielen, den Zweifel an ihr unter Berufung auf die großen Namen der Klassiker 
autoritär abzublocken und den unkundigen Leser einzulullen. Doch Tomberg hat 
einen weiteren Beleg: 


Beleg Nummer drei: „Lenin hat die Lehren von Marx und Engels nicht nur genauestens studiert, 
sondern er hat sie auch zur theoretischen Grundlage seiner eigenen politischen Praxis gemacht. 
Nur die Einsicht in die Grundgesetze der gegebenen Gesellschaft befähigte ihn, die besonderen 
Bedingungen, unter denen er zu handeln hatte, zu erkennen und richtig einzuschätzen, und nur 
deshalb gelang es ihm, jene Menschen um sich zu sammeln, die zu Wagnissen bereit, aber für 
Abenteuer nicht zu haben waren und auch in Zeiten der Niederlagen und der Stagnation nicht 
verzagten, da sie ja wußten, daß trotz allem die Zeit mit ihnen war... “ (S. 626) 


Gewiß, an sich haben all diese Sätze mit der Abbildtheorie nichts zu tun. Wir sind 
jedoch gezwungen, auf sie einzugehen, weil sie im Tomberg-Aufsatz Beweisfunktion 
haben, d.h. die „Argumente“ sind, die Tomberg zur Begründung des dialektischen 
Charakters der Abbildtheorie anführt. Und da erfahren wir nun: Lenins Theorie ist 
eine dialektische Theorie, erstens weil Lenin die Schriften von Marx und Engels 
genau gelesen hat, und zweitens, ‚weil er es kraft seiner so gewonnenen theoreti- 
schen Einsicht verstand, politisch erfolgreich zu handeln. „Nur die Einsicht in die 
Grundgesetze der gegebenen Gesellschaft befähigte ihn, die besonderen Bedingun- 
gen, unter denen er zu handeln hatte, zu erkennen und richtig einzuschätzen... “ 
Der Zusammenhang zwischen Theorie und Praxis, den Tomberg damit herstellt, ist 
grotesk: Genaues Studium der Lehren von Marx und Engels verhilft zur richtigen 
Einschätzung der gesellschaftlichen Verhältnisse und garantiert für politischen Er- 
folg. — Ja haben denn alle Marxisten, die nicht den politischen Erfolg eines Lenin 
aufweisen können, wie etwa Rosa Luxemburg, die Lehren von Marx und Engels 
nicht genau genug gelesen? Seit wann bestätigt sich die Wahrheit einer Theorie an 
dem, was die Gesellschaft mit ihr tut? 

Genauso problematisch, wie es ist, den politischen Erfolg zu einer Funktion 
der Lektüre der Klassiker zu machen, ist auch der Umkehrschiuß vom Eıfolg der 
Praxis auf die Richtigkeit jeder Theorie. Dieses ‚„Beweisverfahren“, mit dem Tom- 
beıg hier die Gültigkeit der Abbildtheorie nachzuweisen versucht, reduziert die 
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Wahrheit auf das, was sich real durchsetzt und ist seiner inneren Logik nach geeig- 


net, jede politische Realität zu legitimieren. 


Für Leser, die nun immer noch an der Abbildtheorie zweifeln, hat Tomberg 


noch ein letztes Argument bereit: 
Beleg Nummer vier: „Ausdrücklich und ausschließlich Marxisten waren die Adressaten seiner 


(Lenins) Argumentation, also Menschen, die dem gesellschaftlichen Geschehen eben nicht zu- 
schauend gegenüberstanden, sondern ihre Erfahrungen aus ihrem unermüdlichen politischen 
Wirken heraus gewannen und von daher schon unausgesprochen wußten, daß Erkenntnis sich 


durch Praxis vermittelt... ‘““ (S. 627) Und: 


„Er (Lenin) stand nicht an, die erkennende Abbildung der Realität mit einer Kopie, einer 


Fotografie zu vergleichen. Den Vorwurf, damit in den anschauenden Materialismus zurückgefal- 
len zu sein, hatte er von seinen marxistischen Kampfgefährten nicht zu befürchten.“ (S. 628) 


Tombergs letztes Beweismittel kehrt sich gegen die Abbildtheorie selber: kein seriö- 
ses Argument könnte sie und ihren wichtigsten Urheber so diskreditieren, d.h. 
unwissenschaftlich erscheinen lassen, wie die von Tomberg explizit vorgenommene 
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Arbeiterbewegung 


England: 

Autonome Klassenkümpfe in England 1945—1972 
von Cajo Brendel 

130 S. ; 6,— DM / ISBN 3-87956-037 -4 

Cajo Brendel stützt sich in seiner Untersuchung auf 
die Streik- und Kampferfahrungen der britischen Ar- 
beiter und setzt in seiner Untersuchung das Schwer- 
gewicht auf die Auseinandersetzungen der auto- 
nomen Arbeiterkämpfe gegen Gewerkschafts- und 
Parteibürokratie. 


Deutschland: 

Gustav Landauer und die Revolutionszeit 1918/19 
von Virich Linse 

250 5. 14,— DM ' ISBN 3-87956-026-9 

Es werden erstmals bisher kaum zugängliche Doku- 
mente und Berichte aus der bayerischen Räterepublik, 
von den Arbeiter- und Soldatenräten veräffentlicht 
unter besonderer Berücksichtigung der Aktivitäten 
Gustav Landauvers. 


Italien: 

Die revolutionären Aktionen der italienischen Ar- 
beiter und Bauern und die Rolle Errico Malatestas 
von Max Nettlau 

210 S. :7,— DM / ISBN 3-87956-012-9 

Nettlau beschreibt eine der wichtigsten Etappen in 
den soziolen und ökonomischen Kämpfen Italiens. 
Die seit Mitte des 19. Jahrhunderts sich entwickeln- 
den Auseinandersetzungen sind ohne die Rolle der 
anarchistischen und anarcho-syndikalistischen Arbei- 
ter- und Bauernbewegung undenkbar. Errico Mala- 
testa griff in diese Klassenkämpfe und Widerstands- 
bewegungen praktisch mit ein und formulierte auf 
dem Hintergrund der Auseinandersetzungen seine 
theoretischen Vorstellungen. 


Deutschland: 


Das Fundament und die Organisierung der sozialen 
Revolution 

von Karl Plättner 

44 5. / 2,20 DM / ISBN 3-87956-016-1 

Plätiner diskutiert das Verhältnis zwischen der Funk- 
tion ‘der Partei und den Aufgaben der Räte; er ent- 
wickelt ein Rätemodell, dos sich schrittweise von der 
dominierenden Bestimmung der Partei entfernt. 


Spanien: 

Spanische Revolution 

von Gerald Brenan — Einleitung Achim v. Borries 
110 5. / 5,— DM ; ISBN 3-87956-019-6 

Deutsche Erstübersetzung 

Es wird die Vorgeschichte der spanischen Revolution 
untersucht, ferner die theoretischen, kulturellen und 
politischen Hintergründe der spanischen Arbeiter- 
und Bauernbewegung und die Rolle der größten spa- 
nischen Arbeiterorganisation, der CNT. 


Bewaffnung des Volkes — Aufbau, Organisierung 
und Kampf der Volksmiliz im spanischen Bürgerkrieg 
von D. u. A. Prudhommeaux — 

Einleitung Car! Einstein 

64 5. / 5,-- DM / ISBN 3-87956-022-6 

Deutsche Erstübersetzung 

Der bewaffnete Kampf der spanischen Arbeiter und 
Bauern gegen den Faschismus, die Organisierung 
dieser Kämpfe durch die anarchosyndikalistische CNT 
und die anarchistische FAl zeigen, daß der Arbeiter 
und Bauer weniger als Soldat, als Militarist, sondern 
als klassenbewußter Proletarier, als Befreier handelt, 
der in den Kämpfen auch die sozialrevolutionären 
Aspekte in die Tat umsetzte. 
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